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A Die neuen Länder - 20 Jahre nach der Friedlichen Revolution 


1 Mutiger Aufbruch: Die Ergebnisse der 
Friedlichen Revolution 

Das Jahr 2009 steht in besonderer Weise im Zeiehen der 
Friedliehen Revolution und der mutigen Proteste und De- 
monstrationen im Herbst 1989 in der DDR. Vor zwanzig 
Jahren haben sie den Grundstein für die Demokratie in 
Ostdeutsehland und mit dem Fall der Mauer aueh für die 
Überwindung der Teilung unseres Landes gelegt. 

Das Ende der SED-Herrsehaft und die Freiheit, die mit 
der Friedliehen Revolution gewonnen wurde, kommen 
vielen Mensehen heute selbstverständlieh vor. Dass die 
Diktatur aueh hätte Fortbestehen können, erseheint kaum 
noeh vorstellbar. Tatsäehlieh aber war die Perspektive des 
Jahres 1989 genau umgekehrt: Dass es den Bürgerinnen 
und Bürgern tatsäehlieh gelingen würde, die Mäehtigen 
zu stürzen und Freiheit und Demokratie zu erlangen, er- 
sehien bis in den Oktober 1989 hinein nahezu ausge- 
sehlossen. 

Es bedurfte des Mutes, das Unwahrseheinliehe zu wagen 
und sieh in eine Auseinandersetzung zu begeben, die ei- 
gentlieh aussiehtslos ersehien. Hierzu waren zunäehst nur 
wenige bereit. Viele Bürgerinnen und Bürger, die am 
9. Oktober in Leipzig und in anderen Städten der DDR 
auf die Straße gingen, hatten durehaus große Angst, denn 
kurz zuvor war es in Dresden und Berlin zu massiven 
Übergriffen der staatliehen Sieherheitsorgane auf Protes- 
tierende gekommen. Ihre Chaneen sehienen sehleeht, und 
sie trugen aueh ein hohes persönliehes Risiko. Nur weil 
sie es dennoeh wagten und trotz massiver Einsehüehte- 
rungsversuehe auf die Straße gingen, konnten sie immer 
mehr Mensehen für ihre Profesfe gewinnen und damif ein 
Signal sefzen, das den Anfang vom Ende der Diktatur 
kennzeiehnete. 

Dass die Friedliehe Revolution weitgehend friedlieh 
blieb, gehört zu den erstaunliehsten und glüekliehsten 
Momenten der deutsehen Gesehiehte. Die Sieherheitsor- 
gane der DDR waren hoeh gerüstet und siehtbar präsent. 
Gewalt von Seiten der Demonstrantinnen und Demon- 
stranten hätte der Staatsmaeht einen willkommenen An- 
lass geliefert, massiv zurüekzusehlagen. Dass es dazu 
nieht kam, zeugt vom großen Verantwortungsbewusstsein 
der Protestierenden. 

Die Friedliehe Revolution war Teil eines Prozesses, der 
sieh im gesamten Ostbloek abspielte. Sie wäre nieht 
denkbar gewesen ohne den KSZE-Prozess und die Bür- 
gerreehtsbewegungen in mittel- und osteuropäisehen 
Ländern Jahre zuvor und nieht zuletzt ohne die Politik der 
Perestroika in der Sowjetunion. Seit dem Maehtantritt 
Miehail Gorbatsehows hatten sieh die äußeren Rahmen- 
bedingungen der SED-Herrsehaft deutlieh verändert, war 


der Ostbloek spürbar in Bewegung geraten. Für viele 
Mensehen in der DDR gingen von diesen Entwieklungen 
große Hoffnungen aus. Dies wurde zu einem wiehtigen 
Impuls für die Friedliehe Revolution. Insbesondere die 
deutliehen Sehritte hin zu einer eehten Demokratisierung 
in Polen und Ungarn maehten Mut. Dies darf bei der Er- 
innerung an die Friedliehe Revolution nieht vergessen 
werden. 

Die Öffnung der Berliner Mauer kam buehstäblieh dureh 
den Druek der Bevölkerung zustande. Der 9. November 
1989 wurde damit zu einem zentralen Datum des Kamp- 
fes für Freiheif und Mensehenreehfe in der deufsehen Ge- 
sehiehte. Gleiehzeitig versehob sieh mit ihm die politi- 
sehe Zielriehtung breiter Teile der Bevölkerung immer 
mehr von einer Demokratisierung der DDR hin zu einem 
nun realisierbar erseheinenden Ende der DDR und einem 
wiedervereinigten Deutsehland. Die Mensehen, die vor- 
her skandiert hatten „Wir sind das Volk!“, riefen jetzt 
„Wir sind ein Volk“ und „Deutsehland einig Vaterland“. 
Gleiehzeitig hielt die Ausreise vieler Mensehen aus der 
DDR in die Bundesrepublik ungebremst an. Der Weg zur 
deutsehen Einheit war damit vorbereitet. Dabei waren die 
zuvor erkämpften Freiheitsreehte die Voraussetzung für 
die wehere Entwieklung. Die in der DDR errungene Frei- 
heit ermögliehte überhaupt erst die 1990 erreiehte deut- 
sehe Einheit. 

Mit der Durehsetzung des Zentralen Runden Tisehes in 
Berlin sowie der Runden Tisehe auf lokaler, kommunaler 
und Bezirksebene war es den neuen politisehen Gruppie- 
rungen gelungen, den friedliehen Protest in konkrete Poli- 
tik zu verwandeln. Bis zur Konstituierung eines frei ge- 
wählten Parlaments existierten mit den Runden Tisehen 
somit erstmals eehte Institutionen zur Ausübung von Bür- 
gerkontrolle über die staatliehe Maehtausübung in der 
DDR. 

Im Umbrueh 1989 wurde aueh offensiehtlieh, dass nieht 
nur das politisehe System, sondern aueh der 40-jährige 
Versueh eines zentralstaatlieh geplanten Wirtsehaftssys- 
tems geseheitert war. Die Kemursaehe der wirtsehaftli- 
ehen und sozialen Probleme lag in der allgegenwärtigen 
und umfassenden politisehen Einflussnahme auf Produk- 
tionsentseheidungen, Marktprozesse und persönliehe 
Werdegänge und der damit verbundenen Unterdrüekung 
von Eigeninitiative und Eigenverantwortung. 

Die Analyse der wirtsehaftliehen Lage im Herbst 1989, 
die der Vorsitzende der wirtsehaftliehen Plankommission, 
Sehürer, im Auftrag des SED-Politbüros erstellte, ver- 
deutlieht eindrueksvoll die katastrophale Lage. Das 
Wirtsehafts- und Sozialsystem war international kaum 
wettbewerbsfähig und konnte die Grundversorgung der 
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Bevölkerung mittelfristig nieht mehr sieherstellen. Ge- 
messen am realen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf er- 
reiehte die DDR 1989 nur etwa ein Drittel des Niveaus 
der Bundesrepublik; die Produktivität lag 1988 bei nur 
etwa 20 bis 25 Prozent des westdeutsehen Vergleiehswer- 
tes. Der erheblieh höhere Arbeitsaufwand für die Herstel- 
lung vergleiehbarer Produkte konnte aueh dureh längere 
Arbeitszeiten nieht kompensiert werden. Im Jahr 1989 
deekten die Devisenerlöse aus Exporten nur noeh 35 Pro- 
zent der Westimporte, Zinsen und Tilgung ab. Die DDR 
steuerte aufgrund von Übersehuldung auf eine drohende 
Zahlungsunfähigkeit zu. 

Die ökonomisehen Probleme gingen einher mit einer 
dureh unterlassene Investitionen maroden Infrastruktur 
und einer dureh rüeksiehtslose Produktionsmethoden 
stark zerstörten Umwelt. Das Straßennetz war versehlis- 
sen, viele Wohnungen unbewohnbar. Dureh die starke 
Versehmutzung fast aller Binnengewässer und die unzu- 
reiehende Abwasserbehandlung konnte eine gesundheit- 
lieh unbedenkliehe Qualität des Trinkwassers nieht mehr 
gewährleistet werden. Dazu kamen gesundheitliehe Sehä- 
digungen dureh die europaweit höehste Pro-Kopf-Belas- 
tung mit Sehwefeldioxid und Staub. 

Die Mensehen antworteten im Herbst 1989 auf diese Zu- 
stände mit dem doppelten Druek von Massenprotesten 
und Massenausreisen. Mit bloßen personellen Verände- 
mngen an der Spitze von Partei und Staat ließ sieh das 
Ende der SED-Herrsehaft nieht mehr aufhalten. Die Men- 
sehen wollten grundlegende Änderungen und das Reeht, 
ihre Interessen und Meinungen dazu öffentlieh zu artiku- 
lieren. Dabei kamen ganz untersehiedliehe Auffassungen, 
Ansehauungen, Wünsehe und Hoffnungen zum Ausdruek. 
Es entstanden Interessengruppen, Parteien und Vereine, 
die ein breites Spektrum untersehiedlicher Ziele vertra- 
ten. Es wurde nun deutlieh, wie vielsehiehtig die ostdeut- 
sehe Gesellsehaft war. Die von der SED inszenierte Ein- 
förmigkeit wieh einer neuen Vielfalt. Freiheit und 
Demokratie wurden vollständig errungen, ein Parlament 
und eine neue Regierung demokratiseh gewählt und der 
Neuanfang dureh das breite politisehe und gesellsehaftli- 
ehe Engagement vieler Bürgerinnen und Bürger getragen. 
Die DDR wandelte sieh damit in einen freien und demo- 
krati sehen Staat. 

Heute, 20 Jahre später, können die Mensehen in Ost und 
West stolz sein auf das, was seit der Friedliehen Revolu- 
tion und der Wiedervereinigung gemeinsam erreieht 
wurde. Der Verfall vieler Innenstädte ist aufgehalten. Die 
verheerende Umweltversehmutzung wurde gestoppt, 
viele Altlasten beseitigt und der Weg für eine naehhaltige, 
wirtsehafllieh dynamisehe und ökologiseh verträgliehe 
Entwieklung geebnet. Das Verkehrsnetz wurde in großem 
Umfang saniert. Der Zugang zu Bildungsgängen riehtet 
sieh naeh Eignung, Leistung und Neigung. 

Wir erleben aber aueh, dass in Deutsehland manehe Bür- 
gerinnen und Bürger der Demokratie zunehmend gleieh- 
gültig gegenüber stehen, und dass das Vertrauen in demo- 


kratisehe Verfahren und Institutionen sinkt. Diese 
Entwieklung ist bedenklieh, denn Demokratie lebt vom 
Engagement und dem Einsatz der Mensehen für ihre öf- 
fentliehen Angelegenheiten. Die Erinnerung an die Fried- 
liehe Revolution und an die gemeinsame Aufbauleistung 
seit 1990 sollte uns aueh heute noeh Kraft und Zuversieht 
geben. 

2 Viel erreicht: Der wirtschaftliche 
Konvergenzprozess seit 1989 

2.1 Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
in Ostdeutschland bis heute 

Bei allen Sehattenseiten und Härten, die für viele Ost- 
deutsehe mit dem tiefgreifenden wirtsehaftliehen Struk- 
turwandel naeh der Friedliehen Revolution verbunden 
waren und bis heute sind (zu Arbeitslosigkeit und struktu- 
rellen Defiziten der ostdeutsehen Wirtsehafl siehe weiter 
unten in diesem Absehnitt), ist die Erneuerung der wirt- 
sehaftliehen Basis in den ostdeutsehen Ländern gut vo- 
rangekommen. Auf gesamtwirtsehaftlieher Ebene zeigt 
sieh dies an der Entwieklung des je Einwohner erwirt- 
sehafteten Bruttoinlandsprodukts (BIP), für die seit 1991 
drei Phasen kennzeiehnend waren. ' 

Die ersten Jahre naeh der Wiedervereinigung waren 
dureh ein starkes Aufholwaehstum in den ostdeutsehen 
Ländern gekennzeiehnet. Das je Einwohner erstellte BIP 
stieg von 42,8 Prozent im Jahr 1991 (neue Länder ohne 
Berlin: 33,5 Prozent) auf 68,3 Prozent des westdeutsehen 
Niveaus im Jahr 1996. Unterstützt dureh große Finanz- 
transfers wurden immense Anstrengungen unternom- 
men, die marode Infrastruktur zu erneuern und auszu- 
bauen sowie die dringend renovierungsbedürftigen 
Bauten Instand zu setzen. Dies erzeugte in der ostdeut- 
sehen Wirtsehaft einen Boom im Baugewerbe und den 
hiermit eng verbundenen Industrie- und Dienstleistungs- 
bereiehen. ln der zweiten Phase - bis zum Jahr 2000 - 
kam der Anpassungsprozess dureh das Auslaufen des 
Baubooms vorübergehend zum Erliegen. Die auf die 
Einwohnerzahl bezogene Wirtsehaftsleistung ging im 
Vergleieh zu Westdeutsehland sogar wieder leieht zu- 
rüek, auf 67,2 Prozent des westdeutsehen Niveaus im 
Jahr 2000. 

Die wirtschaftliche Konvergenz kommt seit dem Jahr 
2000 wieder voran 

ln der dritten Phase, von 2000 bis 2008, ist der wirtsehaft- 
liehe Aufholprozess wieder in Gang gekommen, wenn 
aueh mit deutlieh geringerer Gesehwindigkeit als zu Be- 
ginn der neunziger Jahre. Das BIP je Einwohner ist in 
diesem Zeitraum von 67 Prozent auf 71 Prozent des west- 
deutsehen Durehsehnittsniveaus gestiegen. 


' Die Zahlenangaben zu Ostdeutschland in diesem Abschnitt beziehen 
sich jeweils auf die neuen Länder einschließlich Berlin. Abweichun- 
gen davon werden im Text angegeben. 
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Abbildung 1 


Entwicklung des BIP je Einwohner in den ostdeutschen Ländern 
(Westdeutschland = 100) 



Bruttoinlandsprodukt je Bnwohner 


Pro Kopf gerechnet erhöhte sich das BIP zwischen 2000 
und 2008 in den neuen Ländern um 14,1 Prozent (ohne 
Berlin gerechnet sogar um 19,1 Prozent), in den alten 
Ländern dagegen nur um 9,1 Prozent. Sichtbar wird die- 
ser Konvergenzprozess auch an verschiedenen anderen 
Indikatoren, u.a. am Zuwachs der Produktivität und dem 
wachsenden Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der 
gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung (BWS). Be- 
merkenswert ist, dass es mittlerweile in den neuen Län- 
dern fast ebenso viele Untemehmensgründungen pro 
1 000 Einwohner gibt wie in den alten Ländern. 

Tabelle 1 


Strukturelle Konvergenz 


Strukturell haben sich Ost- und Westdeutschland weiter 
angenähert. Zwischen 2000 und 2008 haben sich wich- 
tige Leistungsgrößen weiter an die westdeutsche Be- 
zugsgröße (100 Prozent) angenähert: 


2000 

2008 

BIP/Einwohner 

67 Prozent 

71 Prozent 

Produktivität 

75 Prozent 

79 Prozent 

Exportquote* 

56 Prozent 

72 Prozent 

Selbständigenquote* 

84 Prozent 

100 Prozent 

Kapitalstock/** 

Beschäftigten 

78 Prozent 

84 Prozent 


Zahlen für 2007 
Zahlen für 2006 


Auch seit 2000 ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
in den ostdeutschen Ländern noch durch sektorale Anpas- 
sungsprozesse gebremst worden, so dass sich die Wachs- 
tumskräfte nicht voll entfalten konnten. Das Baugewerbe 
ist zunächst weiter geschrumpft. Dieser Trend konnte im 
Jahr 2007 jedoch erstmals umgekehrt werden. Dämpfend 
wirkt sich darüber hinaus auch die allmähliche Rückfüh- 
rung der überproportionalen Ausgaben in den öffentli- 
chen Haushalten der Länder und Kommunen aus. Wie im 
Baugewerbe ist auch dieser Anpassungsprozess jedoch 
letztlich unvermeidlich. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung verdeutlicht zudem, 
dass der Abstand in der Wirtschaftsleistung zwischen Ost 
und West noch immer beträchtlich ist. Die Ursachen lie- 
gen dabei auch in einigen strukturellen Defiziten. Dazu 
zählen u. a. eine vergleichweise geringere Zahl großer ka- 
pitalkräftiger Unternehmen. Die ostdeutsche Wirtschaft 
ist nahezu ausschließlich durch kleine und mittlere Unter- 
nehmen und nur einige wenige größere Betriebe geprägt. 
Dies hat Konsequenzen z. B. im Bereich der industriellen 
Forschung. Weniger als 5 Prozent der industriellen FuE- 
Aufwendungen in Deutschland werden in den neuen Län- 
dern getätigt. In einer Welt des schnellen technologischen 
Wandels kann dies ein Entwicklungsnachteil sein. 

Die neuen Länder nähern sich den strukturschwachen 
westdeutschen Ländern an 

Als Vergleichsmaßstab für die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung in Ostdeutschland wird meistens das westdeut- 
sche Durchschnittsniveau herangezogen. Dieser Vergleichs- 
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maßstab hat - wie alle Vergleichsmaßstäbe - Stärken und 
Schwächen. So muss beispielsweise berücksichtigt wer- 
den, dass die wirtschaftliche Leistungskraft auch inner- 
halb Westdeutschlands erheblich variiert.^ Diese Streuung 
geht - wie die zwischen Ost- und Westdeutschland - auf 
Unterschiede in der regionalen Arbeitsplatzdichte, der 
Wirtschaftsstruktur und andere Faktoren zurück, die sich 
nur längerfristig verändern. 

Abbildung 2 zeigt das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 
und die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer in den 
einzelnen Bundesländern im Jahr 1991 und 2008. Die 
Abbildung macht dreierlei deutlich: Erstens weisen beide 
Indikatoren für die wirtschaftliche Leistungskraft zwi- 
schen den Bundesländern erhebliche Unterschiede auf; 
nur einzelne Bundesländer haben eine wirtschaftliche 
Leistungskraft, die annähernd dem gesamtdeutschen 
Durchschnittsniveau entspricht. Zweitens wird deutlich, 
dass sich der Abstand zwischen den neuen und den alten 
Ländern zwischen 1991 und 2008 erheblich verringert 


2 So streut das BIP je Einwohner - bezogen auf den bundesdeutschen 
Durchschnitt - in den westdeutschen Flächenländem im Jahr 2008 
von 85,5 Prozent in Schleswig-Holstein bis 117,1 Prozent in Bayern. 
In den neuen Ländern (ohne Berlin) liegt es 2008 ziemlich dicht um 
den mittleren Wert von 72,9 Prozent. Die Bruttolöhne und Gehälter 
je Arbeitnehmer variieren 2008 in den westdeutschen Flächenländem 
von 90,3 Prozent des Bundesdurchschnitts in Schleswig-Holstein bis 
1 10,8 Prozent in Hessen. In den neuen Ländern (ohne Berlin) liegen 
sie 2008 bei 80,6 Prozent des Bundesdurchschnitts. 


hat. Drittens zeigt die Abbildung, dass es auch im Jahr 
2008 noch einen sichtbaren Abstand zwischen der wirt- 
schaftlichen Leistungskraft der neuen Länder und derjeni- 
gen der strukturschwächeren westdeutschen Länder gibt. 
Diese „Konvergenzlücke“ ist jedoch erheblich geringer 
als der Abstand zum gesamtdeutschen Durchschnittsni- 
veau. Sie hat sich auch seit dem Jahr 2000 deutlich ver- 
kleinert. 

Sollten die seit dem Jahr 2000 bestehenden Wachstums- 
unterschiede beim BIP je Einwohner zwischen den Bundes- 
ländern fortbestehen, wäre eine wirtschaftliche Konvergenz 
zwischen den neuen Ländern und strukturschwächeren 
westdeutschen Ländern bis zum Jahr 2019, dem Ende des 
Solidarpaktes 11, eine absehbare Perspektive. 

Wenn es gelingt, bis zum Jahr 2019 die ostdeutschen Län- 
der auch wirtschaftlich an die strukturschwächeren west- 
deutschen Länder heranzuführen, wäre dies bereits ein 
großer Erfolg. Durch die gemeinsamen Anstrengungen 
der Bürger in Ost und West ist dieses Ziel erreichbar. 

2.2 Die Industrie gewinnt an Kraft 

Das Verarbeitende Gewerbe ist in Ostdeutschland in den 
vergangenen drei Jahren dynamisch gewachsen mit einer 
durchschnittlichen Wachstumsrate von 7,5 Prozent pro 
Jahr (alte Länder: 4,3 Prozent). Dagegen blieben die Bau- 
wirtschaft (-0,2 Prozent) und der große Bereich der 
Dienstleistungen (1,6 Prozent), wozu auch der rückläu- 
fige öffentliche Bereich zählt, noch immer zurück. 


Abbildung 2 
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Tabelle 2 


Dynamisches Wachstum der Industrie 


Ostdeutschland konnte seit 2006 ein dynamisches In- 
dustriewachstum verzeichnen: 


BIP- Wachstum 
in Prozent 

BWS-Wachstum 

Industrie 

2006 

3,1 

9,9 

2007 

2,4 

9,3 

2008 

1,2 

3,4 


Im zweiten Halbjahr 2008 ließen die Expansionskräfte 
allerdings deutlieh nach, und die krisenbedingten Ein- 
brüche bei Auftragseingängen, Produktion und Export 
erreichten auch das Verarbeitende Gewerbe in Ost- 
deutschland. Für das gesamte letzte Jahr konnte immerhin 
noch ein Zuwachs von 3,4 Prozent (alte Länder ohne Ber- 
lin 0,7 Prozent) verzeichnet werden. Seit dem Jahr 2000 
ist die industrielle Wertschöpfung in Ostdeutschland um 
insgesamt 54,8 Prozent gestiegen, ohne Berlin waren es 
sogar 64,1 Prozent. Ihr Anteil an der Bruttowertschöp- 
fung (BWS) wuchs von 15,3 Prozent im Jahr 2000 auf 
19,6 Prozent im Jahr 2008 (neue Länder hier ohne Berlin) 
und liegt damit bereits höher als in den meisten Industrie- 
ländern (Vereinigtes Königreich 12,6 Prozent, Italien 


19,2 Prozent, Frankreich 10,4 Prozent und USA 13,3 Pro- 
zent, OECD-Zahlen 2007). Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass das Gewicht der Industrie innerhalb der gesamtwirt- 
schaftlichen BWS seit 2000 auch in Westdeutschland auf 
derzeit 24,5 Prozent angewachsen ist. Würde sich der 
Trend fortsetzen, könnte 2015 ein ähnlicher Industriean- 
teil wie in den alten Ländern erreicht sein.^ 

Die dynamische Entwicklung der Vorjahre im industriel- 
len Bereich hat sich damit fortgesetzt, und die ostdeut- 
sche Industrie hat 80 Prozent des vergleichbaren west- 
deutschen Anteils an der Bruttowertschöpfung erreicht. 
Ostdeutschland ist heute ein attraktiver Industriestandort, 
insbesondere durch die verbesserte preisliche Wettbe- 
werbsfähigkeit. Die Lohnstückkosten im Verarbeitenden 
Gewerbe Ost lagen 2008 bei nur 88 Prozent des Niveaus 
in den alten Bundesländern. 

Betrachtet man die Industrialisierung der einzelnen Bun- 
desländer ergeben sich z. T. erhebliche Unterschiede. So 
entspricht der Anteil der Industrie an der BWS im Jahr 
2008 in Thüringen mit 23,7 Prozent nahezu dem west- 
deutschen Durchschnitt. Auch Sachsen- Anhalt mit einem 
Anteil von 21,7 Prozent und Sachsen (21,0 Prozent) lie- 
gen dicht auf 


^ Strukturelle Konvergenz und regionale Entwicklung in Ostdeutsch- 
land, Institut der deutschen Wirtschaft, 2009. 


Abbildung 3 

Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der BWS in Prozent in den nenen Bnndesländern, 

1991 bis 2008 
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Industrienahe Dienstleistungen noch schwach, 
aber mit guten Entwicklungschancen 

Nachteilig wirkt sich das Fehlen großer Unternehmens- 
Zentralen auch auf die Herausbildung überregional tätiger 
untemehmensnaher Dienstleister aus, wie z. B. Unterneh- 
mens- und Rechtsberatung, Kreditgewerbe und Finanzie- 
mng oder Software- und Ingenieurbüros. Diese untemeh- 
mensnahen Dienstleister, seit Jahren weltweit die 
wichtigsten Wachstumstreiber, sind in den neuen Ländern 
noch unterrepräsentiert, ln den vergangenen 20 Jahren 
haben sie sich dennoch gut entwickelt. So nahm die Brut- 
towertschöpfung in den Bereichen Finanzierung, Vermie- 
tung, Untemehmensdienstleistungen von umgerechnet 
26,9 Mrd. Euro in 1991 auf 92,7 Mrd. Euro in 2008 zu. 
Der Anteil dieser Dienstleistungen an der gesamten Brut- 
towertschöpfung in den neuen Bundesländern erhöhte 
sich von 17,3 auf 27,4 Prozent. Gegenüber den alten Bun- 
desländern verkürzt sich damit der Abstand auf 
2,2 Prozentpunkte. Die Zahl der Erwerbstätigen nahm in 
den genannten Bereichen von 1991 bis 2008 um rund 
600 000 zu. Allein in den letzten beiden Jahren lag der 
Zuwachs bei 80 000 Erwerbstätigen. 

Ein anderer spezieller Zweig der Dienstleistungswirt- 
schafl, die Tourismusbranche, hat gute Wachstumsaus- 
sichten, gerade auch in strukturschwächeren Regionen. 
Derzeit liegt das direkte und indirekte Beschäftigungspo- 
tenzial bei ca. 450 000 Erwerbstätigen. Das entspricht 
etwa 8 Prozent aller Erwerbstätigen in den neuen Län- 
dern. 

Neue wetthewerhsfähige Unternehmen sind 
im Entstehen 

Ein 2008 veröffentlichtes Ranking"^ der wachstumsstärks- 
ten Kleinuntemehmen Deutschlands listet auch etliche 
Firmen aus Ostdeutschland, darunter sogar die beiden 
wachstumsstärksten des Rankings. Ausgewählt wurden 
Unternehmen, die in ihrer Branche zu den Top 3 weltweit 
bzw. in Europa zählen, deren Umsatz im Jahr 2005 noch 
unter 50 Mio. Euro gelegen hat, und die in den vergange- 
nen drei Jahren um mindestens 10 Prozent jährlich ge- 
wachsen sind. 

Viele der wachstumsstärksten Unternehmen kommen aus 
dem High-Tech-Bereich. So auch zum Beispiel das 
Dresdner Biotechnologieuntemehmen Novaled, das als 
Wachstums stärkstes Unternehmen auf der Liste steht. Es 
ist weltweit führender Anbieter von organischen LEDs 
(OLEDs) - extrem dünnen Lichtquellen. Einsetzbar ist 
die energieeffiziente Technologie für die Beleuchtung 
und für Displays. Das Unternehmen ist eine Ausgründung 
der Technischen Universität Dresden aus dem Jahr 2001. 
Es begann mit vier Physikern und beschäftigt heute rund 
100 Mitarbeiter. Es hat Methoden entwickelt, die OLEDs 
heller und effizienter machen. 


Deutschlands kommende Weltmeister, Handelsblatt-Ranking, 24. Ok- 
tober 2008. 


Gute Chancen in Zukunftsfeldern 

So wirkt sich das Wachstum einiger zwar gesamtwirt- 
schaftlich noch kleiner, aber sich sehr dynamisch entwi- 
ckelnder technologischer Zukunftsfelder positiv auf die 
wirtschaftliche Entwicklung der neuen Länder aus. Hierzu 
können u. a. die Energie- und Umwelttechnologien, die 
Informations- und Kommunikationstechnologie, die Na- 
notechnologie/Neue Werkstoffe, die Biotechnologie, die 
Gesundheitsforschung und Medizintechnik sowie die Op- 
tischen Technologien gezählt werden. 

Die Energie- und Umwelttechnologien entwickelten sich 
in den vergangenen Jahren besonders erfolgreich. Die 
Umwelttechnologie hat sich dabei klar zu einem Job- 
motor für Ostdeutschland entwickelt, ln der Solarindus- 
trie in Ostdeutschland z. B. haben sich innerhalb weniger 
Jahre aufgrund günstiger Standort- und Förderbedingun- 
gen zahlreiche Akteure der gesamten Wertschöpfungs- 
kette - Unternehmen und Forschungseinrichtungen - an- 
gesiedelt. Weltweit stammt jede sechste produzierte 
Solarzelle aus den neuen Bundesländern. Somit sind die 
neuen Länder zu einem international bedeutsamen Stand- 
ort für die Solartechnik aufgestiegen. 

Ebenfalls zu den expansiven Industrien in Ostdeutschland 
zählt die chemische Industrie. Sie steigerte ihre Produk- 
tion seit 2000 mit 48,4 Prozent besonders stark. Und auch 
in weiteren modernen Branchen bilden sich regionale 
Wachstumszentren wie beispielsweise in der Optotronik, 
der Luft- und Raumfahrtindustrie, der Medizin- und Bio- 
technologie und den Werften heraus. 

Für die weitere Gründung und Expansion innovativer 
technologieorientierter Unternehmen ist es von großer 
Bedeutung, dass sich der Wagnis- und Beteiligungsmarkt 
weiterentwickelt und den Unternehmen innovative Finan- 
zierungsinstrumente zur Verfügung sfehen. Derzeif isf der 
Befeiligungsmarkf weifaus schlechfer als in den allen 
Bundesländern entwickelt. 

Regionale Schwerpunkte 

Neben dem strukturell steigenden Anteil des Verarbeiten- 
den Gewerbes in den neuen Ländern bilden sich auch in- 
dustrielle Verflechtungen im Sinne von „Clustern“ mit 
räumlich eng gestaffelten Lieferketten heraus. Beispiele 
für derartige Cluster sind die optische und elektronische 
Industrie in Jena, die Photovoltaik in Erfurt und Um- 
gebung, in Bitterfeld-Wolfen und Frankfürt/Oder, die Mi- 
kroelektronik in Dresden, die Chemische Industrie im 
Süden Sachsen-Anhalts, die Windenergietechnik in Mag- 
deburg und in Rostock oder die Medizintechnik in Berlin. 
Die Automobilindustrie ist ein weiteres Beispiel. An den 
ostdeutschen Standorten werden bereits rund 12 Prozent 
aller in Deutschland hergestellten Einheiten produziert. 
Im Zuge dieser Entwicklungen werden traditionelle In- 
dustrieschwerpunkte durch ganz neue regionale Wachs- 
tumskeme ergänzt. 
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2.3 Gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
bis Ende 2008 

ln den vergangenen drei Jahren zwisehen 2006 und 2008 
konnte Ostdeutsehland auf eine gute wirtsehaftliehe Ent- 
wieklung zurüekblieken. Im Durehsehnitt dieser Jahre 
wuehs die ostdeutsehe Wirtsehaft jährlieh um 2,2 Prozent 
(BIP real). Diese gute wirtsehaftliehe Entwieklung sehlug 
sieh aueh auf dem Arbeitsmarkt in einem beaehtliehen 
Abbau der Arbeitslosigkeit nieder. Seit Ende 2005 hat 
sieh die Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern um fast 
eine halbe Million verringert. Im November 2008 er- 
reiehte die Arbeitslosigkeit mit 1,003 Millionen Arbeits- 
losen und einer Quote von 11,8 Prozent den niedrigsten 
Stand seit 1991. Gleiehwohl blieb die Arbeitslosenquote 
doppelt so hoeh wie im Westen (6,0 Prozent). 

Die Zahl der sozialversieherungspfliehtig Besehäftigten 
stieg in den neuen Ländern im Zeitraum von Dezember 
2005 bis Dezember 2008 um 256 000 oder 5,2 Prozent 
auf 5,22 Millionen an. Vor allem für qualifizierte Faeh- 
kräfte und Bewerberinnen und Bewerber um eine Berufs- 
ausbildungsstelle hat sieh die Lage deutlieh verbessert. 
Gute Besehäftigungsehaneen bestehen für Qualifizierte 
und Faehkräfte, insbesondere in der Industrie. 

Aueh bei der Jugendarbeitslosigkeit konnte sieh eine po- 
sitive Entwieklung durehsetzen. Ende 2008 waren in den 
neuen Bundesländern rund 108 000 junge Mensehen un- 
ter 25 Jahren arbeitslos. Das sind 36,6 Prozent weniger 
als im Dezember 2005. Mit rund 106 000 arbeitslosen Ju- 
gendliehen konnte aueh hier im November 2008 der nied- 
rigste Bestand seit der Wiedervereinigung erzielt werden. 

Ähnlieh verhielt es sieh auf dem Ausbildungsstellenmarkt. 
Die Zahl der gemeldeten Bewerber ging in den neuen 
Ländern im September 2008 im Vergleieh zum Voijahres- 
monat unter anderem im Zuge des demografisehen Wandels 
um 26 Prozent auf knapp 138 000 Bewerber zurüek. Zu- 
gleieh erhöhte sieh die Zahl der gemeldeten betriebliehen 
Berufsausbildungsstellen um 6 Prozent. Aueh in näehster 
Zeit ist mit einem weiteren Rüekgang der Bewerberzahlen zu 
reehnen. Die Industrie- und Handelskammern werben da- 
her bereits um Jugendliehe aus den alten Bundesländern. 

Aktuelle Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 

Der Arbeitsmarkt hat sieh im Jahr 2008 in den neuen 
Ländern aufgrund des anhaltenden wirtsehaftliehen Auf- 
sehwungs insgesamt erfreulieh entwiekelt: 

- Zahl der Arbeitslosen 2008 im Jahresdurehsehnitt: 

1 123 000; -13,0 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

- Arbeitslosenquote 2008: 13,1 Prozent gegenüber 

15,1 Prozent in 2007. 

- Zahl der sozialversieherungspfliehtig Besehäftigten 
Juni 2008: 5 219 000; -i-2,0 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. 

- Besehäftigte über 55 Jahre in 2008: 738 000; 
-1-9,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

- Erwerbstätigenquote 2007 : 66,4 Prozent (alte Län- 
der: 70,1 Prozent). 


Im Vergleieh des Jahresdurehsehnittes 2008 zum Vorjahr 
verringerte sieh die Zahl der Langzeitarbeitslosen um 
95 000 (19,5 Prozent). Doeh trotz dieser günstigen Ent- 
wieklung lag ihr Anteil an allen Arbeitslosen weiterhin hoeh. 
Im Jahr 2008 waren in den neuen Ländern 390 000 Per- 
sonen länger als ein Jahr arbeitslos, das waren 38,2 Pro- 
zent aller Arbeitslosen, die in den IT- Verfahren der Bun- 
desagentur für Arbeit in den neuen Ländern erfasst wa- 
ren. 

Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise erreichen 
auch den ostdeutschen Arbeitsmarkt 

Angesichts der Schwere der gegenwärtigen globalen Fi- 
nanz- und Wirtschaftskrise ist mit einem Anstieg der Ar- 
beitslosenzahlen in diesem Jahr zu rechnen. Gegenwärtig 
schützt die Kurzarbeitergeldregelung noch davor. Im 
April 2009 betrug die Arbeitslosenquote 13,9 Prozent. 
Der saisonbereinigte Zuwachs gegenüber dem Vormonat 
lag im April 2009 bei 6 000, nach 12 000 im März und 
9 000 im Februar 2009. Von Oktober 2008 bis April 2009 
stieg die saisonbereinigte Zahl der Arbeitslosen um rund 
45 000. 

Im April 2009 gingen bei der Bundesagentur für Arbeit 
3 900 Anzeigen für Konjunktur-Kurzarbeitergeld nach 
§170 SGB 111 in den neuen Ländern ein; damit wurde 
Kurzarbeit für rund 65 500 Personen angezeigt (vorläu- 
fige Ergebnisse). Der weitere Anstieg bei den nicht ar- 
beitslosen Arbeitsuchenden sowie die sinkende Arbeits- 
nachfrage lassen trotz der hohen Inanspruchnahme von 
Kurzarbeit eine weiter steigende Arbeitslosigkeit in den 
nächsten Monaten erwarten. 

2.4 Herausforderungen der aktuellen Finanz- 
und Wirtschaftskrise für Ostdeutschland 

Seit Herbst 2008 steht die deutsche Wirtschaft vor ihrer 
größten Herausforderung seit der Wiedervereinigung, ja 
möglicherweise seit der großen Wirtschaftskrise in der 
ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts. Die kurzfris- 
tigen Wachstumsperspektiven haben sich für die deutsche 
Wirtschaft dramatisch verschlechtert. Die Bundesregie- 
rung erwartet einen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) für ganz Deutschland in diesem Jahr von 6 Prozent. 

Nach Jahren der guten wirtschaftlichen Entwicklung in 
den neuen Ländern ist die aktuelle weltweite Wirtschafts- 
und Finanzkrise mittlerweile auch in Ostdeutschland 
deutlich spürbar. Nach den vorliegenden Einschätzungen 
der Frühjahrsprognose der Institute wird Ostdeutschland 
dabei jedoch mit einem leicht geringeren Rückgang der 
Wirtschaftsleistung in Höhe von 5 Prozent rechnen dür- 
fen. Damit sind die ostdeutschen Länder etwas geringer 
von der Krise betroffen als der Westen. Diese stärkere 
Krisenfestigkeit des Ostens wird auch von den Verbänden 
der Wirtschaft bestätigt. Nach den aktuellen Daten des 
Statistischen Bundesamtes für das erste Quartal 2009 ver- 
zeichnete das Verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland 
deutlich geringere Umsatzrückgänge als in Westdeutsch- 
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land (Umsatzrückgang zum Vorjahresquartal: 

16,6 Prozent; alte Länder: -21,1 Prozent). 

Ursächlich sind hierfür vor allem die sonst als eher ne- 
gativ im Verhältnis zu Westdeutschland eingeschätzten 
Faktoren: der höhere Anteil kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen und dafür ein geringerer Anteil von Großunter- 
nehmen, die derzeit besonders stark vom weltweiten 
Nachfragerückgang betroffen sind, und eine insgesamt 
geringere Exportquote. Stabilisierend wirken vor allem 
auch die zahlreichen Förderprogramme im Rahmen des 
Solidarpakts 11 sowie der höhere Anteil an Transferleis- 
tungen an der Gesamtnachfrage in Ostdeutschland. 

Gleichwohl stellt die internationale Finanz- und Wirt- 
schaftskrise auch für Osfdeutschland eine emsfzuneh- 
mende Herausforderung dar. Enfscheidend isf, dass die 
bisher erreichfen Enfwicklungsforfschriffe nicht in ihren 
Grundstrukturen gefährdet werden. 

Trotz Wirtschaftskrise die Modernisierung 
Ostdeutschlands voranhringen 

Um der aktuellen Krise entgegenzusteuem hat die Bun- 
desregierung zwei Konjunkturprogramme zur Stützung 
der wirtschaftlichen Entwicklung mit einem Volumen von 
insgesamt über 80 Mrd. Euro auf den Weg gebracht. Von 
ihnen profitiert insbesondere auch die ostdeutsche Wirt- 
schaft (Einzelheiten zu den beiden Konjunkturprogrammen 
siehe Teil B, 1.1). Ergänzend wirkt der konjunkturelle Im- 
puls aus der Wiedereinführung der Pendlerpauschale mit 
über 8 Mrd. Euro. 

Zu den konjunkturstützenden Maßnahmen gehören die 
Stärkung öffentlicher Investitionen mit einem Volumen 
von über 17 Mrd. Euro, ein Kredit- und Bürgschaftspro- 
gramm für Unternehmen mit einem Kreditvolumen von 
40 Mrd. Euro (15 Mrd. Euro für miftelsfändische Unter- 
nehmen und 25 Mrd. Euro für größere Unternehmen) und 
einem Bürgschaftsrahmen von 75 Mrd. Euro. Darüber hi- 
naus sind Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung und 
die Entlastung von Privathaushalten und des Mittelstan- 
des hervorzuheben. Dieses Maßnahmenbündel leistet ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung in Ost wie West. 

Von den Maßnahmen der Bundesregierung im Rahmen 
der Konjunkturpakete sind für Osfdeutschland die folgen- 
den besonders hervorzuheben, da sie einige der Förder- 
maßnahmen für den Aufbau Ost verstärken: 

- Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder. 

Mit dem „Gesetz zur Umsetzung von Zukunftsinvesti- 
tionen der Kommunen und Länder“ (Zukunftsinvesti- 
tionsgesetz) werden vom Bund Finanzhilfen zur För- 
derung zusätzlicher Investitionen der Länder und 
Kommunen in den beiden Investitionsschwerpunkten 
Bildung und Infrastrukturmodemisierung zur Verfü- 
gung gesfellt. Parallel wurde das Vergaberecht be- 
schleunigt. Mit rd. 2,3 Mrd. Euro von insgesamt 
10 Mrd. Euro Bundesfinanzhilfen partizipieren die 
neuen Länder erheblich an den Maßnahmen. 


- Sonderprogramm Gemeinschaftsaufgabe Regio- 
nale Wirtschaftsstruktur (GRW). Für das Jahr 2009 
wurden die Finanzmittel für die GRW im Rahmen ei- 
nes Sonderprogramms um 200 Mio. Euro aufgesfockf; 
davon 100 Mio. Euro als Barmittel in 2009 und 
100 Mio. Euro als Verpflichtungsermächtigung zu 
Lasten der Folgejahre 2010 und 2011. Die Aufteilung 
der Mittel erfolgt je zur Hälfte auf die ostdeutschen 
und die westdeutschen Fördergebiete. 

- Aufstockung des Zentralen Innovationsprogramms 
(ZIM). Dieses Innovationsprogramm des BMWi 
wurde um je 450 Mio. Euro in 2009 und 2010 aufge- 
stockt. Für Ostdeutschland sind 200 Mio. Euro für die 
Unfemehmensgrößen von 250 bis 1 000 Mifarbeifer 
reservierf . Osfdeufschen Unternehmen werden darüber 
hinaus höhere Fördersätze gewährt. 

Auch die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen 
beider Konjunkturpakete, z. B. die Erhöhung der ALG 11- 
Regelsätze für Sechs- bis 13-Jährige, die Senkung der 
Einkommensfeuer oder der „Kinderbonus“ wirken in den 
neuen Ländern. Darüber hinaus wurde bereits im Herbst 

2008 beschlossen, die Investitionszulage über das Jahr 

2009 bis Ende 2013 zu verlängern. Die Investitionszulage 
stärkt die Investitionsbereitschaft der Unternehmen und 
wirkt damit auch konjunkturstützend. 

3 Die Schwerpunkte der Förderpolitik 
des Aufbau Ost 

Ziel der Förderpolitik für die osfdeufschen Länder ist es, 
bis Ende des Solidarpaktes 11 im Jahr 2019 - d. h. in den 
kommenden zehn Jahren - ein selbsttragendes Wachstum 
in Ostdeutschland zu erreichen, und auf möglichst vielen 
wirtschaftlichen Gebieten zum westdeutschen Durch- 
schnitt, mindestens jedoch gegenüber den strukturschwä- 
cheren westdeutschen Flächenländem aufzuholen. Die 
Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen Ost und 
West bleibt weiterhin ein zentrales Ziel der Politik der 
Bundesregierung. 

Für die Förderpolitik in der Zeit bis 2020 heißt das vor al- 
lem, eine wachstumsorientierte Investitionsförderung so- 
wie die Stärkung von Forschung und Entwicklung in Un- 
ternehmen und an Hochschulen, insbesondere auch in den 
aus Sicht der Unternehmen sich herausbildenden Zu- 
kunftsmärkten, zu gewährleisten. Darüber hinaus muss 
noch mehr Gewicht auf Bildung gelegt werden. Hier sind 
vor allem auch die neuen Bundesländer selbst gefordert, 
diese Herausforderung anzunehmen. 

Seit Ende 2005 sind wichtige Politikentscheidungen für 
die neuen Bundesländer getroffen und umgesetzt worden: 
Die Investitions- und InnovationsfÖrderung wurde ge- 
stärkt, die Investorenwerbung auf neue Grundlagen ge- 
stellt. Nicht zuletzt wurde mit den Mitteln aus den EU- 
Strukturfonds und der Verabschiedung der regionalen 
Fördergebietskarte die Basis für die WirtschaftsfÖrderung 
erweiferf und langfrisfig gesichert. Zur ländlichen Ent- 
wicklung tragen insbesondere auch die Programme der 
2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) bei. Darüber 
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hinaus entwickelt die Bundesregierung gemeinsam mit 
den Ländern neue Konzepte zur Sichemng der Daseinsvor- 
sorge im ländlichen Raum. Auch für Langzeitarbeitslose 
haben sich in den vergangenen Jahren die Beschäfti- 
gungschancen verbessert. Die Bundesregierung unterstützt 
dies unter anderem auch mit dem Programm Kommunal- 
Kombi. 

3.1 Solidarpakt II und EU-Strukturpolltik 

Grundlage der Förderung für Ostdeutschland ist der Soli- 
darpakt 11. Er umfasst Mittel in Höhe von 156 Mrd. Euro 
für den Zeifraum 2005 bis Ende 2019. Während der Korb 1 
unmittelbare Zahlungen in Form von Sonderbedarfs-Bun- 
desergänzungszuweisungen (105 Mrd. Euro) an die osf- 
deufschen Länder begründe!, sfehen im Korb 11 als Ziel- 
größe 51 Mrd. Euro überproportionale Leistungen aus 
dem Bundeshaushalt in den ostdeutschen Ländern (ein- 
schl. Berlin) zur Verfügung. Hiermit wird ein wichtiger 
Beitrag geleistet, damit die ostdeutschen Länder in den 
nächsten Jahren zunehmend auf eigenen Füßen stehen kön- 
nen und ab 2020 ein teilungsbedingter infrastruktureller 
Nachholbedarf nicht mehr geltend gemacht wird. 

Förderschwerpunkte langfristig vereinbart - 
Korb II des Solidarpaktes 

Als der Solidarpakt 11 vereinbart wurde, wurden die zu 
Korb 11 gehörenden Leistungen des Bundes zunächst 
nicht eindeutig definiert. Ende November 2006 konnten 
der Beauftragte der Bundesregierung für die neuen Bun- 
desländer und das Bundesministerium der Finanzen mit 
den Ministerpräsidenten der neuen Bundesländer eine ab- 
schließende Vereinbarung über die Abgrenzung des Kor- 
bes 11 erzielen. Damit wurde ein Rahmen entwickelt, in 
dem die Förderschwerpunkte des Bundes gemeinsam mit 
den Ländern festgelegt werden können. Dies hat auch aus 
Sicht der Länder die Planungssicherheit erhöht. 

Die Vereinbarung zum Korb 11 beinhaltet die Förder- 
schwerpunkte im Zeitraum 2005 bis 2019 auf folgenden 
Politikfeldem: 

- Wirtschaft (umfasst u. a. die Investitionszulage, die 
GRW, die Investorenwerbung), 

- Innovation, Forschung und Entwicklung, Bildung 
(u. a. alle Programme zur Förderung der betrieblichen 
F&E, Hochschul- und Netzwerkförderung), 

- Verkehr (u. a. Verkehrsprojekte Deutsche Einheit), 

- Wohnungs- und Städtebau (u. a. Städtebauförderung, 
Alfschuldenhilfegesefz, Soziale WohnraumfÖrderung), 

- Beseifigung ökologischer Altlasfen/Standorf Sanierung, 

- Sport (z. B. Goldener Plan Ost), 

- EU- Strukturfonds (z. B. EFRE-Länderprogramme, 
EFRE-Bundesprogramm). 


Aus den EU-Strukturfonds über 18 Mrd. Euro und 
aus der 2. Säule der GAP fast 5 Mrd. Euro bis 2013 
für die neuen Länder 

Eine weitere wichtige Grundsatzentscheidung wurde 
gleich zu Beginn der Legislaturperiode erzielt. Im De- 
zember 2005 wurden die Verhandlungen für die neue EU- 
Strukturfonds-Periode 2007 bis 2013 mit einem für die 
neuen Länder sehr positiven Ergebnis abgeschlossen. 

Aus den EU-Strukturfonds^ erhalten die neuen Länder 
von 2007 bis 2013 rund 15,1 Mrd. Euro Fördergelder aus 
Brüssel. Hinzu kommen weitere Mittel für den Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur von 1,5 Mrd. Euro sowie für 
wichtige arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Ausbil- 
dungsmaßnahmen von rund 1,3 Mrd. Euro. Damit liegt 
der Schwerpunkt der EU- Strukturförderung in Deutsch- 
land ganz klar in den neuen Ländern. Denn hier besteht 
weiterhin der größte Nachholbedarf 

Darüber hinaus erhalten die neuen Länder für ihre länd- 
liche Entwicklung beträchtliche Mittel in Höhe von 
4,7 Mrd. Euro im Rahmen der 2. Säule der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU (GAP). Dies entspricht einem über- 
proportionalen Anteil in Höhe von 54 Prozent EU-Mitteln 
für Deufschland im Zeitraum der Strukturfondsperiode 
(vgl. auch Abschnitt 11.2.1). Auch damit wird der Tat- 
sache Rechnung getragen, dass in den neuen Ländern 
weiterhin der größere Nachholbedarf besteht. 

Hohe Fördersätze bleiben langfristig erhalten - 
EU-Beihilferecht bis 2013 

Von ebenso großer Bedeutung für die neuen Länder isf das 
Ergebnis beim Beihilferechf. Alle fünf neuen Länder blei- 
ben in der höchsten Förderkategorie der EU nach Artikel 87 
Absatz 3 Buchstabe a des EG- Vertrags (Artikel 87.3a). 
Im Rahmen der GRW entspricht dies dem A-Förderge- 
bietsstatus. Berlin ist entsprechend der wirtschaftlichen 
Gegebenheiten komplett GRW-Fördergebiet, zum Großteil 
mit Beihilfestatus nach Artikel 87.3c EG- Vertrag (C-För- 
derstatus im Rahmen der GRW) und zu einem kleineren 
Teil mit abgeschwächtem D-Förderstatus. 

Das heißt, die Förderpolitik mit ihren hohen Fördersätzen 
kann mindestens bis Ende 2013 fortgesetzt werden - und 
mit großer Wahrscheinlichkeit auch noch darüber hinaus. 
Zum 1. Januar 2007 wurde die neue Fördergebietskarte 
daraufhin abgegrenzt. So können z. B. auch in den nächs- 
ten Jahren Investitionen von kleineren Unternehmen mit 
bis zu 50 Prozent und von mittleren Unternehmen mit bis 
zu 40 Prozent der Bemessungsgrundlage bezuschusst 
werden. Einzig die Regionen Brandenburg-Südwest, 
Leipzig und Halle unterliegen als sogenannte „Phasing- 
out“ -Gebiete ab 2010 einer Überprüfung; sie müssen 
dann ggf mit etwas niedrigeren Fördersätzen rechnen. 


^ Die EU-Strukturfondsmittel sind teilweise im Solidarpakt II enthal- 
ten. 
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Tabelle 3 

Höchstfördersätze in den nenen Ländern nnd Berlin im Rahmen der GRW 



Große 

Mittlere 

Kleine 

Fördergebiets- 


Unternehmen 

Unternehmen 

Unternehmen 

status 

Höchstfördergebiete 

„normale“ 87.3a-Gebiete 

30 Prozent 

40 Prozent 

50 Prozent 

A 

Sog. „statistische-Effekt“-Gebiete' 

Halle, Leipzig, Brandenburg-Südwest 

30 Prozent 

40 Prozent 

50 Prozent 

Al 

Berlin 

87.3c-Gebiete 

15 Prozent 

25 Prozent 

35 Prozent 

C 

D-Gebiete 

7,5 ProzenP 

7,5 ProzenP 

15 ProzenP 

D 


* mögliche Absenkung ab 20 1 1 auf 20 Prozent (bzw. 30 Prozent und 40 Prozent für KMU) im Rahmen der von der EU-KOM vorgesehenen obliga- 
torischen Überprüfung der sog. „statistischen-Effekt-Gebiete“ 

2 max. 200 000 Euro gemäß Deminimis-Verordnung 
^ gemäß KMU-Freistellungsverordnung 


3.2 Stärkung von betrieblichen Investitionen 
und Innovationen 

Die Bundesregierung unterstützt gegenwärtig das wirt- 
schaftliche Wachstum in Ostdeutschland durch ein diffe- 
renziertes Förderinstrumentarium, das schwerpunktmäßig 
auf die Bereiche von Investitionen und Innovationen im 
Verarbeitenden Gewerbe und die Infrastruktur ausgerich- 
tet ist. Es konzentriert sich vor allem auf kleine und mitt- 
lere Unternehmen, dem Rückgrat der ostdeutschen Wirt- 
schaft. 

Betriehliche Investitionen 

Die Investitionen der Unternehmen werden insbesondere 
durch zwei Förderinstrumente gestärkt: 

- Zum einen durch die Investitionszulage mit Schwer- 
punkten im Verarbeitenden Gewerbe, ausgewählten 
produktionsnahen Dienstleistungen sowie dem Beher- 
bergungsgewerbe. Kleine und mittlere Unternehmen 
werden besonders gefördert (vgl. hierzu auch Teil B, 
Abschnitt 1.2 Investitionsförderung). 

Die sfeuerliche Investitionsförderung wurde in dieser 
Legislafurperiode zweimal verlängert: Zuerst bis Ende 
2009 und dann in einem zweiten Schritt bis Ende 
2013. Die Fördersätze des zuvor geltenden Investi- 
tionszulagengesetzes von 12,5 Prozent, beziehungs- 
weise 25 Prozent für kleine und mittlere Unternehmen 
werden sich von 2010 bis 2013 jährlich verringern 
(Grundförderung von 12,5 Prozenf in 2009 sinkt um 
2,5 Prozentpunkte p. a., KMU-Förderung von 25 Pro- 
zent um 5 Prozentpunkte p. a.). Pro Jahr wird mit die- 
sem Instrument ein Fördervolumen - finanziert von 
Bund, Länder und Gemeinden - von rd. 1 Mrd. Euro 
bis 2011 für die Entwicklung in den neuen Ländern 
zur Verfügung gesfellt. Durch die degressive Ausge- 


sfaltung der Fördersäfze verringert sich das Volumen 
ab 2012 bis aufrd. 560 Mio. Euro in 2013. 

- Das zweite Instrument ist die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. 
Gefördert werden gleichfalls Investitionen schwer- 
punktmäßig im Verarbeitenden Gewerbe (vgl. hierzu 
auch Teil B, Abschnitt 1.2). 

Sie konnte in den vergangenen drei Jahren auf hohem 
Niveau fortgesetzt werden, ln den Jahren zwischen 
2006 bis 2008 wurden von Bund und Ländern allein 
mit diesem Förderinstrument für die Sfärkung von Un- 
femehmensinvesfifionen guf 4 Mrd. Euro und für die 
Förderung der wirf schaffsnahen Infrastruktur noch- 
mals rd. 1,2 Mrd. Euro bereitgestellt. Damit wurden 
ein Investitionsvolumen von über 25 Mrd. Euro ausge- 
löst und knapp 90 000 zusätzliche Dauerarbeitsplätze 
geschaffen. 

Des Weiteren kommen zur Verbesserung der Finanzie- 
rungssituation von kleinen und mittleren Unternehmen 
die Instrumente der KfW-Mittelstandsbank und die ERP- 
Programme hinzu: Existenzgründungsförderung, Unter- 
nehmerkredite, mezzanines Kapital (eigenkapitalähnli- 
che Finanzierungsart) und Beteiligungskapital. 

Unterstützung von Netzwerken 

ln den vergangenen Jahren haben sich etliche neue Bran- 
chenschwerpunkte und innovative Kompetenzfelder in 
den Märkten herausgebildet. Die Förderpolitik unterstützt 
dies, indem beispielsweise das Förderangebot der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ seit Anfang 2005 um die Förderung von 
Kooperationsnetzwerken und Clustermanagement- Vorha- 
ben erweitert wurde. Vorhandene regionale und sektorale 
Potenziale können so gestärkt und die Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen sowie wirtschaftsnahen Partnern 
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und Institutionen intensiviert werden. Von der Verbesse- 
rung der Grundlagen für einen integrativen Einsatz der 
versehiedenen Politiken (Wirtsehaftsforderung, Bildungs-, 
Forsehungs-, Arbeitsmarktpolitik ete.) ist aueh eine Erhö- 
hung des Wirkungsgrades der Förderinstrumente für 
Waehsfum und Besehäftigung zu erwarten. 

Für den Investitionsstandort Ostdentschland werben 

Die vorhandenen Branchensehwerpunkte sind aueh wieh- 
tige Ansatzpunkte bei der Ansiedlung internationaler In- 
vestoren. So ist gerade in Bereiehen wie Solarenergie, 
Chemie oder Mikroelektronik das Herausstellen beste- 
hender Cluster in den neuen Ländern ein wesentlieher Be- 
standteil der Investorenwerbung durch die Bundesgesell- 
schaft Germany Trade & Invest. 

ln mehreren wissenschaftlichen Studien wurde die hohe 
Attraktivität des Investitionsstandortes Ostdeutschland 
nachgewiesen. Gut ausgebildete Fachkräfte, hohe Export- 
orientierung, günstige Kostenstrukturen und zahlreiche 
Forschungseinrichtungen sind einige Argumente, die aus- 
ländische Investoren überzeugen, in den neuen Bundes- 
ländern aktiv zu werden. 

Die Investorenwerbung für Osfdeufschland wurde An- 
fang 2007 neu organisiert und ausgebauf. Zunächsf wurde 
die Gesellschaft Industrial Investment Council (IIC) mit 
Invest in Germany zu einer integrierten Investorenwerbe- 
und Standortmarketinggesellschaft des Bundes verschmol- 
zen, die zusätzliche Mittel von jährlich 5 Mio. Euro er- 
hielt. Anfang 2009 kam es zur Fusion dieser Gesellschaft 
mit der Bundesagentur für Außenwirtschaft zur Bundes- 
gesellschaft Germany Trade and Invest (GTal). Seit 2009 
steht jährlich eine weitere Mio. Euro für die Unfersfüf- 
zung von Projekfen zur Gewinnung von Invesforen für 
Osfdeufschland zur Verfügung. Durch diese Reorganisa- 
fionsschritte isf eine leistungsfähige Einrichtung für die 
Invesforenwerbung in Deufschland enfsfanden, die auch 
weiferhin einen besonderen Schwerpunkf ihrer Arbeit auf 
die neuen Länder legt. Die Zahl der erfolgreichen Ansied- 
lungen in den neuen Ländern ist im Jahr 2008 auf insge- 
samt 38 Investitionsvorhaben deutlich angestiegen. Das 
Investitionsvolumen internationaler Unternehmen lag 
2008 bei 2,5 Mrd. Euro, mit denen rund 3 500 Arbeits- 
plätze direkt geschaffen wurden. 

Steigerung der Innovationskraft der Unternehmen 

Innovationen in allen gesellschaftlichen Bereichen wer- 
den in einer Zeit des wachsenden globalen Exzellenzwett- 
bewerbs immer mehr zu einer bestimmenden Größe für 
Waehsfum und Wohlsfand. Die Herausforderungen in die- 
sem Aufgabenfeld besfehen in den neuen Ländern vor al- 
lem in der Sfärkung der befrieblichen Forsehungs- und In- 
novationsleistung sowie der Herausbildung regionaler 
innovativer Potenziale. 

Dazu gibt es das Zentrale Innovationsprogramm Mittel- 
stand (ZIM), das zum 1. Juli 2008 gestartet wurde, und 
das u. a. die bisherigen erfolgreichen Förderprogramme 
wie INNO-WATT, NEMO und ProInno zusammenfasst, 
oder das Programm „Unternehmen Regionen“ zur Stär- 


kung regionaler Innovationspotenziale. Für eine bessere 
Vernetzung zwischen Unternehmen und Wissenschaften 
wurde mit dem Programm „Wirtschaft trifft Wissen- 
schaft“ ein weiteres Instrument geschaffen, das seit An- 
fang 2007 zur Verfügung sfehf. Eine osfdeufsche Beson- 
derheif sind die industrienahen Forschungseinrichtungen - 
auch als gemeinnützige externe Industrieforschungsein- 
richtungen bezeichnet. Sie erhalten neben der bisherigen 
Projektförderung im Rahmen eines eigensfändigen Pro- 
gramms INNO-KOM-Osf im Jahr 2009 eine zusäfzliche 
InvestifionsfÖrderung von 10 Mio. Euro. 

Hochschulen und wissenschaftliche Exzellenz 

Zur Enfwicklung regionaler innovativer Potenziale und 
den Leitmärkten von morgen gehört unbedingt auch ein 
leistungsfähiges osfdeutsches Hochschulsysfem. Über 
den Hochschulpakf erhalfen die neuen Länder finanzielle 
Hilfen, damif sie trofz des demografischen Wandels und 
des damif verbundenen Rückgangs von eigenen Sfudien- 
anfängem keine Studienplätze abbauen, die andernorts 
neu geschaffen werden müssten. Über eine Imagekampa- 
gne werden gleichzeitig Studienanfänger auf die Mög- 
lichkeiten und Vorzüge eines Studiums in Ostdeutschland 
aufmerksam gemacht. 

Das ostdeutsche Abschneiden bei der Exzellenzinitiative 
von Bund und Ländern hat noch zahlreiche Lücken auf- 
gezeigt. Spitzenforschung und schnelle Umsetzung der 
Ergebnisse in neue Produkte und Verfahren sind aber Vo- 
raussetzung für die Efablierung von Zukunftsfechnolo- 
gien. Durch eine Reihe von Maßnahmen des Bundes- 
minisferiums für Bildung und Forschung (BMBF) wird 
die Forschungsstärke ostdeutscher Hochschulen ausge- 
baut. Dazu zählen beispielsweise: 

- Mit dem neuen Programm „Spitzenforschung und In- 
novation in den neuen Ländern“ steigert das Bundes- 
forschungsministerium gemeinsam mit den neuen 
Ländern die Irmovationsfähigkeit und damit auch die 
Wirtschaftskraft in den neuen Ländern, indem Kompe- 
tenzen weiträumig, themenorientiert und organisa- 
tionsübergreifend gebündelt werden. 

- Mit dem Programm „Zentren für Innovationskompe- 
fenz; Exzellenz schaffen - Talenfe sichern“ unfersfüfzf 
die Bundesregierung den Aufbau von intemafional 
wettbewerbsfähigen Zentren für Spitzenforschung an 
ostdeutschen Hochschulen und Forschungseinrichtun- 
gen und baut die Attraktivität ostdeutscher For- 
schungsstandorte für exzellente Nachwuchskräfte aus 
aller Welt weiter aus. 

- Mit dem weiteren Ausbau außeruniversitärer For- 
schungseinrichtungen (Max-Planck-Gesellschaft, Fraun- 
hofer-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz- 
Gemeinschaft) sowie der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft verfügt auch Ostdeutschland über ein in- 
ternational immer stärker beachtetes System der Spit- 
zenforschung. 

Auch im Bereich der Ressortforschung des Bundes 
konnte mit der Gründung des Deutschen Biomasse-For- 
schungszentrums (DBFZ) in Leipzig im Februar 2008 ein 
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weiterer wiehtiger wissensehaftlieher Leuehtturm im Be- 
reieh der Erforsehung und Entwieklung der energetisehen 
Nutzung naehwaehsender Rohstoffe in den neuen Län- 
dern aufgebaut werden. 

Eine der wesentliehen Herausforderungen der Zukunft ist 
die Ersetzung fossiler Rohstoffe nieht nur als Energie- 
lieferant, sondern aueh als Ausgangsstoff in der ehemi- 
sehen Industrie. Hier setzt das Bioraffinerieeluster Mittel- 
deutsehland an. Als erster Sehritt und wesentliches Kem- 
element ist im April 2009 die Gründung eines Chemisch- 
Biologischen Prozesszentrums (CBP) in Leuna vereinbart 
worden, an dem sich neben mehreren Bundesministerien 
auch das Land Sachsen-Anhalt und die Fraunhofer- 
Gesellschaft fachlich und finanziell beteiligen. Ziel des 
CBP ist es, die bestehenden wissenschaftlichen Erkennt- 
nisse hinsichtlich der Gewinnung von Ausgangssubstan- 
zen der Chemischen Industrie aus nachwachsenden Roh- 
stoffen in einem industriellen Maßstab umzusetzen. 

Nutzung der Chancen in Zukunftsfeldern 

Die Wirtschafts- und Irmovationsförderung kann zur Nut- 
zung von Chancen in Zukunftsfeldem durch die Verbes- 
serung der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaften gezielt beitragen. Im Rahmen ihrer High- 
tech-Strategie hat die Bundesregierung dazu ein ressort- 
und politikfeldübergreifendes Konzept einer Forschungs- 
und Innovationspolitik entwickelt, damit Leitmärkte für 
innovative Produkte und Dienstleistungen in Deutschland 
entstehen. 

Beim Spitzencluster- Wettbewerb des BMBF im Rahmen 
der Hightech-Strategie sind in der ersten Wettbewerbs- 
runde fünf Spitzencluster in ganz Deutschland ausge- 
wählt worden. Sie werden über einen Zeitraum von maxi- 
mal fünf Jahren mit insgesamt bis zu 200 Mio. Euro 
gefordert. Zwei der Gewinner stammen aus den neuen 
Ländern: 

- Der Cluster „Solarvalley Mitteldeutschland“ in den 
Ländern Sachsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen zielt 
darauf ab, die Industriepartner und Forschungseinrich- 
tungen der Photovoltaik entlang der gesamten Wert- 
schöpfungskette zu vereinen, um die Wettbewerbs- 
fähigkeit von Solarstrom zu erhöhen und die 
internationale Technologieführerschaft auszubauen. 

- Der Cluster „Energy Efficiency Innovations from 
Silicon Saxony - Cool Silicon“ in Sachsen hat sich 
zum Ziel gesetzt, die technologischen Grundlagen für 
eine Steigerung der Energieeffizienz im Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) 
zu schaffen. 

Die Herausbildung innovativer und neuer Wirtschafts- 
branchen und -technologien trägt dazu bei, die Wachs- 
tums- und Beschäftigungspotenziale zu erhöhen, und 
stärkt zugleich die Voraussetzungen für die Herausbil- 
dung integrierfer Wirfschaffsstrukfuren und einer selbsf- 
fragenden Wirtschaft. 

Die Konferenzreihen „Zukunftskonferenzen“ des BMWi 
und „Zukunftsfelder in Ostdeutschland“ des Beauftragten 


für die neuen Bundesländer untersfüfzen die Enfwicklung 
von Zukunftsfeldem in Ostdeutschland und bieten Foren 
für den Ausfausch zu Zukunftsfragen in Wirtschaflsbran- 
chen. Im Fokus standen bereits die Zukunftsfelder Clean- 
tech, Nanotechnologie und Biotechnologie. 

Zukunftsfeld Cleantech 

Der Beauftragte für die neuen Länder untersfüfzf die posi- 
tive Enfwicklung im Bereich der regenerafiven Energien 
und der Umwelfschutztechnologien im Rahmen einer 
Cleantech-lnitiative für Ostdeutschland. Mit ihrer Hilfe 
soll die Entwicklung von Zukunftsindustrien in den Be- 
reichen Umweltschutz und regenerative Energien in den 
neuen Ländern weiter gestärkt werden. International wird 
der erfolgreiche Cleantech- Standort mit Unterstützung 
von Germany Trade & Invest bekannter gemacht und um 
Investoren geworben. Im Oktober 2008 fand die Zu- 
kunftskonferenz Cleantech in Berlin statt, auf der Exper- 
ten die Stärken, Entwicklungsperspektiven und Heraus- 
fordemngen Ostdeutschlands in diesem Zukunftsfeld 
diskutieren konnten. 

Zukunftsfelder Nanotechnologie und Biotechnologie 

Der Beauftragte für die neuen Länder haf die Entwick- 
lungspotenziale der Zukunftsfelder Nanotechnologie und 
Biotechnologie wissenschaftlich untersuchen lassen, ln 
Ostdeutschland haben sich international wettbewerbsfä- 
hige Clusfer in beiden Zukunftsfeldem herausgebildet. 
Die Untemehmenslandschaft zeichnet sich durch junge 
innovative und dynamische Unternehmen aus. Insbeson- 
dere bei den universitären und außemniversitären For- 
schungseinrichtungen verfügt Ostdeutschland über eine 
besondere Stärke und internationales Renommee. Die 
ostdeutschen Akteure sind sehr gut miteinander vernetzt 
und sind auf dem besten Wege, sich auch international zu 
positionieren. Die Zukunftskonferenzen Nanotechnologie 
und Biotechnologie haben verdeutlicht, dass der erfolg- 
reiche Technologietransfer und die Finanziemng von 
Untemehmensgründungen und Untemehmensexpansionen 
derzeit noch eine große Herausforderangen für die ostdeuf- 
schen Forschungseinrichtungen und Unternehmen darstellt. 
Die internationale Wettbewerbsfähigkeit Ostdeutschlands 
und die Realisiemng von Beschäftigungspotenzialen 
hängt wesentlich von der erfolgreichen Kommerzialisie- 
mng von Innovationen und Forschungsergebnissen ab. 

Die Zukunftskonferenzen, die im vergangen Jahr gemein- 
sam mit Wirtschaftsverbänden organisiert wurden, kon- 
zentrierten sich auf die Bereiche Maschinenbau, Medizin- 
technik und Textilwirtschaft, ln allen drei Bereichen ist 
Ostdeutschland hoch innovativ und besitzt bedeutende 
Entwicklungspotenziale. 

Verkehrswege 

Beim Ausbau der Verkehrswege konnten in den vergan- 
genen vier Jahren wichtige Projekte gestartet bzw. abge- 
schlossen werden. Insgesamt sind in diesem Zeitraum rd. 
12 Mrd. Euro in die Verkehrsinfrastmkturen von Auto, 
Bahn und Schiff in Ostdeutschland investiert worden. 
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wobei die Verkehrsprojekte Deutsehe Einheit (VDE) aueh 
die Verkehrsinfrastruktur in den alten Bundesländern 
deutlieh verbessert haben. Wiehtige Entseheidungen, die 
in dieser Legislaturperiode erfolgten, waren unter ande- 
rem die Sieherung der Erriehtung des Flughafens Berlin- 
Brandenburg (BBl) - die Inbetriebnahme ist für das Jahr 
2011 geplant - und der weitere Ausbau des Flughafens 
Halle/Leipzig mit einer zweiten Start- und Landebahn. 
Die Strelasund-Querung naeh Rügen konnte in Betrieb 
genommen werden. Und aueh von Ost naeh West wurden 
die Infrastrukturen ausgebaut. Sie reiehen vom Ausbau 
der Sehienenverbindung Anfang 2008 mit dem Neubau 
der Oderbrüeke bei Frankfurt (Oder) über den Besehluss 
zum Bau des neuen Sehiffshebewerks Niederfinow bis 
hin zum Ausbau des Sehienenhoehgesehwindigkeitspro- 
jekts VDE 8 Nümberg-Erfurt-Leipzig-Berlin. Damit 
wird eine Inbetriebnahme des VDE-Absehnitts 8.2 bis 
Ende 2015 und des Absehnitts 8.1 bis Ende 2017 ver- 
folgt. Im Rahmen der Konjunkturprogramme wurden zu- 
sätzliehe Mittel für dieses Projekt gewährt. Die Gesamt- 
kosten für die VDE 8.1 und 8.2 betragen 7,7 Mrd. Euro. 
Insgesamt verfügen die neuen Länder bereits heute sehon 
über eine moderne Verkehrsinfrastruktur, die beste Vo- 
raussetzungen für gut erreiehbare Produktions- und 
Dienstleistungsstandorte bietet. 

3.3 Soziale Verantwortung wahrnehmen - 
Soziale Einheit vollenden 

Die Arbeitsmarktsituation in den neuen Ländern hat sieh 
ungeaehtet der seit Mitte 2008 einsetzenden konjunk- 
turellen Eintrübung reeht erfreulieh entwiekelt. ln den 
letzten drei Jahren ist die Arbeitslosigkeit um ea. 
500 000 Personen gesunken und erreiehte im November 
2008 den niedrigsten Stand seit Mitte 1991. Doeh trotz 
dieser günstigen Gesamtlage bleiben die Probleme für 
Mensehen mit besonderen Vermittlungshemmnissen - hier- 
zu zählen insbesondere Langzeitarbeitslose, Ältere, Per- 
sonen mit geringer Qualifikation und Schulabbreeher - 
hoeh. 

Für die Verbesserung der Situation auf dem ostdeutsehen 
Arbeitsmarkt sind aueh weiterhin gute Rahmenbedingun- 
gen für wirtsehaftliehes Waehstum die entseheidende Vo- 
raussetzung. Hierzu trägt aueh das umfangreiehe Instru- 
mentarium der Wirtsehaftsfbrderung bei. Doeh aueh in 
den näehsten Jahren sind darüber hinaus zielgruppenspe- 
zifisehe Maßnahmen der Bildungs- und Besehäftigungs- 
forderung erforderlieh. Die Bundesregierung unterstützt 
dies mit einem umfangreiehen Instrumentarium der Ar- 
beitsmarktpolitik. Im Jahresdurehsehnitt 2008 nahmen in 
den neuen Ländern rund 566 000 Personen an arbeits- 
marktpolitisehen Maßnahmen teil, darunter befanden sieh 
rd. 153 000 Teilnehmer an Besehäftigung sehaffenden 
Maßnahmen wie Arbeitsgelegenheiten oder ABM. Rund 
126 000 Teilnehmer erhielten besehäftigungsbegleitende 
Leistungen, wie beispielsweise Eingliederungs- oder 
Gründungszusehüsse, und rd. 69 000 nahmen an Qualifi- 
zierungsmaßnahmen teil (Angaben ohne Daten der zuge- 
lassenen kommunalen Träger). 


Maßnahmen für Langzeitarbeitslose 

Länger andauernde Arbeitslosigkeit kann berufiiehe Qua- 
lifikationen und die Fähigkeiten der Arbeitslosen erheb- 
lieh gefährden. Deshalb ist es wiehtig, das jeweils passende 
Instrument aus dem breiten Spektrum der Leistungen zur 
Eingliederung insbesondere naeh dem Zweiten Bueh 
Sozialgesetzbueh zu nutzen, um eine berufiiehe Wieder- 
eingliederung zu unterstützen. Die zahlenmäßig bedeu- 
tendsten arbeitsmarktpolitisehen Instrumente sind in 
Teil B Absehnitt 3.2 dargestellt. 

Kommunal-Kombi 

Mit dem Bundesprogramm Kommunal-Kombi fordert die 
Bundesregierung seit 1. Januar 2008 die Sehaffung von 
zusätzliehen sozialversieherungspfhehtigen Arbeitsplät- 
zen in Regionen mit besonders hoher und verfestigter Ar- 
beitslosigkeit. Langzeitarbeitslose Arbeitslosengeld 11-Emp- 
fänger können bis zu einer Dauer von drei Jahren 
gefordert werden. Die Arbeiten müssen zusätzlieh sein 
und im öffentliehen Interesse liegen. Der Sehwerpunkt 
des Bundesprogramms liegt wegen der angespannten Ar- 
beitsmarktsituation auf den ostdeutsehen Bundesländern, 
wo in insgesamt 72 Landkreisen und kreisfreien Sfädfen 
Kommunal-Kombi-Sfellen gesehaffen werden können. 
Die Voraussefzungen für die Sehaffung von Kommunal- 
Kombi Sfellen wurden im April 2009 verbesserf. Die 
Zahl der förderfähigen Regionen wurde von 79 auf 101 
erhöh!. Zudem wurden die personenbezogenen Zugangs- 
voraussetzungen zum Kommunal-Kombi geloekert. Statt 
der bisher erforderliehen 24-monatigen Arbeitslosigkeit 
als individuelle Zugangsvoraussetzung für eine Teil- 
nahme an dem Programm reiehen 12 Monate Arbeitslo- 
sigkeit aus. 

Mindestlohn 

Generell hilft eine angemessen entlohnte und wettbe- 
werbsfähige Arbeif nieht nur den Lebensunferhalt, son- 
dern aueh gesellsehaffliehe Anerkennung und ein selbsf- 
besfimmfes Leben zu siehem. Die Bundesregierung haf 
sieh im Sommer 2008 auf eine Änderung des Arbeitneh- 
merenfsendegesefzes und eine Modernisierung des Min- 
desfarbeifsbedingungengesefzes geeinigf. Damif wurde 
die Mögliehkeif zur Fesfsefzung von Mindesflöhnen in 
weiferen Branehen und Wirfsehaftszweigen gesehaffen. 

F achkräftesicherung 

Die Sieherung des Wirtsehaffswaehstums isf nur mif guf 
qualifizierfen Faehkräften möglieh. Gerade angesiehfs 
der Herausforderungen von Globalisierung, Wissensbe- 
sehleunigung und demografisehem Wandel müssen früh- 
zeifig Maßnahmen ergriffen werden, damif aueh künftig 
ein ausreiehendes Faehkräfteangebot in Deufsehland si- 
ehergestellt werden kann. 

Mit ihrem Kabinettsbesehluss vom Januar 2008 hat die 
Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen gebündelt, 
die das Aus- und Weiterbildungssystem verbessern, den 
Zugang zum Hoehsehulstudium erleiehtem sowie mehr 
Interesse für Teehnik- und Naturwissensehaften weeken 
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und die berufliche Weiterbildung und das Lernen im Le- 
bensverlauf stärken sollen. Die Bundesregierung verfolgt 
damit das Ziel, mehr Menschen zu hochwertigen Ausbil- 
dungs- und Berufsabschlüssen zu verhelfen und den An- 
teil von Studienanfängern auf 40 Prozent eines Alters- 
jahrgangs zu erhöhen. 

Die Fachkräftesicherung ist auch Gegenstand der Qualifi- 
zierungsinitiative für Deutschland, die die Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern im Oktober 2008 in Dres- 
den beschlossen haben. Darüber hinaus wurden im 
Rahmen der Konjunkturprogramme die Weiterbildungs- 
möglichkeiten, z. B. in Verbindung mit der Kurzarbeiter- 
regelung, ausgebaut. 

Ausbildungsplatzprogramm Ost 

Ein wichtiges Instrument zur Verbesserung der Situation 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist das Ausbildungs- 
platzprogramm Ost der Bundesregierung. Hiermit wur- 
den im vergangenen Jahr wiederum 7 000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze ermöglicht. Besondere Probleme, ei- 
nen Ausbildungsplatz zu erhalten, hatten wiederum vor 
allem die sogenannten Altbewerberinnen und Altbewer- 
ber, die in den vergangenen Jahren keinen Ausbildungs- 
platz gefunden haben. Deshalb hat die Bundesregierung 
hier ihre Bemühungen verstärkt. 

Ausbildungsbonus 

Mit dem „Fünften Gesetz zur Änderung des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch - Gesetz zur Verbesserung der 
Ausbildungschancen förderungsbedürftiger junger Men- 
schen“ wurden wesentliche Elemente des Konzepts „Ju- 
gend - Ausbildung und Arbeit“ umgesetzt. Herzstück ist 
der Ausbildungsbonus. Arbeitgeber, die in den Jahren bis 
Ende 2010 zusätzliche Ausbildungsplätze mit förderungs- 
bedürftigen Altbewerberinnen und Altbewerbem beset- 
zen, erhalten einen Bonus. Bis Ende April 2009 wurden 
gut 14 000 Ausbildungsboni bewilligt, darunter 2 127 in 
Ostdeutschland. 

Außerdem werden förderungsbedürftige Jugendliche im 
Rahmen einer modellhaften Erprobung durch Berufsein- 
stiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter beim 
Übergang von der Schule in die Ausbildung unterstützt. 

Regionale Qualifizierungsinitiativen 

Als Beitrag zur Nationalen Qualifizierungsinitiative 
wurde in Ostdeutschland ein Wettbewerb für regionale 
Qualifizierungsvorhaben initiiert, in dem seit Herbst 2008 
zehn Projekte in ihren Ansätzen zur Steigerung der regio- 
nalen Qualifizierungs- und Personalentwicklungsaktivitä- 
ten gerade in kleinen und mittelständischen Unternehmen 
unterstützt werden. 

3.4 Herausforderungen des demografischen 
Wandels annehmen und gestalten 

Seit 1991 ist die Wohnbevölkerung in den neuen Ländern 
von 18,1 Mio. Einwohnern auf 16,6 Mio. im Jahr 2007 
zurückgegangen. Das ist ein Rückgang von 8,3 Prozent. 
Nach der Bevölkerungsprognose des Bundesamts für 


Bauwesen und Raumordnung (BBR) wird die Bevöl- 
kerungszahl in den neuen Ländern bis zum Jahr 2025 ver- 
glichen mif dem Jahr 2005 nochmals um ll,4Prozenf 
zurückgehen. Hier komm! neben den Folgen der Abwan- 
derung vor allem der Geburtenrückgang zum Tragen. 

Die Bevölkerungsabnahme wird regional allerdings sehr 
differenziert verlaufen. Während die Region um Berlin 
mit einer stabilen bzw. sogar steigenden Bevölkerung 
rechnen kann, werden ländlich strukturierte Regionen in 
Mecklenburg- Vorpommern und Sachsen- Anhalt bis 2025 
mit einem Bevölkerungsrückgang von über 20 Prozent 
konfrontiert sein. 

Die neuen Länder müssen sich den Herausforderungen 
des demografischen Wandels aktiv stellen. Dies kann 
durch eine „gegensteuemde“ und durch eine „bewah- 
rende“ Strategie erfolgen. Kern der „gegensteuemden 
Strategie“ ist die Beeinflussung des Migrationsverhaltens 
durch Schaffung und Aufzeigen attraktiver Perspektiven 
in den Regionen und durch die Gewinnung von Zuwande- 
rung. Im Mittelpunkt der „bewahrenden Strategie“ steht 
die Sicherung der Daseinsvorsorge in den Gebieten mit 
starken Bevölkerungsrückgängen. 

Migration als Chance 

Eine starke Wanderungsaktivität junger Menschen ist 
nichts Ungewöhnliches, ln der Phase der Ausbildung ist 
häufig ein Umziehen vom Wohnort zum Ort der Qualifi- 
zierung erforderlich. Problematisch für die neuen Länder 
isf weniger die Abwanderung als die fehlende Zuwande- 
rung bzw. Rückwanderung nach erfolgfer Ausbildung. Es 
geht für die neuen Länder also nicht nur darum, die Ab- 
wanderung einzudämmen, sondern auch Zuzug aus den 
alten Ländern zu schaffen. So könnten junge Menschen 
aufgrund der guten Arbeits- und Ausbildungsbedingun- 
gen, z. B. nach einer absolvierten Lehre oder einem Stu- 
dium, in den neuen Ländern bleiben. Die Imagekampagne 
zum Studienstandort Ostdeutschland, die das BMBF An- 
fang 2009 gemeinsam mit den neuen Ländern gestartet 
hat, hat genau dies zum Ziel: die Vorteile des Hochschul- 
standortes Ostdeutschland zu zeigen. 

Abwanderung aus den neuen Ländern hat in erster Linie 
wirtschaftliche Ursachen. Wenn es gelingt, erfolgreiche 
Wirtschaflsregionen aufzubauen, in denen gute Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen angeboten und anspruch- 
volle Qualifikationen nachgefragt werden sowie ein an- 
sprechendes Lebensumfeld geboten wird, kann Abwan- 
derung zurückgehen und sogar eine Rückwanderung oder 
Migration in West-Ost-Richtung einsetzen. Schul- und 
Hochschulpolitik, Ausbildung sowie Wirtschafts- und 
Forschungsförderung sind somif die enfscheidenden 
Punkte für eine Entschärfung der demografischen Situa- 
tion in den neuen Ländern. 

So hat beispielsweise der Beauftragte für die neuen Län- 
der einen Wettbewerb durchgeführt, mit dem besonders 
familienfreundliche Hochschulen ausgezeichnet wurden. 
Durch innovative Konzepte werden hiermit bessere Mög- 
lichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und Studium 
bzw. Beruf unterstützt. Sie erhöhen damit die Attraktivität 
der Regionen für künftige Fachkräfte. Vier von acht Ge- 
winnern kommen aus den neuen Ländern. 
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Sicherung der Daseinsvorsorge 

Durch ein geändertes Migrationsverhalten wird sich der 
demografische Wandel jedoch nicht mehr aufhalten las- 
sen. Dazu war der Geburtenrückgang in den vergangenen 
Jahren zu stark. Insbesondere im ländlichen Raum wird 
es Regionen geben, die sich dauerhaft auf einen Bevölke- 
rungsschwund einrichten müssen. Hier gilt es, neue und 
innovative Lösungen für die Sicherung der Daseinsvor- 
sorge zu finden und eine den urbanen Gebieten vergleich- 
bare Grundversorgung zu wahren. 

Mit dem Modellvorhaben „Demografischer Wandel - Re- 
gion schafft Zukunft“ des Beauftragten für die neuen 
Länder sollen Möglichkeiten erprobt werden, wie trotz 
tiefgreifender demografischer Veränderungen die Lebens- 
qualität und die Daseinsvorsorge in den Städten und Ge- 
meinden gesichert und möglicherweise auch neue Chan- 
cen für das soziale Zusammenleben genutzt werden 
können, ln einem Zeitraum von zwei Jahren (2007 bis 
2009) werden die zwei ostdeutschen Regionen Stettiner 
Haff und Südharz/Kyffhäuser, die in einem Wettbewerb 
ausgewählt worden sind, gezielt unterstützt. Dabei wer- 
den Lösungsansätze zu wesentlichen Handlungsfeldem 
der Daseinsvorsorge erprobt. 

Wie ein neues unterstützendes Konzept für die Sicherung 
der ländlichen Gesundheitsversorgung aussehen könnte, 
lässt sich an einem in Ostdeutschland bekannten Beispiel 
zeigen, ln Gebieten mit drohender oder bereits vorhande- 
ner hausärztlicher Unterversorgung kann das AGnES- 
Konzept dazu beitragen, der jeweiligen Hausärztin oder 
dem jeweiligen Hausarzt die Versorgung eines größeren 
Patientenstammes und/oder einer größeren Region zu er- 
möglichen. Mit dem Pflege- Weiterentwicklungsgesetz ist 
die gesetzliche Grundlage zur Überführung der Gemein- 
deschwester von den durch die neuen Bundesländer und 
die EU geförderten Modell- Vorhaben in die Regelversor- 
gung der gesetzlichen Krankenversicherung zum 1. Ja- 
nuar 2009 geschaffen worden. Mit der erfolgten Einfüh- 
rung einer entsprechenden Bewertungsziffer in der ver- 
tragsärztlichen Vergütungsordnung wird die Abrechen- 
barkeit der von der Gemeindeschwester erbrachten 
Leistungen in der gesetzlichen Krankenversicherung er- 
möglicht. 

Stadtumbau Ost 

Der demografische Wandel stellt auch die Stadtentwick- 
lungspolitik in Ostdeutschland vor große Herausforderun- 
gen. Der Bevölkerungsrückgang in den neuen Ländern 
führt zu wachsenden Leerständen in den ostdeutschen 
Städten und verursacht damit nicht nur existenzbedrohli- 
che Situationen für Unternehmen der Wohnungswirt- 
schaft, sondern auch den Funktionsverlust ganzer Stadt- 
teile. Mit dem Programm Stadtumbau Ost für den 
Zeitraum 2002 bis 2009 hat die Bundesregierung frühzei- 
tig auf diese Herausforderung reagiert. Mit dem Pro- 
gramm werden der Wohnungsleerstand durch Rückbau 
reduziert und die Innenstädte bzw. besondere Stadtteile 
stabilisiert und neu belebt. Im Programmzeitraum wurden 
für über 820 Stadtumbaugebiete und 400 Kommunen ins- 
gesamt 2,5 Mrd. Euro von Bund, Ländern und Gemein- 
den bereitgestellt, davon 1 Mrd. Euro Programmmittel 


vom Bund, ln diesem Jahr werden die Bundesmittel im 
Rahmen des Konjunkturpaktes auf rund 121 Mio. Euro 
Programmmittel aufgestockt. 

Bis Ende 2008 konnten über 240 000 Wohnungen zu- 
rückgebaut werden. Die Leerstandsquote der kommuna- 
len Wohnungsuntemehmen und Wohnungsgenossen- 
schaften sank von 16,2 Prozent im Jahr 2002 auf 11 Pro- 
zent in 2008. Damit konnten die Wohnungsmärkte stabili- 
siert und viele städtische Wohnquartiere aufgewertet wer- 
den. Dennoch bestehen vor allem in innerstädtischen Alt- 
bauquartieren noch häufig hohe Leerstände in unsanierten 
Gebäuden. Private Eigentümer konnten bisher nicht aus- 
reichend in den Stadtumbau einbezogen werden. Ein 
Rückbau von Stadtbild prägenden und denkmalgeschütz- 
ten Gebäuden - im Rahmen des Programms wurden bis- 
lang auch rd. 13 000 Altbauwohnungen abgerissen - ist 
dabei kein zukunftsweisender Weg, er ist deshalb seit An- 
fang 2008 eingestellt worden. Dafür wurden die Mittel 
zur Sicherung von Altbauten von 5 auf 15 Prozent des Fi- 
nanzvolumens des Stadtumbaus Ost angehoben. 

Eine Evaluierung im Auftrag der Bundesregierung 
kommt zu der Empfehlung, das Stadtumbauprogramm bis 
2016 als gebündelte Strategie von Rückbau und Aufwer- 
tung fortzuführen. Wegen der anhaltenden Einwohnerver- 
luste der Kommunen würde der Leerstand ohne die Fort- 
führung des Rückbaus wieder kritische Schwellenwerte 
überschreiten, was die Stadtstrukturen und die Funktions- 
fähigkeit der Wohnungsmärkte gefährden würde. Der 
Bund beabsichtigt diese Empfehlungen aufzugreifen und 
das Programm zu verlängern. Die dabei gewonnenen 
vielfältigen Erfahrungen werden seit 2004 auch beim Pro- 
gramm Stadtumbau West genutzt, da sich auch westdeut- 
sche Städte frühzeitig auf die Anpassungsprozesse in- 
folge des demografischen Wandels einstellen müssen. 

Soziale Stadt 

Der Bevölkerungsrückgang in Städten vollzieht sich in 
der Regel nicht gleichmäßig, sondern selektiv und verur- 
sacht damit eine zunehmende soziale und räumliche Pola- 
risierung der Stadtbevölkerung. Mit dem Programm So- 
ziale Stadt werden gemeinsam mit den Bewohnern und 
Bewohnerinnen Lösungsansätze gegen den Abwärtstrend 
erarbeitet. Das Programm steht ost- und westdeutschen 
Städten offen. Ziel des Programms ist es, unter den Be- 
dingungen einer sich in Größe und Struktur verändernden 
Bevölkerung (insbesondere auch infolge von Bevölke- 
rungsabwanderung) die Städte als funktionstüchtigen so- 
zialen Raum zu entwickeln. 

Ländlicher Raum: Entwicklung eigener Stärken 

Im internationalen Vergleich besitzt die ostdeutsche 
Landwirtschaft ein hohes Maß an Wettbewerbsfähigkeit 
und trägt so zur Sicherung regionaler Arbeitsplätze bei. ln 
über 30 000 Betrieben sind knapp 160 000 Arbeitskräfte 
beschäftigt. Sie erwirtschaften rd. 1,5 Prozent der gesam- 
ten Bruttowertschöpfung der neuen Länder (0,9 Prozent 
in den alten Ländern). Umso wichtiger war es, dass bei 
der kürzlichen „Gesundheitsüberprüihng“ der Gemeinsa- 
men Agrarpolitik ein tragbarer Kompromiss mit der Eu- 
ropäischen Kommission ausgehandelt werden konnte. 
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Ursprünglich wollte die EU die Direktzahlungen an die 
landwirtschaftlichen Betriebe in Abhängigkeit von der 
Höhe dieser Direktzahlungen kürzen. Dies hätte die ost- 
deutschen Agrarbetriebe aufgrund ihrer höheren Durch- 
schnittsgrößen besonders stark belastet. Der Kürzungs- 
beitrag für die neuen Länder ist im Ergebnis deutlich 
reduziert worden, zudem bleiben die Kürzungsmittel in 
den neuen Ländern für Maßnahmen der 2. Säule im Be- 
reich des Klimawandels, der Förderung emeuerbarer 
Energien, des Wassermanagemenf und der biologischen 
Vielfalf vollsfändig erhallen. 

Dennoch zählen die ländlichen Räume überwiegend zu 
den sfrukturschwachen Gebiefen mit wirtschaftlich meist 
ungünstigen Situationen und hoher Abwanderung von 
jungen Leuten. Dabei verfügen viele ländliche Räume 
über durchaus beachtliche Entwicklungspotenziale für 
Wachsfum und Beschäftigung außerhalb der Landwirt- 
schaft. Innovatives Potenzial liegt zum Beispiel in den 
Bereichen Tourismus, nachwachsende Rohstoffe und re- 
generative Energien, ln einer integrierten ländlichen Ent- 
wicklung müssen daher die Förderinstrumente noch stär- 
ker als bisher für eine gezielte Profilierung der regionalen 
Stärken sowie für regionales Wachsfum und Innovation 
genutzt werden. So könnten auch künftig bei der Erfül- 
lung der Gemeinschaflsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ räumliche Schwer- 
punkte gebildet werden. 

Ostdeutschland als Ideengeber im Umgang mit dem 
demografischen Wandel 

Die neuen Länder sammeln vielfältige Erfahrungen im 
Umgang mit den Auswirkungen des demografischen 
Wandels. Von diesen Erfahrungen können auch andere 
Regionen profitieren. An dem bereits oben geschilderten 
Konzept der Gemeindeschwester zeigt sich, dass mit Er- 
probung und Einführung neuer und zum Teil bewährter 
Ideen auf Strukturprobleme auch von großer Dimension 
an vielen Stellen gezielt und wirksam reagiert werden 
kann. 

Wichtig ist es, den demografischen Wandel anzunehmen 
und aktiv darauf zu reagieren. Innovative und nachhaltige 
Angebote für die zukünftige Daseinsvorsorge in ländli- 
chen Regionen tragen dazu bei, den Menschen in den be- 
troffenen Regionen zu helfen und ihnen ein attraktives 
Leben in der Region zu ermöglichen. 

4 Gesellschaftliche Stärkung der deutschen 
Einheit 

Seit der Herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
am 3. Oktober 1990 wird in der Öffentlichkeit über den 
Stand der inneren Einheit Deutschlands diskutiert. Auch 
20 Jahre nach der Friedlichen Revolution in der DDR ist 
diese Diskussion noch nicht verebbt. Es hat sich gezeigt, 
dass der Prozess der inneren Vereinigung komplizierter 
und vielschichtiger ist, als viele sich dies 1990 vorstellen 
konnten. Dessen ungeachtet bleibt aber festzuhalten, dass 
die innere Einheit Deutschlands seit 1990 in vielerlei Hin- 
sicht große Fortschritte erzielt hat. Ostdeutsche und West- 
deutsche haben mit den ihnen zur Verfügung sfehenden 


Möglichkeifen, mif persönlichem Einsafz, Arbeif und gro- 
ßer finanzieller Solidarifät dazu beigefragen. Dieses 
gemeinsame und sich gegenseitig unferstüfzende Engage- 
menf trifft auf zunehmende Anerkennung. Insbesondere 
für die nachgewachsene Generafion spielf die Frage der 
Herkunft aus Ost- oder Westdeutschland für den fäglichen 
Umgang mifeinander heufe eine sehr viel geringere Rolle, 
als dies in vielen öffentlichen Debatten immer wieder an- 
klingt. 

Diese erfreuliche Entwicklung darf allerdings nicht über- 
sehen lassen, dass es noch immer Defizite bei der inneren 
Einheit gibt. Dabei geht es heute nicht mehr so sehr um 
die materiellen Fragen, die in den ersten Jahren nach 
1990 stark im Vordergrund standen, obwohl die Anglei- 
chung von Einkommen und Vermögen gewiss auch weiter- 
hin eine wichtige Aufgabe bleibt. Genauso wichtig aber 
ist es heute, Fortschritte bei der gesellschaftlichen und so- 
zialen Einheit zu erzielen. Hierzu zählen gegenseitige 
Anerkennung, Respekt und Verständnis für unterschiedli- 
che Positionen, Überzeugungen und Lebensleistungen, 
aber auch Arbeitschancen, Ausbildungsmöglichkeiten 
und Bildung als Schlüssel für ein selbsfbesfimmfes und 
sich selbst verwirklichendes Leben. 

Die Herstellung der gesellschaftlichen und sozialen Ein- 
heit bedeutet keine Nivellierung der regionalen und kultu- 
rellen Unterschiede in den Regionen Deutschlands. Sol- 
che Unterschiede prägen Deutschland. Das ist auch 
wünschenswert, denn sie bereichern unser Land und 
schaffen Identität. Auch materielle Lebenssituationen und 
Lebensstile werden weiterhin Unterschiede aufweisen. 
Aber die Trennungslinien zwischen den Lebenssituatio- 
nen dürfen nicht unüberbrückbar sein, und sie dürfen 
nicht an einer festen geographischen Linie entlang verlau- 
fen. 

Gegenseitiges Verständnis nnd Anerkennnng 

Die gegenseitige Anerkennung der Bürger in Ost- und 
Westdeutschland ist trotz aller Fortschritte noch immer 
nicht ausreichend, ln Ost und West haben viele Bürger 
das Gefühl, dass die Menschen des jeweils anderen Lan- 
desfeils ihre Leistungen nicht genügend anerkennen und 
zu wenig Verständnis für ihre Situation aufbringen, ln 
Ostdeutschland gibt es bei vielen Menschen noch immer 
ein Gefühl der Benachfeiligung, das sich sowohl auf ihre 
finanzielle Situation als auch grundsätzlich auf ihre ge- 
sellschaftliche Stellung im geeinten Deutschland bezieht. 
Noch immer empfinden sich viele Ostdeutsche und West- 
deutsche gegenseitig als fremd. Fremdheiten zu überwin- 
den und Gemeinsamkeiten zu schaffen bleibt ein wichtiges 
Ziel im weiteren Prozess der Vereinigung Deutschlands. 
Vorurteilen muss begegnet, Klischees müssen überwun- 
den werden. 

Demokratie mit Leben erfüllen, gesellschaftliches 
Engagement 

Der Gesellschaft in Ostdeutschland werden in der Öffent- 
lichkeit immer wieder demokratische Defizite und eine 
schwache bürgerliche Mitte attestiert, ln der öffentlichen 
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Debatte wird dies jedoeh oft überzeiehnet und übertrie- 
ben. Fehlt im Osten tatsäehlieh eine bürgerliehe Tradi- 
tion? Dagegen sprieht, dass die Akteure der Bürgerbewe- 
gung, die im Herbst 1989 mit der Friedliehen Revolution 
den Sturz des SED-Regimes herbeigeführt haben, aus der 
Mitte der Gesellsehaft kamen. Trotz jahrzehntelanger 
Propagierung einer „sozialistisehen Demokratie“ naeh 
marxistiseh-leninistisehem Muster hatten sie an den For- 
derungen bürgerlieher Freiheitsreehte festgehalten. 

Zutreffend ist aber aueh, dass offenbar ganz allgemein in 
Deutsehland auf lange Sieht die Zufriedenheit mit dem 
konkreten Funktionieren der Demokratie tendenziell ab- 
nimmt, und dass diese Entwieklung in Ostdeutsehland 
noeh stärker ausgeprägt zu sein seheint als im Westen des 
Landes. Dies bedeutet keine Abkehr von der Demokratie 
als politiseher Idee und Zielvorstellung, stellt aber gleieh- 
wohl eine nieht zu untersehätzende Herausforderung für 
die polifisehen Akfeure und Insfifufionen in Deufsehland 
dar. 

Bei genauer Befraehfung der bisherigen Entwieklung 
zeigt sieh, dass Formen und Ausmaß demokratisehen und 
zivilgesellsehaftliehen Engagements in Ost- und West- 
deutsehland dynamiseh, aber aueh regional untersehied- 
lieh ausgeprägt sind. Vor allem das Netz der Sport-, Kul- 
tur- und Freizeitvereine, aber aueh das der Kirehen und 
ihres Umfeldes ist in Ostdeutsehland diehter geworden. 
Gleiehwohl bestehen im Bereieh des zivilgesellsehaftli- 
ehen Engagements, insbesondere im Bereieh des organi- 
sierten Ehrenamtes, immer noeh Untersehiede zwisehen 
den ost- und westdeutsehen Ländern. Befragungen wei- 
sen aber eine hohe Bereitsehaft zu zivilgesellsehaftliehem 
Engagement in den ostdeutsehen Ländern auf 

Dass wir eine starke bürgerliehe Mitte und aktive Bürger- 
gesellsehafl brauehen, steht außer Frage. Dazu gehören in 
Ost- wie Westdeutsehland Gemeinsinn, Weltoffenheit, 
Toleranz, demokratisehe Gesinnung und die Bereitsehaft 
zur Integration von Fremden, Sehwaehen oder Anders- 
denkenden. 

Gegen Rechtsextremismus 

Eine freiheitlieh-bürgerliehe Zivilgesellsehaft muss sieh 
gegen Extremismus von allen Seiten zur Wehr setzen. Ein 
besonders Problem in Ost- wie in Westdeutsehland ist der 
Reehtsextremismus. Dieses Problem ist sehr ernst zu neh- 
men und darf nieht verharmlost werden. Dort, wo sieh 
eine solehe Entwieklung verfestigt, kann reehtsextremis- 
tisehes Gedankengut letztendlieh aueh in die Mitte der 
Gesellsehaft ausstrahlen, sofern man ihr hier nieht wirk- 
sam entgegentritt. Es darf nieht zugelassen werden, dass 
sieh der Reehtsextremismus in die gesellsehaftliehe Mitte 
bewegt und dort Akzeptanz findet. Es dürfen dort keine 
Freiräume gelassen werden, in denen sieh reehtsextreme 
Gesinnung ungestört entfalten kann. Aufgrund der Viel- 
sehiehtigkeit des Phänomens verfolgt die Bundesregie- 
rung bei der Auseinandersetzung mit und der Bekämp- 
fung von Reehfsexfremismus einen mehrdimensionalen 


Handlungsansafz mif prävenfiven und repressiven Ele- 
menfen (vgl. Teil B, Absehnitf 16.2). 

Aufarbeitung der SED-Diktatur 

Die Aufarbeitung der SED-Diktatur leistet einen wesent- 
liehen Beitrag zur weiteren Gestaltung der inneren Ein- 
heit Deutsehlands. Neben der historisehen Auseinander- 
setzung mit der DDR-Gesehiehte im Allgemeinen geht es 
dabei vor allem aueh um die Würdigung, Rehabilitierung 
und Entsehädigung der Opfer der SED-Diktatur. Darüber 
hinaus müssen die Ergebnisse der Aufarbeitung in die 
politisehe Bildung einfließen und insbesondere den naeh- 
waehsenden Generationen ein realistisehes Bild von den 
politisehen und gesellsehaftliehen Verhältnissen in der 
DDR vermitteln, ln den Lehrplänen der Sehulen muss der 
DDR-Gesehiehte mehr Platz eingeräumt werden, Lehrer 
sollten mit ihren Sehülem häufiger zu authentisehen Or- 
ten der DDR-Gesehiehte fahren und mit Zeitzeugen ins 
Gespräeh kommen. Wiehtig ist aber aueh, dass in den Fa- 
milien über die Erfahrungen der Vergangenheit gespro- 
ehen wird. Eltern und Verwandtsehaft müssen den Naeh- 
geborenen erzählen, was sie in der DDR erlebt und 
erfahren haben und so für eine authentisehe Weitergabe 
des Erlebten sorgen. Nur auf diese Weise kann die ge- 
samtgesellsehaftliehe Vermittlung von Gesehiehte dureh 
die wiehtige individuelle und auf die eigene Familie be- 
zogene Gesehiehtsvermittlung ergänzt werden. 

20 Jahre naeh der Friedliehen Revolution in der DDR ist 
es Zeit, sieh der Ereignisse von damals zu erinnern und 
darüber naehzudenken, was seitdem alles erreieht worden 
ist, aber aueh, was es noeh zu erledigen gilt. Dass die 
Deutsehen heute in einem geeinten demokratisehen Land 
leben können und mit Naehbam umgeben sind, die mit 
ihnen in freundsehaftlieher Verbindung stehen, hätte bis 
vor 20 Jahren kaum jemand für möglieh und erreiehbar 
gehalfen. Dies sollfe uns Anlass sein, mif großer Freude 
auf die damaligen Ereignisse zurüekzublieken. Sie waren 
nur dureh den Muf und das Engagemenf der vielen Men- 
sehen möglieh, die für ihre Überzeugungen gestritten ha- 
ben und für ihre Forderungen auf die Sfraße gegangen 
sind. Mif Respekf und Dankbarkeif blieken wir auf die 
Mensehen in der CSSR, die mif der Charfa 77 den Weg 
bereitef haben, auf Polen und die Solidamosc, auf die 
ehemalige Sowjetunion und ihre Politik von Perestroika 
und Glasnost bis hin zur Öffnung der Grenze in Ungarn 
im Sommer 1989. Von diesen Erfahrungen geht aueh 
heute noeh Ermutigung aus, denn sie zeigen, dass ge- 
meinsames Handeln aueh in einer seheinbar aussiehtslo- 
sen Lage von Erfolg gekrönt sein kann, und dass es sieh 
lohnt, für seine Reehte einzusfehen. Wir haben gufen 
Grund, selbsfbewussf und mif Freude auf die Friedliehe 
Revolufion von 1989 zurüekzublieken. Was Osf- und 
Wesfdeufsehe in den vergangenen 20 Jahren gemeinsam 
erreieht haben, stellt eine enorme und erfolgreiehe Auf- 
bauleistung dar. Wir haben viel erreieht, aber aueh noeh 
viel zu tun. 
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B Programme und Politikfelder des Aufbau Ost 


1 Förderung der Wirtschaftskraft/ 
Bewältigung der Konjunkturkrise 

1 .1 Überblick über die Konjunkturpakete I und II 
und ihre Bedeutung für Ostdeutschland 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich derzeit im Sog des 
weltweiten Abschwungs. Auch am Arbeitsmarkt werden 
die Folgen des Konjunkturabschwungs immer deutlicher 
spürbar. Die Bundesregierung hat deshalb auf die Finanz- 
marktkrise und die weltweite Konjunkturabschwächung 
schnell und entschlossen reagiert. Um einer weiteren Ver- 
schärfung der wirtschaftlichen Lage und einer drohenden 
Abwärtsspirale entgegenzuwirken, hat die Bundesregie- 
rung über die Stabilisierung des Finanzmarktsektors hi- 
naus eine Reihe von Maßnahmen beschlossen. Sie zielen 
im Sinne einer konjunkturgerechten Wachstumspolitik 
darauf ab, die Krise kurzfristig zu meistern und gleichzei- 
tig die Perspektiven für die wirtschaftliche Entwicklung 
langfristig zu verbessern. Deutschland soll aus der Krise 
stärker herauskommen, als es hineingeht. Im Mittelpunkt 
stehen der Erhalt der Arbeitsplätze und die Investitions- 
fähigkeit der Unternehmen. Die Maßnahmen erhöhen die 
Investitionen in Zukunftsbereiche, vor allem in die Bil- 
dung. Sie fordern die Qualifizierung der Arbeitnehmer 
noch stärker und entlasten nachhaltig Privathaushalte und 
Betriebe. 

Nachdem bereits zum Jahresanfang 2008 die Untemeh- 
mensteuerreform in Kraft getreten war, die mit Steuerent- 
lastungen von jeweils 7 Mrd. Euro in den Jahren 2009 
und 2010 zur Konjunkturstabilisierung beiträgt, hat die 
Bundesregierung im Herbst 2008 über die ersten kon- 
junkturstützenden Maßnahmen mit einem Gesamtvolu- 
men von rd. 30 Mrd. Euro für die Jahre 2009 und 2010 
enfschieden. Das „Maßnahmenpakef zur Senkung der 
sfeuerlichen Belastung, Stabilisierung der Sozialversiche- 
rungsabgaben und für Invesfifionen in Familien“ wurde 
am 7. Okfober 2008 beschlossen. Das 15-Punkte-Programm 
„Beschäff igungssicherung durch Wachsfumssfärkung“ 
vom 5. November 2008 (Konjunkturpaket 1) umfasst 
Maßnahmen, die im Sinne einer konjunkturgerechten, auf 
nachhaltiges Wachstum ausgerichteten Wirtschaftspolitik 
konzipiert, also langfristig sinnvoll, kurzfristig umsetzbar 
und zielgenau sind. So werden z. B. mit dem Gesetz zur 
Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen des Maßnah- 
menpakets „Beschäftigungssicherung durch Wachstums- 
stärkung“ vom 21. Dezember 2008 (Konjunkturpaket 1) 
Bürger und Unternehmen im Jahr 2009 mit rd. 2,6 Mrd. 
Euro und in 2010 mit mehr als 5,7 Mrd. Euro entlastet. 
Zusätzlich werden die privaten Haushalte durch das Gesetz 
zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienst- 
leistungen (Familienleistungsgesetz) vom 22. Dezember 
2008 um jäMich rd. 2,3 Mrd. Euro ab 2009 entlastet. 


Einen weiteren konjunkturellen Impuls bringt die Umset- 
zung des Bundesverfassungsgerichtsurteils zur Pendler- 
pauschale. Mit der erforderlichen gesetzlichen Neurege- 
lung wird auch für die ersfen 20 Entfemungskilomefer 
wieder eine Enffemungspauschale von 30 Cenf/km als 
Werbungskosten anerkannt, und zwar rückwirkend ab 
dem Jahr 2007. Damit werden Steuerpflichtige in 2009 
um rd. 5,4 Mrd. Euro und in 2010 um rd. 3,1 Mrd. Euro 
entlastet. Die resultierenden Steuerausfälle werden nicht 
an anderer Stelle gegenfinanziert. 

Konjunkturell wirksame Maßnahmen vom Herbst 2008: 
„Senkung der steuerlichen Belastung, Stabilisierung 
der Sozialversicherungsabgaben und Investitionen in 
Familien“ und „Beschäftigungssicherung durch 
Wachstumsstärkung“ 


„Senkung der steuerlichen Belastung, Stabilisierung 

der Sozialversicherungsabgaben und Investitionen 

in Familien“ 

- Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversiche- 
rung ab 1. Januar 2009 um 0,5 Prozent-Punkte auf 
2,8 Prozent bis 30. Juni 2010, danach 3,0 Prozent. 

- Deutliche Verbesserung des Steuerabzugs von Vor- 
sorgeaufwendungen für die Kranken- und Pfiegever- 
sicherung ab 2010. Die enf sprechende Regelung 
„Gesefz zur verbesserten steuerlichen Berücksichti- 
gung von Vorsorgeaufwendungen“ (Bürgerentlas- 
tungsgesetz Krankenversicherung - Regierungsent- 
wurf vom 18. Februar 2009) befindet sich noch im 
Gesetzgebungsverfahren. 

- Erhöhung des Kinderfreibetrags zum 1 . Januar 2009 
um rd. 200 Euro auf 6 024 Euro. Erhöhung des Kin- 
dergeldes um 10 Euro pro Monat, ab 3. Kind 
16 Euro. 

- Schulbedarfspaket: 100 Euro jeweils zum Schuljahres- 
beginn für hilfebedürftige Kinder (SGBll, SGB Xll). 

- Ausweitung der steuerlichen Förderung des privaten 
Haushalts als Auftraggeber und Arbeitgeber. Für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder für 
die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleis- 
tungen ermäßigt sich die tarifliche Einkommen- 
steuer um 20 Prozent und maximal um 4 000 Euro. 

- Vorziehen der Wohngeldnovelle auf den 1 . Oktober 
2008 (ursprünglich erst ab 2009), also bereits für die 
Heizperiode 2008/2009. 

- Verringerung des Anstiegs des Steuersatzes für Bio- 
diesel um 3 Genf im Jahr 2009. 
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Konjunkturpaket I: „Beschäftigungssicherung 

durch Wachstumsstärkung“ 

- Finanzierung und Liquidität der Unternehmen: 

KfW- Sonderprogramm für KMU mit einem zu- 
sätzliehen Kreditvolumen von 15 Mrd. Euro bis 
Ende 2009. 

- Zusätzliche Anreize für private Investitionen 
und Innovation: Degressive Absehreibung für 
bewegliehe Wirtsehaftsgüter des Anlagevermö- 
gens in Höhe von 25 Prozent und Investitions- 
bezugsbeträge und Sonderabsehreibungen für 
KMU. 3 Mrd. Euro von 2009 bis 2011 für wei- 
tere Investitionen in die Energieeffizienz von Ge- 
bäuden. 200 Mio. Euro zusätzliehe Finanzmittel 
für die Gemeinsehaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtsehaftsstruktur“ (GRW) für 2009. 

- Öffentliche Investitionen: KfW-Mittel für Investi- 
tionen in Infrastrukturvorhaben der Kommunen er- 
höht für ein erwartetes Kreditvolumen von ea. 
3 Mrd. Euro. Jeweils 1 Mrd. Euro des Bundes für 
Verkehrsinvestitionen zusätzlieh in 2009 und 2010 
und besehleunigte Umsetzung dringlieher Verkehrs- 
investitionen. 

- Private Haushalte: Für alle Neuwagenkäufe mit 
Erstzulassung zwisehen dem 5. November 2008 und 
dem 30. Juni 2009 wurde eine Kfz-Steuerbefreiung 
von max. einem Jahr besehlossen. Für Fahrzeuge mit 
Euro-5- und Euro-6-Norm verlängert sieh die Kfz- 
Steuerbefreiung auf max. zwei Jahre. Verdoppelung 
des Steuerbonus für Handwerkerleistungen bei In- 
standhaltungs- und Modemisierungsmaßnahmen ab 
Anfang 2009 von bisher 600 Euro auf maximal 
1 200 Euro im Jahr. 

- Beschäftigung: Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld 
von 12 auf 18 Monate verlängert (wurde 2009 mit 
Wirkung zum 1 . Juli 2009 auf 24 Monate verlängert) 
bei gleiehzeitiger Ausweitung der Weiterqualifi- 
zierungsmögliehkeiten. Arbeitsvermittlung dureh 
1 000 zusätzliehe Vermittler gestärkt. Sonderpro- 
gramm der BA zur „Weiterbildung Geringqualifi- 
zierter und besehäftigter Älterer in Unternehmen“ 
(WeGebAU) intensiviert. 


Um Konjunktur und Waehstum in ganz Deutsehland 
weiter zu stärken, wurden mit dem „Pakt für Besehäfti- 
gung und Stabilität in Deutsehland“ vom Januar 2009 
(Konjunkturpaket H) für die beiden Jahre 2009 und 
2010 insgesamt über 50 Mrd. Euro an öffentliehen 
Mitteln bereitgestellt. Die notwendigen Gesetzent- 
würfe und der Entwurf für den Naehtragshaushalt 2009 
wurden von Bundestag und Bundesrat im Februar zü- 
gig verabsehiedet und bereits im März verkündet. 
Somit können die Maßnahmen sehnell wirksam wer- 
den. 


Konjunkturpaket II: „Pakt für Beschäftigung und 

Stabilität in Deutschland“ 

- Steuer- und Ahgahenentlastungen: Insgesamt über 
20 Mrd. Euro in den Jahren 2009 und 2010, u. a. für 
die Senkung der Einkommensteuer, wovon gerade 
aueh kleine und mittlere Personengesellsehaften pro- 
fitieren. Anhebung des Grundfreibetrags um 340 Euro 
in zwei Sehritten von 7 664/15 328 Euro auf 8 004/ 
16 008 Euro sowie Absenkung des Eingangsteuer- 
satzes von 15 Prozent auf 14 Prozent und des paritä- 
tiseh finanzierten Beitragssatzes zur GKV um 0,6 Pro- 
zentpunkte. Die Entlastung beträgt in 2010 rd. 
5,8 Mrd. Euro und ab 2011 rd. 6,2 Mrd. Euro). 

- Öffentliche Investitionen in Infrastruktur und 
Bildung: Insgesamt mehr als 17 Mrd. Euro u. a. für 
Finanzhilfen des Bundes im Rahmen des Zukunftsin- 
vesfitionsgesefzes in Höhe von 10 Mrd. Euro für Bil- 
dungs- und Infrastrukfurinvesfifionen; wehere Inves- 
tifionen in Bundesverkehrswege und Baufen; 
gleiehzeifig Vereinfaehung des Vergabereehfs. 

- Kredit- und Bürgschaftsrahmen: Kreditprogramm 
für größere Unternehmen analog zum KfW- Sonder- 
programm, Kredite und Bürgsehaflen bis insgesamt 
100 Mrd. Euro (25 Mrd. Euro Kredite, 75 Mrd. Euro 
Bürgsehaften). 

- Maßnahmen zur Belehung der Automohilnach- 
frage: Pkw-Umweltprämie in Höhe von 2 500 Euro für 
die Versehrottung eines mindestens 9 Jahre alten Alt- 
fahrzeuges sowie AnsehafEüng eines Neu- oder Jahres- 
wagens. Das Fördervolumen beträgt insgesamt 5 Mrd. 
Euro. 

- Zusätzliche Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung: 900 Mio. Euro für Ausbau und Ausweitung 
des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand 
(ZIM) für ForsehungsfÖrderung auf einzelbetriebli- 
ehe Forsehungsvorhaben von westdeutsehen Unterneh- 
men und auf größere Unternehmen bis 1 000 Mit- 
arbeiter in West- und Ostdeutsehland bei höheren 
Fördersätzen für Unternehmen in Ostdeutsehland. 
Weitere 500 Mio. Euro für die Förderung anwen- 
dungsorientierter Forsehung im Bereieh Mobilität. 

- Beschäftigungssicherung: Hälftige Erstattung des 
Arbeitgeberbeitrags zur Sozialversieherung für Zei- 
fen der Kurzarbeif in 2009 und 2010; Übernahme der 
gesamfen Arbeifgebersozialversieherungsbeifräge 
bei Verbindung von Kurzarbeit mit Qualifizierung; 
weiterer massiver Ausbau der Aktivierungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen; 5 000 zusätzliehe Stel- 
len für die Arbeifsvermittlung; Sfabilisierung Bei- 
fragssafz zur Arbeifslosenversieherung bei 2,8 Pro- 
zenf aueh in zweifer Jahreshälfte 2010. 

- Familien- und kinderhezogene Leistungen: Erhö- 
hung der SGB II- und SGB XII-Regelsätze für Kin- 
der im Alfer von 6 bis 13 Jahren; einmaliger Kinder- 
bonus von 100 Euro pro Kind. 
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Die Konjunkturpakete werden in den alten wie den neuen 
Bundesländern in gleicher Weise zur Stabilisierung der 
Wirtschaft im Sinn einer konjunkturgerechten Wachs- 
tumspolitik beitragen. Zum Beispiel werden mit dem Zu- 
kunftsinvestitionsgesetz zusätzliche Investitionen der 
Länder und Kommunen auch in Ostdeutschland durch Fi- 
nanzhilfen des Bundes unterstützt. Die Mittel werden 
nach einem abgestimmten Schlüssel verteilt, wobei Län- 
der und Kommunen einen Eigenanteil von 25 Prozent 
beisteuern müssen. Die Gelder können für Investitionen 
in Einrichtungen der Forschung und der frühkindlichen 
Bildung, also z. B. Krippen und Kindergärten, sowie für 
Investitionen insbesondere zur energetischen Sanierung 
von Schulen, Hochschulen und kommunalen oder ge- 
meinnützigen Weiterbildungseinrichtungen, aber auch für 
sonstige Infrastrukturinvestitionen verwendet werden. 
Die Länder stellen sicher, dass finanzschwache Kommu- 
nen die gleichen Chancen wie die finanzstarken haben, 
diese Mittel für zusätzliche Investitionen zu nutzen. Aber 
auch alle anderen Maßnahmen, wie die Entlastung von 
Steuern und Abgaben, die arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen und die Erweiterung des Kredit- und Bürg- 
schaflsrahmens werden in den neuen Bundesländern kon- 
junkturstabilisierend wirksam. 

1.2 Investitionsförderung 

ln Ostdeutschland hat seit der deutschen Vereinigung eine 
umfassende Modernisierung der Wirtschaft stattgefun- 
den. Die Wirtschaftskraft ist - trotz positiver Entwicklun- 
gen - jedoch immer noch unterdurchschnittlich; es be- 
steht ein vergleichsweise hohes Arbeitsplatzdefizit. 
Deshalb werden Investitionen der Unternehmen auch 
weiterhin umfassend im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) und mit Investitionszulagen, ergänzt um Mittel 
der EU-Strukturfonds sowie den ERP- und KfW-Kredit- 
programmen, unterstützt. 

1 .2.1 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

Die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) ist das zen- 
trale Instrument der Bundesregierung für die regionale 
Wirtschaftspolitik und wichtiger Bestandteil der Wirt- 
schaflsforderung in den ostdeutschen Ländern. Über die 
GRW werden zielgerichtet gewerbliche Investitionen, 
wirtschaflsnahe Infrastrukturmaßnahmen und nicht-in- 
vestive Maßnahmen - wie z. B. Regional- oder Cluster- 
management - in strukturschwachen Regionen gefordert. 
Damit wird insbesondere die Schaffung bzw. Sicherung 
dauerhaft wettbewerbsfähiger Arbeitspläfze vorange- 
bracht. Bund und Länder finanzieren die GRW-Zuschuss- 
fbrderung jeweils zur Hälfte. 

Die Neuabgrenzung des deutschen Regionalforderge- 
biets auf der Grundlage des geänderten Beihilferechts der 
EU unterstreicht den noch immer bestehenden Aufholbe- 
darf in den neuen Ländern. Dieses Ranking der Regionen 
weist die ostdeutschen Länder daher auch für den Zeif- 
raum 2007 bis 2013 als Höchsffordergebief nach Arti- 


kel 87 Absafz 3 Buchsfabe a des EG- Vertrags aus. Im 
Rahmen der GRW entspricht dies dem A-Fördergebiets- 
status. Berlin ist entsprechend der wirtschaftlichen Gege- 
benheiten komplett GRW-Fördergebiet, zum Großteil mit 
Beihilfestatus nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c des 
EG- Vertrags (C-Förderstatus im Rahmen der GRW) und 
zu einem kleineren Teil mit abgeschwächtem D-Förder- 
status. 

Die Regionalfordergebietskulisse in den neuen Ländern 
(ohne Berlin) umfasst rund 13,1 Mio. Einwohner. Die 
Länder setzen im Rahmen der zulässigen Höchstforder- 
sätze sachliche und regionale Förderschwerpunkte. 

Bund und Länder halten am bisherigen Verteilungsschlüs- 
sel für die Bundesmiffel fesf. Nach diesem Schlüssel enf- 
fallen 6/7 der Mittel auf die neuen Länder einschließlich 
Berlin und 1/7 der Mittel auf ausgewählte strukturschwa- 
che Gebiete in den alten Ländern. 

Tabelle 4 


Bewilligungen in den neuen Ländern und Berlin 
für 2008 im Rahmen der GRW 



Gewerbliche 

Wirtschaft 

Wirtschafts- 
nahe Infra- 
struktur 

Anzahl der 
Vorhaben 

2.250 

304 

Invesfifions- 

volumen 

(in Mio. Euro) 

7.083,84 

710,83 

Be Willi gfe 
GRW-Miftel* 

(in Mio. Euro) 

1.244,10 

529,94 

GefÖrderfe 

Dauerarbeifs- 

pläfze 

zusätzlich 

gesichert 


26.000 

81.711 


* Bundes- und Landesanteil einschließlich EFRE-Kofinanzierung. 


ln den Jahren 2000 bis 2008 haben die neuen Länder und 
Berlin Bewilligungen im Umfang von rd. 12,8 Mrd. Euro 
erteilt (Bundes- und Landesanteile). Damit wurde ein In- 
vestitionsvolumen vonrd. 68,3 Mrd. Euro angestoßen. Im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft wurden damit rd. 
242 500 zusätzliche Dauerarbeitsplätze geschaffen und 
rd. 683 300 Dauerarbeitsplätze gesichert. 

Die Bundesregierung setzt die GRW-Förderung 2009 wie 
bisher auf hohem Niveau fort. Dafür sfehen Bundesmiffel 
in Höhe von insgesamt 617 Mio. Euro zur Verfügung. 
Hiervon entfallen auf die neuen Länder 529 Mio. Euro. 

Darüber hinaus sind die Finanzmittel der GRW vor dem 
Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise mit dem 
Maßnahmenpaket „Beschäfligungssicherung durch Wachs- 
tumsstärkung“ (Konjunkturpaket 1) für das Jahr 2009 um 
einmalig 200 Mio. Euro erhöh! worden (100 Mio. Euro 
Barmittel für 2009 und jeweils 50 Mio. Euro Verpflich- 
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tungsermächtigungen für 2010 und 2011). Von diesen 
Mitteln entfallen insgesamt 100 Mio. Euro auf die neuen 
Länder einschließlich Berlin. 

Angesichts der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
die Europäische Union die Bestimmungen über „De- 
Minimis-Beihilfen“ gelockert. Die Bundesregierung hat 
diesen Spielraum durch Erlass der „Bundesregelung 
Kleinbeihilfen“ genutzt. Danach sind bis zum 31. De- 
zember 2010 Kleinbeihilfen für Unternehmen bis zu ei- 
nem Höchstbetrag von 500 000 Euro zulässig. 

1.2.2 Investitionszulage 

Durch die Investitionszulage werden wachstumsrelevante 
und Arbeitsplatz schaffende Investitionen in Betrieben 
des verarbeitenden Gewerbes und der produktionsnahen 
Dienstleistungen sowie seit 2007 in Betrieben des Beher- 
bergungsgewerbes in den neuen Ländern und Berlin ge- 
fordert. 

Das Investitionszulagengesetz leistet einen wichtigen 
Beitrag zum weiteren wirtschaftlichen Aufbau Ost- 
deutschlands und bietet einen Anreiz für befriebliche In- 
vesfifionen im Fördergebief. Damif sollen die Chancen 
der geforderten Regionen im Wettbewerb um Untemeh- 
mensansiedlungen weiter gestärkt und bestehende Stand- 
ortnachteile vermindert werden. 

Um den dynamischen Aufschwung im Osten weiterhin zu 
stärken, wurde mit dem Investitionszulagengesetz 2010 
bereits frühzeitig eine Nachfolgeregelung für das Investi- 
tionszulagengesefz 2007 geschaffen. Auf dieser Grund- 
lage wird die Investifionszulage für gefätigfe wachstums- 
relevanfe und Arbeifsplafz schaffende Invesfifionen in 
Befrieben des verarbeifenden Gewerbes, der produkfions- 
nahen Dienstleistungen und des Beherbergungsgewerbes 
in den neuen Ländern und Berlin bis zum Ende des Jahres 
2013 fortgeführt. Für Investitionen in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen ist auch zukünftig eine erhöhte Förde- 
rung vorgesehen. Sonderregelungen im Randgebiet gibt 
es allerdings nicht mehr. 

Das bisherige sehr hohe Niveau der Förderung wird ab 
2010 schrittweise abgesenkt. Dies entspricht den Bestre- 
bungen der Bundesregierung, die Investitionszulage lang- 
fristig planmäßig auslaufen zu lassen und die Investi- 
tionsförderung auch in Osfdeufschland auf die im 
Grundgesefz verankerte Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ zu konzentrie- 
ren. 

Die jährlichen Steuermindereinnahmen durch die Gewäh- 
rang der Investitionszulage betrugen in 2008 rd. 
1 355,8 Mio. Euro und werden nach Schätzungen des Ar- 
beitskreises Steuerschätzungen vom Mai 2009 in 2009 
1 394 Mio. Euro und 2010 1 120 Mio. Euro betragen. Ins- 
gesamt wurden im Rahmen der Förderung der gewerbli- 
chen Wirtschaft (einschließlich der Förderung des Miet- 
wohnungsbaus bis zum Förderjahr 2004) in den Jahren 
1991 bis 2008 rd. 29 Mrd. Euro ausgezahlt. Bis zum Jahr 
2015 wird sich dieses Volumen unter Berücksichtigung 
des Gesetzes zur Schaffung einer Nachfolgeregelung und 


Änderung des Investitionszulagengesetzes 2007 voraus- 
sichtlich auf rd. 34,4 Mrd. Euro erhöhen. 

Durch die Fortsetzung der Investitionszulagenförderung 
bis 2013 werden zusammen mif der Sfabilisierung der 
Gemeinschaffsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstrukfur“ auf hohem Niveau auch weiferhin 
sfarke Anreize für Invesfifionen in den osfdeufschen Län- 
dern gesefzf. 

1.2.3 Die Europäische Strukturförderung 

Seif 1991 unterstützt die EU im Rahmen ihrer Struktur- 
förderung den wirfschaftlichen Aufbau in den neuen Län- 
dern. Die Mittel der EU-Strukturfonds ergänzen und ver- 
sfärken damif die Programme des Bundes und der Länder. 

ln der laufenden Förderperiode 2007 bis 2013 umfassen 
die EU-Sfrukturfonds den Europäischen Regionalfonds 
(EFRE) und den Europäischen Sozialfonds (LSF). Die 
ländliche Enfwicklung wird seif Beginn der Förder- 
periode im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (Eu- 
ropäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums, LEER) gefördert. 

Die EU- Strukturfondsmittel werden zur Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit der gewerblichen Wirtschaft, ins- 
besondere der kleinen und mittleren Unternehmen, für In- 
novation und F&E, für Infrastrukturmaßnahmen, zum 
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt und zur För- 
derung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sowie 
der Chancengleichheit von Frauen und Männern einge- 
setzt. Gleichzeitig tragen die EU-Strukturfonds in der Pe- 
riode 2007 bis 2013 deutlicher als zuvor zur Stärkung von 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung in 
Europa bei (Lissabon-Ziele). 

ln der aktuellen Förderperiode stehen für Deutschland 
insgesamt rund 26,3 Mrd. Euro (alle Euro-Beträge in lau- 
fenden Preisen) aus den europäischen Strukturfonds zur 
Verfügung. Die Länder Brandenburg, Mecklenburg- Vor- 
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalf und Thüringen sind 
im Ziel „Konvergenz“ - und damit in der höchsten För- 
derkategorie - förderfähig. Sie erhalten von 2007 bis 
2013 mit rund 15,5 Mrd. Euro den größten Teil der auf 
Deutschland entfallenden Strukturfondsmittel. 

Der größte Teil der Regionen in den neuen Ländern wird 
auch weiterhin als „echte“ Konvergenz-Gebiete geför- 
dert, da diese Regionen im maßgeblichen Zeitraum ein 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Kaufkraftparitäten un- 
terhalb von 75 Prozent des EU-Durchschnitts aufweisen. 
Lediglich Brandenburg- Südwest, Leipzig und Halle lie- 
gen knapp oberhalb der 75 -Prozent- Schwelle und erhal- 
ten daher als sogenannte „Phasing-out“-Gebiete eine 
niedrigere Förderung. 

Damit liegt der Schwerpunkt der EU- Strukturförderung 
in Deutschland wie bisher in den neuen Ländern. Die re- 
levanten Indikatoren zeigen, dass hier weiterhin ein hoher 
Nachholbedarf besteht. Grundlagen der Förderung im 
Ziel „Konvergenz“ in Ostdeutschland sind zehn Operatio- 
nelle Programme (OPs) der Länder. Pro Land gibt es zwei 
OPs, jeweils eins für den EFRE und den LSF. Hinzu kom- 
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men das Bundesprogramm EFRE Verkehr mit einer Mit- 
telausstattung von 1,5 Mrd. Euro sowie das zielübergrei- 
fende Bundesprogramm ESF, dessen Mittelanteil für das 
Konvergenz-Gebiet rund 1,3 Mrd. Euro (von insgesamt 
rund 3,5 Mrd. Euro) beträgt. 

Der „Nationalen Strategisehen Rahmenplan 2007 bis 
2013“ (NSRP) besehreibt in der Förderperiode 2007 bis 
2013 die übergreifende Strategie für den Einsatz der EU- 
Strukturfonds in der Bundesrepublik Deutsehland. Der 
Rahmenplan legt für die deufsehen Regionen auf der 
Grundlage einer umfassenden Sfärken-Sehwäehen- Ana- 
lyse von Bund und Ländern folgende sfrafegisehe Ziele 
fesf: „Förderung von Innovation und Ausbau der Wis- 
sensgesellsehaft sowie Stärkung der Wettbewerbsfähig- 
keit der Wirtsehaft“, „Erhöhung der Attraktivität der Re- 
gionen für Invesforen und Einwohner dureh naehhaltige 
Regionalenfwieklung“ und „Arbeifsmarkf auf neue He- 
rausforderungen ausriehten - mehr und bessere Arbeifs- 
pläfze“. Diese Ziele werden in allen Förderregionen 
dureh regionsspezifisehe Ziele, Fördersfrategien und 
Maßnahmen untersefzf. 

Die Operationellen Programme der ostdeutsehen Länder 
setzten in der Förderperiode 2007 bis 2013 verstärkt auf 
die Bereiehe Innovation, Forsehung und teehnologisehe 
Entwieklung, für die rd. 30 Prozenf der EFRE-Mittel ein- 
gesefzf werden sollen. Ein weiferer Sehwerpunkf isf die 
Unterstützung von Untemehmensgründungen und die 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtsehaft, ins- 
besondere dureh die einzelbetriebliehe Investitionsförde- 
rung. Der größte Teil dieser Fördermittel kommt kleinen 
und mittleren Unternehmen zugute und ist von zentraler 
Bedeutung für die Sieherung und Sehaffung von Besehäf- 
tigungsmögliehkeiten. Dabei werden aueh zunehmend al- 
femative Finanzierungsinsfrumenfe, z. B. Risikokapifal- 
fonds, genufzf. Ein weiferer wiehtiger Bereieh sind 
Maßnahmen zur Nutzung ökologiseher Innovation und 
zur Steigerung von Energie- und Ressoureeneffizienz. 

Neben diesen teilweise neuen Feldern der Förderung leis- 
ten die Strukturfonds in den neuen Ländern aueh weiter- 
hin substanzielle Beiträge zur Überwindung der bestehen- 
den Ausstattungsdefizite bei der Verkehrsinfrastruktur, 
zur Verbesserung der Standortattraktivität und der Anpas- 
sungs- und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und 
Besehäftigten sowie zur Förderung des Humankapital, 
des Zugangs zu Besehäftigung und für die soziale Ein- 
gliederung von benaehfeiligfen Personen. 

Mif den Zielsefzungen und den finanziellen Sehwer- 
punktsefzungen frägf die Fördersfrategie der Operafionel- 
len Programme der Neuausriehtung der EU-Strukturpoli- 
tik in der Periode 2007 bis 2013 auf die wirtsehaffliehen 
Ziele der Lissabon-Agenda Reehnung. Die EU-Sfruktur- 
politik bleibf weiferhin in einem hohen Maß auf die 
bedürftigsfen Regionen konzentriert. Gleiehzeitig soll 
jedoeh mehr als in der Vorperiode Waehstum und Be- 
sehäfligung in den Regionen unterstützt werden. Die Euro- 
päisehe Kommission fordert zur Überprüfung der Aus- 
riehtung der Strukturfonds-Programme auf die Ziele der 
Lissabonstrategie ein sogenanntes „Earmarking“. Danaeh 
sollen 60 Prozent der Strukturfondsmittel im Konver- 


genz-Ziel für sogenannfe „Lissabon-konforme“ Ausga- 
ben wie Forsehung und Entwieklung und die Förderung 
von Untemehmensgründungen entfallen, ln den deutsehen 
Konvergenz-Regionen wird die Vorgabe von 60 Prozent 
mit mnd 71 Prozent deutlieh übererfüllt, was die starke 
Orientiemng der ostdeutsehen Programme auf innova- 
tions- und waehstumsfÖrdemde Maßnahmen unter- 
streieht. 

Sowohl der NSRP als aueh alle deutsehen OPs wurden 
von der Europäisehen Kommission bis Ende des Jahres 
2007 angenommen. Damit wurde eine wiehtige Voraus- 
setzung für einen reibungslosen und zügigen Sfarf in die 
Förderperiode 2007 bis 2013 gesehaffen. 

1 .3 Politik für Existenzgründer und Mittelstand 

Die ostdeufsehe Wirtsehaft ist im hohen Maße dureh 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geprägt. Beson- 
ders im Verarbeitenden Gewerbe haben diese Unterneh- 
men zur dynamisehen Entwieklung in den vergangenen 
Jahren maßgeblieh beigetragen. Aueh die Besehäftigung 
hat sieh positiv entwiekelt. 

Insbesondere mit ihrer Mittelstandsinitiative hat die Bun- 
desregiemng 2008 die Rahmenbedingungen für die klei- 
nen und mittleren Unternehmen weiter verbessert. Wieh- 
tige Maßnahmen waren die Reform des GmbH-Gesetzes, 
die Reform der Erbsehafisteuer, das Energieeffizienz- 
programm und das dritte Mittelstandsentlastungsgesetz. 
Wiehtige Vorhaben im Jahr 2009 sind unter anderem die 
Verbesserung der Gründungs- und Finanzierungsbedin- 
gungen, der weitere Bürokratieabbau und die Modernisie- 
rung des Bilanzreehts. Die beiden Konjunkturpakete „Be- 
sehäftigungssieherung dureh Waehstums Stärkung“ und 
„Pakt für Besehäftigung und Sfabilifät in Deufsehland“ 
fragen gezielt den Finanzierungsbedürfnissen kleiner und 
mittlerer Unternehmen Reehnung. 

Existenzgründung 

Handelsregister 

Mit der Einführung der elektronisehen Regisfer im Jahr 
2007 isf die Einfragung neugegründefer Gesellsehaften 
deuflieh besehleunigf worden. Dureh den Wegfall der Be- 
kannfmaehung von Einfragungen in Tageszeitungen zum 
1 . Januar 2009 wurden aueh die Gründungskosten ge- 
senkt. 

GmbH-Reform 

Seit 1. November 2008 ist mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Modernisierung des GmbH-Reehts und zur Be- 
kämpfung von Missbräuehen (MoMiG) die Gründung ei- 
ner GmbH einfaeher und kostengünstiger sowie das neue 
GmbH-Reeht insgesamt moderner und praxistauglieher 
geworden. Existenzgründem steht mit der haftungsbe- 
sehränkten Untemehmergesellsehaft zusätzlieh eine Ein- 
stiegsvariante der GmbH zur Verfügung, die ohne be- 
sfimmfes Mindesfkapifal gegründef werden kann. Darüber 
hinaus führen die Einführung von Musferprofokollen für 
unkomplizierfe Sfandardgründungen zu einer deutliehen 
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Kosteneinsparung sowie verkürzte Eintragungszeiten beim 
Handelsregister zu einer Besehleunigung des Gründungs- 
verfahrens. 

Förderung von Existenzgründungen aus der Wissenschaft 

Die Bundesregierung hat im Jahr 2008 ihr Förderpro- 
gramm „Existenzgründungen aus der Wissensehaft“ wei- 
ter ausgebaut: 

- Mit dem EXIST-Gründerstipendium werden Grün- 
dungswillige an Hoehsehulen und aueh Forsehungs- 
einriehtungen bei der Vorbereitung und Umsetzung ei- 
ner Gründungsidee mit einem einjährigen Stipendium 
und Saehmitteln unterstützt, damit sie einen Ge- 
sehäftsplan und ihre innovative Produkt-ZDienstleis- 
tungsidee ausarbeiten können. 2008 wurden insgesamt 
155 Gründungsstipendien neu bewilligt, davon entfal- 
len 71 auf die neuen Länder und Berlin. 

- Ergänzend zum eher breitenwirksamen EXIST-Grün- 
derstipendium werden mit dem EXIST-Forsehungs- 
transfer teehnologiseh besonders anspruehsvolle for- 
sehungsbasierte Ausgründungsvorhaben unterstützt, 
die mit aufwändigen und risikoreiehen Entwieklungs- 
arbeiten verbunden sind. Pro Jahr werden bundesweit 
rund 25 Gründungsvorhaben gefördert. Die ersten 
Gründungsvorhaben haben im Sommer 2008 begon- 
nen. 2008 wurden 23 Forsehungstransfervorhaben neu 
bewilligt, davon 8 aus den neuen Ländern und Berlin. 

- Darüber hinaus wurde der Ausbau der Gründungskul- 
tur an Hoehsehulen und Forsehungseinriehtungen wei- 
ter vorangetrieben. Zusätzlieh zu den bereits laufen- 
den Projekten wurden weitere 25, davon 6 aus den 
neuen Ländern und Berlin, in die Förderung aufge- 
nommen. Insgesamt sind es nun 62 laufende Projekte, 
davon 16 in den neuen Ländern und Berlin. Dureh die 
Projekte werden Angebote aufgebaut, mit denen Stu- 
dierende und Wissensehaftler vor allem der teehniseh- 
naturwissensehaftliehen Faehbereiehe zur Gründung 
eines Unternehmens mobilisiert und qualifiziert sowie 
- zusammen mit den Partnern des jeweiligen Grün- 
dungsnetzwerks - bei der Verwirkliehung ihrer Ge- 
sehäftskonzepte begleitet werden. 

Finanzierung 

Im Rahmen der ERP-WirtsehaftsfÖrderung wird aueh in 
2009 wieder ein Sehwerpunkt auf den Aufbau und die 
Modernisierung bestehender Unternehmen gelegt. Hier 
sind ca. 4 Mrd. Euro für die Förderung von Invesfitionen 
vorgesehen. Für die neuen Länder sind die ERP-Pro- 
gramme mit einer Zinspräferenz (25 Basispunkte) und an- 
deren Sonderkomponenten (wie z. B. höheren Finanzie- 
rungsanteilen, geringeren Eigenkapitalanforderungen für 
Gründer oder längeren tilgungsfreien Zeiten) ausgestattet. 
Obgleich das Zusagevolumen in den ERP-Programmen 
im westlichen Bundesgebiet im Jahre 2008 um 13 Pro- 
zent auf 3,53 Mrd. Euro zunahm und sich im östlichen 
Bundesgebiet um 28 Prozent auf 961 Mio. Euro verrin- 
gert hat, ist es dort immer noch überproportional hoch. 


Um die Auswirkungen der Finanzkrise auf den realen 
Sektor der Volkswirtschaft möglichst gering zu halten, 
hat die Bundesregierung zusätzliche Maßnahmen zur Un- 
terstützung der Untemehmensfinanzierung ergriffen. Im 
Januar 2009 wurde ein Sonderprogramm der KfW mit ei- 
nem geplanten Kreditzusagevolumen für miffelsfändische 
Unternehmen von 15 Mrd. Euro für die Jahre 2009 und 
2010 gesfarfef. Eine Risikoentlastung der durchleitenden 
Banken von bis zu 90 Prozent stellt sicher, dass die zu- 
sätzliche Liquidität auch bei den Unternehmen ankommt. 
Im Rahmen des „Paktes für Beschäftigung und Stabilität 
in Deutschland“ (Konjunkturpaket 11) wurde das Pro- 
gramm um weitere 25 Mrd. Euro aufgestockt und um 
Finanzierungsangebote erweitert, die auch auf Bedürf- 
nisse größerer Unternehmen ausgerichtet sind. Zudem hat 
die Bundesregierung das bewährte inländische Bürg- 
schaftsinstrumentarium von Bund, Ländern und Bürg- 
schaftsbanken gestärkt und ausgeweitet. 2009 und 2010 
werden hierfür zusäfzlich 75 Mrd. Euro zur Verfügung 
gesfellf. 

Beratung 

Gründercoaching Deutschland 

Die Schulungs- und Beratungsförderung des Bundes für 
Gründungen sowie für kleine und mittlere Unternehmen 
wurde einer umfassenden Umstrukturierung unterzogen 
und im Ergebnis deutlich transparenter und effizienter ge- 
staltet. Dabei wurde die Schnittstelle zu den Förderange- 
boten der Länder beseitigt: Die einzelbetriebliche Grün- 
dungsberatungsförderung in der Vorgründungsphase liegt 
jetzt in alleiniger Verantwortung der Länder, während 
sich der Bund auf die Phase bis fünf Jahre nach der Grün- 
dung konzentriert. Hierzu wurde ein gemeinsames Dach 
in Form des „Gründercoaching Deutschland“ geschaffen, 
das sowohl die Beratung der allgemeinen Gründungen als 
auch eine spezielle Beratung von Beziehern des Grün- 
dungszuschusses aus der Arbeitslosigkeit umfasst. Exis- 
tenzgründerinnen und Existenzgründer aus den neuen 
Ländern erhalten bei der allgemeinen Beratung einen hö- 
heren Zuschuss zu den Beraterhonoraren. 

Unternehmensberatung für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) sowie Freie Berufe 

Die Beratungsförderung wird in modifizierfer Form fort- 
geführt. Sie beinhaltet Zuschüsse für allgemeine und spe- 
zielle Beratungen, z. B. zu den Themen Qualitätsmanage- 
ment, Kooperation und Umweltschutz und dient der 
Verbesserung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit, 
ln 2008 wurden in den neuen Ländern 1 866 Beratungen 
gefördert. 

Förderung von Informations- und Schulungs- 
veranstaltungen sowie Workshops 

Auch dieses Förderprogramm für kleine und mittlere Un- 
femehmen (KMU) und Freie Berufe wurde an das Ge- 
samfkonzepf „BerafungsfÖrderung“ angepassf. Es biefef 
Zuschüsse für Veransfaltungen und Workshops für Exis- 
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tenzgründer sowie für KMU und deren Fach- und Füh- 
rungskräfte zur Leistungssteigerung und zur Anpassung 
an veränderte wirtschaftliche Bedingungen, ln 2008 wur- 
den in den neuen Ländern über 1 100 Veranstaltungen mit 
mehr als 12 300 Teilnehmern gefordert. 

Tum-Around-Bemtung und Runde Tische 

Angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Situation wird 
der Beratungsbedarf von kleinen und mittleren Unterneh- 
men (KMU) zunehmen. Die Bundesregierung wird daher 
diesen Unternehmen zielgerichtete und erweiterte Bera- 
tungsprogramme zur Krisenbewältigung zur Verfügung 
sfellen. Für besfehende KMU, die sich trofz guter 
Marktchancen in einer wirtschaftlich schwierigen Situa- 
tion befinden, wurden die Unterstützungsmaßnahmen 
durch die Tum-Around-Beratung weiter ausgebaut. 

Ferner bilden die bereits seit Jahren etablierten „Runden 
Tische“ der KfW Mitfelsfandsbank ein wichtiges Element 
für KMU, um Schwachsfellen zu identifizieren und Lö- 
sungsvorschläge zu unterbreiten. Die KMU erhalten die 
Möglichkeit, externe Berater mit der Durchführung eines 
Untemehmenschecks zu beauftragen. Ersfe Anlaufsfelle 
sind in der Regel die Kammern als Regionalpartner. Die 
Maßnahme hilft den Unternehmen, notwendige Gegen- 
maßnahmen schneller zu ergreifen und auch Vertrauen 
gegenüber Gläubigem wiederherzustellen. Die Bera- 
tungskosten für eine Schwachsfellenanalyse und ersfe 
Maßnahmenvorschläge werden über einen Zuschuss (ma- 
ximal 1 600 Euro) von der KfW voll ersfaffef. Damif die 
KfW und die Kammern den zu erwartenden höheren Be- 
darf infolge der Wirfschaftskrise bewältigen können, wird 
das Zusagevolumen für die „Runden Tische“ aus dem 
Bundeshaushalf versfärkt. 

Absatz- und Exportförderung 

Die Exportquote'^ im Verarbeitenden Gewerbe in Ost- 
deutschland betrug in 2008 33,1 Prozent. Die internatio- 
nale Ausrichtung der Unternehmen liegt allerdings noch 
deutlich hinter der von Unternehmen aus den alten Län- 
dern (Exportquote von 45,9 Prozent) zurück. 

Die Bundesregierung unterstützt deshalb auch 2009 die 
Auslandsaktivitäten der ostdeutschen KMU ergänzend zu 
den bewährten Instmmenten ihrer Außenwirtschaftspoli- 
tik durch ein spezielles Vermarktungshilfeprogramm. 

Im Jahre 2008 hatten über 450 kleine und mittlere Unter- 
nehmen aus den neuen Ländern an Vermarktungshilfepro- 
jekten teilgenommen. Anfang 2009 wurden im Ergebnis 
einer öffentlichen Ausschreibung weitere 32 Projekte in 
25 Zielländem vergeben, an denen rand 500 Unterneh- 
men mitwirken können. 

Die Bundeswehr schafft Nachfrage 

Die Bundeswehr gehört zu den großen Arbeitgebern in 
den neuen Ländern. Derzeit sind insgesamt mnd 


^ Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz 


30 800 Berufs- und Zeitsoldaten, 13 700 Grundwehr- 
dienst- und Freiwillig zusätzlichen Wehrdienst Leistende 
sowie rund 13 100 zivile Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter aller Statusgruppen im Bereich der Streitkräfte und der 
Bundeswehrverwaltung in den neuen Bundesländern be- 
schäftigt. 

Darüber hinaus trägt die Bundeswehr zur wirtschaftlichen 
Entwicklung in den neuen Bundesländern bei. Die Ge- 
samtausgaben für die Erneuerung der Infrastruktur, ein- 
schließlich Wohnungsbau, Neubau und Instandhaltung 
von Kasernen, Anlagen, Einrichtungen sowie ihrer Bewirt- 
schaftung, Bewachung und Unterkunftsausstattung, belie- 
fen sich im Zeitraum von 1991 bis 2006 auf ca. 9,3 Mrd. 
Euro. Für militärische Beschaffungen hat die Bundes- 
wehr in den Jahren 1991 bis 2008 im Rahmen der zentra- 
len und dezentralen Beschaffung Aufträge im Wert von 
mehr als 5,45^ Mrd. Euro erteilt. Wesentliche Beschaf- 
fungsschwerpunkte lagen im Berichtsjahr 2008 in den 
Bereichen Bekleidung, Dienstleistungen, Straßenfahr- 
zeuge sowie Schiffe und Wasserfahrzeuge. 

2 Standortentwicklung und 
Investorenwerbung 

2.1 Standortentwicklung und 
Zukunftsmärkte 

Ostdeutschland hat seine Attraktivität als einer der wett- 
bewerbsfähigsten Standorte weltweit für ausländische In- 
vesforen weiter gefestigt. Diese Entwicklung ist das Er- 
gebnis eines lange dauernden Prozesses der Erneuemng 
und Transformation. Dabei haben sich in Ostdeutschland 
in den verschiedenen Zukunftsfeldem bereits beachtliche 
Potenziale entwickeln können. Nicht nur im Bereich der 
emeuerbaren Energien, wo Ostdeutschland einer der be- 
deutendsten Standorte geworden ist, sondern auch in 
anderen Zukunftsfeldem wie Medizintechnik, Gesund- 
heitswirtschaft, Informations- und Kommunikationstech- 
nologien, Nanotechnologie und neue Materialien, Biotech- 
nologie und Optische Technologien spielt Ostdeutschland 
bereits eine wichtige Rolle. Auf diesen Zukunftsfeldem 
bieten sich für die osfdeufsche Wirfschaft neue Chancen, 
da hier die Märkte noch nicht etabliert sind und neues 
Wachstum zu erwarten ist. 

Die gute Positioniemng, die die ostdeutsche Wirtschaft in 
diesen wachsenden Märkten aufweist, zeigt sich nicht nur 
an leistungsfähigen Unternehmen mit einem mittlerweile 
beträchtlichen Arbeitsplatzangebot, sondern auch an ei- 
nem wachsenden Innovationspotenzial, das durch die 
Bundesregiemng in den letzten Jahren gezielt gefördert 
wurde. Diese Positioniemng ist eine gute wirtschafts- 
strukturelle Voraussetzung für das wirfschaftliche Wachs- 
tum in Ostdeutschland und die Entstehung neuer und gut 
bezahlter Arbeitsplätze. Gerade in diesen Bereichen be- 
stehen gute Chancen, auch auf den Auslandsmärkten zu 
wachsen und die internationale Vernetzung der Wirtschaft 
auszubauen. 


Dieser Wert ist vorläufig. 
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In den genannten Branehen und Teehnologiefeldem wei- 
sen die ostdeutsehen Länder eine günstige Kombination 
von Standortmerkmalen auf, die sie für ausländisehe Di- 
rektinvestitionen besondere attraktiv maehen. Hierzu zäh- 
len eine zunehmende Intensität der Zusammenarbeit von 
Unternehmen mit FuE-Einriehtungen, moderne Logistik- 
und Kommunikationsnetzwerke, hoehqualifizierte und 
flexible Arbeitskräfte, eine insgesamt hohe Arbeitspro- 
duktivität sowie ein im westeuropäisehen Vergleieh un- 
verändert günstiges Kostenniveau. Gerade in der aktuel- 
len Finanz- und Wirtsehaflskrise hat Ostdeutsehland 
damit die Chanee, international als wettbewerbsfähiger 
Standort wahrgenommen zu werden und seine Marktan- 
teile weiter zu erhöhen. 

Ausländisehe Investoren können zudem auf ein gut aus- 
gebautes Förderinstrumentarium zurüekgreifen. Dazu 
zählen die Förderung der Investitionskosten, zinsverbil- 
ligte Darlehen oder Zusehüsse zu Arbeitskosten sowie die 
Hilfe bei Personalauswahl und Personalentwieklungs- 
maßnahmen. Eine besondere Stärke der neuen Bundes- 
länder besteht darüber hinaus in zügigen Genehmigungs- 
verfahren, einer zuverlässigen und für wirfsehaftliehe 
Belange aufgesehlossenen Verwaltung sowie der hohen 
Reehtssieherheit. Dies sind gute Argumente für Ansied- 
lungsenfseheidungen ausländiseher Unternehmen aueh 
im Vergleieh zu internationalen Konkurrenzstandorten. 

Zusätzliehe Attraktivität gewinnt Ostdeutsehland für aus- 
ländisehe Invesforen dureh die zwisehenzeitliehe Ent- 
stehung zahlreieher „Cluster“ und Kooperationen in den 
neuen Bundesländern. Solehe Kompetenznetzwerke bil- 
den sieh besonders in innovativen Industriezweigen 
heraus, darunter in internationaler Spitzenqualität die 
Energie- und Umweltteehnologien, optisehen Teehnolo- 
gien oder Medizinteehnik. Die Bundesregierung setzt da- 
bei auf die Stärkung der Zusammenarbeit in den Regio- 
nen und fördert damit aueh die teehnologisehe 
Entwieklung und Wettbewerbsfähigkeit Ostdeutsehlands 
insgesamt. 

Ein Beispiel ist die Photovoltaik-Industrie, die naeh wie 
vor eine beaehtliehe Entwieklung verzeiehnet, die sieh 
aueh auf dem Arbeitsmarkt positiv auswirkt. Wenngleieh 
sieh die derzeitige Finanz- und Wirtsehaftskrise aueh in 
der Photovoltaik-Branehe deutlieh niedersehlägt, ist zu 
erwarten, dass die Branehe längerfristig gute Waehstums- 
ehaneen hat, da sieh die Weltenergieprobleme ohne einen 
wesentliehen Anteil an emeuerbaren Energien nieht lösen 
werden lassen. 

Die vier wiehtigsten Photovoltaik-Cluster Deutsehlands 
in Brandenburg, Saehsen, Saehsen- Anhalt und Thüringen 
haben sieh weiter zu Magneten für ausländisehe Inves- 
toren entwiekelt. Diese Entwieklung haben maßgeblieh 
international renommierte Forsehungseinriehtungen be- 
einflusst, etwa das Helmholtz-Zentrum Berlin für Mafe- 
rialien und Energie (bis 2008 Hahn-Meitner-Insfituf ge- 
nannt), das eine weltweite Vorreiterrolle im Bereieh 
Dünnsehieht-Teehnologie einnimmt sowie das ebenfalls 


in Berlin ansässige Photovoltaik-Institut mit dem Sehwer- 
punkt „Module-Teehnologie“. 

2.2 Internationale Investorenwerbung 

Im Hinbliek auf längerfristige wirtsehaftliehe Entwiek- 
lungen wie aueh auf die Herausforderungen, denen sieh 
nieht nur Ostdeutsehland dureh die internationale Finanz- 
und Wirtsehaftskrise stellen muss, ist eine noeh stärkere 
Vernetzung und Einbindung in internationale Wirtsehafts- 
strukturen unerlässlich. Ausländische Direktinvestitio- 
nen und internationales Know-how sind für die zukünf- 
tige wirtschaftliche Entwicklung der neuen Länder von 
entscheidender Bedeutung. Die gezielte Anwerbung von 
ausländischen Investoren auch in der Ausrichtung auf 
wachsende Märkte, ihre stärkere Durchdringung, die Er- 
schließung neuer Märkte und die Weiterentwicklung re- 
gionaler Wertschöpfungsketten bilden daher einen wichti- 
gen Baustein der Wirtschaftsförderungsstrategie der 
Bundesregierung für die osfdeutschen Länder. Der Mittel- 
stand kann im Umfeld dieser Ansiedlungen durch Liefer- 
beziehungen profitieren. 

Die intensive Werbung um internationale Investoren ist 
daher weiterhin ein herausragender Bestandteil der Ent- 
wicklungsstrategie der Bundesregierung für die neuen 
Bundesländer. Unterstütz! wird die Akquisifion ausländi- 
scher Invesforen in den neuen Ländern von der Außen- 
wirtschaffsfÖrderungsgesellschaft des Bundes, Germany 
Trade and Invesf - Gesellschaft für Außenwirtschaft und 
Standortmarketing mbH, die im vergangenen Jahr 38 aus- 
ländischen Unternehmen bei ihren Ansiedlungsvorhaben 
in Ostdeutschland zur Seite stand. Das Investitionsvolu- 
men dieser Projekte beläuft sich auf ca. 2,5 Mrd. Euro. 
Die Unternehmen planen, rund 3 500 Arbeitsplätze in 
Ostdeutschland zu schaffen. Damit zeigen sich die neuen 
Bundesländer, die auf langfristiges und nachhaltiges 
Wachstum ausgerichtet sind, trotz der weltweiten Finanz- 
krise und verschlechterter Konjunkturaussichten als äu- 
ßerst robuste Standorte. 

Die neue Gesellschaft zur Außenwirtschaftsförderung der 
Bundesrepublik Deufschland, Germany Trade and Invesf - 
Gesellschaft für Außenwirtschaft und Standortmarke- 
ting mbH, ist am 1 . Januar 2009 aus den bisherigen Bun- 
desbeteiligungen Invest in Germany GmbH, Gesellschaft 
für Außenhandelsinformationen mbH und der Bundes- 
agentur für Außenwirtschaft (bfai) hervorgegangen. Ein 
Schwerpunkt auch der neuen Gesellschaft ist es, um In- 
vestitionen für die neuen Bundesländer zu werben. Neben 
der gezielten Standortwerbung für die neuen Bundeslän- 
der wird sich Germany Trade and Invest - Gesellschaft 
für Außenwirtschaft und Standortmarketing mbH in der 
neuen Ausrichtung auch dafür einsetzen können, ostdeut- 
schen Unternehmen den Weg auf Auslandsmärkte zu er- 
leichtern. 

3 Beschäftigungspolitik 

Der Arbeitsmarkt verzeichnete im Jahr 2008 in den neuen 
Ländern aufgrund des anhaltenden wirtschaftlichen Auf- 
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Schwungs eine weiterhin erfreuliche Entwicklung. Im Jah- 
resdurchschnitt 2008 sank die Zahl der Arbeitslosen in Ost- 
deutschland gegenüber dem Vorjahr um 167 000 (-13,0 Pro- 
zent) auf 1,123 Mio. Die Arbeitslosenquote in Bezug auf 
alle zivilen Erwerbspersonen reduzierte sich von 

18.7 Prozent im Jahr 2005 über 17,3 Prozent im Jahr 
2006 und 15,1 Prozent im Jahr 2007 noch einmal stark 
auf 13,1 Prozent. Damit verringerte sich der Abstand zu 
den alten Ländern erneut. Lag die Arbeitslosenquote im 
Jahr 2005 noch um 8,8 Prozentpunkte über der für West- 
deutschland, so betrug die Differenz im Jahr 2008 noch 

6.7 Prozentpunkte. Gleichwohl ist die Arbeitslosenquote 
in den neuen Ländern mit 13,1 Prozent nach wie vor dop- 
pelt so hoch wie in Westdeutschland (6,4 Prozent). Die 
Arbeitslosigkeit sank im Jahr 2008 auf den niedrigsten 
Stand seit 16 Jahren. Auch die Langzeitarbeitslosigkeit 
entwickelte sich rückläufig. Diese positive Entwicklung 
resultiert aus dem Anstieg der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität, ist aber nicht zuletzt auch Folge der zahlreichen 
Reformmaßnahmen der Bundesregierung. 

3.1 Reformen am Arbeitsmarkt fortgesetzt 

Die Bundesregierung hat insbesondere mit der Neuaus- 
richtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente die Re- 
formen am Arbeitsmarkt fortgesetzt. Mit der Neuausrich- 
tung sollen arbeit- und ausbildungsuchende Menschen 
schneller in den Arbeitsmarkt integriert werden. Dazu 
sind die arbeitsmarktpolitischen Instrumente verbessert 
und vereinfacht worden. Die deutliche Verringerung der 
Zahl der Instrumente bedeutet aber nicht weniger Arbeits- 
marktpolitik. Sie soll bewirken, dass den Vermittlungs- 
fachkräften vor Ort größere Handlungsspielräume für ein 
verantwortliches Handeln zur schnelleren und wirksame- 
ren Vermittlung eröffnet werden. 

Mit der Neuausrichtung sind die präventiven Elemente in 
der Arbeitsförderung gestärkt worden, um für Personen 
mit Vermittlungshemmnissen das Risiko von Langzeitar- 
beitslosigkeit zu vermindern. Ausbildung und Weiterbil- 
dung sind nach wie vor der Schlüssel für eine erfolgreiche 
Integration in Beschäftigung. Eine gute Ausbildung ist 
der beste Schutz gegen Arbeitslosigkeit. Deshalb enthält 
das am 1. Januar 2009 in Kraft getretene Gesetz zur Neu- 
ausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente den 
Rechtsanspruch auf die Förderung der Vorbereitung auf 
den nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses. 

Mit dem Gesetz werden die innovativen Ansätze in der 
Arbeitsmarktpolitik stärker unterstützt. Die Flexibilität 
der arbeitsmarktpolitischen Handlungsmöglichkeiten so- 
wie die lokalen Gestaltungskompetenzen werden erhöht; 
neue arbeitsmarktpolitische Maßnahmen können erprobt 
werden. 

Die Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instru- 
mente erstreckt sich auf die Arbeitsmarktpolitik des Bun- 
des insgesamt und umfasst damit sowohl den Rechtskreis 
der Arbeitsförderung (SGB 111) als auch den Rechtskreis 
der Grundsicherung für Arbeifsuchende (SGB 11). 


Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sollen die 
Answirknngen der Wirtschaftskrise abmildern 

Die Bundesregierung hat bereits mit dem 15-Punkte-Pro- 
gramm „Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstär- 
kung“ (Konjunkturpaket 1) vom 5. November 2008 auf 
die Eintrübung der wirtschaftlichen Aussichten reagiert, 
um eine rasche Überwindung der Konjunkturschwäche 
und die Sicherung von Arbeitsplätzen zu ermöglichen. 
Zur beschäftigungspolitischen Flankierung wurde unter 
anderem die Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld von bis- 
her 12 Monaten auf 18 Monate verlängert. Gleichzeitig 
hat die Bundesregierung die Möglichkeit ausgeweitet, 
Kurzarbeit zur Weiterqualifizierung zu nutzen. Darüber 
hinaus wird die Arbeitsvermittlung durch 1 000 zusätzli- 
che Vermittler gestärkt (Job-to-Job-Vermittlung). Außer- 
dem wird das Sonderprogramm der Bundesagentur für 
Arbeif zur „Weiferbildung Geringqualifizierfer und be- 
schäftigter Älterer in Unternehmen“ (WeGebAU) intensi- 
viert. 

Als sich zum Ende des Jahres 2008 abzeichnete, dass Ab- 
lauf und Ausmaß der Krise tiefer greifen würden als ur- 
sprünglich erwartet, hat die Bundesregierung mit dem 
„Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland“ 
(Konjunkturpaket 11) weitere Maßnahmen ergriffen. Das 
Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland enthält weitere Maßnahmen zur Beschäfti- 
gungssicherung, Beitragssatzstabilisierung, Aktivierung, 
Betreuung und Qualifizierung, zur Einkommensverbesse- 
rung von erwerbsfähigen Hilfebeziehem mit Kindern so- 
wie zur Erhöhung der öffentlichen Investitionen in Bil- 
dung und Infrastruktur. 

3.2 Aktive Arbeitsmarktpolitik im Jahr 2008 
auf hohem Niveau 

Im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurden in 
den neuen Ländern im Jahr 2008 von der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) und BMAS etwa 5,1 Mrd. Euro ausgege- 
ben. Damit wurden im Jahr 2008 durchschnittlich 
258 000 Personen im Bereich des SGB 111 und 
308 000 Personen im Bereich der Grundsicherung für Ar- 
beifsuchende gefördert. 

Wiedereingliederung und Programme für 
Langzeitarbeitslose 

Arbeitsgelegenheiten 

Arbeitsgelegenheiten sollen für erwerbsfähige Hilfebe- 
dürftige eingerichtet werden, die keine Arbeit finden. Es 
gibt zwei Arten der Förderung: Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigung für zusätzliche und im öf- 
fentlichen Interesse liegende Aufgaben, bei der der Teil- 
nehmer zuzüglich zum Arbeitslosengeld 11 eine angemes- 
sene Entschädigung für den Mehraufwand erhält (Zusatz- 
job), und Arbeitsgelegenheiten in der Entgelt Variante, bei 
der eine sozialversicherungspfiichtige Beschäftigung 
ausgeübt wird. Seit dem 1 . Januar 2009 sind Arbeitsgele- 
genheiten in der Entgeltvariante versicherungsfrei zur Ar- 
beitslosenversicherung. Durch die offene gesetzliche 
Ausgestaltung können Arbeitsgelegenheiten in der Ent- 
geltvariante auch zu den Förderkonditionen der Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen eingerichtet werden. 
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Tabelle 5 

Wichtige arbeitsmarktpolitische Instrumente in den neuen Ländern nach Rechtskreisen* 

Bestand im Jahresdurchschnitt 2008 



Insgesamt 

SGB III 

SGB II 

Beauftragung Dritter mit der Vermittlung 

29.000 

16.000 

13.000 

Berufiiehe Weiterbildung' 

50.000 

20.000 

30.000 

Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen' 

19.000 

8.000 

12.000 

Berufsausbildung Benaehteiligter 

45.000 

27.000 

18.000 

Eingliederungszusehüsse^ 

50.000 

27.000 

23.000 

Existenzgründungszusehüsse 

17.000 

17.000 


Arbeitsgelegenheiten 

121.000 


121.000 

Arbeitsbesehaffungsmaßnahmen 

31.000 

3.000 

28.000 


* ohne Teilnehmer bei zugelassenen kommunalen Trägem 

Differenzen bei der Aufsummiemng der Rechtskreise zum Insgesamt mndungsbedingt 

• einschließlich behinderter Menschen 

^ ohne Eingliedemngszuschüsse für schwerbehinderte Menschen 


Im Jahr 2008 befanden sieh naeh Angaben der Bundes- 
agentur für Arbeit (ohne Daten für zugelassene kommu- 
nale Träger) in Ostdeutsehland im Jahresdurehsehnitt rd. 
1 1 1 000 (bundesweit 248 000) Teilnehmer in Zusatzjobs 
und rd. 9 600 (bundesweit rd. 21 000) in Arbeitsgelegen- 
heiten in der Entgeltvariante (sozialversiehemngspflieh- 
tige Besehäftigung). 

Damit haben sieh die Zusatzjobs weiterhin als ein wiehti- 
ges arbeitsmarktpolitisehes Instrument insbesondere für 
Ostdeutsehland erwiesen. Zahlreiehe arbeitslose erwerbs- 
fähige Hilfebedürftige konnten darüber zumindest zeit- 
weise einer Besehäftigung naehgehen. Zusatzjobs geben 
Arbeitslosen die Gelegenheit, ihre Fähigkeiten und ihre 
Arbeitsbereitsehaft unter Beweis zu stellen, ihr Wissen zu 
erweitern und soziale Beziehungen zu stärken. 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Arbeitsbesehaffungsmaßnahmen sind geförderte sozial- 
versieherungspfliehtige Besehäftigungen (ohne Versiehe- 
mngspflieht zur Arbeitslosenversieherung) für zusäfzli- 
ehe und im öffentliehen Interesse liegende Arbeiten. Bis 
zum 31. Dezember 2008 konnten Arbeitsbesehaffungs- 
maßnahmen sowohl für Bezieher von Arbeifslosengeld 
naeh dem SGB 111 als aueh für Bezieher von Grundsiehe- 
mngsleistungen naeh dem SGB 11 geförderf werden. Seit 
dem 1 . Januar 2009 können Arbeitsbesehaffungsmaßnah- 
men nur noeh für Bezieher von Arbeifslosengeld naeh 
dem SGB 111 eingeriehfef werden. 

Im Jahr 2008 waren in Osfdeufsehland im Jahresdureh- 
sehnitt rd. 3 1 000 Bezieher von Arbeitslosengeld naeh 
dem SGB 111 und Grundsieherungsleistungen naeh dem 
SGB 11 in Arbeitsbesehaffungsmaßnahmen tätig (bundes- 
weit rd. 38 000). 


Der überwiegende Teil der Arbeitsbesehaffungsmaßnah- 
men wurde in Ostdeutsehland gefördert. Es ist zu erwarten, 
dass 2009 dureh den Wegfall der Arbeitsbesehaffungs- 
maßnahmen im Reehtskreis SGB 11 die Förderungen von 
Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante signifikant 
ansteigen und insoweit die bisherige Förderungspraxis 
kompensiert wird. 

Leistungen zur Beschäftigungsförderung 
(JobPerspektive) 

Mit der JobPerspektive steht seit dem 1 . Oktober 2007 ein 
neues Instrument zur Sehaffung von Besehäfligungsmög- 
liehkeiten für langzeitarbeifslose Mensehen mit multiplen 
Vermittlungshemmnissen zur Verfügung, für die eine Er- 
werbsfäfigkeif auf dem allgemeinen Arbeifsmarkf aueh 
unter Einsatz aller bereits vorhandenen arbeitsmarktli- 
ehen Regelinstrumente auf absehbare Zeit ohne die För- 
derung nieht möglieh ist. 

Dabei können sozialversieherungspfliehtige Besehäfti- 
gungsverhältnisse (ohne Versieherungspflieht zur Arbeits- 
losenversieherung) dureh einen Arbeitgeberzusehuss von 
bis zu 75 Prozent des Arbeitsentgelts zum Ausgleieh der 
Minderleistungsfähigkeit des Arbeitnehmers sowie ggf 
ergänzende Zusehüsse für begleifende Qualifizierungs- 
elemente und den einmaligen Aufwand zum Aufbau der 
Besehäftigungsmögliehkeit gefördert werden. Die För- 
derdauer beträgt in der ersten Förderphase bis zu 24 Mo- 
nate. Der Besehäftigungszusehuss soll ansehließend un- 
befristet erbraeht werden, wenn eine Erwerbstätigkeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt aueh für weifere 24 Mo- 
nate voraussiehtlieh nieht möglieh ist. Die Leistungen 
orientieren sieh an den individuellen Defiziten der er- 
werbsfähigen Hilfebedürftigen. 
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Die Bundesregierung hat 2009 im Eingliederungstitel des 
SGB 11 insgesamt 560 Mio. Euro für die Jobperspektive 
bereitgestellt. Damit können bis zum Jahresende 2009 
insgesamt bis zu 60 000 Arbeitsplätze für langzeifarbeifs- 
lose Menschen mif besonderen Vermittlungshemmnissen 
gefordert werden, ln den neuen Bundesländern haben 
durch diese Förderung bis Ende des Jahres 2008 insge- 
samt rd. 8 000 Menschen (bundesweit rd. 22 000) einen 
Arbeitsplatz und damit verbunden eine Perspektive erhal- 
ten. 

Bundesprogramm Kommunal- Kombi 

Mit dem Bundesprogramm Kommunal-Kombi können in 
Kreisen und kreisfreien Städten mit besonders hoher und 
verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit zwischen dem 1 . Ja- 
nuar 2008 und dem 31. Dezember 2009 sozialversiche- 
rungspflichtige Beschäftigungsmöglichkeiten für eine 
Dauer von maximal drei Jahren geschaffen werden. Das 
Bundesprogramm verfolgt den Grundansatz, dass es bes- 
ser ist, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Der 
Bund stellt die Mittel zur Verfügung, die er alternativ bei 
fortbestehender Arbeitslosigkeit einsetzen müsste und 
macht insoweit den Kommunen das Angebot, durch Ein- 
satz ergänzender Mittel beschäftigungswirksam eigene 
Projekte umzusetzen. Als Arbeitgeber fungieren in erster 
Linie Kreise, Städte und Gemeinden. Die geschaffenen 
Stellen müssen zusätzlich sein, und die Arbeiten müssen 
im öffentlichen Interesse liegen. Die Arbeitszeit beträgt 
im Regelfall 30 Wochenstunden, und das gezahlte Ar- 
beitsentgelt soll den tariflichen Arbeitsentgelten oder, 
falls keine tarifliche Regelung besteht, den ortsüblichen 
Arbeitsentgelten entsprechen. Der Zuschuss an den 
Arbeitgeber beträgt bundeseinheitlich 50 Prozent des Ar- 
beitnehmer-Bruttoarbeitsentgelts, jedoch maximal 500 Euro. 
Zusätzlich kann ein Zuschuss aus ESF-Mitteln des Bun- 
des zu den Lohn- und Sozialversicherungskosten des Ar- 
beitgebers in einer Höhe von 200 Euro monatlich gewährt 
und bei Einstellung eines Arbeitnehmers über 50 Jahren 
ein zusätzlicher Zuschuss aus ESF-Mitteln des Bundes 
von 100 Euro monatlich gezahlt werden. Diese beiden 
Posten werden aus Bundesmitteln des Europäischen So- 
zialfonds finanziert und können daher nur gewährt wer- 
den, wenn das entsprechende Bundesland keine ESF- 
Landesmittel zum Einsatz bringt. Die Restfinanzierung 
wird durch die Kommunen und ggf die Länder übernom- 
men. 

Die Stellen sind für Personen vorgesehen, die langzeitar- 
beitslos im Sinne des § 18 SGB 111 sind, seit mindestens 
12 Monaten ununterbrochen Arbeitslosengeld 11 beziehen 
und in einer der 101 förderfähigen Regionen arbeitslos 
gemeldet sind. Der Schwerpunkt des Programms liegt mit 
72 förderfähigen Regionen in den osfdeufschen Bundes- 
ländern, sodass insbesondere die Menschen unterstüfzf 
werden können, die aufgrund der in vielen ostdeutschen 
Kreisen angespannten Arbeitsmarktlage und der Schwä- 
che der regionalen Wirtschaft keine Arbeit finden. Zudem 
werden durch die Schaffung dieser zusätzlichen und im 
öffentlichen Interesse liegenden Stellen auf der kommu- 
nalen Ebene die kommunalen Strukturen und das soziale 
Kapital vor Ort gestärkt. Daher profitiert auch die Allge- 


meinheit von den geschaffenen Stellen und damit verbun- 
denen zusätzlichen Angeboten. Bis zum 1. April 2009 
wurden rund 4 300 Anträge für 9 400 Stellen bewilligt, 
von denen ca. 9 000 Stellen in den ostdeutschen Bundes- 
ländern geschaffen wurden. 

Bundesprogramm „Perspektive SOplus - Beschäftigungs- 
pakte für Altere in den Regionen“ 

Das Bundesprogramm „Perspektive 50plus - Beschäfti- 
gungspakte für Ältere in den Regionen“ beinhaltet 62 am 
Bundesprogramm beteiligte regionale Beschäftigungs- 
pakte, von denen 24 in den ostdeutschen Bundesländern 
liegen. Damit werden ältere Langzeitarbeitslose bei der 
Wiedereingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt in- 
tensiv und effektiv unterstützt. Da das Bundesprogramm 
auf einem regionalen Ansatz basiert, ist es den Beschäfti- 
gungspakten möglich, bei der Wahl der Integrationsstrate- 
gie gezielt auf die regionalen Besonderheiten einzugehen. 

ln einer ersten Programmphase von Oktober 2005 bis 
Ende Dezember 2007 unterstützten die 24 Beschäfti- 
gungspakte in Ostdeutschland 30 777 ältere Langzeitar- 
beitslose (davon 13 657 Frauen) aktiv bei ihrer Rückkehr 
in den Arbeitsmarkt, ln 7 738 Fällen (davon 2 967 Frauen) 
hat dieses Engagement zu einer neuen Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt geführt. 

Bundesweit konnten in dieser ersten Phase knapp 
80 000 ältere Langzeitarbeitslose (davon 33 200 Frauen) 
gefördert werden, von denen 22 562 (davon 8 500 Frauen) 
eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
fanden. 

Mit der Verlängerung und der regionalen Ausweitung des 
Bundesprogramms im Zeitraum 2008 bis 2010 wird auch 
weiterhin das Potenzial der älteren Langzeitarbeitslosen 
für den allgemeinen Arbeitsmarkt genutzt, ln dieser zwei- 
ten Programmphase waren zunächst 194 Grundsiche- 
rungsstellen (davon 62 in den neuen Bundesländern) an 
den 62 Beschäftigungspakten beteiligt; seit 2009 sind es 
237 Grundsicherungsstellen, davon sind 78 Grundsiche- 
rungsstellen in den neuen Bundesländern. 

Im Jahr 2008 konnten in Ostdeutschland für 25 886 ältere 
Langzeitarbeitslose (hiervon 11 772 Frauen) die Beschäf- 
tigungschancen im Rahmen der Beschäftigungspakte ver- 
bessert werden (bundesweit insgesamt 73 800). 5 843 äl- 
tere Langzeitarbeitslose (1 191 Frauen) konnten in den 
neuen Bundesländern in 2008 eine sozialversicherungs- 
pfiichtige Beschäftigung aufnehmen oder eine Existenz- 
gründung Umsetzen (bundesweit waren es rund 19 300). 

Für das Jahr 2009 gehen die Beschäftigungspakte davon 
aus, rund 87 000 ältere Langzeitarbeitslose zu fordern 
und dabei für ca. 26 500 Infegrationen eine neue Beschäf- 
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu finden. 

4 Bildung und Ausbildung 

Die mittel- und langfristige Sicherung eines qualifizierten 
Fachkräfteangebots ist zentral für den Erhalt von Wachs- 
tum und Beschäftigung. Der Gefahr eines größeren Man- 
gels an höher qualifizierten Fachkräften muss vor allem 
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angesichts des demografischen Wandels auch in den 
neuen Ländern entschieden entgegengewirkt werden. Die 
Auswirkungen in Ostdeutschland sind gravierend und 
nehmen den bundesdeutschen Trend vorweg: Die Bevöl- 
kerung schrumpft und überaltert, was zu regionalen Dis- 
paritäten führt, ln spezifischen Regionen und Branchen 
lassen sich schon heute erhebliche Engpässe in der Fach- 
kräfteverfügbarkeit beobachten. Die Bundesregierung re- 
agiert hierauf u. a. mit der Qualifizierungsinitiative, dem 
Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftenach- 
wuchs sowie spezifischen berufsbildungspolitischen Ak- 
tivitäten. 

4.1 Die Qualifizierungsinitiative - Aufstieg 
durch Bildung 

Zur weiteren Verbesserung des Bildungssystems in 
Deutschland haben sich die Regierungschefs von Bund 
und Ländern auf dem Bildungsgipfel am 22. Oktober 
2008 mit der Dresdner Erklärung „Aufstieg durch Bil- 
dung. Die Qualifizierungsinitiative für Deutschland“ auf 
einen umfassenden gemeinsamen Ziel- und Maßnahmen- 
katalog verständigt, der sich auf alle Bildungsbereiche 
bezieht. Gerade an den Schnittstellen von frühkindlicher 
Bildung, Schule, Ausbildung und Hochschule bedarf es in 
den kommenden Jahren weiterer Anstrengungen. Auch 
haben die Sicherung des Fachkräfteangebots und die da- 
für notwendigen Qualifizierungen Priorität. Bund und 
Länder wollen dies gemeinsam leisten. Im Herbst 2009 
soll ein erster Zwischenbericht zum Stand der Umsetzung 
vorgelegt werden. 

Die Bundesregierung hat bereits mit ihrem Kabinettsbe- 
schluss vom Januar 2008 ein klares Signal gesetzt für die 
Stärkung von Bildungschancen in allen Lebensbereichen. 
Das beschlossene Maßnahmenbündel verschiedener Res- 
sorts soll das Aus- und Weiterbildungssystem in Qualität 
und Wirkungsbreite weiter verbessern und die Durchläs- 
sigkeit in allen Bildungsbereichen erhöhen. Dafür sfellt 
der Bund bis 2012 rund 6 Mrd. Euro bereif. Nahezu alle 
Maßnahmen sind bereifs im Verlauf des Jahres 2008 an- 
gelaufen oder sfehen kurz vor dem Sfarf. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung sefzen deutliche 
Schwerpunkte bei der Verbesserung des Übergangs von 
der Schule in die berufliche Bildung, bei der Förderung 
von Abschluss- und Aufstiegsmöglichkeiten und im Be- 
reich der Weiterbildung. Neu eingeführt wurde unter an- 
derem das - inzwischen schon sehr stark nachgefragte - 
Aufstiegsstipendium für beruflich besonders Qualifi- 
zierfe, die ein Hochschulsfudium aufnehmen. Zudem 
werden Kinder und Jugendliche mif Migrafionshinfer- 
grund wie auch deren Eltern besonders in den Blick 
genommen. Neu ist auch die Bildungsprämie, die Anreize 
für Weiferbildung schafft. Mit dem im Juni 2008 abge- 
schlossenen nationalen Pakt für Frauen in MINT-Berufen 
(Mathematik-lnformatik-Naturwissenschaften-Technik) sol- 
len das Pofenzial von Frauen für den Fachkräftebedarf ge- 
nutzt und mehr junge Frauen für eine Ausbildung oder 
ein Sfudium in den MINT-Fächem gewonnen werden. 
Für die neuen Länder von besonderer Bedeutung sind vor 
allem Maßnahmen zur Exzellenz- und Nachwuchsförde- 


rung, eine Imagekampagne zum Studiensf ändert Ost- 
deutschland, das Ausbildungsplatzprogramm Ost sowie 
ein Wettbewerb zur vorausschauenden regionalen Quali- 
fizierungspolitik in Ostdeutschland. 

4.2 Entwicklung des Ausbildungsmarktes 
und Nationaler Pakt für Ausbildung 
und Fachkräftenachwuchs 

Die positive Entwicklung des Berichtsjahres 2006/2007 
setzte sich auch im vergangenen Berichtsjahr (2007/ 
2008) fort. Von Oktober 2007 bis September 2008 wur- 
den 620 209 Bewerberinnen und Bewerber für Berufsaus- 
bildungssfellen registriert (113 762 oder 15,5 Prozent we- 
niger als im Vorjahr; Ostdeutschland: -26,0 Prozent, 
Westdeutschland: -11,9 Prozent). Mit den rückläufigen 
Bewerberzahlen ist auch die Zahl der Altbewerber deut- 
lich gesunken (-16,7 Prozent; Ostdeutschland: -25 Pro- 
zent, Westdeutschland: -13,7 Prozent). Der Anteil der 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger des Jahres 2008, 
die als Bewerberinnen und Bewerber gemeldet waren, 
sank von 50,3 Prozent im Jahr 2000 auf 30,9 Prozent. 

Im gleichen Zeitraum wurden bundesweit 511 582 Be- 
rufsausbildungsstellen zur Vermittlung angeboten, 1 205 
oder 0,2 Prozent mehr als im Vorjahreszeitraum. Eine Zu- 
nahme gab es ausschließlich bei den betrieblichen Stel- 
len, die sich um 10 399 (2,5 Prozent; Ostdeutschland: 
6 Prozent, Westdeutschland: 1,8 Prozent) auf 432 689 er- 
höhten. Bei den gemeldeten außerbetrieblichen Stellen 
war hingegen ein massiver Rückgang zu verzeichnen 
(-9 194 bzw. -10,4 Prozent; Ostdeutschland: -22,1 Pro- 
zent, Westdeutschland: -i-4,3 Prozent). 

Erstmals seit sieben Jahren gab es bundesweit mehr unbe- 
setzte Berufsausbildungsstellen (19 507) als unversorgte 
Bewerber (14 479). ln Ostdeutschland halbierte sich die 
Zahl unversorgter Bewerber im Vorjahresvergleich auf 
4 352. Dem standen 2 769 unbesetzte Ausbildungsstellen 
gegenüber. 

Demografiebedingt sind die Schulabsolventen- und die 
Altbewerberzahlen in den neuen Ländern wesentlich stär- 
ker gesunken als das Ausbildungsplatzangebot. Die Lage 
auf dem ostdeutschen Ausbildungsmarkt hat sich daher 
trotz des deutlichen Rückgangs an neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträgen (-9 Prozent) weiter entspannt. 

Im aktuellen Berichtsjahr 2008/2009 wurden von Oktober 
2008 bis April 2009 im Vergleich zum Vorjahr sowohl 
weniger Bewerberinnen und Bewerber für Berufsausbil- 
dungssfellen regisfrierf, als auch weniger Berufsausbil- 
dungssfellen zur Vermiftlung angebofen. Eine Abnahme 
gibf es auch bei den befrieblichen Sfellen. 

Für eine fundierfe Einschäfzung zur Entwicklung auf dem 
Ausbildungsmarkt ist es noch zu früh. So bleibt abzuwar- 
ten, ob der aktuell beobachtete Rückgang bei den gemel- 
deten Bewerbern und Berufsausbildungsstellen in den 
kommenden Monaten anhält, oder ob Jugendliche und 
Ausbildungsbetriebe - aufgrund der konjunkturellen Ent- 
wicklung - die Bundesagentur für Arbeif späfer einschal- 
fen werden. 
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Angesichts der aktuellen überwiegend rückgängigen 
Konjunkturprognosen muss damit gerechnet werden, dass 
das betriebliche Ausbildungsangebot auch im Jahr 2009 
zurückgehen wird. Ob dies zu einer rechnerischen Chan- 
cenverschlechterung der Jugendlichen führt, ist zum jetzi- 
gen Zeitpunkt schwer einzuschätzen, da auch die Zahl der 
Jugendlichen weiter sinken wird. Zum Vergleich: Im 
Schuljahr 2008/2009 gab es in Ostdeutschland nur noch 
rund halb so viele Schülerinnen und Schüler wie Anfang 
der 1990er Jahre. 

Die Bundesregierung setzt sich mit großem Nachdruck 
dafür ein, die Ausbildungschancen junger Menschen zu 
verbessern. Insbesondere durch den „Nationalen Pakt für 
Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland“ 
ist es gemeinsam mit der Wirtschaft gelungen, Ausbil- 

Tabelle 6 


dungswilligen und Ausbildungsfähigen eine neue Perspek- 
tive zu eröffnen. Der Ausbildungspakt wurde deshalb am 
5. März 2007 für weitere drei Jahre verlängert und fort- 
entwickelt. Als neuer Paktpartner konnte der Bundesver- 
band der Freien Berufe gewonnen werden. Durch die enge 
Zusammenarbeit wurde eine deutliche Entspannung auf 
dem Ausbildungsmarkt erreicht, die 2008 mit 616 259 ab- 
geschlossenen Ausbildungsverträgen fortgesetzt werden 
konnte. Mit der Einwerbung von bundesweit 86 500 neuen 
Ausbildungsplätzen wurde die Paktzusage (60 000) auch 
im Jahr 2008 übertroffen. 52 700 neue Ausbildungsbe- 
triebe konnten gewonnen und 37 650 Plätze für befriebli- 
che Einsfiegsqualifizierungen bereifgesfellf werden, ln 
Ostdeufschland wurden jeweils rund 15 Prozenf der 
Pläfze und Betriebe eingeworben. 


Bilanz zum Ende des Berufsberatungsjahres 2007/2008* 



2007/2008 

Veränderung zu 
2006/20007 

Gemeldete Bewerber 

620.209 

-15,5 Prozent 

Ost 

137.889 

-26, 0 Prozent 

West 

482.113 

-11,9 Prozent 

Davon Altbewerber 

320.450 

-16,7 Prozent 

Ost 

77.751 

- 25,2 Prozent 

West 

242.584 

-13 . 7 Prozent 

Versorgte Bewerber (Lehrstelle o. Alternative) 

605.730 

-13,6 Prozent 

Ost 

133.537 

-24, 5 Prozent 

West 

471.989 

-10,0 Prozent 

Unversorgte Bewerber 

14.479 

-55, 7 Prozent 

Ost 

4.352 

-54, 6 Prozent 

West 

10.124 

-56,1 Prozent 

Gemeldete Stellen 

511.582 

0,2 Prozent 

Ost 

109.503 

-5,9 Prozent 

West 

401.850 

2,0 Prozent 

Davon betriebliche Lehrstellen 

432.689 

2,5 Prozent 

Ost 

71.100 

6,0 Prozent 

West 

361.360 

1,8 Prozent 

Davon außerbetriebliche Lehrstellen 

78.893 

-10,4 Prozent 

Ost 

38.403 

- 22, 1 Prozent 

West 

137.889 

4,3 Prozent 

Unbesetzte Lehrstellen 

19.507 

6,3 Prozent 

Ost 

137.889 

18,4 Prozent 

West 

16.664 

4,5 Prozent 


1 . Oktober 2007 bis 30. September 2008 
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4.3 Berufsbildungspolitische Aktivitäten 

Die Bundesregierung unterstützt mit einer Reihe von be- 
rufsbildungspolitischen Aktivitäten die Verbesserung des 
Ausbildungsplatzangebots in den neuen Ländern. Sie 
leistet damit erhebliche Anstrengungen zur Stabilisierung 
des Ausbildungsmarktes und gibt so wichtige Impulse zur 
Stärkung des regionalen Qualifikationspotenzials. Ziel ist 
es, allen Jugendlichen die Chance auf den Zugang in eine 
qualifizierte Fachkräftetätigkeit zu bieten. 

Ausbildungsplatzprogramm Ost 

Bund und neue Länder engagieren sich seit 1996 in spe- 
zifischen Ausbildungsplatzprogrammen für Ostdeutsch- 
land, die zur Hälfte durch den Bund und die Länder finan- 
ziert werden. Mit dem Ausbildungsplatzprogramm Ost 
soll der Übergang von außerbetrieblichen in betriebliche 
Ausbildungsverhältnisse verbessert werden. Gefördert 
wird die Ausbildung in anerkannten Berufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung oder 
eine schulische Berufsausbildung, die zu einem Ab- 
schluss nach Bundes- oder Landesrecht führt. Mit dem 
Ausbildungsplatzprogramm Ost schaffen Bund und Län- 
der für das Vermittlungsjahr 2008/2009 rund 7 000 Aus- 
bildungsstellen in den neuen Ländern. Für die Programm- 
laufzeit von September 2008 bis Dezember 2011 stellt die 
Bundesregierung insgesamt rund 47,5 Mio. Euro bereit. 

Programm Jobstarter 

Flankierend zu den von der Wirtschaft im Ausbildungs- 
pakt gegebenen Zusagen werden mit dem Programm Job- 
starter die Gewinnung zusätzlicher Ausbildungsplätze, 
die qualitative Weiterentwicklung der betrieblichen Be- 
rufsausbildung sowie die Verbesserung regionaler Ausbil- 
dungsstrukturen gefördert. Finanziert werden Projekte, 
die Betriebe mit geeigneten Dienstleistungsmaßnahmen 
unterstützen, um deren Ausbildungsbereitschaft und -fä- 
higkeit zu stärken und dauerhaft zu sichern. Darüber hi- 
naus trägt das Programm, z. B. durch eine bessere Ver- 
zahnung schulischer und betrieblicher Ausbildung, zur 
dauerhaften qualitativen Verbesserung der Ausbildungs- 
strukturen und -potenziale bei. Zur Finanzierung stehen 
bis 2013 rund 125 Mio. Euro zur Verfügung - bereitge- 
stellt von der Bundesregierung und teilfmanziert mit Mit- 
teln des Europäischen Sozialfonds. 

Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten 

Die überbetrieblichen Berufsbildungsstätten leisten auch 
in Ostdeutschland einen wesentlichen Beitrag zur Siche- 
rung der Ausbildungsfähigkeit insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen, vor allem im Handwerk, 
aber auch in der Bau- und Landwirtschaft. Mit der Förde- 
rung der überbetrieblichen Berufsbildungseinrichtungen 
der gewerblichen Wirtschaft wurden in den neuen Län- 
dern wichtige Voraussetzungen für eine moderne und 
qualifizierte Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter sowie der Führungs- und Fachkräfte 
geschaffen. Nach einer bundesweiten Bestandserhebung 


gab es in Ostdeutschland zum Ende des Jahres 2008 ins- 
gesamt fast 100 überbetriebliche Berufsbildungsstätten 
mit einer Kapazität von über 15.000 Werkstattplätzen und 
fast 6 000 Unterrichtsplätzen. 

Zivilberufliche Qualifizierung und Berufsförderung 
bei der Bundeswehr 

Die Bundeswehr leistet einen erheblichen Beitrag zur Be- 
rufsausbildung junger Menschen in den neuen Ländern, 
indem sie dort in 17 verschiedenen staatlich anerkannten 
Ausbildungsberufen 599 Ausbildungsplätze in unterschied- 
lichen Bereichen der Streitkräfte und der Bundeswehrver- 
waltung zur Verfügung stellt. Daneben absolvieren zur- 
zeit 126 Nachwuchsbeamtinnen und -beamte ihre 
Laufbahnausbildung in unterschiedlichen Beamtenlauf- 
bahnen. 

Seit 1997 fördert die Bundeswehr im Rahmen der Koope- 
ration mit der Wirtschaft, hier dem sogenannten Schaum- 
burger bzw. Berliner Modell, die berufliche Ausbildung 
junger Schulabsolventinnen und Schulabsolventen mit 
derzeit 250 Euro monatlich pro Ausbildungsplatz. Bei 
entsprechender Eignung und nach erfolgreichem Ab- 
schluss der Berufsausbildung erhalten die Jugendlichen 
eine Einstellungszusage als Soldatin auf Zeit oder Soldat 
auf Zeit. 

ln den neuen Bundesländern werden rd. 33 000 Solda- 
tinnen und Soldaten und über 30 000 ehemalige Soldatin- 
nen auf Zeit und Soldaten auf Zeit durch den Berufsförde- 
rungsdienst betreut. Dafür stehen die Dienststellen des 
Berufsförderungsdienstes in Neubrandenburg, Halle, Ber- 
lin und Kiel (Standortteam Hagenow) mit 20 Standort- 
teams zur Verfügung. 

5 Innovationskraft stärken 

Investitionen in Forschung sind die Grundlage für nach- 
haltiges Wachstum, für Arbeitsplätze und für die Einkom- 
men von morgen. Insgesamt betrachtet sind die For- 
schungs- und Entwicklungsaktivitäten der Wirtschaft in 
den ostdeutschen Ländern immer noch erheblich geringer 
als in Westdeutschland. Maßgeblich dafür ist das Fehlen 
forschungsintensiver Großunternehmen, das durch die 
vergleichsweise hohe Innovationsbereitschaft des ost- 
deutschen Mittelstands nicht kompensiert werden kann. 
Für das Sichtbarmachen und Erschließen weiterer Irmo- 
vationspotenziale in Ostdeutschland kommt einer Stär- 
kung der öffentlichen Forschungsinfrastruktur sowie ei- 
ner an kleinen und mittleren Unternehmen orientierten 
Förderpolitik nach wie vor eine besondere Bedeutung zu. 
Die Bundesregierung engagiert sich zur Stärkung der In- 
novationskraft der neuen Länder in besonderem Maße in 
einzelnen Programmen wie z. B. mit dem am 1. Juli 2008 
eingeführten „Zentralen Innovationsprogramm Mittel- 
stand“ (ZIM), in das zum 1. Januar 2009 die bestehende 
einzelbetriebliche Förderung für Unternehmen in Ost- 
deutschland integriert wurde, oder mit der Innovations- 
initiative für die neuen Länder „Unternehmen Region“. 
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5.1 Hightech-Strategie der Bundesregierung 

Um die Innovationskraft der deutschen Wirtschaft in 
wichtigen Zukunftsmärkten weiter auszubauen, hat die 
Bundesregierung ihre Forschungs- und Innovationspolitik 
mit der Hightech-Strategie neu ausgerichtet. Damit hat 
sie erstmals staatliche Forschungs- und Innovationsakti- 
vitäten in einer nationalen Strategie gebündelt. Wichtige 
Weichenstellungen wurden beispielsweise in den Kembe- 
reichen der Biotechnologie vorgenommen: Die „Pharma- 
Initiative für Deutschland“, die „Zukunftsinitiative Bio- 
energie und gesunde Ernährung“ sowie die „Clusterinitia- 
tive Bioindustrie 2021“ leisten einen wesentlichen Bei- 
trag dazu, dass diese Branchen in Europa zur Spitze 
zählen. Auch mit dem neuen Gesundheitsforschungspro- 
gramm der Bundesregierung, das Anfang 2009 vorge- 
stellt wurde, sollen innovative Potenziale konsequent und 
systematisch erschlossen werden. Des Weiteren wurde 
2008 eine zentrale Förderberatung „Forschung und Inno- 
vation“ des Bundes eingerichtet, die insbesondere Mittel- 
ständlem und Gründern den Weg zur Forschungs- und In- 
novationsforderung weist. Die neuen Länder werden mit 
ihren technologischen Stärken unmittelbar von diesen Ini- 
tiativen profitieren. 

Spitzencluster- Wettbewerb 

Ein Kemelement der Hightech- Strategie für Deufschland 
isf der Brückenschlag zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft: Forschungsergebnisse mit Innovationspotenzial 
müssen erkannt und schnell und erfolgreich am Markt 
umgesetzt werden, um Wachstum und Beschäftigung zu 
sichern. Cluster, in denen Unternehmen, wissenschaft- 
liche Einrichtungen und die Politik an einem Strang 
ziehen, bieten hierfür hervorragende Voraussetzungen. 
Hier setzt der Spitzencluster- Wettbewerb des Bundesfor- 
schungsministeriums an. Unter dem Motto „Deutschlands 
Spitzencluster - Mehr Innovation. Mehr Wachstum. Mehr 
Beschäftigung.“ soll der Wettbewerb die Innovationskraft 
der leistungsfähigsten Cluster aus Wissenschaft und Wirt- 
schaft stärken und sie auf dem Weg in die internationale 
Spitzengruppe unterstützen. Vorgesehen sind drei Wettbe- 
werbsrunden in einem zeitlichen Abstand von etwa an- 
derthalb Jahren. In jeder Wettbewerbsrunde werden bis zu 
fünf Spifzencluster ausgewählt, die über einen Zeitraum 
von maximal fünf Jahren mit insgesamt bis zu 200 Mio. 
Euro gefordert werden können. 

Unter den fünf Spitzenclustem der ersfen Weftbewerbs- 
rande, die im September 2008 von einer unabhängigen 
Jury prämiert wurden, sind zwei in den neuen Ländern 
angesiedelt. Das „Solarvalley Mitteldeutschland“ umfasst 
Wirtschaft und Wissenschaft aus Sachsen-Anhalt, Sach- 
sen und Thüringen und hat sich zum Ziel gesetzt, zur in- 
ternational führenden Photovolfaikregion zu werden und 
damit die Wettbewerbsfähigkeit von Solarstrom zu er- 
höhen. Das Cluster „Cool Silicon - Energy Efficiency 
Innovations from Silicon Saxony“ in Sachsen zielt auf 
eine Steigerung der Energieeffizienz insbesondere für die 
Schlüsselbranche der Informations- und Kommunika- 
tionstechnologie . 


„Masterplan Umwelttechnologien“ 

Mit dem „Masterplan Umwelttechnologien“ werden fach- 
liche Aktivitäten zu Umwelttechnologien der Ressorts ge- 
bündelt. Zunächst wurden die Themenfelder Wassertech- 
nologie, Technologien für Rohsfofiproduktivifät und 
Klimaschufztechnologien (einschließlich emeuerbarer Ener- 
gien, u. a. Wind- und Solarenergie), in denen ostdeufsche 
Unternehmen eine maßgebliche Rolle spielen, näher be- 
handelt. Damit wird die „Hightech- Strategie für Deufsch- 
land“ im Bereich Umwelf fortenfwickelf und verknüpft 
die Forschungsförderung mif innovationsfreundlichen 
Rahmenbedingungen. Es wird beabsichtigf, die führende 
Rolle Deufschlands im Welthandel von Umweltschutz- 
gütem zu unterstreichen und weiter zu festigen. 

5.2 Finanzierung junger Technoiogie- 
unternehmen 

Junge Technologieuntemehmen haben eine hohe Bedeu- 
tung für den Sfrukturwandel der ostdeufschen Wirtschaft 
sowie den Technologietransfer aus den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen. Eine Finanziemng durch Bank- 
kredite scheitert oftmals aufgrund der hohen technologi- 
schen Risiken und wegen mangelnder Sicherheiten. 
Junge Technologieuntemehmen benötigen daher vor al- 
lem Wagniskapital. 

Der Markt für Wagniskapifal im Bereich Frühphasen- 
finanziemngen haf sich in den vergangenen Jahren belebt. 
Dank der Impulse des Hightech-Gründerfonds konnte 
wieder ein zunehmendes Engagement von privaten An- 
bietern in diesem Segment beobachtet werden. Allerdings 
hat die Wirtschafts- und Finanzkrise zuletzt auch bei 
Wagniskapital ihre Spuren hinterlassen: Die Stimmung 
der Branche ist auf einem langjährigen Tiefpunkt, die In- 
vestitionen in Wagniskapital sind zuletzt um die Hälfte 
gesunken. 

Knapp ein Drittel der gesamtdeutschen Frühphasenfinan- 
ziemngen des Jahres 2008 entfielen auf die neuen Länder. 
Auch im vergangenen Jahr war Berlin wichtigster ost- 
deutscher Investitionsstandort. Eine entscheidende Bedeu- 
tung kam wiedemm den öffentlichen Beteiligungsgesell- 
schaften in den neuen Ländern zu. Mehrere ostdeutsche 
Länder setzen verstärkt EFRE-Mittel für den Aufbau ei- 
gener Fonds strakfuren ein. 

Die Bundesregierang gibf dem deufschen Wagniskapifal- 
markt erhebliche Impulse. Mit dem Hightech-Gründer- 
fonds, dem ERP/EIF-Dachfonds und dem ERP- Start- 
fonds mobilisiert sie Wagniskapital in Deutschland 
bedarfsgerecht in den verschiedenen Phasen des Entste- 
hens und des Wachstums neuer Technologieunternehmen. 

Der Hightech-Gründerfonds stellt neugegründeten Tech- 
nologieuntemehmen eine erste Finanzierung bereit. Junge 
Gründer erhalten im Schnitt 500.000 Euro Beteiligungs- 
kapital pro Unternehmen - im Einzelfall auch bis zu 
1 Mio. Euro. Gründer in den neuen Ländern müssen da- 
bei nur halb so viel eigene Mittel in das Unternehmen 
einbringen wie in den alten Ländern. Das Fonds vermögen 
des Hightech-Gründerfonds wurde 2007 auf insgesamt 
272 Mio. Euro erhöht; davon werden 240 Mio. Euro vom 
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Bund getragen, der Rest von privaten Investoren. Mit 49 
von insgesamt 177 Zusagen entfallen mehr als ein Viertel 
der Engagements des 2004 an den Start gegangenen 
Fonds auf die neuen Länder und Berlin (Stand: Februar 
2009). 

Der vom Europäisehen Investitionsfonds und mit Mitteln 
des ERP- Sondervermögens aufgelegte ERP/EIF-Daeh- 
fonds (Volumen: 500 Mio. Euro, davon 250 Mio. Euro 
aus dem ERP- Sondervermögen) finanziert Frühphasen- 
fonds mit Investitionssehwerpunkt Deutsehland. Er unter- 
stützt damit neue Wagniskapitalfonds in Deutsehland. 
Naeh 5 Jahren Investitionstätigkeit hat sieh der ERP/EIF- 
Daehfonds an 13 Fonds mit einem Investitionsvolumen 
von rd. 340 Mio. Euro beteiligt. Gemeinsam mit weiteren 
privaten Investoren konnten bisher ea. 1,5 Mrd. Euro an 
Risikokapital mobilisiert werden, das damit aueh für 
Engagements in den neuen Ländern zur Verfügung steht. 

Der ERP-Startfonds (Volumen: 250 Mio. Euro) stellt in- 
novativen Teehnologieuntemehmen in der Entwieklungs- 
und Aufbauphase Beteiligungskapital zur Verfügung. Er 
investiert zu wirtsehaftlieh gleiehen Bedingungen wie ein 
anderer Beteiligungskapitalgeber (Lead-Investor). Seit 
Programmbeginn im November 2004 bis Ende 2008 hat 
sieh der ERP-Startfonds an 238 Unternehmen mit einem 
Volumen von rd. 200 Mio. Euro beteiligt, wobei ca. 
20 Prozent des Gesamtvolumens auf die neuen Länder 
entfielen. Damit die Finanzierung junger innovativer Un- 
ternehmen auch unter schwierigen Finanzierungsbedin- 
gungen gesichert ist, ist der ERP-Startfonds durch das 
Maßnahmepaket der Bundesregierung zur „Beschäfti- 
gungssicherung durch Wachstumsstärkung“ (Konjunktur- 
paket I) ab Januar 2009 um insgesamt 220 Mio. Euro auf- 
gestockt worden. 

5.3 Forschung in Unternehmen fördern 

Leistungsfähige Unternehmen sind eine entscheidende Vo- 
raussetzung für eine nachhaltige Verbesserung des Stand- 
ortes Ostdeutschland. Die Bundesregierung stärkt ihre 
Fundamente, indem sie anwendungsorientierte Forschung 
und Entwicklung in und für Unfemehmen fördert. Mit 
den geförderten Projekten sollen die Wettbewerbsfähig- 
keit der Unternehmen deutlich erhöht, neue Marktchan- 
cen eröffnet und Arbeitsplätze geschaffen oder gesichert 
werden. 

Im Rahmen des spezifischen Ost-Programms „Förderung 
von Forschung und Entwicklung bei Wachstumsträgem 
in benachteiligten Regionen/INNO-WATT“ wurden von 
Januar 2004 bis Ende 2008 mnd 2 100 Forschungs- und 
Entwicklungs(FuE)-Projekte von gewerblichen kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) und externen Indus- 
trieforschungseinrichtungen bewilligt und damit ein FuE- 
Volumen von insgesamt 808 Mio. Euro in der ostdeut- 
schen Wirtschaft angestoßen. 

Die wirksamen und effizienten Förderinhalte des Ende 
2008 ausgelaufenen Programms INNO-WATT werden 
seit 2009 in zwei getrennten Programmen fortgeführt. Die 
Fördemng der gemeinnützigen externen Industriefor- 
schungseinrichtungen wurde in einem eigenständigen 


Programm „Irmovationskompetenz Ost/INNO-KOM- 
Ost“ zusammengeführt. 

Die einzelbetriebliche FuE-Förderung für gewerbliche 
KMU bilde! seif dem 1. Januar 2009 das Fördermodul 
SOLO im Rahmen des „Zenfralen Innovafionsprogramms 
Mittelstand“ (ZIM). 

Mit der Zusammenfühmng von verschiedenen technolo- 
gischen FuE-Programmen für KMU in ZIM verfolgt die 
Bundesregiemng das Ziel, Transparenz und Nutzer- 
freundlichkeit der InnovationsfÖrdemng für den Mittel- 
stand weiter zu erhöhen. 

5.4 Kompetenzen von Unternehmen und 
Wissenschaft erweitern 

„Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand“ 

(ZIM) 

Am 1. Juli 2008 startete das „Zentrale Innovationspro- 
gramm Mittelstand“ (ZIM). Mit dem technologieoffenen 
und marktorientierten Programm werden einzelbetrieb- 
liche Projekte von Unternehmen (ZIM-SOLO), For- 
schungskooperationen zwischen Unternehmen oder zwi- 
schen Unternehmen und Forschungseinrichtungen (ZIM- 
KOOP) sowie die Bildung von unternehmerischen Netz- 
werken (ZIM-NEMO) gefördert. Den Unternehmen steht 
damit ein breites Spektrum zur Unterstützung risiko- 
reicher FuE-Vorhaben zur Verfügung. In den Modulen 
ZIM-KOOP und ZIM-SOLO können zusätzlich innova- 
tionsunterstützende Dienst- und Beratungsleistungen für 
KMU gefördert werden, um den Markteintritt der Unter- 
nehmen zu erleichtern. Kennzeichnend für ZIM ist die 
schnelle Umsetzung von Forschungsergebnissen in neue 
marktfähige Produkte oder Produktionsverfahren, die die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen erhöhen. 

Mit der Ausweitung und Aufstockung des ZIM im Rah- 
men des Konjunkturpakets II um insgesamt 900 Mio. 
Euro für die Jahre 2009 und 2010 wird die Förderung von 
zusätzlich rd. 7 000 FuE-Vorhaben der Wirtschaft ermög- 
licht. Allein 200 Mio. Euro aus diesen zusätzlichen Mit- 
teln sollen in ostdeutsche Unternehmen fließen. Damit 
wird der gestiegenen Nachfrage des innovativen Mittel- 
stands in Deutschland entsprochen. 

Fördermodul Kooperationen 
(ZIM-KOOP) 

Das in ZIM-KOOP mit verbesserten Konditionen weiter- 
geführte bundesweite „PROgramm zur Förderung der Er- 
höhung der INNOvationskompetenz mittelständischer 
Unternehmen (PRO INNO II)“ unterstützt weiterhin den 
Umstrukturierungs- und Aufholprozess in den neuen Län- 
dern. Die große Bedeutung und Resonanz des Vorläufer- 
programms für die neuen Länder wird durch den hohen 
Anteil von 48 Prozent an den deutschlandweit bewilligten 
Projekten und Fördermitteln unterstrichen. Bis Programm- 
ende im Juni 2008 wurden seit 2004 im Rahmen des 
Programms für osfdeufsche Unternehmen und Forschungs- 
einrichtungen 3 412 Förderanträge mit 354 Mio. Euro be- 
willigt. Damit wurde ein FuE-Volumen von über 900 Mio. 
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Euro angestoßen; daran beteiligt waren 2 348 Unterneh- 
men und wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen. Die 
Nachfrage der Unternehmen ist weiterhin ungebrochen. 
Allein im 1. Quartal 2009 lag die Zahl der Förderanträge 
für FuE -Kooperationsprojekte um 42 Prozent über dem 
Vorjahresniveau. Annähernd 41 Prozent dieses Zuwach- 
ses entfallen auf Anträge aus Ostdeutschland. 

Fördermodul Netzwerkmanagement 
(ZIM-NEMO) 

Die in dem Förderwettbewerb „Netzwerkmanagement- 
Ost“ (NEMO) umgesetzte Netzwerkförderung von Unter- 
nehmen wurde mit der Einführung von ZIM ab 1. Juli 
2008 auf Gesamtdeutschland ausgedehnt. Damit wird den 
gewachsenen Wettbewerbsanforderungen aller KMU in 
Deutschland und den Verflechtungen der Netzwerke über 
die Grenzen der neuen Bundesländer hinaus Rechnung 
getragen. Die seit 2002 erfolgreich durchgeführte Förde- 
rung hat in Ostdeutschland bedarfsgerecht den Förderan- 
satz für Forschungs- und Enfwicklungskooperationen für 
KMU ergänzf und wird dies auch in den Folgejahren leis- 
ten. Die überwiegend kleinen Unternehmen in den neuen 
Bundesländern werden in die Lage versetzt, mit größerer 
Technologiekompetenz und breiterer Technologiebasis 
gemeinsam am Markt aufzutreten. Gefördert werden ex- 
terne Managementleistungen zum Aufbau und zur Entfal- 
tung von Netzwerken. Bisher wurden in Ostdeutschland 
200 Netzwerke mit gut 43 Mio. Euro gefördert. Insge- 
samt sind rd. 1 650 KMU sowie rd. 140 praxisorientierte 
öffentliche und private Forschungseinrichtungen in die 
Netzwerke integriert. Mit der Ausweitung der Netzwerk- 
förderung auf Wesfdeufschland isf das Bewilligungsver- 
fahren auf ein Jury-Sysfem umgesfellt worden. Damit 
verbunden ist auch die Umstellung auf eine kontinuier- 
liche Antragstellung. Aus den ersten beiden Jury-Run- 
den gingen 19 Netzwerkansätze als Sieger hervor, davon 
kommen 10 Netzwerke aus den neuen Bundesländern. 
Die Tendenz zu überregional angelegten Netzwerken 
aus ost- und westdeutschen Partnern dürfte weiter zu- 
nehmen. 

Fördermodul Einzelbetriebliche Projekte 
(ZIM-SOLO) 

Die einzelbetriebliche FuE-Förderung für gewerbliche 
KMU (bis Ende 2008 Teil von INNO- WATT) isf seif dem 
1. Januar 2009 im Fördermodul ZIM-SOLO aufgegan- 
gen. Dieses war zunächst auf Ostdeutschland be- 
schränkt, wurde aber im Rahmen des Konjunkturpakets 
11 bis 2010 auf Westdeutschland ausgeweitet. Mit INNO- 
WATT (gewerblicher Teil) wurden 841 Unternehmen mit 
einem Mittelvolumen von 248 Mio. Euro gefördert, die 
insgesamt 550 Mio. Euro Ausgaben für FuE-Projekte 
induzierten. ZIM-SOLO schließf an den Erfolg an. Von 
Januar bis Ende April 2009 sind 350 Anträge einge- 
gangen, die zu 45 Prozent aus Ostdeutschland kamen. 
Davon konnten bereits 72 einzelbetriebliche Projekte 
bewilligt werden. 


„Innovationskompetenz Ost“ 

(INNO-KOM-Ost) 

Neben den gewerblichen KMU bilden die gemeinnüt- 
zigen externen Industrieforschungseinrichtungen einen 
wesentlichen Bestandteil der ostdeutschen Industriefor- 
schungslandschaft. Angesichts der geringen Zahl großer 
Unternehmen spielen sie eine wichtige Rolle als Mittler 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sowie als Initiato- 
ren und Moderatoren von regionalen und überregionalen 
FuE-Kooperationen und -Netzwerken des innovativen 
Mittelstands und stärken damit nachhaltig die Innova- 
tionskraft und den wirtschaftlichen Aufholprozess Ost- 
deutschlands. Mit dem Programm „Innovationskom- 
petenz Ost“ (INNO-KOM-Ost) werden die externen 
Industrieforschungseinrichtungen sowohl bei der Ent- 
wicklung neuer marktorientierter Erzeugnisse und Ver- 
fahren (bis Ende 2008 Teil von INNO- WATT) als auch 
bei der Erhaltung und dem Ausbau ihrer Innovationskom- 
petenzen (bis Ende 2008 Programm „Industrielle Vorlauf- 
forschung“) unterstützt. Zudem soll mit einem zunächst 
auf ein Jahr befristeten Modellvorhaben die technische 
Infrastruktur dieser Einrichtungen dem internationalen 
Standard angeglichen werden. Das Modellvorhaben flan- 
kiert die Maßnahmen zur Investitionsförderung des Kon- 
junkturpakefs 11. 

Wirtschaft trifft Wissenschaft 

Aus den Mitteln des 6-Milliarden-Euro-Programms hat 
der Beauftragte für die Angelegenheiten der neuen Län- 
der den Irmovationswettbewerb „Wirtschaft trifft Wissen- 
schaft“ initiiert. Ziel dieses Wettbewerbs ist es, die Inno- 
vationstätigkeit in Wissenschaft und Wirtschaft in ihrer 
Qualität, insbesondere hinsichtlich des Transfers von For- 
schungsergebnissen in wirtschaftliche Anwendungen, 
und in ihrer Quantität, insbesondere hinsichtlich der An- 
zahl kleiner und mittlerer Unternehmen, die FuE-Leistun- 
gen erbringen und umsetzen, zu verbessern. 

Eine unabhängige Jury hat aus den insgesamt 216 Pro- 
jektanträgen, die in den zwei Wettbewerbsrunden einge- 
reicht worden sind, die besten ausgesucht. Bisher konnte 
eine positive Entscheidung für 32 Projekfe erfolgen, bei 
weiferen 10 Projekfen aus der zweiten Runde wird die 
Förderung nach Erfüllung kleinerer Auflagen voraus- 
sichtlich bald bewilligt werden können. 

5.5 Regionale Innovationsprofile stärken: 

Unternehmen Region 

Unter dem Dach der Innovationsinitiative für die neuen 
Länder „Unfemehmen Region“ befinden sich fünf the- 
menoffene Programme mit dem einheitlichen Ziel, regio- 
nale Innovationspotenziale zu identifizieren, ihr Kompe- 
tenzprofil zu stärken sowie die Wertschöpfung und 
Wettbewerbsfähigkeit der Regionen zu erhöhen. Partner 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung schließen sich 
dabei „bottom-up“ in Innovationsbündnissen zusammen. 
Die Bundesregierung unterstützt diese Vorhaben jährlich 
mit mittlerweile 92 Mio. Euro. Bisher wurden rund 
2 000 Vorhaben in knapp 300 regionalen Innovations- 
bündnissen gefördert, ln diesen Bündnissen engagieren 
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sich mittelständische Unternehmen sowie Forschungs- 
und Bildungseinrichtungen in unterschiedlichen Koope- 
rationsformen. 

Gerade in den neuen Ländern haben der Aufbau und die 
Sicherung von qualifiziertem Nachwuchs eine zentrale 
Bedeutung, ln der Philosophie von „Unternehmen Re- 
gion“ spielt dieser Aspekt daher eine ganz wesentliche 
Rolle. So werden seit 2008 in acht neuen Zentren für In- 
novationskompetenz 16 herausragende Nachwuchsfor- 
schungsgruppen mit internationalem Renommee aufge- 
baut. Die Leitungen dieser Gruppen wurden international 
rekrutiert und weisen exzellente Reputationen auf ln mitt- 
lerweile 42 „lnnoProfile“-lnitiativen werden zudem 
Nachwuchsforscherinnen und -forscher mit den wirt- 
schaftlichen Kompetenzträgem in der jeweiligen Region 
zusammengebracht, ln der engen Kooperation von Wis- 
senschaft und regionaler Wirtschaft entsteht ein passge- 
naues Innovationsklima, das langfristig qualifizierten 
Nachwuchs sichert. 

Innovative Regionale Wachstnmskerne 

Das Programm „Innovative Regionale Wachstumskeme“ 
(WK) richtet sich an Unternehmen und Forschungsein- 
richtungen, die sich auf Basis einer gemeinsamen Kom- 
petenz mit Alleinstellungsmerkmal zu einem regionalen 
Bündnis zusammengefunden haben, um erfolgreich markt- 
fähige Innovationen zu entwickeln. Die Bündnispartner 
definieren die dafür erforderlichen FuE-Aufgaben und 
nufzen arbeifsfeilig die komplemenfären Ressourcen und 
Kompefenzen zur Enfwicklung neuer Produkte und 
Dienstleistungen. Jedes Forschungsvorhaben leistet so 
seinen spezifischen Beitrag zur Umsetzung der langfristi- 
gen Bündnisstrategie. 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Wachstumskeme 
kann sich sehen lassen: Die 16 Initiativen, die im Zeit- 
raum 2003 bis 2006 als Wachstumskeme prämiert wur- 
den, haben seit Laufzeitbeginn ein Umsatzwachstum von 
im Mittel 40 Prozent und eine durchschnittliche Zunahme 
der Mitarbeiterzahl um 28 Prozent zu verzeichnen. Insge- 
samt haben diese Wachstumskeme (WK) mehr als 
1 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingestellt sowie 
eine Reihe von Gründungen und Ansiedlungen angestoßen. 

2008 sind drei neue Wachstumskeme mit 55 Forschungs- 
projekten gestartet. Sie werden in den kommenden drei 
Jahren mit insgesamt 13 Mio. Euro von der Bundesregie- 
rang unterstützt werden. Das 2007 ergänzte Modul 
„Wachstumskem-Potenzial“ (WK-Potenzial) setzt einen 
Schritt früher an. Gefordert werden bereits solche Koope- 
rationsprojekte zwischen kleinen und mittleren Unterneh- 
men und Forschungseinrichtungen, die eine gemeinsame 
Technologieplattform erst entwickeln. 2008 konnten vier 
neue Initiativen im Programm „WK-Potenzial“ mit 
15 Projekten gewonnen werden. 

Mit der im Jahr 2007 eingeführten Ergänzung „WK- 
Potenzial“ können zusätzlich Kooperationsprojekte zwi- 
schen einer Forschungseinrichtung und bis zu fünf regio- 
nalen kleinen und mittleren Unternehmen gefordert wer- 
den, die in einem ersten Schritt eine gemeinsame 
Technologieplattform etablieren wollen. 2008 konnten 


vier Initiativen mit 15 Forschungsprojekten ausgewählt 
werden 

Beispielinitiative: MBC - Molecular designed 
Biological Coating (Dresden). 


Der Fokus des Wachstumskems MBC liegt auf der Ent- 
wicklung biologisch aktiver Oberflächen. Dafür werden 
modifizierte Biomoleküle oder lebende Mikroorganis- 
men auf technische Werkstoffoberfiächen gebracht. 
Hierzu werden gezielt sechs Forschungs- und Entwick- 
lungsprojekte in den Schwerpunktbereichen Funktio- 
neile Nanostrakturen, Wassertechnologie, Bioverfah- 
renstechnik, Medizintechnik und Biosensorik verfolgt. 
Implantate als Knochen-, Knorpel- oder Weichgewe- 
beersatz werden ebenso entwickelt wie biologisch mo- 
difizierte Katalysatoren zur Einsparang von Edelmetal- 
len, In-vitro-Systeme zur Diagnostik von humanen 
Erkrankungen und Aufbereitungssysteme zur Gewinnung 
von Trinkwasser oder Behandlung von Abwässern. 


Seit 2001 wurden insgesamt 31 leistungsstarke Wachs- 
tumskeme in Ostdeutschland ausgewählt und gefordert. 
Die Bundesregierang stellt für diesen Förderansafz bis 
zum Jahr 2011 bisher insgesamf 148 Mio. Euro zur Verfü- 
gung. 

Innovationsforen 

Das Programm Innovationsforen unterstützt Initiativen 
dabei, regionale Innovationsnetzwerke aufzubauen bzw. 
strategisch neu auszurichten. Zielgmppe sind innovative 
Allianzen, die am Beginn ihrer Entwicklung stehen, so- 
wie bereits geforderte Innovationsverbünde, die eine neue 
qualitative Ebene in ihrem Innovationsumfeld anstreben. 
Im Mittelpunkt des Programms steht ein i. d. R. zweitägi- 
ges Foram, bei dem Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik Zusammentreffen, und das ihnen die Gelegen- 
heit zu einem intensiven Wissenstransfer und einer Posi- 
tionsbestimmung im Wettbewerb bietet. 

Beispielinitiative: AQUALLIANCE - Ansätze 
nachhaltiger Aqnaknltnr (Rostock) 


„Dor möten anner Pött bi't Für“ sagt der Mecklenburger, 
wenn sich etwas ändern muss. Mit traditioneller Karp- 
fen- und Forellenproduktion ist der ständig steigende 
Bedarf an Speisefisch nicht zu decken. Eine Lösung 
sieht man im Nordosten Deutschlands in der Entwick- 
lung einer leistungsfähigen, nachhaltigen und witterangs- 
unabhängigen Aquakultur. Ziel des Innovationsforams 
ist die Entwicklung neuer Ansätze der Fischproduktion 
als nachhaltiges, Ressourcen schonendes Verfahren zur 
Aquakultur sowie die Etablierung eines überregional 
sichtbaren Kompetenzzentrams. 


Die Bundesregierung stellte seit 2001 bisher gut 8 Mio. 
Euro für mittlerweile 98 Innovationsforen zur Verfügung. 
Im Jahr 2008 wurden mehr als 20 Veransfaltungen zu den 
Innovationsforen durchgeführt. 
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Forschung für den Markt im Team (ForMaT) 

Das im Jahr 2007 gestartete Förderprogramm ForMaT er- 
öffnet neue Wege, um innovative Ideen aus der For- 
schung frühzeitig marktfähig zu machen. Durch ein um- 
fassendes Potenzial-Screening soll das Forscherteam die 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Verwertbarkeit sei- 
ner Forschungsprojekte rechtzeitig erkennen, um dann in 
sogenannten Innovationslaboren marktnahe Umsetzungs- 
strategien zu entwickeln. Die Bundesregierung stellt für 
die Förderung im Rahmen des Programms ForMaT bis 
zum Jahr 2012 Mittel in Höhe von insgesamt 45 Mio. 
Euro zur Verfügung. 2008 kamen in einer zweiten Förder- 
runde 27 neue ForMaT-Initiativen hinzu, Anfang 2009 
wurde die dritte Förderrunde ausgerufen. 

InnoProfile 

Das 2005 gestartete Förderprogramm InnoProfile unter- 
stützt die technologie- und branchenspezifische Zusam- 
menarbeit zwischen Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen mit den Unternehmen, die das wirtschaftliche 
Kompetenzprofil einer Region prägen. Mit dem Aufbau 
von wirtschaftsorientierten Nachwuchsforschungsgrup- 
pen sollen langfristig die Innovationsfahigkeit der Region 
gestärkt und den Unternehmen durch die Wissenschaft 
Lösungen für ihre technologischen und branchenspezifi- 
schen Fragestellungen gegeben werden. Zudem werden 
dem qualifizierten Forschungsnachwuchs in Ostdeutsch- 
land weitere Perspektiven eröffnet, um die Tendenzen der 
Abwanderung und des damit verbundenen zukünftigen 
Fachkräftemangels aufzufangen. 

Beispielinitiative : Logistik-Service-Bus-Plattform 
(Leipzig/Halle) 


Die IT-Landschaft der Logistikuntemehmen ist momen- 
tan noch durch uneinheitliche Informationssysteme ge- 
kennzeichnet, die nur mühsam miteinander kommuni- 
zieren. Hier setzen die Forscher an und bieten 
Logistikkonzemen, mittelständischen Logistikdienstleis- 
tem, Industrieunternehmen und IT-Dienstleistem eine 
standardisierte Software-Infrastmktur zur gemeinsa- 
men Verwendung. Der Wettbewerbsvorteil, der sich für 
die Unternehmen aus der Plattform ergibt, kann sich auf 
die ganze Region positiv auswirken und helfen, Arbeits- 
plätze zu schaffen. 


Ausgewählt in drei Fördenunden haben mittlerweile 
42 Nachwuchsforschungsgrappen in Ostdeutschland ihre 
Arbeit aufgenommen. Die Bundesregierang stellt hierfür 
bis 2012 insgesamt 140 Mio. Euro zur Verfügung. 

Zentren für Innovationskompetenz: Exzellenz 
schaffen - Talente sichern (ZIK) 

Vor allem an den qualifizierten Nachwuchs richtet sich 
auch das 2002 gestartete Förderprogramm Zentren für 
Innovationskompetenz. Ziel ist es, exzellente und interna- 
tional wettbewerbsfähige Forschungszenfren an Hoch- 


schulen und Forschungseinrichtungen in den ostdeut- 
schen Regionen aufzubauen: Zentren mit einer hohen 
Attraktivität und Sogwirkung für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs. Mit Hilfe des Programms werden heraus- 
ragende Forschungsansätze in den ostdeutschen Ländern 
zu zukunftsfähigen Sfrategiekonzepfen weiferenfwickelt, 
die nichf nur die infemational wettbewerbsfähige For- 
schung berücksichtigen, sondern auch die Fähigkeit, die 
Forschungsergebnisse in die Wirtschaft zu transferieren. 
2008 sind acht weitere Strategiekonzepte ausgewählt 
worden, deren Ideen zu Spitzenforschungszentren derzeit 
umgesetzt werden. 

Beispielinitiative: ICCAS - Innovationszentrum für 
Computerassistierte Chirurgie (Leipzig) 


Das Zentram für Innovationskompetenz ICCAS an der 
Universität Leipzig analysiert die Arbeitsabläufe im OP 
und entwickelt u. a. eine Software, die auf Basis von 
Computer- oder Magnet-Resonanz-Tomographie und 
weiteren Datenerhebungen dreidimensionale Patienten- 
modelle erstellt. Diese Modelle ermöglichen eine exakte 
Diagnostik und eine bessere Planung des chirurgischen 
Eingriffs. Durch die Weiterentwicklung der computer- 
assistierten Chirurgie werden Operationen für die Pa- 
tienten sicherer und schonender. 


Die insgesamt 14 Zentren für Innovationskompetenz wer- 
den mit zusammen rund 150 Mio. Euro bis zum Jahr 
2012 (1. Förderrunde) bzw. 2014 (2. Förderrunde) geför- 
dert. 

6 Hochschul- und Forschungsstandort 
Ostdeutschland 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den ostdeut- 
schen Ländern in den vergangenen Jahren gezielt eine 
leistungsfähige Hochschul- und Forschungsinfrastruktur 
aufgebaut. Im Zuge des Transformationsprozesses sind 
zahlreiche starke Forschungsstandorte als Kristallisa- 
tionskeme zukünftigen Wachstums entstanden. Einzelne 
Regionen der neuen Länder nehmen mittlerweile bundes- 
weit durch die konsequente Stärkung ihres jeweiligen 
Alleinstellungsmerkmals eine technologische Spitzenstel- 
lung ein. Innovative Formen der Vernetzung von For- 
schungseinrichtungen tragen weiter dazu bei, Ideen und 
Erfindungen schneller in neue Produkte und Dienstleis- 
tungen zu überführen. Insgesamt (inkl. Berlin) fließen 
knapp 21 Prozent der BMBF-ProjektfÖrderung nach Ost- 
deutschland (bei einem Bevölkerungsanteil von 20 Pro- 
zent). 

6.1 Hochschulpakt und Förderung 
exzellenter Forschung 

Die Leistungsfähigkeit ostdeutscher Hochschulen ist ins- 
gesamt deutlich gestiegen, der Ausgleich jahrzehntelan- 
ger Defizite erfordert aber weiterhin die gemeinsame An- 
strengung der ostdeutschen Länder und die Unterstützung 
des Bundes. Um auch international konkurrenzfähig zu 
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sein, benötigen die neuen Länder eine exzellente For- 
schungslandsehaft, die attraktiv ist für Spitzenforseherin- 
nen und -forseher aus aller Welt. Durch eine Reihe von 
Maßnahmen des Bundes wird die Forschungsstärke ost- 
deutscher Hochschulen gezielt ausgebaut. Mit dem Un- 
temehmen-Region-Programm „Exzellenz schaffen - Ta- 
lente sichern. Zentren für Innovationskompetenz (ZIK)“ 
werden z. B. Einrichtungen aufgebaut, die international 
ausgerichtet sind, eine unternehmerische Strategie auf- 
weisen und sich damit schon in ihrer Grundlagenfor- 
schung an den Hochtechnologiemärkten orientieren. 

Hochschulpakt 2020 

Mit der ersten Säule des Hochschulpaktes 2020 soll es 
den deutschen Hochschulen ermöglicht werden, bis zum 
Jahr 2010 insgesamt 91 370 zusätzliche Studienanfänger 
gegenüber dem Bezugsjahr 2005 aufzunehmen. Der Bund 
sfellf hierfür pro Studienanfänger 1 1 000 Euro verfeilf auf 
vier Jahre zur Verfügung, dies sind bis 2010 insgesamf 
rund 565 Mio. Euro. Die neuen Länder erhallen pauschal 
15 Prozent der Bundesmittel, um trotz der demogra- 
fischem Entwicklung ihre Studienkapazitäten aufrecht er- 
halten zu können. Darüber hinaus werben der Bund und 
die ostdeutschen Länder für ein Hochschulsfudium in den 
neuen Ländern. Mit der zweiten Säule des Hochschulpak- 
tes 2020 wurde eine Overheadfinanzierung in der För- 
derung der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
eingeführt. Die von der DFG geförderten Forschungsvor- 
haben erhalten einen Zuschlag in Höhe von 20 Prozent 
der Fördersumme. Seit Beginn 2008 werden diese Pro- 
grammpauschalen nicht nur für Sonderforschungsberei- 
che, Graduiertenkollegs und Forschungszentren gewährt, 
sondern stehen auch für sonstige neu bewilligte For- 
schungsprojekte der DFG zur Verfügung. Für die Jahre 
2007 bis 2010 stellt der Bund für die Overheadfinan- 
zierung rund 700 Mio. Euro zur Verfügung. Mit diesem 
Instrument der Forschungsförderung werden die sfrategi- 
schen Kompefenzen der Hochschulen und damit ihre 
internationale Wettbewerbsfähigkeit gestärkt. 

Forschungsbauten und Großgeräte an Hochschulen 

Nachdem die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau im 
Zuge der Föderalismusreform 1 zum 31. Dezember 2006 
abgeschafft wurde, erhalten die Länder vom Bund bis 
zum Jahr 2013 jährlich Kompensationsmittel in Höhe von 
rund 695,3 Mio. Euro. Davon entfallen auf die neuen 
Länder mit Berlin 29,2 Prozent bzw. 203 Mio. Euro (ohne 
Berlin: 24,3 Prozent bzw. 168,8 Mio. Euro). Daneben 
stellt der Bund in Fällen von überregionaler Bedeutung 
für Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Groß- 
geräten bundesweit max. weitere 298 Mio. Euro zur Ver- 
fügung. Von den Ausgaben im Jahr 2008 (263,6 Mio. 
Euro) entfielen 19,4 Prozent bzw. 51 Mio. Euro auf die 
neuen Länder (ohne Berlin: 16,4 Prozent bzw. 43,2 Mio. 
Euro). 

Institutionelle Forschungsförderung 

Im Zuge der Deutschen Einheit haben Bund und Länder 
eine leistungsfähige und aftrakfive öffentliche Infrastruk- 


tur im Bereich der außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen aufgebaut. Die in Ostdeutschland gemeinsam von 
Bund und Ländern nach Artikel 91b GG geförderten Ein- 
richtungen der Max-Planck-Gesellschaft, der Fraunhofer- 
Gesellschaft, der Helmholtz-Gemeinschaft und der Leib- 
niz-Gemeinschaft sowie die DFG, die Leopoldina und der 
Wissenschaftsrat wurden von der Bundesregierung im 
Jahr 2008 nach vorläufigen Zahlen mit 970,3 Mio. Euro 
unterstützt. Bei einer Gesamtförderung dieser Einrichtun- 
gen in Höhe von 3,9 Mrd. Euro entfällt also rund ein 
Viertel der institutionellen Förderung auf die neuen Län- 
der inklusive Berlin. 

Exzellenzinitiative 

Im Rahmen der Exzellenzinitiative werden an ostdeut- 
schen Hochschulen drei Graduiertenschulen (in Jena, 
Leipzig und Dresden) sowie ein Exzellenzcluster an der 
Technischen Universität Dresden gefördert. Neben drei 
Graduiertenschulen und zwei Exzellenzclustem an der 
Humboldt Universität Berlin konnte der Standort Berlin 
weitere vier Graduiertenschulen sowie vier Exzellenz- 
cluster für die Technische Universifäf und die Freie Uni- 
versifät Berlin, lefzfere auch ein Zukunftskonzept, gewin- 
nen. Das Ziel der Hochschulen in den neuen Ländern 
-wie auch in anderen Regionen Deufschlands - sollfe 
sein, in Zukunft erfolgreicher in der Exzellenzinitiative 
abzuschneiden. Insgesamt hat aber die Exzellenzinitiative 
eine große Aufbruchstimmung in den deutschen Hoch- 
schulen erzeugt, deren positive Effekte weit über die im 
Wettbewerb erfolgreichen Hochschulen hinausreichen. 
Daneben legten die Länder eigene Exzellenzprogramme 
und Zukunftsinitiativen für ihre Hochschulen auf 

Um die Nachhaltigkeif der Exzellenzinitiative zu sichern, 
wurden auf der Basis eines Erfahrungsberichts der Ge- 
meinsamen Kommission von DFG und Wissenschaftsrat 
vom November 2008 Gespräche zur Fortsetzung des Wett- 
bewerbs aufgenommen, ln den kommenden Förderrunden 
sollen Fortsetzungs- und Neuanträge gleichermaßen 
Chancen erhalten. 

Militärgeschichtliche Forschung in Potsdam 

ln Potsdam bilden außeruniversitäre und universitäre Ein- 
richtungen einen leistungsstarken Verbund, wie das Bei- 
spiel der dort ansässigen Ressortforschungseinrichtung, 
das Militärgeschichtliche Forschungsamt (MGFA) zeigt. 
Die hohe Bedeutung des MGFA und seine wissenschaftli- 
che Leistungsfähigkeit hat der Wissenschaftsrat im Zu- 
sammenhang mit der Evaluierung im Jahr 2005/2006 be- 
stätigt. Auch seine 2007 neu eröffnete Fachbibliothek als 
größte ihrer Art in Deutschland ist ein wesentlicher Bei- 
trag zur im Aufbau befindlichen dortigen bibliothekari- 
schen Infrastruktur. Das MGFA führt außerdem das Mili- 
tärhistorische Museum der Bundeswehr in Dresden, das 
derzeit nach Plänen der international renommierten Ar- 
chitekturbüros von Daniel Libeskind sowie HG Merz und 
Holzer-Knobler grundlegend umgebaut wird. 
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6.2 Kooperation von außeruniversitärer 
Forschung und Hochschuien 

Mit dem Pakt für Forschung und Innovation sichern Bund 
und Länder die langfristig hohe Qualität wissenschaftli- 
chen Arbeitens in den außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen und der DFG. Bei der Weiterentwicklung des 
Paktes wird als strategische Maßnahme u. a. die noch 
bessere Vernetzung im Wissenschaftssystem im Mittel- 
punkt stehen. Die Vielzahl und Vielfalt bestehender und 
sich entwickelnder Kooperationen der Forschungsein- 
richtungen untereinander und mit den Hochschulen ber- 
gen ein großes Potenzial, das es auch in den neuen Län- 
dern auszuschöpfen gilt. 

Programm Spitzenforschung und Innovation in den 
neuen Ländern 

Ein entscheidender Hebel, um die bestehenden Defizite 
im ostdeutschen Wissenschaftssystem auszugleichen und 

Abbildung 4 


die Potenziale der außeruniversitären Forschung stärker 
für den ostdeutschen Forschungs- und Innovationsstand- 
ort insgesamt auszuschöpfen, ist die Entwicklung von 
Schwerpunkten und Clustern von Hochschulen und auße- 
runiversitären Forschungseinrichtungen. Ziel des im Jahr 
2008 neu aufgelegten 200-Mio. -Euro-Programms Spit- 
zenforschung und Innovation in den neuen Ländern ist es, 
über eine organisationsübergreifende Kompetenzbünde- 
lung die Innovationsfähigkeit zu stärken. Die Bundesre- 
gierung fördert innovativ arbeitende Verbünde, denen 
Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtun- 
gen und Unternehmen angehören können. Ein wichtiges 
Kriterium für die Bewertung der Vorhaben ist deren stra- 
tegische Ausrichtung. Das Programm ist offen für The- 
men aus verschiedenen Fachrichtungen. Die Initiativen 
sollen möglichst interdisziplinär ausgerichtet sein. Lang- 
fristig sollen sich über das Programm international sicht- 
bare, themenorientierte und wettbewerbsfähige For- 
schungsstandorfe in den neuen Ländern efablieren. 
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Das Programm „Spitzenforschung und Innovation in den 
neuen Ländern“ ist ein Ergebnis des Dialog Innovation 
Ost (DIO), der im November 2006 mit dem Memoran- 
dum „7 Punkte für Innovation und Wachstum“ zwischen 
der Bundesregierung und den Wirtschafts- und Wissen- 
schaftsministerien der neuen Länder begonnen hat. In ei- 
ner ersten Förderrunde des Programms, die als Pilotphase 
konzipiert war, wurden im Mai 2008 sechs Initiativen 
ausgewählt. Ende 2008 startete die zweite Runde in der 
Zusammenarbeit mit den ostdeutschen Wissenschafts- 
ministerien. Ziel ist dabei die Herausbildung einer inter- 
national wettbewerbsfähigen Innovationslandschaft mit 
großen Potenzialen für exzellente Forschung und nach- 
haltigem Wirtschaftswachstum. Elf siegreiche Koopera- 
tionsprojekte wurden im Mai 2009 von einer externen 
Jury ausgewählt. 

Programm „Forschung an Fachhochschulen“ 

Im Programm „Forschung an Fachhochschulen“ werden 
mit seinen vier Förderlinien Forschungsverbünde zwi- 
schen Fachhochschulen, Unternehmen und weiteren Part- 
nern, wie Universitäten und Forschungseinrichtungen 
(z. B. Institute der Fraunhofer-Gesellschaft), gefordert. 
Projektthemen kommen aus den Ingenieur-, natur- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Bereichen. Dieses Pro- 
gramm zeichnet sich durch eine große Anwendungsnähe 
und regionale Vernetzung aus, was insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen, wie sie für die neuen 
Länder typisch sind, von hoher Relevanz ist. Darüber 
hinaus hat das Programm eine Förderlinie für den Inge- 
nieumachwuchs in von der Wirtschaft besonders nachge- 


fragten Qualifikationen. In 2008 wurde die neue Förder- 
linie Soziale Innovationen für Lebensqualität im Alter 
(SILQUA) aufgelegt. Die Fachhochschulen sollen mit 
Partnern (z. B. aus Kommunen und karitativen Einrich- 
tungen) innovative praxisorientierte Konzepte zur Lösung 
von Problemen der alternde Bevölkerung entwickeln, die 
sinnvoll in die gesundheits- und pfiegepolitische Situa- 
tion in Deutschland integriert werden können. In der letz- 
ten Förderrunde 2008/2009 betrug der Anteil der ostdeut- 
schen Fachhochschulen an den bewilligten Mitteln im 
Gesamtprogramm mehr als 25 Prozent. 

6.3 Beispiele ostdeutscher 
Zukunftstechnologien 

Unterstützt wird die Herausbildung von exzellenten tech- 
nologischen Kompetenzprofilen in Ostdeutschland durch 
die institutioneile Förderung sowie durch verschiedene 
technologieorientierte Fachprogramme. Damit konnten 
mittlerweile spezifische Alleinstellungsmerkmale aufge- 
baut werden und wesentliche Voraussetzungen und nach- 
haltige Entwicklungsperspektiven für den künftigen wirt- 
schaftlichen Erfolg der Region geschaffen werden. 

Insbesondere in den Bereichen Meeres- und Polarfor- 
schung/Meerestechnik, Geowissenschaften und Rohstoff- 
sicherung sowie in der Informationstechnik (inkl. Multi- 
media und Fertigungstechnik) und der Biotechnologie 
kann Ostdeutschland inzwischen eine überdurchschnittli- 
che Forschungsaktivität verzeichnen. Die neuen Länder 
konnten seit den neunziger Jahren in diesen und anderen 
Technologiebereichen ihre Kompetenzen deutlich aus- 
bauen. 


Abbildung 5 


Dynamik ausgewählter Förderbereiche in den neuen Ländern 


Meeres- u. Polarforschung: 
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NBL (inkl. Berlin) 2007: 20% 
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Regionaler Anteil (NBL inkl. Berlin) 
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zwischen 2003 und 2008 

Datengrundlage: 

BMBF, profi 2009; Destatis 2009 




Drucksache 16/13360 


-44- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Die neuen Länder bieten beispielsweise im Bereich der 
Umwelt- und Geoforschung eine hervorragende For- 
schungsinfrastruktur. Im GeoForschungsZentrum Potsdam 
(GFZ) etwa sind nahezu sämtliche geowissenschaftliche 
Forschungsrichtungen vertreten. Einige Fachgebiete, wie 
z. B. die Seismologie (Erdbebenfrühwamung), gehören 
zu den weltweit führenden Forschergruppen. 

Die Technische Universität Bergakademie in Freiberg hat 
sich auf Energie- und Umwelttechnologien spezialisiert 
und die Region Freiberg insgesamt zu einem Zentrum der 
Siliziumtechnik und damit zu einem wichtigen Standbein 
der deutschen Photovoltaik-lndustrie entwickelt. Nach- 
haltige Produktionsverfahren stehen wiederum im Fokus 
der Forschung des Chemnitzer Fraunhofer-Instituts für 
Werkzeugmaschinen und Umformtechnik (IWU). 

Projektbeispiel: Entwicklung eines Tsunami-Früh- 
warnsystem (Potsdam) 


Im November 2008 hat das unter Federführung des 
Deutschen GeoForschungsZentrum (GFZ) in Potsdam 
entwickelte Tsunami-Frühwarnsystem seinen Betrieb 
aufgenommen. Damit können sich Menschen in Indone- 
sien künftig besser vor Naturkatastrophen schützen. Bei 
der Flutkatastrophe in 2004 waren 230 000 Menschen 
ums Leben gekommen. Die Bundesregierung hat für das 
Projekf Mittel in Höhe von 51 Mio. Euro zur Verfügung 
gestellt. Das System besteht aus zahlreichen Kom- 
ponenten wie Seismometern, GPS- Stationen, Wasser- 
pegelmeldem, Meeresbodensensoren und Messbojen. 
Bei einem Erdbeben werden die Daten der Geräte über 
Satellit in die Leitzentrale geschickt, wo Computer in- 
nerhalb von Minuten das Gefahrenpotenzial errechnen. 
Auf dieser Grundlage können Behörden die Bevölke- 
rung schnell und zuverlässig warnen. Zukünftig könnten 
Teile der Technologie auch in gefährdeten Gebieten des 
Mittelmeers und des Nordatlantiks eingesetzt werden. 
Die endgültige Übergabe des Systems an Indonesien ist 
für 2010 geplant. Bis dahin soll die Technologie noch 
optimiert und qualifiziertes Personal ausgebildet wer- 
den. 


Deutsches Biomasse-F orschungszentrum 

Anfang Januar 2008 konnte das Deutsche Biomasse-For- 
schungszentrum (DBFZ) in Leipzig eröffnet werden. Es 
ist ein wichtiger wissenschaftlicher Leuchtturm im Be- 
reich der Erforschung und Entwicklung der energetischen 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe in den neuen Län- 
dern. Zurzeit sind dort 100 Mitarbeiter beschäftigt. Ende 
2010 sollen es 200 werden. Es wird aus Bundesmitteln fi- 
nanziert. 

7 Erneuerbare Energien und CCS 

7.1 Erneuerbare Energien 

Die ostdeutschen Bundesländer hatten auch 2008 einen 
wichtigen Anteil am Ausbau der emeuerbaren Energien 
in Deutschland. 


Nach Angaben des Deutschen Windenergie-Instituts 
(DEWl) waren 2008 rund 36 Prozent aller deutschen 
Windenergieanlagen in den östlichen Bundesländern in- 
stalliert. Sie stellten mit etwa 9 800 MW installierter 
Leistung mehr als 40 Prozent der insgesamt in Deutsch- 
land vorhandenen Windenergiekapazität bereit. Branden- 
burg löste dabei im Jahr 2008 erstmals Niedersachsen als 
Spitzenreiter bei der jährlich neu zugebauten Windener- 
giekapazität ab, gefolgt von Sachsen- Anhalt auf dem drit- 
ten Platz. Dies unterstreicht die nach wie vor überdurch- 
schnittliche Zubaugeschwindigkeit der Windenergie in 
den östlichen Ländern. Nach einer Untersuchung für die 
Bundesregierung hielf Osfdeufschland 2007/2008 mif 
20 000 bis 25 000 Personen einen Anfeil von efwa 
25 Prozenf der insgesamf dem Bereich Windenergie zu- 
zurechnenden Beschäftigung. 

Ein hoher wirtschaftlicher Stellenwert für Osfdeufschland 
kommt auch der Photovoltaik-lndustrie zu. Durch das 
EEG und durch gezielte Forschungs- und Investitionsför- 
derung konnten hier in den letzten Jahren umfangreiche 
Investitionen - auch durch ausländische Unternehmen - 
in Photovoltaik-Produktionsanlagen angestoßen werden. 
Diese Entwicklung setzte sich trotz deutlich schwierige- 
rer wirtschaftlicher Rahmenbedingungen auch 2008 fort. 
2007 waren nach Branchenangaben und wissenschaftli- 
chen Untersuchungen für die Bundesregierung bereifs 
insgesamf efwa ein Dritfel der insgesamf 40 000 Arbeifs- 
pläfze der Photovoltaik-Branche in Osfdeufschland an- 
gesiedelt. 2008 dürfte sich die diese Zahl mindestens pro- 
portional zum gesamtdeutschen Trend weiter erhöht haben, 
ln besonderer Weise konzentriert sich die ostdeutsche 
Photovoltaik-lndustrie in Mitteldeutschland. Die Initia- 
tive „Solar Valley Mitteldeutschland“ - ein Zusammen- 
schluss von zahlreichen Solarfirmen und Forschungsein- 
richtungen aus Sachsen, Sachsen- Anhalt und Thüringen - 
wurde Mitte des letzten Jahres von der Bundesregierung 
als eines von fünf Spifzenclustem in Deutschland ausge- 
wählt. 

Der Anteil Ostdeutschlands an der installierten Solarther- 
mie- und Photovoltaik-Leistung ist nach wie vor noch ge- 
ring. Allerdings wurden dort einige der größten Photovol- 
taik-Freifiächenanlagen auf Konversionsfiächen, z. B. 
stillgelegten Militärfiughäfen wie im sächsischen Wald- 
polenz, realisiert. Bei der installierten Photovoltaikleis- 
tung auf Freiflächen liegt Sachsen nach Bayern auf dem 
zweiten Platz. 

Im Bereich der Bioenergie spielt für die ösflichen Bun- 
desländer insbesondere die Sfromerzeugung aus Biogas 
eine wesenfliche Rolle; Ende 2007 war knapp ein Viertel 
der deutschen Biogasleistung in den östlichen Bundeslän- 
dern installiert. Außerdem finden sich in den ostdeut- 
schen Bundesländern auch wichtige Forschungs- und 
Entwicklungsaktiväten im Bereich Bioenergie. Hierzu 
zählen etwa die Biomass to liquid-Demonstrationsanlage 
in Freiberg und das Anfang 2008 in Leipzig gegründete 
Deutsche Biomasseforschungszentrum (DBFZ). Das 
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DBFZ etabliert sich als zentrale nationale Forschungsein- 
richtung im Bereich der Bioenergie. 

Mit dem durch die Bundesregierung geforderten Geother- 
mieprojekt und „In-situ“ -Labor des Deutschen Geofor- 
schungszentrum Potsdam (GFZ) in Groß-Schönebeck, 
Brandenburg, werden die wissenschaftlichen Grundlagen 
für die Nutzung der Geothermie im norddeutschen Be- 
cken geschaffen, ln weiteren Vorhaben erarbeitet das 
GFZ neue wissenschaftliche Ansätze zur Optimierung 
von Geothermieprojekten. 

7.2 Technologien zur C02-Abscheidung 
und -Speicherung 

Die erhöhte Konzentration von Kohlendioxid (CO 2 ) in 
der Atmosphäre ist eine der Hauptursachen für die glo- 
bale Erderwärmung. Die drastische Verminderung der 
durch den Menschen verursachten C02-Emissionen ist 
daher ein wesentlicher Ansatzpunkt effektiven Klima- 
schutzes. Kohle ist heute wesentlicher Bestandteil des 
Energiemixes (im Jahr 2008 rund 44 Prozent der Strom- 
produktion). Rund 44 Prozent der deutschen Braunkoh- 
lenforderung enffallen auf die Braunkohlefagebaue in den 
neuen Bundesländern (2008: 175 Millionen Tonnen 
Braunkohlenfbrderung insgesamf in Deutschland). 

Ein wichtiger Baustein zur Minderung der C02-Emis- 
sionen bei der Nutzung von Kohle können sogenannte 
CCS-Technologien (CCS = Carbon Capture and Storage) 
sein. Das CO 2 wird an den Kraftwerken abgeschieden und 
in unterirdischen Gesteinsschichten dauerhaft gespei- 
chert. CCS-Technologien befinden sich derzeit noch im 
Entwicklungsstadium und sollen zunächst durch De- 
monstrationsanlagen erprobt werden. Bei erfolgreichem 
Betrieb sind CCS-Technologien kommerziell anwendbar 
und werden dazu beitragen, den Energierohstoff Kohle 
klimafreundlicher nutzen zu können. 

Im September 2008 wurde die weltweit erste Pilotanlage 
zur C02-Abscheidung im Industriepark Schwarze Pumpe 
in Brandenburg in Betrieb genommen, in der das 
Oxyfuel- Verfahren erprobt wird. Das Projekt mit einer 
thermischen Leistung von 30 Megawatt (MW) wurde in 
zweijähriger Bauzeit realisiert. Die Kohle wird dabei in 
einer Atmosphäre aus reinem Sauerstoff und rezirkulier- 
tem Rauchgas verbrannt. Das dabei entstehende Rauch- 
gas wird so weiterbehandelt, dass es am Ende nur noch 
aus nahezu reinem CO 2 besteht. Durch anschließende Er- 
höhung des Drucks und Verringerung der Temperatur er- 
reicht das CO 2 einen flüssigkeitsähnlichen Zustand und 
kann so transportiert und in unterirdischen Gesteins- 
schichten gespeichert werden. Das bei der Verbrennung 
anfallende CO 2 kann auf diese Weise zu über 90 Prozent 
abgeschieden und unterirdisch gespeichert werden. Bis 
2015 soll in Jänschwalde im Spree-Neiße-Kreis ein erstes 
Demonstrationskraflwerk mit einer Leistung von 500 MW 


entstehen. Mögliche Speichergebiete für CO 2 finden sich 
auch in den neuen Bundesländern, efwa in der Alfmark. 
Das dortige große Erdgasfeld - mittlerweile weitgehend 
ausgebeutet - wird auf seine Eignung zur C02-Speiche- 
rung erkundet. 

Damit CCS-Technologien wirksam großtechnisch erprobt 
und später in großem Stil eingesetzt werden können, hat 
die Bundesregierung einen Rechtsrahmen für die Techno- 
logien auf den Weg gebracht. Der im April 2008 vom 
Bundeskabinett beschlossene und dem Deutschen Bun- 
destag und Bundesrat übermittelte Gesetzentwurf soll die 
Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren für die 
Kohlendioxidabscheidung, für Kohlendioxid-Transporf- 
leitungen sowie für die Erkundung, Errichtung, den Be- 
trieb und die Stilllegung von dauerhaften Kohlendioxid- 
speichem in Gesteinsschichten des tieferen geologischen 
Untergrundes regeln. Die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe und das Umweltbundesamt wer- 
den umfassende Vorarbeiten für eine wissenschaftliche 
Analyse und Bewertung der Speicherpotentiale in 
Deutschland erarbeiten; die Ergebnisse stehen der Wirt- 
schaft und den Genehmigungsbehörden der Länder als 
wichtige Grundlageninformationen zur Verfügung. 

8 Altlastensanierung und Naturschutz 

8.1 Altlastensanierung 

Großprojekte der Altlastensanierung 

Über die Sanierung der ökologischen Altlasten hatten 
sich der Bund und die neuen Länder im Dezember 1992 
in einem Verwaltungsabkommen verständigt. Danach wer- 
den die Kosten, die bei ehemaligen Unternehmen aus dem 
Treuhandbereich nach einer Freistellung für erforderliche 
Sanierungen anfallen, grundsätzlich im Verhältnis 60 Pro- 
zent (Bund) zu 40 Prozent (Länder) geteilt. Für besonders 
bedeutsame Großprojekte trägt der Bund eine weiterge- 
hende Finanzierungsverpflichtung (Finanzierungsschlüs- 
sel von 75 Prozent Bund zu 25 Prozent Länder). 

Mit Thüringen wurde 1999, mit Sachsen- Anhalt 2001, 
mit Mecklenburg- Vorpommern 2003 und mit Sachsen 
2008 ein Generalvertrag über die abschließende Finan- 
zierung der ökologischen Altlasten geschlossen. Nach 
diesen Generalverträgen liegt die alleinige Sanierungs- 
verantwortung nunmehr bei dem jeweiligen Bundesland. 

Die Sanierungsarbeiten in den Ländern Brandenburg und 
Berlin werden derzeit planmäßig im Rahmen von Einzel- 
maßnahmen fortgesetzt. 

Zweck der Kostenübemahme durch die öffentliche Hand 
waren der Erhalt wichtiger Industriestandorte, die Ver- 
meidung von Industriebrachen durch Nutzungskontinuität 
und die Eingliederung nicht betriebsnotwendiger Flächen 
in eine geordnete Flächennachnutzung. 
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Altlasten Großprojekt 


Bundesanstalt 

für Vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
Direktorat Umweltschutz/ Alttasten 


Altlasten-Großproj ekte 



GP Küstenindustrie, Standort Rostock (1) 

GP Küstenindustrie, Standort Stralsund (1) 

GP Küstenindustrie, Standprt Wismar (1) 


Mecklenburg- 

Vorpommern 



GP PCK AG Schwedt 


Sachsen- 

Anhalt 


GP Stadt Brandenburg 


GP Sanierungsgesellschaft 
Magdeburg-Rothensee 


GP Erdöl-Erdgas Gommern GmbH 


GP Region Oranienburg 


Berlin 


i GP Berlin 


Brandenburg 


GP Bitterfeld/Wolfen 


GP Mansfeld AG 


GP BUNÄ GmbH 




GP Kali Thüringen 


GP BASF Schwarzheide 


GP Letina-Werke GmbH 



► GP Lautawerk GmbÖ 


GP Hydrierwerk Zeitz / 
Paraffinwerk Webau 



|GP SOW Böhlen 

Freistaat ) 

^ Sä-Chscn 


GP VVG Rösitz 


Freistaat 

Thüringen 


GP SAXONIA Freiberg 


> 


> 


(1) Dem Land Mecklenburg-Vorpommern am 29.11.1996 Übergeben 

Altlastenverpflichtungen pauschaliert 
Altlastenverpflichtungen nicht pauschaliert 


Altlasten Großprojekt 
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Braunkohlesanierung 

Der großflächige Braunkohleabbau und die Braunkohle- 
veredelung in der ehemaligen DDR haben gravierende 
ökologische Schäden hinterlassen. Die Sanierung dieser 
„Braunkohlealtlasten“ begann direkt nach der Friedlichen 
Revolution von 1989 im Rahmen von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen und erfolgt seit 1993 auf Grundlage der 
zwischen Bund und ostdeutschen Braunkohleländem be- 
schlossenen Verwaltungsabkommen über die Regelung 
zur Finanzierung der ökologischen Altlasten. 

Insgesamt rund 8,6 Mrd. Euro sind seit 1991 bis 2008 von 
Bund und Ländern in die Sicherung der stillgelegten 
Tagebaue und weiterer notwendiger Arbeiten zur Wieder- 
nutzbarmachung geflossen. Rund 95 Prozent der bergmän- 
nischen Sanierungsarbeiten, insbesondere die Böschungs- 
sicherung und Kippenverdichtung, die Abraummassen- 
transporte und -anschüttungen sowie der Abriss von nicht 
mehr benötigten Brikettfabriken und Kraftwerken sind 
bereits erledigt. 

Für den aktuellen Zeitraum 2008 bis 2012 haben sich 
Bund und Länder darüber geeinigt, für Braunkohlesanie- 
rung einen Finanzrahmen von rd. 1 Mrd. Euro bereit- 
zusfellen, den sich Bund und Braunkohleländer für Maß- 
nahmen im Rahmen der bergrechtlichen Verpflichtung in 
Höhe von rd. 630 Mio. Euro im Verhältnis von 75 Prozent 
zu 25 Prozent teilen. Für Maßnahmen zur Abwehr von 
Gefährdungen, die im Zusammenhang mif dem Wieder- 
ansfieg des fagebaubedingf abgesenkten Grundwassers 
und für andere sonstige Maßnahmen die im Zusammen- 
hang mit der Braunkohlesanierung stehen, stellen Bund 
und Länder weiter - je zur Hälfte - einen Finanzrahmen 
von rd. 260 Mio. Euro bereit. Die Braunkohleländer be- 
absichtigen darüber hinaus, zusätzlich einen Finanzrah- 
men von 100 Mio. Euro zur Erhöhung der sog. Folge- 
nutzungsstandards zur Verfügung zu sfellen. 

Projektträger für die umfangreichen Sanierungsaufgaben 
isf die bundeseigene Lausifzer und Miffeldeufsche Berg- 
bau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV), die sich mit 
ihren z. Zt. noch rd. 500 aktiven Mitarbeitern als Ingenie- 
urgesellschaft bewährt hat. Im Ausbildungsjahr 2009 
kann die LMBV zudem für insgesamf 78 Jugendliche einen 
Ausbildungsplafz bereifsfellen. Die LMBV isf damif einer 
der größten Ausbildungsbetriebe in den Braunkohlerevie- 
ren der Lausitz und in Mitteldeutschland. 

Zunehmend verlagert sich der Schwerpunkt der Sanie- 
rungsarbeiten auf die letzte Phase, die Sanierung des Was- 
serhaushaltes. Die Flutung der Tagebaurestlöcher, d. h. 
u. a. die Herstellung neuer Gewässer mit ökologisch ver- 
tretbarer Wasserqualität, steht immer mehr im Mittel- 
punkt. 

Auch in den nächsten Jahren wird die Bergbausanierung 
dazu beitragen, die regionalen Arbeitsmärkte zu entlas- 
ten. Die aus der Braunkohle Sanierung resultierende Ge- 
samtbeschäftigungswirkung lag dabei in 2008 in den 
Bergbauregionen in Mitteldeutschland und der Lausitz 
bei noch rd. 3 100 Arbeitnehmern. 


Durch das kontinuierliche Wirken der Sanierungsberg- 
leute der LMBV haben die Lausitz und Mitteldeutschland 
an Attraktivität gewonnen. Die Ergebnisse der aufwendi- 
gen Bergbausanierung werden für die Menschen in den 
Regionen immer greifbarer und nufzbarer. Die Braunkoh- 
lesanierung isf damif eine deufsche Erfolgsfory. 

Sanierung radiologischer Altlasten 

Das Bundesuntemehmen Wismut GmbH führt im Auf- 
trag der Bundesregierung seit 1991 die Stilllegung, Sanie- 
rung und Revitalisierung der radioaktiv und chemisch- 
toxisch kontaminierten Hinterlassenschaften des ehemali- 
gen Uranerzbergbaus in Sachsen und Thüringen durch. 
Ziel dieses ausschließlich aus Bundesmitteln finanzierten 
Umweltsanierungsprojektes (aus heutiger Sicht insgesamt 
bis zu 6,4 Mrd. Euro) ist es, intakte Umwelt- und Lebens- 
verhältnisse für die Bevölkerung zu schaffen. 

Die Wismut GmbH hat etwa 80 Prozent der Sanierungs- 
arbeiten bereits erledigt; etwa 5,1 Mrd. Euro hat der Bund 
bisher dafür bereitgesfellt. Die Umweltbelastungen in den 
betroffenen Regionen wurden mit den bisherigen Arbei- 
ten deutlich gesenkt. Wesentliche Voraussetzungen für 
eine lebenswerfe Umwelf und die wirfschaftliche Wieder- 
belebung der ehemaligen Bergbauregionen konnten geschaf- 
fen werden. Bereits sanierte Wismut-Flächen werden für 
eine Nachnutzung bereitgestellt. Nach derzeitigen Planun- 
gen werden die Sanierungsarbeiten in etwa 6 bis 8 Jahren 
im Wesentlichen abgeschlossen sein. Im Anschluss daran 
müssen über einen langen Zeitraum Langzeitaufgaben 
durchgeführt werden. Dazu zählen u. a. die Wasserbe- 
handlung, Flächenpflege und Umweltüberwachung. 

Die Wismut GmbH ist mit ca. 1 600 Beschäftigten ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor, bildet etwa 250 Jugendliche 
aus und erteilt in erheblichem Umfang jährlich Aufträge 
an regionale Unternehmen. 

Das Sanierungs-Know-how wird durch die Tochtergesell- 
schaft „Wismut Umwelttechnik GmbH“ (WISUTEC) wirt- 
schaftlich genutzt und vermarktet. 

Das zwischen Bund und Freistaat Sachsen im Jahre 2003 
Unterzeichnete Verwaltungsabkommen zur Sanierung der 
sog. Wismut-Altstandorte wird zügig umgesetzt. Mit dem 
Budget von insgesamt 78 Mio. Euro bis 2012, das je zur 
Hälfte vom Bund und Freistaat Sachsen getragen wird, 
werden noch bestehende Umweltschäden aus dem ehe- 
maligen Uranerzbergbau saniert. Bisher wurden davon 
39 Mio. Euro ausgegeben und etwa 150 Sanierungs- 
objekte bereits erfolgreich abgeschlossen. 

Ehemalige Kernkraftwerke Greifswald und 
Rheinsberg 

Der mit Bundesmitteln finanzierte Rückbau und die Ent- 
sorgung der stillgelegten Kernkraftwerke sowjetischer 
Bauart in Greifswald/Lubmin und Rheinsberg verliefen 
auch im Jahre 2008 weiterhin planmäßig. Das dabei ge- 
wonnene Know how wird vom bundeseigenen Unter- 
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nehmen Energiewerke Nord GmbH (EWN) nicht nur als 
Generaluntemehmer bei dem von den G8-Staaten verab- 
redeten Entsorgungsprojekt russischer Atom-U-Boote 
seit Herbst 2003, sondern auch bei zahlreichen anderen 
Rückbauprojekten im ln- und Ausland nutzbringend ein- 
gesetzt. 

Die Konversion des ehemaligen Kemkraftwerkstandortes 
Greifswald schreitet sichtbar voran; neben der Fertigstel- 
lung des Industriehafens als wichtigem Infrastrukturele- 
ment für eine erfolgreiche Industrialisierung ist auch die 
Vertiefung der Fahrrinne auf sieben Meter abgeschlossen. 
Dem Zweckverband als Eigentümer liegen alle Genehmi- 
gungen zur Nutzung des Hafens vor. Eine Solarstroman- 
lage mit einer Leistung von 1,8 MW am ehemaligen Ein- 
laufkanal konnte bereits 2004 in Betrieb genommen 
werden. Am Standort produziert eine Anlage Rapsöl. We- 
gen der seeseitigen Anbindung des Standorts besteht eine 
große Nachfrage an Flächen. Auch Hersteller von Stahl- 
bauteilen und von Maschinen nutzen inzwischen intensiv 
das ehemalige Maschinenbaus des Kraftwerks für ihre 
Produktion. Daneben beabsichtigt ein dänisches Unter- 
nehmen den Bau eines Kohlekraftwerks. Für die geplante 
Ostsee-Erdgasleitung soll am Standort eine Gasverdich- 
terstation errichtet werden. 

Altlastenbearbeitung auf Liegenscbaften 
der Bundeswehr 

Auf der Grundlage des „Altlastenprogramms der Bundes- 
wehr“ führt die Bundeswehr nach bundeseinheitlichen 
Kriterien eine systematische und flächendeckende Erfas- 
sung, Untersuchung sowie Gefährdungsabschätzung von 
kontaminationsverdächtigen Flächen durch und veran- 
lasst - soweit erforderlich - deren Sanierung. 

Bei einem Großteil der Liegenschaften in den neuen Bun- 
desländern befindet sich die Bearbeitung schwerpunkt- 
mäßig in der Sanierungsphase bzw. ist bereits abgeschlos- 
sen. ln den Liegenschaften der alten Bundesländer 
befinden sich die zu bearbeitenden Flächen derzeit mehr- 
heitlich noch in der Untersuchung und Gefährdungsab- 
schätzung. 

8.2 Naturschutz 

Sicherung des Nationalen Naturerbes/Grünes Band 

Einen besonderen Stellenwert im Regierungsprogramm 
der 16. Legislaturperiode hat die Sicherung des sog. Na- 
tionalen Naturerbes. Die Bundesregierung hat sich ver- 
pflichtet, für den Naturschufz werfvolle Flächen des Bun- 
des in einer Größenordnung von bis zu 125 000 Hekfar 
unentgeltlich in eine Bundesstiftung einzubringen oder an 
die Länder zu übertragen. Als zukünftige Naturschutzträ- 
ger kommen auch Verbände und weitere Stiftungen in 
Frage. Damit werden diese Flächen von der Privatisie- 
rung ausgenommen und dauerhaft für den Naturschufz 
gesichert. Die für die Übertragung vorgesehenen Bundes- 
flächen liegen insbesondere in Nafionalparken, in Bio- 


sphärenreservafen, in Naturschufzgroßprojekfen des Bun- 
des, in Natura 2000 - Gebieten oder auch in dem Bereich 
des Grünen Bandes, dem ehemaligen Grenzstreifen durch 
Deutschland. Das Grüne Band zeichnet sich als ein über 
Jahrzehnte für Menschen unzugängliches Gebief durch 
einen besonderen Reichtum an gefährdeten Arten und Le- 
bensräumen aus und wirkt als national bedeutender Bio- 
topverbund. 

Für die ersten 100 000 Hektar sind die künftigen Flächen- 
empfänger vorgesehen bzw. fesfgelegf. Mit der Deut- 
schen Bundesstiftung Umwelt (DBU) wurde am 13. Mai 
2008 ein Rahmenvertrag für die Übertragung von Flächen 
im Umfang von 46 000 Hektar unterzeichnet. Am 16. Fe- 
bruar 2009 wurde offiziell die erste Fläche des Nationalen 
Naturerbes, eine ökologisch sehr wertvolle Fläche in der 
Größe von 1 889 Hektar am Kleinen Jasmunder Bodden, 
an die DBU übertragen. Weiterhin wurde am 9. Novem- 
ber 2008 eine Rahmenvereinbarung über die Übertragung 
von Flächen im Bereich des Grünen Bandes in einem 
Umfang von 3 863 Hektar an das Land Thüringen unter- 
zeichnet. Diese Flächen machen 55 Prozent der Gesamt- 
fläche des Grünen Bandes aus. Damit wurden bereits für 
rund 50 000 Hektar die Bedingungen für die langfristige 
Sicherung des Nationalen Naturerbes vertraglich festge- 
schrieben. 

Für die Übertragung der restlichen 50 000 Hektar der ers- 
ten Tranche wurden die Rahmenbedingungen zur unent- 
geltlichen Übertragung der Flächen an die Länder, Ver- 
bände und sonstige Stiftungen vorbereitet. Weitere 
25 000 Hektar werden für Flächen vorgehalten, die künf- 
tig aus der Nutzung fallen. 

Naturschutzgroßprojekte gesamtstaatlich 
repräseutativer Bedeutuug 

Im Rahmen dieses Bundes-Förderprogramms wurde im 
Jahr 2008 die Förderung des Projektes „Drömling, Sach- 
sen-Anhalt“ erneut angegangen. Nachdem das Projekt be- 
reits in den Jahren 1992 bis 2003 mit 12,8 Mio. Euro 
Bundesmittel gefördert wurde, stellt die Bundesregierung 
für den Zeifraum bis 2012 weitere Bundesmittel in Höhe 
von 2,6 Mio. Euro bereit, für weifere Wasserrückhalfe- 
maßnahmen und gezielte Wiedervemässungen zur Stabi- 
lisierung des Wasserhaushaltes im Drömling. Außerdem 
sollen die ökologische Durchgängigkeit des Fließgewässer- 
systems wiederhergestellt, extensive Weidelandschaften 
eingerichtet, Wälder entwickelt und Öffentlichkeitsarbeit 
betrieben werden. Das Projekt wird vom Zweckverband 
„Naturschutzprojekt Drömling/Sachsen-Anhalt“, bestehend 
aus den Kreisen Salzwedel und Börde sowie der Umwelt- 
stiftung WWF-Deutschland, durchgeführt. Die Gesamt- 
kosten werden mit 4,2 Mio. Euro veranschlagt. Der 
Zweckverband trägt 11 Prozent der Kosten; das Land 
Sachsen- Anhalt übernimmt 21 Prozent und die Bundes- 
regierung beteiligt sich mit 68 Prozent an der Finanzie- 
rung. 
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Naturschutz auf Liegeuschafteu 
der Buudeswehr 

Vor dem Hintergrund der hohen gesellschaftspolitischen 
Bedeutung wird dem Naturschutz und der Landschafts- 
pflege als zentralen Elementen des Umweltschutzes mit 
der bereits im Jahr 2002 in Kraft gesetzten „Richtlinie 
zur nachhaltigen Nutzung von Übungsplätzen in Deutsch- 
land“ ein hoher Stellenwert in der Bundeswehr ein- 
geräumt. Dies findet seinen Niederschlag zum Beispiel 
darin, dass bundesweit etwa 60 Prozent der Übungs- 
platzfiächen der Bundeswehr durch die Bundesländer als 
Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiete bzw. Vogelschutz- 
gebiete gemeldet wurden und Teil des kohärenten euro- 
päischen Netzes von Schutzgebieten „Natura 2000“ sind. 
Als Nutzer und Bewirtschafter dieser Flächen wird die 
Bundeswehr der besonderen Verpflichtung eines öffentli- 
chen Trägers zur Erhaltung dieser ökologisch hochwerti- 
gen Flächen im Wesentlichen dadurch gerecht, dass auf 
Grundlage von länderspezifischen „Vereinbarungen zum 
Schutz von Natur und Landschaft“ einvemehmlich ab- 
gestimmte Managementpläne erarbeitet und umgesetzt 
werden. 

Insbesondere auf ehemals militärisch intensiv genutzten 
Übungsfiächen, vornehmlich auf allen vor 1991 von der 
Nationalen Volksarmee und der Westgruppe der sowje- 
tischen Truppen beübten Flächen in den neuen Bundes- 
ländern, konnte durch entsprechende Pfiegemaßnahmen 
der Bundeswehr ein naturverträglicher Zustand wieder- 
hergestellt und damit die ökologische Wertigkeit ver- 
bessert werden. Auch bei den von der Deutschen Bun- 
desstiftung Umwelt mit Rahmenvertrag vom 13. Mai 
2008 übernommenen Flächen des Nationalen Natur- 
erbes handelt es sich ganz überwiegend um ehemalige 
militärische Liegenschaften. Sie sind vor allem wegen 
ihrer Großflächigkeit und des Entwicklungspotenzials 
von nationaler Bedeutung für den Naturschutz. 

9 Verkehrsinfrastruktur 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur verbessern wie 
auch Investitionen in funktionsfähige Wohnungsmärkte 
und in lebenswerte Städte die Standortbedingungen für 
die Wirtschaft in den neuen Ländern und die Lebensqua- 
lität der Bürgerinnen und Bürger. Die Bundesregierung 
hat deshalb den Infrastrukturinvestitionen einen hohen 
Stellenwert eingeräumt, trotz der notwendigen und un- 
strittigen Haushaltskonsolidierung. Der Investitionsanteil 
des Bau- und Verkehrshaushalts konnte von etwa 45 Pro- 
zent (1998) auf knapp 56 Prozent (2008) erhöht werden. 
Dabei sind in den neuen Ländern die Investitionen des 
Bundes - gemessen an Bevölkerung und Fläche - über- 
proportional hoch. 

Im Zeitraum von 1991 bis 2008 wurden in die Schienen- 
wege des Bundes, die Bundesfem- und -Wasserstraßen 
sowie im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes (GVFG) insgesamt rd. 197 Mrd. Euro investiert. 
Auf die neuen Bundesländer entfällt davon ein Anteil von 


rd. 72 Mrd. Euro. Das sind knapp 37 Prozent der Gesamt- 
investitionen (bei einem Bevölkerungsanteil von etwa 
20 Prozent und einem Flächenanteil von rund 34 Pro- 
zent). 

9.1 Verkehrs Projekte Deutsche Einheit 
(VDE) 

Kernstück für das Zusammenwachsen der alten und der 
neuen Länder sind die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit 
(VDE). Dieses Investitionsprogramm mit einem Volumen 
von knapp 39 Mrd. Euro umfasst 9 Schienen- und 
7 Autobahnprojekte sowie 1 Wasserstraßenprojekt, ln die 
VDE wurden im Zeitraum von 1991 bis Ende 2008 rd. 
28,6 Mrd. Euro investiert. Davon entfallen auf 

- den Bereich Schiene rd. 13,1 Mrd. Euro, 

- den Bereich Straße rd. 14,1 Mrd. Euro und 

- den Bereich Wasserstraße rd. 1,4 Mrd. Euro. 

Bei den Schienenprojekten sind bereits sechs Projekte in 
Betrieb genommenen. Beim Projekt Nürnberg-Berlin, 
VDE Nummer 8, ist der Ausbau des Abschnitts Halle/ 
Leipzig-Berlin (VDE Nummer 8.3) abgeschlossen. Die 
Neubaustrecke (VDE Nummer 8.1 und 8.2) befindet sich 
im Bau. 

Bei den VDE der Straße konnten bis Ende 2008 weitere 
Strecken für den Verkehr freigegeben werden. Insgesamt 
waren bis Ende 2008 mehr als 1 820 km unter Verkehr 
und weitere rd. 80 km im Bau. Damit sind fast 
95 Prozent des VDE-Straße-Projektvolumens realisiert 
oder in der Umsetzungsphase. Es wird angestrebt, das 
gesamte VDE-Straßennetz mit Ausnahme der planerisch 
zurückliegenden A 44 (Teil des Projekts Nummer 15) 
weitestgehend noch in diesem Jahrzehnt fertig zu stel- 
len. 

9.2 EFRE-Bundesprogramm 
Ve rke h rs i nf rast ru ktu r 

Das EFRE-Bundesprogramm Verkehrsinfrastruktur ist 
ein thematisches Programm, das aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) finanziert wird. 
Der Europäische Fonds für regionale Enfwicklung 
(EFRE) soll dazu beifragen, die wirfschaftlichen, sozialen 
und territorialen Ungleichheiten innerhalb der Europäi- 
schen Union zu verringern. 

Das hieraus finanzierte EFRE-Bundesprogramm Ver- 
kehrsinfrastruktur fördert Investitionen im Bereich der 
Bundesverkehrswege, die im deutschen Konvergenz- 
bzw. früher „Ziel 1 “-Gebiet liegen. Das Konvergenz- 
gebiet wird nach Indikatoren wirtschaftlicher Leistungs- 
fähigkeit EU- weit einheitlich abgegrenzt und umfasst 
in Deutschland im Wesentlichen die ostdeutschen Län- 
der. 

ln Deutschland wurden erstmals mit dem EFRE-Bun- 
desprogramm Verkehrsinfrastruktur 2000 bis 2006 EU- 
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Strukturfonds-Mittel für den Ausbau der Bundesver- 
kehrswege verwendet. Die nationale Kofinanzierung des 
Programms kommt hauptsächlich aus dem Investitions- 
haushalt des BMVBS, ergänzt durch Investitionen der 
Länder und des privaten Sektors. Die EFRE-Förderung 
einzelner Projekte erfolgt auf der Grundlage von Projekt- 
anträgen, die bei Projekten mit Gesamtkosten ab 50 Mio. 
Euro zuvor einer Projektgenehmigung durch die Euro- 
päische Kommission bedürfen. Die Mittel des Pro- 
gramms werden in Form von nicht rückzahlbaren Zu- 
schüssen gewährt. 

Das Programm soll dazu beitragen, die Anstrengungen 
der Bundesländer für wirtschaftliches Wachstum zu un- 
terstützen. Ansatzpunkt ist die beschleunigte Realisierung 
ausgewählter Projekte im Bereich der Bundesverkehrs- 
wege, die überregional wirksam sind. Der Zugang zum 
transeuropäischen Verkehrsnetz (TEN) und damit die 
strukturellen Standortbedingungen sollen deutlich verbes- 
sert werden, infrastrukturelle Verkehrsengpässe für die 
wirtschaftliche Entwicklung abgebaut und verbesserte 
verkehrliche Erreichbarkeit realisiert werden. Die zu för- 
dernden Projekte werden zwischen Bund und Ländern ab- 
gestimmt. 

„Operationelles Programm (OP) Verkehrs- 
infrastruktur EFRE Deutschland Ziel 1 
2000 his 2006“ 

Das Fördergebiet des Programms umfasste das deutsche 
Ziel- 1 -Gebiet ohne Berlin, also die Länder bzw. Freistaa- 
ten Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen- Anhalt und Thüringen. 

Mit dem rund 3,2 Mrd. Euro umfassenden Programm 
konnten in den neuen Ländern in der Zeit vom 1 . Januar 
2000 bis zum 31. Dezember 2008 1,661 Mrd. Euro aus 
dem EFRE für Bundesschienenwege, Bundesfemstraßen, 
Bundeswasserstraßen und Verkehrstelematikprojekte ein- 
gesetzt werden, die übrigen Mittel wurden national ko- 
finanziert. 

„OP Verkehr EFRE Bund 
2007 his 2013“ 

Das Programmgebiet umfasst die in Deutschland liegen- 
den EU-Konvergenzregionen. Das sind die Länder bzw. 
Freistaaten Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie Nieder- 
sachsen (nur Region Lüneburg), wobei die Regionen 
Brandenburg- Südwest, Lüneburg, Leipzig und Halle als 
Phasing Out Regionen von der EU nur eine Übergangsun- 
terstützung erhalten. 

Das ca. 2,3 Mrd. Euro umfassende Programm wurde von 
der EU-Kommission im Dezember 2007 genehmigt. We- 
gen der höheren Förderquote stehen deshalb aus dem 
EFRE 1,52 Mrd. Euro für Bundesschienenwege, Bundes- 
femstraßen und Bundeswasserstraßen zur Verfügung, 
von denen fasf 1,43 Mrd. Euro ausschließlich in den 


neuen Ländern eingesefzf werden sollen. Der resfliche 
Befrag isf nafional kozufinanzieren. Die Ziele des Pro- 
gramms 

- Ausbau des Transeuropäischen Verkehrsnefzes und 
weherer überregional bedeutsamer Verkehrsverbin- 
dungen, 

- Verbesserang der Anbindung an bedeutende Wirt- 
schaftsstandorte, 

- Verlagemng des Verkehrs auf umweltfreundlichere 
Verkehrsträger und Effizienzverbessemngen, 

sollen insbesondere der Verbesserang der überregionalen 
Verkehrsinfrastraktur als Potenzialfaktor einer nachhal- 
tigen Regionalentwicklung in den neuen Ländern dienen. 

9.3 Projekte der EU-Osterweiterung 

Im September 2008 wurde auch der von Bayern nach 
Tschechien führende Asf des Paneuropäischen Korridors 
Nummer IV (Teilsfück der Autobahn A 6 zwischen der 
Anschlussstelle Amberg Ost und dem Autobahnkreuz 
Oberpfälzer Wald) von Dresden/Nümberg über Prag und 
Budapesf nach Isfanbul fertig gestellt. Damit wurden alle 
grenzüberschreitenden Bundesautobahnverbindungen leis- 
tungsfähig ausgebaut. 

Bei den Schienenverbindungen wurde 2008 mit der Fer- 
tigstellung des Neubaus der Oderbrücke bei Frankfurt 
(Oder) im Paneuropäischen Korridors Nummer 11 von 
Berlin über Warschau und Moskau nach Nishnij Nov- 
gorod ein Engpass beseitigt. 

Alle bisher realisierten bzw. sich im Bau befindlichen 
Projekte wurden bzw. werden von der EU gefördert (über 
TEN-Zuschüsse oder EFRE). 

Verkehrsintegration im Znge 
der Osterweiternng 

Mit der Erweiterung der EU hat sich Deutschlands Rolle 
als Drehscheibe des wachsenden internationalen Verkehrs 
verstärkt. Deutschland hat hierauf frühzeitig durch den 
vorrangigen Ausbau der Verkehrsinfrastraktur in Ost- 
deutschland und durch eine gute bilaterale Zusammen- 
arbeit mit den östlichen Nachbarstaaten reagiert. 

Im Bundesverkehrswegeplan (BVWP 2003) sind die 
wichtigsten dieser Projekte als „Projekte EU-Osterweite- 
rang“ ausgewiesen und in die Bedarfspläne aufgenom- 
men worden. Bei der Aufstellung des Investitionsrahmen- 
plans bis 2010 für die Verkehrsinfrastrukfur des Bundes 
wurden diese Projekte besonders berücksichtigt. 

Alle grenzüberschreitenden Abschnitte der Bundesauto- 
bahnverbindungen nach Polen und Tschechien sind fertig 
gestellt. Zu nennen sind hier insbesondere die A 17, Dres- 
den-Grenze D/CZ und die A 20, Stade-Stettin. 

Die deutschen Abschnitte der leistungsbestimmenden 
Schienenverbindungen Berlin- Warschau und Berlin- 
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Prag sind ebenfalls im Bau und in wesentliehen Absehnit- 
ten bereits fertig gestellt. Auf der Ausbaustreeke ABS 
Berlin-Frankfurt/Oder-Grenze D/PL wurde 2008 der 
Neubau der Oderbrüeke als wiehtige Sehienenverbin- 
dung zwisehen Deutsehland und Polen in Betrieb ge- 
nommen. 

9.4 Flughafen Berlin-Brandenburg- 
International (BBI) 

Naeh Sehaffung der Baureife für den Ausbau des Flug- 
hafens B erlin- Sehönefe Id zum Single-Airport BBI dureh 
die unanfeehtbare Entseheidung des Bundesverwaltungs- 
geriehts vom 16. März 2006 haben die Bauarbeiten mit 
dem 1. Spatenstich im September 2006 begonnen und 
schreiten seitdem zügig voran. 

Die Inbetriebnahme des Flughafens ist für das Jahr 2011 
geplant. Es handelt sich um das größte Infrastrukturpro- 
jekt Ostdeutschlands. Durch den Ausbau und die Konzen- 
tration des Luftverkehrs am BBI wird die Voraussetzung 
für die Bewältigung des steigenden Passagieraufkom- 
mens durch einen leistungsfähigen Flughafen mit interna- 
tionalen Verbindungen geschaffen. Damit wird ein we- 
sentlicher Beitrag zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Berlin/Brandenburg geleistet. 


10 Stadtentwicklung 
10.1 Städtebauförderung 

Die Bundesregierung unternimmt seit Beginn der neunzi- 
ger Jahre auch in den neuen Ländern erhebliche Anstren- 
gungen, um Länder und Kommunen dabei zu unterstützen, 
Städte attraktiv zu halten und zukunflsfähig zu gestalten. 
Mit der StädtebaufÖrdemng haben Bund, Länder und Ge- 
meinden ein „multidimensionales Instrument“, das mehrere 
Politikbereiche, vor allem die der Strukturpolitik, der Sozial- 
politik, der Infrastrukturpolitik und der Beschäftigungspoli- 
tik, intelligent verbindet und vor allem räumlich koordi- 
niert. Von dem für 2009 zwischen Bund und Ländern 
vereinbarten Verpflichtungsrahmen für die SfädtebaufÖrde- 
rung von insgesamf rd. 570 Mio. Euro Programmmiffel 
werden die neuen Länder 280,4 Mio. Euro erhalfen. Dies 
entspricht einem Anteil von ca. 49 Prozent. Hinzu kommen 
Mittel für den Invesfifionspakf Bund-Länder-Gemeinden. 
Mif dem - insb. im Verhälfnis zur anfeiligen Bevölkerungs- 
zahl - erhöhten Anteil der neuen Länder wird den besonde- 
ren Förderungsanforderungen in den neuen Ländern Rech- 
nung getragen. Zugleich haben die westdeutschen Länder 
in den vergangenen Jahren absolut betrachtet und anteilig 
beim Volumen der Bundesmittel kontinuierlich aufgeholt. 
Im Jahr 2009 fließen erstmals mehr Bundesmittel für Sfädfe- 
baufÖrderung in die wesfdeufschen als in die osfdeufschen 
Länder, wenngleich der ostdeufsche Anteil gemessen an der 
Bevölkerung nach wie vor deutlich überproportional ist. 


Abbildung 6 

Finanzhilfen des Bnndes für die Städtebanfördernng von 1990 bis 2009 
(ohne Investitionspakt) 



□ alte Länder □ neue Länder 


* ohne Investitionspaklt 




Drucksache 16/13360 


-52- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 

Im Bereich der Städtebauforderung ist seit 1998 als 
Schwerpunkt für den Einsatz der Finanzhilfen u. a. die 
Stärkung von Innenstädten und Ortsteilzentren definiert. 
Das BMVBS hat gemeinsam mit den Ländern diesen För- 
derschwerpunkt ab dem Programmjahr 2008 in der Ver- 
waltungsvereinbarung zur Städtebauforderung deuflicher 
akzentuierf. Mif dem neuen Programm „Akfive Sfadf- 
und Orfsfeilzenfren“ sollen vor allem die zenfralen Ver- 
sorgungsbereiche in den Sfadf- und Orfsfeilzenfren als 
Reakfion auf besfehende oder drohende Funktionsver- 
lusfe durch Profilierung wieder aftrakfiver werden. So 
sollen die Stadt- und Ortsteilzentren als attraktive Wirt- 
schaftsstandorte und Orte für Wohnen, Arbeiten, Leben 
und Kultur erhalten und entwickelt werden. Den rechtli- 
chen Instrumenten der Städtebaurechtsnovelle 2007 ist 
damit eine finanzielle Unterstützung hinzugefügt worden. 

Die Höhe der Programmmittel für das Jahr 2009 beträgt 
43 Mio. Euro, von denen 9,5 Mio. Euro auf die neuen 
Bundesländer entfallen. 

10.2 Programm Stadtumbau Ost 

Angesichts eines massiven Wohnungsleerstands in den 
neuen Ländern mit ca. rund 1 Mio. Wohnungen im Jahr 
2002 hat die Bundesregierung 2002 das Programm Stadt- 
umbau Ost gestartet. Ziele des Programms Stadtumbau 
Ost sind die Reduzierung des Angebotsüberhangs an 
Wohnraum („Rückbau“) und eine hohe Attraktivität der 
Städte („Aufwertung“). 

Seit Beginn des Programms wurden bzw. werden 400 Ge- 
meinden (das sind drei Viertel aller ostdeutschen Kom- 
munen mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie alle Groß- 
städte mit Ausnahme Potsdams) gefördert. Von 2002 bis 
2009 werden für über 820 Stadtumbaugebiete insgesamt 
2,5 Mrd. Euro von Bund, Ländern und Gemeinden be- 
reitgestellt, davon 1,1 Mrd. Euro vom Bund. Für 2009 
wurden die Programmmittel des Bundes im Rahmen des 
Maßnahmenpaketes „Beschäfligungssicherung durch Wachs- 
tumsstärkung“ auf rund 121 Mio. Euro aufgestockt. Das 
Programm Stadtumbau Ost ist eines der wichtigsten In- 
strumente der Stadtentwicklungspolitik in den neuen Län- 
dern. 

Am Ende der Programmlaufzeit 2002 bis 2009 sind die 
positiven Wirkungen des Stadtumbaus in den neuen Län- 
dern spürbar. Der Rückbau leer stehender Wohnungen ist 
gut vorangekommen und trägt zu einer Stabilisierung des 
Wohnungsmarktes bei. Bis Ende 2008 wurden über 
240 000 Wohnungen abgerissen und damit mehr als zwei 
Drittel des Rückbauziels von 350 000 Wohnungen bis 2009 
erreicht. Beim Wohnungsleerstand konnte eine Trend- 
wende eingeleitet werden. Auch die Aufwertung ist im 
Stadtbild sichtbar und hat die Lebensqualität in vielen 
Stadtquartieren verbessert. Gleichwohl kommen die ge- 
wünschten Effekte insbesondere in den Altbauquartieren 
noch nicht überall zum Tragen. Deshalb gewinnt die 
zweite Säule des Stadtumbaus Ost, die Aufwertung der 
Innenstädte und erhaltenswerter Stadtquartiere, zuneh- 


mend an Bedeutung. Dazu gehört auch der Erhalt Stadt- 
bild prägender Bausubstanz. 

Zur Stärkung der innenstädtischen Altbaubestände ist 
auch mit der Verwaltungsvereinbarung Städtebauförde- 
rung seif 2008 die Rückbauförderung von vor 1919 er- 
richfefen, Sfadtbild prä-genden Altbauten und denkmal- 
geschützten Gebäuden ausgeschlossen. Gleichzeitig wird 
der Anteil des Programmvolumens, der für Sicherungs- 
maßnahmen eingesetzt werden kann, von 5 auf 15 Pro- 
zent deutlich angehoben. Darüber hinaus sind seit 2007 
grundsätzlich mindestens die Hälfte der Stadtumbaumit- 
tel für die Aufwertung einzusetzen. Dies wird auch durch 
eine neue, die Sanierung von Altbauten unterstützende 
Regelung zur Altschuldenhilfe, ergänzt (siehe Ziffer 10.5). 

Die im Juni 2008 abgeschlossene wissenschaftliche Eva- 
luierung des Programms Stadtumbau Ost hat eine Pro- 
grammfortführung bis 2016 empfohlen, um die Erfolge 
bei der Stabilisierung des Wohnungsmarktes und der Auf- 
wertung der Innenstädte nachhaltig zu sichern. Dabei sei 
an der gebündelten Strategie von Rückbau und Aufwertung 
festzuhalten. Die Ergebnisse der Evaluierung sind im 
Herbst 2008 veröffentlicht worden (siehe www.stadtumbau- 
ost.info). 

10.3 Städtebaulicher Denkmalschutz 

Die jahrzehntelange Vernachlässigung der historischen 
Städte und der Denkmalpflege in der DDR erfordert in 
den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin nach wie 
vor besondere Hilfen für den Erhalt des baulichen kultu- 
rellen Erbes. Für das Jahr 2009 hat der Haushaltsgesetz- 
geber Bundesfinanzhilfen in Höhe von 85 Mio. Euro Pro- 
grammmittel für die neuen Länder beschlossen. Mif dem 
Programm Sfädtebaulicher Denkmalschufz wird die Si- 
cherung, Erhaltung und Modernisierung von Gebäuden, 
Ensembles und sonstigen baulichen Anlagen sowie die 
Erhaltung und Umgestaltung von Straßen und Plätzen mit 
geschichtlicher, künstlerischer und städtebaulicher Be- 
deutung in historischen Stadtkernen der neuen Länder ge- 
fördert. Sie sollen der Pflege und Bewahrung des städte- 
baulich-kulturellen Erbes der historischen Altstädte und 
historischen Stadtbereiche dienen. Damit sind sie ein ent- 
scheidendes Instrument zur Belebung der historischen In- 
nenstädte. 

Wegen seiner großen Erfolge bei der Erneuerung histori- 
scher Städte in den neuen Ländern, wird das Programm 
2009 auch in den alten Ländern eingeführt. Dafür sfehen 
Bundesfinanzhilfen in Höhe von 30 Mio. Euro Pro- 
grammmittel zur Verfügung. 

Förderung Welterbestätten 

In den Jahren 2009 bis 2013 stellt der Bund insgesamt 
150 Mio. Euro Programmmittel für den Schutz und die 
Pflege der UNESCO- Welterbestätten in Deutschland im 
Rahmen eines Wettbewerbs bereit, um dringend notwen- 
dige Investitionen in den Erhalt der historischen Orte von 
Weltrang zu tätigen und Maßnahmen von nationaler Be- 
deutung zu unterstützen. Damit soll vor allem ein wichti- 
ger Beitrag zu einer nachhaltigen und welterbeverträgli- 
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chen Stadtentwicklung geleistet und die Welterbe- 
Kommunen in ihrem Bemühen unterstützt werden, unser 
baukulturelles Erbe für künftige Generationen zu bewah- 
ren. 

10.4 Soziale Stadt 

Das Bund-Länder- Programm „Soziale Stadt“ richtet sich 
- im Rahmen einer fachübergreifenden integrierten Stadt- 
entwicklungspolitik - auf die nachhaltige Verbesserung 
der Lebenssituation der Menschen in benachteiligten 
Stadtquartieren, in denen sich städtebauliche, wirtschaft- 
liche und soziale Problemlagen konzentrieren und überla- 
gern. Durch gezielte Fördermaßnahmen sollen negative 
Entwicklungsprozesse durchbrochen und eine Trend- 
wende zur Stabilisierung und Aufwertung der Quartiere 
eingeleitet werden. Seit dem Programmstart 1999 bis 
einschließlich 2008 wurden für bundesweit mehr als 
520 Fördergebiete in 330 Kommunen rd. 760 Mio. Euro 
Bundesfinanzhilfen eingesetzt. 2009 stellt der Bund wei- 
tere 105 Mio. Euro Programmmittel zur Verfügung. 

Der Ansafz reichf über die rein bauliche Erneuerung hi- 
naus und schließf ergänzende integrative Maßnahmen aus 
anderen Fachpolitiken ein. Mit diesem Ziel ist die Bundes- 
regierung bestrebt, die Städtebauförderung mit anderen 
Förderprogrammen zu bündeln, etwa der Wirtschafts-, 
Sozial-, Gesundheits-, Jugend- oder Bildungspolitik. Zur 
Unterstützung von Beschäftigungs- und Qualifizierungs- 
maßnahmen für benachteiligfe Jugendliche und Langzeit- 
arbeifslose in Fördergebiefen der Sozialen Sfadf wurde 
2008 das ESF-Bundesprogramm „Soziale Sfadf - Bildung, 
Wirfschaft, Arbeif im Quarfier (BIWAQ)“ ausgeschrie- 
ben. Dafür sfehen in der laufenden EU-Strukturfonds- 
periode insgesamf 124 Mio. Euro aus dem Europäischen 
Sozialfonds und 60 Mio. Euro Programmmittel Nationale 
Kofinanzierung zur Verfügung. 

10.5 Altschuldenregelung 

Die Novelle des Alfschuldenhilfegesetzes vom 28. Au- 
gusf 2000 enthälf eine Verordnungsermächtigung als 
Härtefallregelung (§ 6a AHG) zugunsten der von zuneh- 
mendem Wohnungsleerstand betroffenen Wohnungsun- 
temehmen. Ziel der am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen 
Altschuldenhilfeverordnung vom 15. Dezember 2000 ist 
es, einen Beitrag zur Stabilisierung von Wohnungs Wirt- 
schaft und Wohnungsmarkt zu leisten. Hierzu kann den 
Wohnungsuntemehmen, die durch eine Leerstandsquote 
von mindestens 15 Prozent in ihrer wirtschaftlichen Exis- 
tenz gefährdet sind, eine zusätzliche Entlastung auf abge- 
rissenen Wohnraum von höchstens 77 Euro/m^ gewährt 
werden, wenn ein entsprechender Antrag bis 3 1 . Dezem- 
ber 2003 bei der KfW eingegangen war. Die Wohnungs- 
abrisse müssen Bestandfeil eines tragfähigen Untemeh- 
menssanierungskonzepts sein, das auch sfädfebauliche 
Aspekte berücksichtigt. Der Bund stellt hierfür seit 2001 
insgesamt rd. 1,1 Mrd. Euro (Zusagevolumen) bereit. 

Insgesamt erhalten 325 Wohnungsuntemehmen mit min- 
destens 15 Prozent Leerstand ein aufeinander abgestimm- 
tes Förderpaket: Der bauliche Abriss der leerstehenden 


Wohngebäude wird über die Abrisspauschale des Pro- 
gramms Stadtumbau Ost gefördert; die Schuldenentlas- 
tung der leer geräumten Gmndstücke erfolgt über die 
Härtefallregelung. Seit dem Jahr 2001 sind über 820 Mio. 
Euro (Stand 31. März 2009) Altschuldenhilfe an die Un- 
ternehmen für ca. 200 000 abgerissene Wohnungen aus- 
gezahlt worden. 

Der Bund hat die Regelung darüber hinaus flexibler ge- 
staltet und eine Option zur Umwidmung der Altschulden- 
hilfe in Einzelfällen eingeführt, um die Härtefallregelung 
besser mit den Zielen der Stadtentwicklung zu verzahnen. 
Seit 2008 können nunmehr bei einem Verzicht auf den 
Abriss eines Altbaus die entsprechenden Entlastungsbe- 
träge auch für die Insfandsefzung und Saniemng einge- 
sefzf werden. Durch die Ändemng der Altschuldenhilfe- 
verordnung können die Wohnungsuntemehmen u. a. den 
Bewilligungsrahmen durch weitere Abrisse nunmehr bis 
2013 voll in Ansprach nehmen. 

1 0.6 Investitionspakt und Zukunftsinvestitionen 
der Kommunen und Länder 

Durch den von Bund, Ländern und Gemeinden geschlos- 
senen Investitionspakt wird den Kommunen seit 2008 ein 
neues Finanzierangsinstrament für die energetische Sa- 
niemng von Schulen, Kindergärten, Sportstätten und 
sonstiger sozialer Infrastmktur in den Gemeinden eröff- 
net. 2008 stellte der Bund für den Invesfitionspakf über 
die SfädfebaufÖrderang ein Finanzvolumen von 200 Mio. 
Euro Programmmitfel bereif. Er unterstüfzf insbesondere 
Kommunen, die aufgrand ihrer angespannfen Haushalts- 
lage dringend notwendige energetische Sanierangen nicht 
allein mit Darlehen finanzieren können. Der Schlüssel für 
den Invesfifionspakt, mit dem die Mittel auf die Länder 
verteilt werden, berücksichtigt besonders Indikatoren zu 
Arbeitslosigkeit, zu Bevölkerangsverlusten und zum An- 
teil ausländischer Bevölkerang. Länder mit einem über- 
durchschnittlichen Anteil an strakturschwachen Städten 
und Regionen werden hierüber überproportional berück- 
sichtigt. Dies trifft auch für die neuen Länder zu. 

2009 wurden die Bedingungen nochmals verbessert: Der 
Bund erhöhte seinen Anteil am Investitionspakt auf 
300 Mio. Euro Programmmittel. Davon fließen 66,4 Mio. 
Euro an die neuen Bundesländer. Für Kommunen mit 
festgestellter Haushaltsnotlage ist ab 2009 eine weitere 
Option vorgesehen: Der kommunale Eigenanteil kann ab- 
weichend vom üblichen Drittel auf bis zu 10 Prozent ge- 
senkt werden, Bund und Land übernehmen dann jeweils 
bis zu 45 Prozent. Damit soll die Beteiligung von Kom- 
munen in Haushaltsnotlage am Förderprogramm weiter 
erleichtert werden. Ein Land kann zudem den Bundesan- 
teil an den förderfähigen Kosfen auf bis zu 75 Prozenf er- 
höhen. 

Mit dem „Gesetz zur Umsetzung von Zukunftsinvesti- 
tionen der Kommunen und Länder“ aus dem Zweiten 
Konjunkturpaket stellt der Bund in den Jahren 2009 und 

2010 Finanzhilfen in Höhe von 10 Mrd. Euro für zusäfz- 
liche öffentliche Investitionen der Kommunen und der 
Länder zur Verfügung. Länder und Kommunen überneh- 
men einen Kofinanziemngsanfeil von mindesfens 3,3 Mrd. 
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Euro. Mindestens 70 Prozent der Bundesmittel sollen für 
kommunalbezogene Investitionen verausgabt werden. 

Investitionssehwerpunkt sind vor allem Bildungseinrieh- 
tungen, wobei energetisehe Sanierungen prägend sein 
sollen. Andere Sanierungs- und Modemisierungsmaßnah- 
men sind jedoeh nieht ausgesehlossen. Auf den Investi- 
tionen mit dem Sehwerpunkt Bildungsinfrastruktur ent- 
fallen 65 Prozent der Finanzhilfen des Bundes, also 

6.5 Mrd. Euro. Weitere 35 Prozent der Finanzhilfen, also 

3.5 Mrd. Euro, können für die Modernisierung weiterer 
Infrastrukturen eingesetzt werden, u. a. für Krankenhäu- 
ser, Infrastruktur im Städtebau, ländliehe Infrastruktur, 
Informationsteehnologie und Lärmsehutzmaßnahmen an 
kommunalen Straßen. 

Der Verteilungssehlüssel des Investitionspakts fließt hälf- 
tig in den Verteilungssehlüssel für das Zukunftsinvestiti- 
onsgesefz ein. Damif kommen die Mittel den neuen Län- 
dern im Ergebnis leieht überproportional zugute. 

10.7 Wettbewerb „Energetische Sanierung 
von Großsiediungen“ 

Einen neuen, gebäudeübergreifenden Ansatz verfolgt die 
Bundesregierung 2009 mit dem Wettbewerb „Energe- 
tisehe Sanierung von Großwohnsiedlungen auf der 
Grundlage von integrierten Stadtteilentwieklungskonzep- 
ten“. Deutsehlands Großwohnsiedlungen umfassen rund 
2,4 Mio. Wohnungen, in denen etwa 5 Mio. Mensehen le- 
ben. Für die Sanierung von Großwohnsiedlungen stehen 
in den kommenden Jahren Mittel im C02-Gebäudesanie- 
rungsprogramm bereit. Der Wettbewerb „Energetisehe 
Sanierung von Großwohnsiedlungen auf der Grundlage 
von integrierten Stadtteilentwieklungskonzepten“ ruft 
dazu auf, integrierte Konzepte unter energetisehen, woh- 
nungswirtsehaftliehen, städtebauliehen und demografi- 
sehen Gesiehtspunkten für große Wohnsiedlungen ab 
efwa 1 000 Wohneinheifen zu entwiekeln. Ein Sehwer- 
punkt liegt auf den quartiersbezogenen und gebäudeüber- 
greifenden Lösungen der Wärmeversorgung, aueh unter 
Nutzung emeuerbarer Energien. Die Bundesregierung 
verfolgt dabei einen integrierten Ansatz: Ideen und Kon- 
zepte aus dem Stadtumbau, der Sozialen Stadt sowie zur 
Energieeinsparung und zum Klimasehutz sollen gebün- 
delt und bei der Sanierung dieser Siedlungen einfließen. 

10.8 Wohngeld 

Wohngeld wird an Haushalte mit geringem Einkommen 
gezahlt, die keine Transferleistung erhalten, bei der die 
Kosten der Unterkunft berüeksiehtigt sind. Der Anteil der 
Wohngeldempfänger an allen Haushalten liegt in den 
neuen Ländern mit 3 Prozent deutlieh über dem Anteil in 
den alten Ländern mit 1,5 Prozent. Die Mietbelastung 
naeh Wohngeld war im Jahr 2006 mit 32, 1 Prozent in den 
neuen Ländern geringer als in den alten Ländern mit 

32.9 Prozent. 

Seit der Leistungsanpassung zum 1. Januar 2001 waren 
die Bruttokaltmieten um rd. 8 Prozent und die warmen 


Nebenkosten um rd. 50 Prozent gestiegen. Die Leistun- 
gen der Grundsieherung für Arbeifsuehende naeh dem 
SGB 11 und der Grundsieherung im Alfer und bei Er- 
werbsminderung naeh dem SGB Xll waren wegen der 
Einbeziehung der angemessenen Kosfen der Unferkunft 
und der angemessenen Heizkosfen für Haushalte mit ge- 
ringem Einkommen vielfaeh höher als das Wohngeld, das 
Heizkosten bislang nieht berüeksiehtigte. 

Mit der Wohngeldvereinfaehung zum 1. Januar 2005 im 
Rahmen des Vierten Gesetzes für moderne Diensfleisfun- 
gen am Arbeifsmarkt war die Anzahl der Wohngeldemp- 
fänger-Haushalfe 2005 auf 811 000 und damif sfärker ge- 
sunken als erwartet. Der Rüekgang hat sieh seitdem 
fortgesetzt. Ende 2007 gab es noeh 580 000 Wohngeld- 
empfängerhaushalte. Für 2008 wird mit rd. 560 000 Haus- 
halten gereehnet. Es ist davon auszugehen, dass der Groß- 
teil der Haushalte, die seit 2005 kein Wohngeld mehr be- 
ziehen, in die Grundsieherung geweehselt ist. 

Mit der Wohngeldreform zum 1. Januar 2009 wird das 
Wohngeld spürbar angehoben und damit für viele Haus- 
halfe wieder attrakfiver, insbesondere gegenüber dem Ar- 
beifslosengeld 11. Die Leistungsverbesserungen haben ein 
Volumen von 520 Mio. Euro j ährlieh (Bund und Länder). 
Neu eingeführt wurde eine Heizkostenkomponente, um 
den starken Anstieg der Heizkosten sozial abzufedem. 
Die für die Bereehnung des Wohngeldes maßgebliehe 
Miefe sefzf sieh seif dem 1. Januar 2009 zusammen aus 
der berüeksiehtigungsfähigen Bruttokalfmiefe und einer 
naeh der Haushalfsgröße gestaffelten Heizkostenkom- 
ponente (z. B. für eine Person 24 Euro, für 2 Personen 
3 1 Euro). Auf dieser Basis wird das Wohngeld bereehnef. 
Es deekt bis zu 30 Prozent der Heizkosten ab. Die Ausge- 
staltung der Heizkostenkomponente gewährleistet, dass 
ein Anreiz zum sparsamen Umgang mit Heizenergie er- 
halten bleibt. Außerdem wurden die bisherigen vier Bau- 
altersklassen auf Neubauniveau zusammengefasst und die 
Höehstbeträge für Miefe und Belastung um 10 Prozent 
sowie die Tabellenwerte um 8 Prozent erhöht. Die Leis- 
tungsverbesserungen kommen den Wohngeldempfän- 
gem rüekwirkend zum 1. Oktober 2008 in Form eines 
pausehalierten Einmalbetrages zugute. 

Rd. 800 000 Haushalte werden insgesamt von dem ver- 
besserten Wohngeld profitieren. Im Zusammenwirken mit 
dem weiterentwiekelten Kinderzusehlag wird das verbes- 
serte Wohngeld dabei aueh Haushalte mit Kindern aus 
dem Bezug von Arbeitslosengeld 11 in die vorrangigen 
Leistungssysteme Wohngeld und Kinderzusehlag führen. 

Wegen des höheren Anfeils der Wohngeldempfänger an 
allen Haushalfen in den neuen Ländern werden hier vo- 
raussiehtlieh anteilig mehr Haushalte von der Wohngeld- 
Leistungsnovelle profitieren. 

11 Perspektiven für ländliche Räume 

Ländliehe Räume sind wiehtige Lebens-, Wirtsehafts- 
und Naturräume. Die Politik der Bundesregierung für 
ländliehe Räume isf darauf ausgeriehfef, sfärker als bisher 
die spezifisehen regionalen Erfordernisse zu berüeksiehti- 
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gen und die Eigenverantwortung der Regionen zu stär- 
ken. Das betrifft insbesondere die vom demografisehen 
Wandel besonders betroffenen Regionen Ostdeutseh- 
lands. 

Notwendig ist eine bessere Koordinierung derjenigen 
Politikbereiehe, die für die wirtsehaftliehe, soziale und 
Ökologisehe Entwieklung ländlieher Räume relevant sind, 
ln einem ersten Sehritt hat die Interministerielle Arbeits- 
gruppe „Ländliche Räume“ ein Handlungskonzept der 
Bundesregierung zur Weiterentwicklung der ländlichen 
Räume erarbeitet. Die Vorschläge betreffen unter ande- 
rem Maßnahmen zur 

- längerfristigen Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur in strukturschwachen ländlichen Räu- 
men (im Rahmen der GRW), 

- nachhaltigen Verbesserung der Agrarstruktur und Wei- 
terentwicklung der ländlichen Infrastrukturen (im 
Rahmen der GAK), 

- Sicherung der Daseinsvorsorge und Stärkung der Mo- 
bilität für alle Bevölkerungsgruppen sowie 

- Stärkung der Partnerschaften zwischen Städten und 
Gemeinden. 


Die erarbeiteten Maßnahmen sollen gemeinsam mit den 
Ländern und Kommunen umgesetzt werden. 

Darüber hinaus wird die Diskussion mit allen Akteuren 
der ländlichen Entwicklung fortgesetzt und intensiviert. 
Das geschieht unter anderem auf dem jährlich stattfinden- 
den Zukunftsforum „Ländliche Entwicklung“ im Rahmen 
der Internationalen Grünen Woche. 

11.1 Entwicklung der Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft hat in der regionalen Wirtschaft der 
neuen Länder ein besonderes Gewicht. 30 100 Betriebe 
unterschiedlicher Rechtsformen bewirtschaften rd. 
5,6 Mio. ha landwirtschaftlicher Fläche (LF) (siehe Ta- 
belle 7), von denen etwa die Hälfte von juristischen Per- 
sonen genutzt wird. Der Anteil der von Einzeluntemeh- 
men und Personengesellschaften bewirtschafteten Fläche 
ist in den letzten Jahren gestiegen. Die durchschnittliche 
Größe aller Betriebe (ab 2 ha LF) beträgt rd. 197 ha LF. 
Die Bedeutung der Landpacht ist in den neuen Ländern 
mit einem Anteil von 79 Prozent nach wie vor weit höher 
als im früheren Bundesgebiet. Der Pachtfiächenanteil 
geht jedoch, insbesondere aufgrund der Veräußerungen 
von Flächen durch die BVVG, weiter zurück. 


Tabelle 7 

Kennzahlen znm landwirtschaftlichen Strnktnrwandel in Ostdentschland 


Merkmal 

Neue Länder 

1991 

2003 

2007 

Grundzahlen 


Betriehe nach Rechtsformen 




Einzeluntemehmen' 

17.722 

23.544 

23.412 

Personengesellschaften 


3.236 

3.235 

Juristische Personen 

3.941,0 

3.302 

3.433 

Betriebe insgesamt 

21.663 

30.082 

30.080 

Fläche der Betriehe nach Rechtsformen (1.000 ha LF) 




Einzeluntemehmen' 

456,6 

1.380,4 

1.467,3 

Personengesellschaften 


1.249,3 

1.245,4 

Juristische Personen 

4.825,7 

2.922,4 

2.852,1 

Betriebe insgesamt 

5.282,3 

5.552,2 

5.564,8 

Betriehe nach Größenklassen der LF 




2 - 10 ha 

5.886 

9.325 

9.412 

10-20 ha 

2.068 

3.705 

3.725 

20 - 50 ha 

1.924 

3.646 

3.687 

50 - 100 ha 

1.066 

2.419 

2.350 

1 00 ha und mehr 

4.015 

8.841 

9.033 
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noch Tabelle 7 



Neue Länder 

Merkmal 

1991 

2003 

2007 


Grundzahlen 


Betriebe insgesamt^) 

14.959 

27.936 

28.207 

darunter: 




100-200 ha 

843 

2.644 

2.636 

200 - 500 ha 

628 

3.086 

6.624 

500- 1.000 ha 

631 

1.574 

1.902 

1 .000 ha und mehr 

1.908 

1.537 

1.507 

Fläche der Betriebe > 2 ha LF (1.000 ha LF) 

5.170,7 

5.550,9 

5.563,8 

Durchschnittsgröße^ (ha LF/Betrieb) 

345,7 

198,7 

197,2 

Bedeutung der PachH 




Betriebe mit gepachteter LF (1.000) 

11,0 

20,9 

20,4 

Pachtanteil an der LF (Prozent) 

77,5 

85,1 

78,9 

Arbeitskräfte^ 




Zahl (1.000) 

361,9 

166,8 

159,4 

Betriebliche Arbeitsleistung (1.000 AKE)"* 

312,4 

104,9 

94,9 

Arbeitskräftebesatz (AKE/100 ha LF) 

5,9 

1,9 

1,7 

Viehbestand (1.000 Tiere) 




Rinder^ 

4.947 

2.432 

2.360 

Schweine^ 

8.783 

3.629 

3.840 

GeflügeF 

32.824 

36.967 

39.516 

Viehbesatzdichte (GV/lOO ha LF) 

78,0 

44,9 

59,4 

Milchleistung je Kuh (kg/Jahr) 

4.320 

7.547 

8.147 


Anmerkung: Wegen methodischer Änderungen, insbesondere der Anhebung der unteren Erfassungsgrenze, ist ein Vergleich der Daten für 1991 mit 


den neueren Jahren nur eingeschränkt möglich. 

• 1991: Betriebe in der Hand natürlicher Personen (d. h. einschließlich Personengesellschaften). 

2 Betriebe ab 2 ha LR 

^ Repräsentative Ergebnisse; Betriebszahlen deshalb abweichend von den allgemein erhobenen Angaben im oberen Tabellenbereich. 

Ab 2003 nach neuem Berechnungskonzept. 

^ 2007: Ergebnis der Viehbestandserhebung Mai 2008. 

^ 2007: Ergebnis der Viehbestandserhebung Mai 2007. 


Die Mehrzahl der Betriebe hat sich in 2008 weiterent- 
wickelt und ist wirtschaftlich stabiler aufgestellt. Die 
weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise bleibt jedoch 
nicht ohne Einfluss auf die Landwirtschaft. Aufgrund ge- 
sunkener Erzeugerpreise, des Nachfragerückganges, be- 
sonders bei Milch, und zurückgehender Exporte wird für 
das Wirtschaftsjahr 2008/2009 eine Verringerung des 
Einkommens und des Gestaltungsspielraumes für die 
Weiterentwicklung der Betriebe erwartet. 

ln den landwirtschaftlichen Betrieben sind rd. 159 400 Ar- 
beitskräfte beschäftigt. Der relativ niedrige Arbeitskräf- 
tebesatz von rd. 1,7 Arbeitskräfteeinheiten je 100 ha LF 
ist teilweise durch die geringere Viehhaltung der Betriebe 
bedingt. Zwar wurden in den letzten Jahren in vielen 


Regionen Ostdeutschlands die Bestände an Geflügel und 
Schweinen aufgestockt, dennoch liegt die Viehbesatz- 
dichte nach wie vor deutlich niedriger als im früheren 
Bundesgebiet. Die Milchleistung der Milchkühe weist einen 
stetigen Anstieg auf und lag in den neuen Ländern 2007 
durchschnittlich bei über 8 100 kg je Kuh und Jahr. 

Zur stetigen Entwicklung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe in den neuen Ländern gehört, dass diese in den letz- 
ten Jahren im Durchschnitt höhere Einkommen je Ar- 
beitskraft erzielt haben als die landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetriebe im früheren Bundesgebiet (vgl. 
Abb. 7). Dies ist hauptsächlich durch die größeren Pro- 
duktionskapazitäten (Flächen, Tierbestände je Arbeits- 
kraft) bedingt. 
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Abbildung 7 


Einkommensentwicklung in den landwirtschaftlichen Betriehen - 
Gewinn/Jahresüherschuss + Personalaufwand je AK 
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Bei der Entwieklung der Agrar- und Emährungsausfuh- 
ren wiesen die neuen Länder in den vergangenen Jahren 
ein beaehtliehes Waehstum auf: Diese legten von 2000 
bis 2007 um 68 Prozent zu (früheres Bundesgebiet: 
34 Prozent). Dabei erhöhte sieh der Anteil der neuen Län- 
der am deutsehen Agrarexport insgesamt auf 13,5 Pro- 
zent. Trotz dieser Dynamik zeigt der Agrar- und Emäh- 
mngssektor in den neuen Ländern noeh einen strukturel- 
len Naehholbedarf Die Exportquote lag in den Betrieben 
des Emährungsgewerbes 2007 mit 12 Prozent noeh um 
ein Drittel unter der im früheren Bundesgebiet (17,4 Pro- 
zent). 

11.2 Förderung der Landwirtschaft und 
der ländlichen Räume 

11.2.1 Programme der Europäischen Union 

Die EU-Direktzahlungen maehen unverändert einen 
wiehtigen Anteil am Einkommen der landwirtsehaftli- 
ehen Betriebe in den neuen Ländern aus. Von den 2008 in 
Deutsehland gewährten Direktzahlungen entfielen über 
1,7 Mrd. Euro oder ein knappes Drittel auf die neuen 
Länder. 

Im Rahmen der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(sog. „Gesundheitsüberprüfüng“) wurde besehlossen, die 
Kürzung der Direktzahlungen oberhalb eines Freibetrages 
von 5 000 Euro für Maßnahmen zur Förderung des ländli- 
ehen Raumes (Modulation) von derzeit 5 Prozent sehritt- 
weise auf 10 Prozent in 2012 anzuheben. Darüber hinaus 


sind die Direktzahlungen ab einem Betrag von über 
300 000 Euro zusätzlieh um 4 Prozent ab 2009 zu kürzen, 
wovon insbesondere die Betriebe in den neuen Ländern 
betroffen sind. Die infolge dieser zusätzlieh besehlosse- 
nen Kürzungen frei werdenden Mittel können im Rahmen 
der 2. Säule im Bereieh der neuen Herausforderungen 
(Begleitmaßnahmen zum Milehquotenausstieg, Klima- 
wandel, emeuerbare Energien, Wassermanagement und 
biologisehe Vielfalt) verwendet werden. 

Zur Förderung der Entwieklung des ländliehen Raums 
bietet die sog. LEER- Verordnung ein breites Spektrum 
von Fördermaßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der Land- und Forstwirtsehaft, von Umwelt und 
Landsehaft sowie zur Erhöhung der Lebensqualität im 
ländliehen Raum und zur Förderung der Diversifizierung 
der ländliehen Wirtsehaft. Von den EU-Mitteln in Höhe 
von 9,1 Mrd. Euro für den Förderzeifraum 2007 bis 2013 
erhalten die neuen Länder mit 54 Prozent einen weit 
überproportionalen Anteil, bedingt dureh die Berüeksieh- 
tigung der Wirtsehaftskraft bei der EU-weiten Zuordnung 
der Mittel zu einzelnen Regionen naeh deren Wirtsehafts- 
kraft. Auf die Jahre 2008 und 2009 entfallen davon je- 
weils rd. 630 Mio. Euro. Ab dem Jahr 2010 werden sieh 
die jährliehen Beträge dureh die Anhebung der obligatori- 
sehen Modulation erhöhen. 

Der Sehwerpunkt der Mittelverwendung in den Program- 
men der neuen Länder liegt mit rd. 19 Prozent der gesamten 
öffentliehen Mittel in Höhe von 6,1 Mrd. Euro bei fiä- 
ehenbezogenen Agrarumweltmaßnahmen. Die Dorfemeu- 
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erung und -entwicklung folgt mit gut 1 1 Prozent, gefolgt 
von der Agrarinvestitionsforderung mit 10,3 Prozent. Je- 
weils rd. 9 Prozent sind für den Aufbau von Diensfleis- 
tungseinrichtungen zur Grundversorgung sowie den Aus- 
bau der land- und forstwirtschaftsnahen Infrastruktur 
(Flumeuordnung, Wegebau) vorgesehen. 8,3 Prozent sol- 
len in die Erhaltung und Verbesserung des ländlichen Er- 
bes und 6 Prozent in den Hochwasser- und Küstenschutz 
fließen. Der Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete 
wurden 5,7 Prozent der öffentlichen Programmmittel zu- 
gewiesen. 

ln den neuen Ländern haben die Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Lebensqualität im ländlichen Raum und zur 
Förderung der Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft 
ein vergleichsweise großes Gewicht. Hierfür werden bis 
zu 42 Prozent der öffentlichen Mittel eingesetzt. Für den 
integrierten, partnerschaftlichen und auf eine Region be- 
zogenen LEADER- Ansatz haben die neuen Länder knapp 
5 Prozent eingeplant. Dies bedeutet eine deutliche finan- 
zielle Stärkung gegenüber der letzten Programmplanungs- 
periode. 


11.2.2 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) ist insbesondere 
in den neuen Ländern ein wesentliches Finanzierungs- 
und Koordinierungsinstrument für die Programme zur 
Entwicklung ländlicher Räume. Mehr als die Hälfte der 
GAK-Ausgaben wurden hier für die Verbesserung der 
ländlichen Strukturen (Integrierte ländliche Entwicklung 
und wasserwirtschaftliche Maßnahmen) verausgabt. Eine 
Steigerung erfolgte vor allem bei der Förderung der Dorf- 
erneuerung und der Flumeuordnung sowie der wasser- 
wirtschaftlichen Maßnahmen. Für den Förderbereich 
„Verbesserung der Produktions- und Vermarktungsstruk- 
turen“ (einzelbetriebliche Förderung und Marktstruktur- 
verbesserung; siehe Abb. 8) wurde ein knappes Fünftel 
der GAK-Mittel in den neuen Ländern ausgegeben. 

Seit 2008 werden die dezentrale Versorgung mit erneuer- 
baren Energien (Nahwärme- oder Biogasleitungen), die 
einzelbetriebliche Energieberatung und die Erhaltung ge- 
netischer Ressourcen in der Landwirtschaft gefördert. 


Abbildung 8 


GAK-Mittelverteilung in den nenen Ländern nach Förderbereichen 



□ Verbesserung der ländlichen Strukturen (integrierte ländliche Entwicklung, 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen) 

■ Verbesserung der der Produktions- und Vermarktungsstrukturen (einzelbetriebliche Forderung, 
Marktstrukturverbesserung) 

□ Nachhaltige Landbewirtschaftung (Ausgleichszulage, Markt- und standortangepasste 
Landbewirtschaftung) 

□ Forstwirtschaftliche Maßnahmen 


□ Sonstige Maßnahmen -i- Küstenschutz 
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2009 stehen für den GAK-Rahmenplan mit 700 Mio. Euro 
(2008 665 Mio. Euro) mehr Bundesmittel zur Verfügung, 
von denen für die neuen Länder rd. 222 Mio. Euro vor- 
gesehen sind. Ab diesem Jahr erfolgt eine deutliehe Ver- 
besserung der Agrarinvestitionsfbrderung sowie eine 
Anhebung der Prämien für Agrarumweltmaßnahmen ein- 
sehließlieh des Ökolandbaus. Besondere Bedeutung kommt 
der Breitbandversorgung ländlieher Räume in den neuen 
Ländern zu. Dafür werden in den Jahren 2008 bis 2010 
insgesamf mindesfens 16,5 Mio. Euro an Bundes- und 
Landesmitteln zur Verfügung sfehen. Darüber hinaus 
können EU-Fördermiffel eingesefzf werden. 

Ab 2009 wird in der GAK ein Sonderrahmenplan für 
Maßnahmen des Küsfenschufzes infolge des Klimawan- 
dels mit 25 Mio. Euro Bundesmittel pro Jahr eingeriehtet. 
Davon steht Mecklenburg- Vorpommern bis 2025 insge- 
samt 34,6 Mio. Euro Bundesmittel zu. 

Die GAK trägt in den ländlich geprägten Regionen neben 
der Städtebaufbrderung und der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaflsstruktur“ (GRW) 
erheblich dazu bei, Arbeitsplätze in der Landwirtschaft 
und in landwirtschaftsnahen Bereichen zu sichern oder 
neu zu schaffen. 

11.3 Tourismus 

Der Tourismus ist in den neuen Ländern eine der Bran- 
chen mit dem höchsten Potenzial und den besten Aussich- 
ten für weiferes Wachsfum. Die Forfsefzung der posifiven 
Entwicklung isf der Bundesregierung ein besonderes An- 
liegen, weil der Tourismus gerade auch in den sfruktur- 
schwächeren Regionen der neuen Länder Invesfitionen 
auslösf und somit für eine sfeigende Enfwicklung für 
Wachsfum und Beschäftigung sorgf. Die direkfen und in- 
direkten Beschäftigungseffekte durch touristische Nach- 
frage liegen bei ca. 450 000 Erwerbstätigen. Das ent- 
spricht etwa 8 Prozent aller Erwerbstätigen in den neuen 
Ländern. Es wird prognostiziert, dass im Jahr 2020 jeder 
zehnte Arbeitsplatz in den neuen Ländern direkt oder in- 
direkt vom Tourismus abhängig sein wird. 

Ein Blick auf die Entwicklung in den Jahren 1996 bis 
2008 zeigt, dass die Zahl der Übernachtungen in den fünf 
neuen Ländern von 43,3 Mio. auf 69,8 Mio. gestiegen ist, 
das entspricht einem Zuwachs von über 61 Prozent. Die 
Anzahl der Beherbergungsbefriebe ist im selben Zeitraum 
um über 10 Prozent auf knapp 8 800 gewachsen, das An- 
gebot an Gästebetten sogar um mehr als 30 Prozent, auf 
über 500 000. 

Im Jahr 2008 verzeichneten Mecklenburg- Vorpommern 
mit 4,5 Prozent, Berlin mit 2,8 Prozent, Brandenburg mit 
2,4 Prozent, Sachsen mit 0,8 Prozent, Sachsen-Anhalt mit 
2, 1 Prozent und Thüringen mit 1 ,2 Prozent einen weiteren 
Anstieg bei der Zahl der Übernachtungen gegenüber 
2007. Hervorragend ist die positive Entwicklung der 
Übemachtungszahlen bei ausländischen Gästen. Meck- 
lenburg-Vorpommern kann im Jahr 2008 gegenüber 2007 
einen Anstieg von 11,1 Prozent, Berlin von 6,5 Prozent, 
Brandenburg von 5 Prozent, Sachsen von 8,9 Prozent, 
Sachsen- Anhalt von 11,5 Prozent und Thüringen von 
1 Prozent verzeichnen. 


Die Bundesregierung unterstützt diese Entwicklung seit 
2007 durch die Gewährung einer Investitionszulage für 
das Beherbergungsgewerbe und freibf sie weher voran. 
So haf der Beauftragfe der Bundesregierung für die neuen 
Länder unter Mitwirkung des Beauftragten für den Tou- 
rismus eine Initiative zur Stärkung der ostdeutschen Län- 
der ergriffen und wird im Juni 2009 eine Tourismuskon- 
ferenz in Berlin veranstalten. Ziel dieser Konferenz ist es, 
die ostdeutschen Länder als Reiseziel für ausländische 
Touristen zusätzlich zu stärken. Insbesondere Fragen von 
Imagewerbung und Marketing, Produktstrategien, Wis- 
sensfransfer und Ausbildung werden dann im Fokus ste- 
hen. 

Auch „Urlaub auf dem Lande“ stellt für die landwirt- 
schaftlichen Betriebe und die ländlichen Regionen einen 
wichtigen Wirtschaftsfaktor dar. Um das vorhandene 
Marktpotenzial besser erschließen zu können, gilt es fol- 
gende Trends im Nachfrageverhalten zu berücksichtigen: 

- Die Nachfrage konzentriert sich auf „qualitativ gute 
und preisgünstige Angebote“. 

- Der Trend zu mehr Kurzurlaubsreisen wird sich noch 
weiter verstärken. 

- Zusatzangebote mit hohem emotionalem Erlebniswert 
werden zunehmend nachgefragt. 

- Der Gesundheitsvorsorge-Aspekt gewinnt bei der Ur- 
laubswahl weiter an Bedeutung. 

11.4 Modellvorhaben demografischer Wandel 

Der demografische Wandel ist für die neuen Länder eine 
besondere Herausforderung. Dabei haben die dünn besie- 
delten ländlichen Regionen Ostdeutschlands mit hoher 
Abwanderung und Überalterung den größten Handlungs- 
bedarf Besonders junge und besser qualifizierte Men- 
schen, darunter überproportional viele Frauen* wandern 
aus den strukturschwachen Gebieten ab, was deren künf- 
tige Entwicklungschancen weiter schwächt. Gleichzeitig 
steigt der Anteil älterer Menschen. Dies hat Konsequen- 
zen für die wirfschaftliche Entwicklung der ländlichen 
Regionen, die auch die ökonomische Tragfähigkeit von 
infrastiukturellen Grundausstattungen gefährden. Des- 
halb wird das Ziel verfolgt, Lösungen für langfrisfig frag- 
fähige Sfrukturen der kommunalen und regionalen Ent- 
wicklung zu finden und eine angemessene Lebensqualität 
für die Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. 

Mit dem Modellvorhaben „Demografischer Wandel - Re- 
gion schafft Zukunft“ des Beauftragten für die neuen 
Länder sollen auf der Grundlage schon vorliegender Er- 
fahrungen in zwei Regionen neue Wege zur Umsefzung 
dieses Ziels erprobt werden. Es gilt, regionale und kom- 
munale „Allianzen des Handelns“ zwischen Politik, Ver- 
waltungs- und Planungsebenen, Bürgerinnen und Bürgern 


^ Vgl. „Deutschland 2020 - Die demografische Zukunft der Nation“ 
des „Berlin-Instituts für Weltbevölkerung und globale Entwicklung“, 
Seiten 7, 13: „ Während in ländlichen Kreisen des Ostens teilweise 
nur noch 80 junge Frauen je 100 Männer in der gleichen Altersklasse 
leben, gibt es in Köln, Münster oder Hannover deutlich mehr Frauen 
als Männer.“ 
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sowie Interessengruppen zu schmieden, um die Lebens- 
qualität und Daseinsvorsorge zu sichern. In einem Zeit- 
raum von zwei Jahren (2007 bis 2009) werden zwei ost- 
deutsche Regionen (Stettiner Haff in Mecklenburg- 
Vorpommern und Südharz/Kyffhäuser in Sachsen-An- 
halt/Thüringen) unterstützt, die sich aufgrund ihrer Rah- 
menbedingungen vor besonderen Herausforderungen zur 
Gestaltung des demografischen Wandels sehen. In diesen 
Regionen werden die Programm- und Projektmöglichkei- 
ten des BMVBS in konzentrierter Form angewendet und 
umgesetzt. Aufgrund der positiven Erfahrungen im lau- 
fenden Modellvorhaben wird das Projekt jetzt auch auf 
die Regionen Werra-Meißner-Kreis und Nordfriesland in 
den alten Ländern ausgedehnt. 

Der Bundeswettbewerb „Junge Menschen gestalten die 
ländlichen Räume“, der im Mai 2009 gestartet wurde, soll 
Jugendliche auf dem Lande motivieren, konkrete Vorstel- 
lungen und innovative, beispielhafte und übertragbare 
Maßnahmen zur Zukunftssicherung ihrer Regionen sowie 
zur Verbesserung ihrer Lebensqualität zu entwickeln. 

Auch der alle drei Jahre stattfindende Bundeswettbewerb 
„Unser Dorf hat Zukunft“ hat in den neuen Ländern große 
Resonanz. Der Wettbewerb motiviert die Akteure, Per- 
spektiven für ihr Dorf zu entwickeln und umzusetzen. Im 
letzten Wettbewerb haben sich auf Bundesebene 34 Dör- 
fer - davon 10 aus den neuen Ländern - gemessen, die 
sich aus knapp 4.000 teilnehmenden Dörfern auf Kreis-, 
Bezirks- und Landesebene - davon 789 aus den neuen 
Ländern - qualifiziert haben. Der nächste Bundesaus- 
scheid ist für 2010 ausgeschrieben. 

11.5 Nachwachsende Rohstoffe - Potenziale 
für die landwirtschaftliche Entwicklung 

In Deutschland wurden in 2008 auf 2 Mio. ha LF nach- 
wachsende Rohstoffe angebaut, mehr als die Hälfte da- 
von in den neuen Ländern. Die Fachagentur Nachwach- 
sende Rohstoffe e.V (FNR) mit Sitz in Mecklenburg- 
Vorpommern fördert als Projektträger in Deutschland zu- 
kunftsträchtige Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
und die Markteinführung nachwachsender Rohstoffe in 
einem Umfang von rd. 50 Mio. Euro pro Jahr. In den 
neuen Ländern werden derzeitig 133 Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte mit einem Fördervolumen von rd. 
38 Mio. Euro unterstützt. Das sind ein Drittel aller Vorha- 
ben, die in Deutschland gefördert werden. Im Jahre 2008 
konnten 48 Forschungsprojekte erfolgreich abgeschlos- 
sen werden, die mit einem Fördervolumen von 9,2 Mio. 
Euro unterstützt wurden. Projektschwerpunkte sind die 
Biowerkstoffforschung, die Biogaserzeugung und -Ver- 
wendung sowie der Energiepflanzenanbau und der 
Pharmapflanzenanbau. 

Die Bundesregierung setzte 2008 in den neuen Ländern 
wichtige Forschungsverbünde fort, die der Erschließung 
neuer Biomassequellen und deren effizienterer Verwen- 
dung dienen. So werden der Energiepfianzen- Verbund 
und das Verbundprojekt Agroforst unter Koordinierung 
der Thüringischen Landesforschungsanstalt fortgeführt. 
Zwei der sechs geförderten Nachwuchsgruppen von Wis- 
senschaftlern im Bereich innovativer Biomassenutzung 
sind in den neuen Ländern angesiedelt. Im Bereich der 


energetischen Verwendung wurden Maßnahmen der re- 
gionalen Biokraftstoffberatung für die Land- und Forsf- 
wirtschaft erfolgreich abgeschlossen. Im Rahmen des 
bundesweifen Wettbewerbs „Bioenergie-Regionen“ wer- 
den 25 Regionen geförderf, zu denen auch die ostdeut- 
schen Regionen „Bioenergie-Region Jena-Saale-Holz- 
land“, „Region Ludwigsfelde“, „Märkisch-Oderland geht 
den Holzweg“, „Region Mecklenburgische Seenplatte“, 
„Natürlich Rügen - Voller Energie“, „Region Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge“ und „Bioenergie-Region Thürin- 
ger Vogtland“ gehören. Diese Regionen haben mit ihren 
Konzepten gezeigt, wie beispielhaft die energetische Nut- 
zung nachwachsender Rohstoffe vorgebracht werden kann. 

Im Februar 2009 feierte das Deutsche Biomasse For- 
schungs-Zentrum (DBFZ) sein einjähriges Bestehen. 
Diese in Deutschland einmalige Forschungseinrichtung 
wurde gegründet, um technische, ökonomische und öko- 
logische Fragen rund um die energetische Biomassenut- 
zung zu beantworten und wissenschaftlich fundiert die 
Politik in diesem Gebiet beraten zu können. Konkret be- 
fasst sich das DBFZ u. a. mit Fragen der Optimierung der 
Biogaserzeugung aus Energiepflanzen, der Minderung 
der Feinsfaubemissionen aus Kleinfeuerungsanlagen, der 
Enfwicklung und Bewertung zukünftiger Biokraftstoff- 
konzepte, der Erhebung und Analyse der in Deutschland 
vorhandenen Biomassestoffströme sowie der Umwand- 
lung biogener Festbrennstoffe u. a. in gasförmige Sekun- 
därenergieträger für einen Einsafz im Verkehrssektor. Ge- 
genwärtig sind beim DBFZ rund 100 Mitarbeiter 
beschäftigt. 

11.6 Altschuldenregelung landwirtschaftlicher 
Unternehmen 

Die Ablösung der in den LPG-Nachfolgeuntemehmen 
noch vorhandenen Altschulden auf der Grundlage des 
Gesetzes zur Änderung der Regelungen über Altschulden 
landwirtschaftlicher Unternehmen (LwAltschG) konnte 
in 2008 nahezu abgeschlossen werden. Ziel des Gesetzes 
war die beschleunigte Ablösung durch Zahlung eines für 
jedes Unfemehmen gesondert zu ermittelnden Einmalbe- 
trages, der sich an der Leistungsfähigkeit des jeweiligen 
Betriebes orientiert. Hierzu wurden die bisherigen Rege- 
lungen zur Bedienung der Altschulden angepasst und ein 
einheitliches Ablöseverfahren festgelegt. Die Durchfüh- 
rung der Verfahren oblag den Gläubigerbanken, die die 
Ablöseanträge zu prüfen und ihre Angemessenheit zu be- 
urteilen hatten. Die Bodenverwertungs- und -verwaltungs 
GmbH (BVVG) als vom Gesetzgeber eingesetzten „be- 
auftragten Stelle“ prüfte die Entscheidungsvorschläge der 
Gläubigerbanken. 

Von den 1 351 betroffenen Unternehmen beantragten 
1 222 Betriebe (Landwirtschaft, Agrarhandel, Dienstleis- 
tungen sowie Molkereigenossenschaften) die Ablösung 
ihrer Altschulden i. H. v. ca. 2,4 Mrd. Euro. Mit 1 180 land- 
wirtschaftlichen Betrieben konnten entsprechende Verein- 
barungen abgeschlossen werden, mit denen Altschulden 
in Höhe von rd. 2,28 Mrd. Euro abgelöst wurden. Insge- 
samt wurden Ablösbeträge in Höhe von rd. 259 Mio. 
Euro vereinbart. Unter Berücksichtigung von Zinsen, aus- 
stehenden Zahlungsverpflichtungen aus Vorjahren u. a.. 
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sind hierauf bis 15. Mai 2009 insgesamt Zahlungen in 
Höhe von rd. 285 Mio. Euro geleistet worden. 

12 Anträge wurden abgelehnt, da die Antragsteller nieht 
die erforderliehen Unterlagen vorlegen konnten. Für 
25 Antragsteller wurde das Ablöseverfahren erfolglos 
eingestellt, da eine Einigung über den zu zahlenden Ab- 
lösebetrag nieht zu erzielen war. Hiervon haben 3 Antrag- 
steller den Gerichtsweg beschritten. Bei 5 Antragstellern 
konnte das Verfahren aus unterschiedlichen Gründen noch 
nicht abgeschlossen werden. Bei Unternehmen, die kei- 
nen Ablöseantrag gestellt haben, kann größtenteils davon 
ausgegangen werden, dass die Altschulden in den nächs- 
ten Jahren durch jährliche Abführungen getilgt werden. 

Mit der erfolgreichen Lösung der Altschuldenproblema- 
tik konnte für die übergroße Mehrheit der betroffenen 
landwirtschaftlichen Betriebe Planungssicherheit und der 
Spielraum für eine flexible Anpassung an die sich verän- 
dernden markfwirtschafflichen Erfordernisse erhöh! wer- 
den. Insgesamf trug die Ablösung der Altschulden we- 
sentlich zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Landwirtschaftsbetriebe in den neuen Ländern bei. 

11.7 Flächenerwerb 

Die Privatisierung ehemals volkseigener land- und forst- 
wirtschaftlicher Flächen durch die Bodenverwertungs- 
und -verwaltungs GmbH (BVVG) hat nach wie vor große 
Bedeutung für die Agrarwirfschaft in den neuen Ländern. 
Vom 1. Januar 2008 bis zum 31. März 2009 wurden 
89 000 ha Acker- und Grünland zur landwirfschaftlichen 
Nutzung und 4 800 ha forstwirtschaftliche Flächen ver- 
kauft, ein großer Teil davon nach dem Entschädigungs- 
und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG). Seit 1. Juli 1992 
wurden insgesamt 580 400 ha landwirtschaftliche und 
528 100 ha forstwirtschaftliche Flächen veräußert. Mit 
Stand vom 3 1 . März 2009 waren noch rd. 440 600 ha ver- 
pachtet, davon der größte Teil (84 Prozent) langfristig 
(vgl. Tab. 7). 

Die Bundesregierung unterstützt, in enger Abstimmung 
mit den neuen Ländern und unter besonderer Berücksich- 
tigung der agrarstrukturellen Belange, mit ihrer Privati- 


sierungspolitik das Bestreben der landwirtschaftlichen 
Unternehmen zur dauerhaften Sicherung ihrer Existenz- 
grundlage. So werden die landwirtschaftlichen BVVG- 
Flächen auf der Grundlage der zwischen Bundesregie- 
rung und Agrarministerien der neuen Länder im Jahr 
2006 vereinbarten Privatisierungsgrundsätze verwertet. 
Grundsätzlich werden die Flächen bei Auslaufen der be- 
stehenden Pachtverträge alternativ zum Verkauf oder zur 
Verpachtung öffentlich ausgeschrieben. Unter bestimm- 
ten Vorraussetzungen sind auch der direkte Verkauf oder 
die weitere Verpachtung der Flächen direkt an den bishe- 
rigen Pächter möglich. 

Der Regierungsentwurf des Flächenerwerbsänderungsge- 
setzes ist am 24. April 2009 im Bundestag verabschiedet 
worden. Das Gesetzesvorhaben setzt einen Teilaspekt des 
Koalitionsvertrages 2005 um, indem für die dort verein- 
barte kostenlose Übertragung von gesamtstaatlich reprä- 
sentativen Naturschutzflächen des Bundes (inkl. der Flä- 
chen des „Grünen Bandes“) an eine Bundesstiftung oder 
an die Länder eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
wird. Ferner soll durch das geplante Gesetz den beihilfe- 
rechtlichen Vorgaben der EÜ-Kommission Rechnung ge- 
tragen sowie durch eine Lockerung der mit dem Flächen- 
erwerb verbundenen Auflagen die weitere erfolgreiche 
Durchführung der Privatisierung der land- und forstwirt- 
schaftlichen Flächen der BVVG unterstützt werden. 

Der begünstigte Verkauf landwirtschaftlicher Flächen 
nach dem EALG ist gemäß der von der EU-Kommission 
gesetzten Frist bis Ende 2009 abzuschließen (Ausnahme: 
berechtigte Alteigentümer). Die BVVG hat ihrerseits alle 
Voraussetzungen geschaffen, um die fristgemäße Erledi- 
gung der zum 31. März 2009 noch vorliegenden 1 012 
Anträge auf begünstigten Flächenerwerb fristgemäß si- 
cher zu stellen. 

Seit Beginn der Naturschutzflächenübertragung Ende 
2000 hat die BVVG insgesamt rd. 35 500 ha schützens- 
werte Areale unentgeltlich an die Länder sowie an Ver- 
bände und Stiftungen übergeben; weitere, etwa 29 000 ha 
BVVG-Flächen sind zur unentgeltlichen Übertragung 
vorbereitet. Außerdem wurden 21 700 ha für Zwecke des 
Nafurschufzes verkauft. 


Tabelle 8 

Flächenprivatisierung (ohne Reprivatisierung und Restitution) 



Landwirtschaftlich 
in ha 

F orstwirtschaftlich 
in ha 

Bestand am 1.07.1992 

1.000.000 

575.000 

Bis 31.03.2009 insges. veräußerte Flächen 

580.400 

528.100 

davon nach EALG 

353.800 

428.200 

Vom 1.01.2008 bis 31.03.2009 veräußerte Flächen 

89.000 

4.800 

davon nach EALG 

53.800 

2.800 

verpachtet am 31.12.2008 

440.600 


Bestand am 31.12.2008 (Bilanzfläche) 

464.000 

84.600 
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12 Familien-, Gleichstellungs- und Jugend- 
politik 

12.1 Nachhaltige und ganzheitliche Familien- 
politik 

Nachhaltige Familienpolitik stärkt wirtschaftliches 
Wachstum 

Familienpolitik hat in den vergangenen Jahren wiehtige 
familienpolitisehe Vorhaben realisieren oder auf den Weg 
bringen können. Zu den messbaren Ergebnissen, von 
denen sehr viele Familien im Westen und Osten Deutseh- 
lands heutzutage profitieren, zählen der Weehsel vom 
Erziehungsgeld zum Eltemgeld, der Ausbau der Kinder- 
betreuung, das stärker gestaffelte Kindergeld sowie der 
neue Kinderzusehlag. Zugleieh hat sieh aueh das gesell- 
sehaftliche Klima für Familien in der Wahrnehmung der 
Bevölkerung weiter verbessert. Familienbezogene Leis- 
tungen festigen zudem die Einkommen - besonders im 
unteren Einkommensbereieh. ln diesem Zusammenhang 
sind aueh die Verbesserungen, die im Zusammenhang mit 
der Verabsehiedung der Konjunkturpakete 1 und 11 be- 
sehlossen wurden, zu bewerten. Dazu gehören unter an- 
derem das neue „Schulbedarfs-Paket“, das mit j ährlieh 
100 Euro zukünftig das Budget von Familien mit Trans- 
ferbezug entlasten wird, und der Kinderbonus. 

Staatliche Familienleistungen unterstützen zielgenau 

Im vergangenen Jahr hat sieh für Familien vieles verbes- 
sert: Die Bestandsaufnahme der familienbezogenen Leis- 
tungen verzeichnet einen Anstieg bei den Realtransfers 


(Ausbau der Kinderbetreuung), bei den monetären Trans- 
fers (Eltemgeld, Kinderzusehlag) sowie bei den Witwen- 
renten. Maßgeblich dazu beigetragen haben die Einfüh- 
rung des Eltemgeldes im Jahr 2007 sowie die Erhöhung 
und stärkere Staffelung des Kindergeldes zu Beginn des 
Jahres 2009. Durch die vorgenommenen Leistungsver- 
bessemngen im SGB 11 werden auch Familien mit Kin- 
dern stärker und zielgenau unterstützt. Auch die Fortent- 
wicklung des Kinderzuschlags, die zum 1. Oktober 2008 
in Kraft getreten ist, hat in Ostdeutschland für gezielte 
Verbesserungen im Bereich der Armutsbekämpfung ge- 
sorgf. Künftig werden bundesweit etwa 250 000 Kinder 
mit dieser Unterstützung erreicht. Die neue Regelung 
schafft auch mehr Transparenz für die Antragsfeiler: El- 
fem können nun besser erkennen, ob der Kinderzusehlag 
für sie in Frage kommt oder nicht. 

Förderung der Berufstätigkeit von Frauen 

Familienfreundliche Arbeitsbedingungen sind eine ent- 
scheidende Voraussetzung für eine gufe Vereinbarkeif von 
Familie und Bemf Der Ausbau der sfeuerlichen Absefz- 
barkeit von Kinderbetreuungskosten und haushaltsnahen 
Dienstleistungen, aber insbesondere der Ausbau der Be- 
treuungsangebote für Kleinkinder sfärken die Vereinbar- 
keif von Familie und Bemf und damif auch die Erwerbs- 
und Einkommenschancen von Müttern und Väfem in 
Wesf- und Osfdeufschland. Familienfreundliche Maßnah- 
men tragen auch dazu bei, die Abwanderang junger 
Kräfte aus den neuen Bundesländern aufzuhalten und 
Kommunen in Ostdeutschland für Familien, wie Unfer- 
nehmen als attraktiven Standort zu gestalten. 


Abbildung 9 
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Das Anfang 2006 in enger strategiseher Kooperation mit 
Wirtsehaftsverbänden und Gewerksehaften gestartete Un- 
temehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ hat naeh- 
weislieh dazu beigetragen, Familienfreundliehkeit als 
harten Standort- und Wettbewerbsfaktor für Unternehmen 
in West- und Ostdeutsehland zu etablieren. Viele neu ein- 
geführte Maßnahmen ermögliehen bereits eine bessere Ver- 
einbarkeit als noeh vor einigen Jahren. Inzwisehen gibt es 
eine Vielzahl von engagierten Unternehmen, die die Vor- 
teile einer familienbewussten Personalpolitik erkannt ha- 
ben und ihren Besehäftigten mit innovativen Konzepten 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleiehtem. Un- 
terstützung bieten Netzwerke und Allianzen, die Räume 
für Erfahrungsausfauseh und gegenseifiges Lernen biefen. 

Vereinbarkeit von Familie nnd Bernf für 
Alleinerziehende fördern 

Die Verbesserungen, die für die Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf erzielt wurden, haben in vielen Familien zur 
Folge, dass es zwei Verdiener gibt und so die finanziellen 
Risiken für das Familieneinkommen sinken. Der Ausbau 
der Kinderbefreuung ermöglieht zusäfzlieh aueh jener 
Gruppe eine Erwerbsfäfigkeif, die bislang für ihre Kinder 
auf AEG 11-Leistungen angewiesen war. Dies gilt insbe- 
sondere für die Gruppe alleinerziehender Elfem - eine 
Lebensform, die in Ostdeufsehland kontinuierlieh zunimmf 
und mittlerweile einen Anteil von knapp 26 Prozent an allen 
Familien in den neuen Bundesländern ausmaeht. 

Es gibt eine Reihe von Leistungen und Maßnahmen, die 
versuehen, den Bedarfen von Alleinerziehenden in Deutseh- 
land gereeht zu werden. Zu den finanziellen Leistungen, 


die Alleinerziehende in spezifiseher Weise unterstützen, 
zählen der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende, das ver- 
längerte Eltemgeld, der Unterhaltsvorsehuss, die Gmnd- 
siehemng, sowie das Wohngeld und der Kinderzusehlag. 

Von besonderer Bedeutung für eine naehhaltige Siehe- 
mng des Lebensunferhalfes isf die eigene Erwerbsfäfig- 
keit. Dabei sind für Alleinerziehende familienfreundliehe 
Arbeifgeber, verlässliehe Rahmenbedingungen und ein 
zufriedensfellendes Befreuungsarrangemenf in besonde- 
rer Weise Voraussetzungen für eine Berafsfätigkeif. Des- 
halb isf in der Praxis ein vielfältiges Unterstützungsange- 
bot für eine bessere Vereinbarkeif von Familie und Beruf 
für Alleinerziehende nötig, das sieh über die Bereiehe Be- 
sehäfligung, Qualifizierung und Kinderbetreuung erstreekt. 

Vor diesem Hintergrund haben das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), das 
Bundesminisferium für Arbeif und Soziales (BMAS) und 
die Bundesagentur für Arbeif (BA) eine sfrafegisehe Parf- 
nersehaff „Perspektiven für Alleinerziehende“ ins Leben 
gerafen, die ein koordinierfes und kooperatives Vorgehen 
gewährleistet. Im Rahmen dieser strategisehen Partner- 
sehaft werden ab April 2009 zwölf Pilotstandorte zum 
Thema „Vereinbarkeit für Alleinerziehende“ in ihrer 
Nefzwerkarbeif begleifef. Die Auswertung der Bildung 
und Optimierung von Netzwerken und des Ineinander- 
greifens von Fallmanagement und diesen Produktions- 
netzwerken wird wiehtige Erkenntnisse für die zukünftige 
Ausgesfaltung der Kooperation untersehiedlieher Akteure 
auf lokaler Ebene bringen. Die Pilotprojekte werden da- 
bei von einem Projektbüro beratend begleitet, das aueh 
sukzessive ein Handbueh erstellt. 


Abbildung 10 


ALG II-Bezug Alleinerziehender nach Alter des jüngsten Kindes 
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Ausbau der Kiudertagesbetreuuug 

Eines der zentralen Ziele der Bundesregierung, der be- 
darfsgerechte und qualitätsorientierte Ausbau der Kinder- 
tage sbetreuung insbesondere für Kinder unter drei Jahren, 
schreitet weiter voran: Im März 2008 haben rund 
1 8 Prozent der Kinder im Alter von unter drei Jahren ein 
Angebot in einer Tageseinrichtung oder in der Kinder- 
tagespflege in Deutschland in Anspruch genommen, was 
einen Zuwachs von 2,3 Prozentpunkten im Vergleich zum 
Vorjahr darstellt, ln den östlichen Bundesländern (ohne 
Berlin) ergibt sich eine Betreuungsquote von 42,4 Pro- 
zent, die gegenüber 2007 (41 Prozent) noch leicht gestie- 
gen ist. Somit befanden sich im März 2008 in den öst- 
lichen Bundesländern mehr als zwei Fünftel aller Kinder 
im Alter von unter drei Jahren in Tageseinrichtungen oder 
in der Kindertagespflege. Die Inanspruchnahmequoten 
reichen dabei von 36,5 Prozent in Sachsen bis hin zu 
52,7 Prozent in Sachsen-Anhalt. Die östlichen Bundes- 
länder haben das mit dem Kinderförderungsgesetz ange- 
strebte Ziel, für bundesweit durchschnittlich 35 Prozent 
der unter 3 -jährigen Kinder-Betreuungsplätze zu schaf- 
fen, damit schon erreicht. 


Hervorzuheben ist, dass der Bund sich an den Kosten des 
Ausbaus der Kindertagesbetreuung zu einem Drittel be- 
teiligt, obwohl es sich um eine Pflichtaufgabe der Kom- 
munen handelt. Insgesamt 4 Mrd. Euro Bundesmittel flie- 
ßen bis 2013 in den bedarfsgerechten Ausbau der 
Kindertagesbetreuung. Dabei gewährt der Bund im Rah- 
men des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinan- 
zierung“ in den Jahren 2008 bis 2013 nach Maßgabe des 
Artikel 104b Grundgesetz Finanzhilfen in einem Gesamt- 
volumen von 2,15 Mrd. Euro für Investitionen der Länder 
und Gemeinden zu Tageseinrichtungen und zur Tages- 
pflege für Kinder unter drei Jahren. 

Neben diesen Investitionskostenzuschüssen stellt der 
Bund zugunsten der Länder im Wege eines Festbetrages 
bei der Umsatzsteuerverteilung ab 2009 bis 2013 insge- 
samt 1,85 Mrd. Euro und anschließend jährlich 770 Mio. 
Euro zur Verfügung, um eine Entlasfung bei den zusäfz- 
lichen Betriebskosten sicherzustellen. Dies entspricht 
gerade den Wünschen der östlichen Bundesländer, die 
sich hierdurch konsequent den Fragen der Qualität von 
Bildung, Betreuung und Erziehung insbesondere der unter 


Abbildung 11 
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3-jährigen Kinder zuwenden können. Die Bundesregie- 
rung unterstützt die Bemühungen der Länder, Kommunen 
und Träger, für mehr Qualität in Tageseinriehtungen und 
in der Kindertagespflege zu sorgen, dureh das „Forum 
frühkindliehe Bildung“ und das „Aktionsprogramm Kin- 
dertagespflege“. Qualifizierung ist insbesondere dort nö- 
tig, wo ein hohes Durehsehnittsalter der Betreuungsper- 
sonen in den näehsten Jahren zu einem gesteigerten 
Bedarf an qualifiziertem Naehwuehs führen wird. Davon 
sind hauptsäehlieh die östliehen Bundesländer betroffen. 
Ein weiteres Ziel ist, fiäehendeckend einen guten Betreu- 
ungssehlüssel zu erreiehen. Insbesondere die östliehen 
Bundesländer haben hier noeh Naehholbedarf Im Rah- 
men des Zukunftsinvestitionsgesetzes aus Konjunkturpa- 
ket 11 werden Investitionen in die Bildungsinfrastruktur 
gefördert, ln diese Förderung ist aueh der Bereieh der 
frühkindliehen Bildung ausdrüeklieh mifeinbezogen. 

Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser 

Das bundesweite Aktionsprogramm Mehrgenerationen- 
häuser verbessert fiäehendeckend die Infrastruktur für 
alle Lebensalfer. Seif Anfang 2008 fördert der Bund 
500 Mehrgenerationenhäuser in ganz Deutschland, 
145 davon in den neuen Bundesländern ohne Berlin. Sie 
haben sich aus unterschiedlichen Bereichen heraus ent- 
wickelt: 38 der Einrichtungen stammen ursprünglich aus 
dem Bereich der Familienbildung, 25 aus dem der Fami- 
lien- und Mütterzentren, 24 aus dem Bereich Sport und 
Kultur, 21 aus dem kirchlichen Begegnungsfeld, 20 aus 
dem Bereich der Seniorenbildung und Seniorentreffs und 
17 aus Eltem-Kind-lnitiativen. Seit dem Beginn des Pro- 
gramms setzen diese Einrichtungen die Ziele des Ak- 
tionsprogramms um. Die Mehrgenerationenhäuser ver- 
binden heute bürgerschaftliches Engagement, Selbsthilfe 
und professionelle Unterstützung zu einem umfassenden 
Angebot für Menschen jeden Alfers. Durch die gleichmä- 
ßige Verteilung der Mehrgenerationenhäuser auf die 
Landkreise und kreisfreien Städte ist die Erreichbarkeit 
der Mehrgenerationenhäuser für die Bürgerinnen und 
Bürger in den neuen Bundesländern überdurchschnittlich 
gut. 

Mehrgenerationenhäuser sind aktive und aktivierende 
Zentren für Jung und Alt und tragen zur Etablierung eines 
lokalen Marktes für familienunterstützende, generatio- 
nenübergreifende Dienstleistungen bei. Auf der Basis lo- 
kaler Anforderungen und Rahmenbedingungen wird zu 
diesem Zweck eine passgenaue Angebotspalette an Qua- 
lifizierungs- und Dienstleistungsmaßnahmen entwickelt. 
Mehrgenerationenhäuser bieten beispielsweise praktische 
Hilfe bei Fragen rund um Altentagespfiege und demen- 
zielle Erkrankungen, unterstützen Eltern in der Erziehungs- 
verantwortung. Betroffene und Angehörige finden hier in 
Mehrgenerationenhäusem Unterstützung. Parallele Ange- 
bote für Kinder und Eltern helfen Familien, insbesondere 
aber auch Alleinerziehenden, bei der Bewältigung der 
täglichen Herausforderungen. Vor allem mit flexiblen For- 
men der Kinderbetreuung sind Mehrgenerationenhäuser 
ideale Stützen im Alltag von Familien - Randzeiten- 


betreuung und Notzeitenbetreuung sind für Mehrgenera- 
fionenhäuser charakferisfisch. Durch die Befeiligungsmög- 
lichkeiten unterstüfzen Mehrgenerationenhäuser Eltern in 
der Erziehungsverantwortung. Mehrgenerationenhäuser 
kooperieren mit der Wirtschaft und binden Unternehmen 
in ihre Arbeit ein mit dem Ziel, die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie zu fördern, ln der öffentlichen Wahrneh- 
mung sind Mehrgenerationenhäuser eng mit familien- 
nahen Dienstleistungen assoziiert. Die optimale Nutzung 
dieses Angebots wird die Bundesregierung ab dem Jahr 
2009 durch eine bundesweite online-Vermittlungsdaten- 
bank unterstützen. Ziel des Gesamtprogramms ist, dass 
die Bürgerinnen und Bürger das einzelne Mehrgeneratio- 
nenhaus in der Region als beispielgebendes Modell für 
die Kompefenz einer generafionenoffenen sozialen Bür- 
gergesellschaft erleben. 

Täglich besuchen 100 000 Menschen die Mehrgenera- 
tionenhäuser. Die Bundesregierung sieht sich durch das 
Urteil der Menschen vor Ort bestätigt: Gut drei Viertel 
der Nutzerinnen und Nutzer der Mehrgenerationenhäuser 
fühlen sich durch das breite Angebote in den Mehr- 
generationenhäusem stark bis sehr stark entlastet 
(www. mehrgenerationenhaeuser. de) . 

Bundeswehr und Familie 

Die Bundeswehr braucht gut ausgebildetes und leistungs- 
fähiges Personal. Qualifikation, Motivation und Bemfs- 
zufriedenheit der Soldatinnen und Soldaten sowie der 
zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestimmen maß- 
geblich die Fähigkeit zur Bewältigung des weiten Auf- 
gabenspektmms. Hierbei spielt die Vereinbarkeit von Fa- 
milie und Dienst bzw. Erwerbstätigkeit eine wichtige 
Rolle. 

Vor diesem Hintergmnd wurde für die milifärischen Or- 
ganisationsbereiche der Bundeswehr im Mai 2007 eine 
Teilkonzeption zur Vereinbarkeit von Familie und Dienst 
in den Streitkräften unterzeichnet. Erfahmngen mit der 
Vereinbarkeit von Familie und Bemf in den neuen Bun- 
desländern haben Eingang in die Teilkonzeption gefun- 
den. Bei der Umsetzung werden lokale und regionale Be- 
sonderheiten, insbesondere auch der neuen Bundesländer, 
Berücksichtigung finden. Eine entsprechende Gmndsatz- 
weisung zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätig- 
keit für zivile Beschäftigte des Geschäftsbereiches des 
Bundesministeriums der Verteidigung befindet sich in der 
Erarbeitung. 

12.2 Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern 

Frauen und Beruf 

Der Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen in Deutsch- 
land ist kontinuierlich gestiegen, sowohl in den neuen 
(2007: 63 Prozent) als auch in den alten Bundesländern 
(63,1 Prozent). Unterschiede im Erwerbsverhalten wer- 
den sichtbar, betrachtet man daneben die Arbeitslosen- 
quoten und die Lohnlücke. 
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Im Jahresdurchschnitt 2007 waren Frauen im gesamten 
Bundesgebiet mit einer Arbeitslosenquote von 9,6 Pro- 
zent (bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) stärker 
von Arbeitslosigkeit betroffen als Männer mit 8,5 Pro- 
zent. Dabei sind die Differenzen zwischen den alten und 
neuen Bundesländern sehr deutlich. Frauen und Männer 
in den neuen Bundesländern waren - in annähernd gleich 
hohem Maß - mit 15,6 Prozent bzw. 14,5 Prozent von Ar- 
beitslosigkeit betroffen. Hingegen war die Arbeitslosen- 
quote der Frauen im Westen fast nur halb so hoch, mit 
8 Prozent aber etwas höher als die der Männer (7 Pro- 
zent). Die Lohnlücke, also der Unterschied in der Entloh- 
nung einer vergleichbaren Tätigkeit zwischen Frauen und 
Männern, beträgt in Deutschland insgesamt 23 Prozent, 
in Westdeutschland 24 Prozent und in Ostdeutschland 
6 Prozent. Hier schlägt insbesondere der Unterschied bei 
den familienbedingten Erwerbsunterbrechungen zwi- 
schen Ost und West zu Buche. Unterschiede zugunsten 
der neuen Bundesländer bestehen auch bei der Vollzeiter- 
werbstätigkeit von Müttern schulpflichtiger Kinder. 

Perspektive Wiedereinstieg 

Das Aktionsprogramm „Perspektive Wiedereinstieg“ rich- 
tet sich an Frauen, die ihre Kinder über viele Jahre groß- 
gezogen und dafür ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben ha- 
ben. Fast 40 Prozent dieser Frauen wollen nach einer 
längeren Familienpause wieder einer Erwerbsarbeit nach- 
gehen. Den beruflichen Wiedereinstieg für die Berufs- 
rückkehrerinnen unterstützt das Aktionsprogramm der 
Bundesregierung: Die 17 Modellstandorte sind über alle 
Bundesländer (Ausnahme Berlin und Saarland) verteilt. 
Von den 17 Modellstandorten befinden sich sieben in den 
neuen Bundesländern. Im Projekt werden innovative Brü- 
ckenangebote erprobt, unter anderem Angebote für die 
(Ehe-)männer der Wiedereinsteigerinnen. 

Erweiterung des Berufswahlspektrums 

Viele Mädchen wählen ihren Beruf nach wie vor aus ei- 
nem engen Spektrum von Berufsbildern. Selten entschei- 
den sie sich für Ingenieurberufe oder Informatik. Am 
Girls’ Day, dem bundesweiten jährlichen Mädchen-Zu- 
kunftstag, können Mädchen Berufsbereiche wie z. B. in 
Technik, Handwerk, Naturwissenschaften und Informati- 
onstechnologie für sich entdecken, die sie bisher eher sel- 
ten in Betracht ziehen. In 2008 bewarben sich mehr als 
130 000 Mädchen bei über 8 500 Veranstaltungen (74 Pro- 
zent in den alten Bundesländern, 26 Prozent in den neuen 
Bundesländern). Nach dem Aktionstag konnte sich fast 
die Hälfte der Teilnehmenden eine Zukunft in dem be- 
suchten Betrieb vorstellen. 

Gewalt gegen Frauen 

Bei der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen liegt die 
Finanzierung des Hilfesystems in der konkurrierenden 
Gesetzgebung. Die Ausstattung der Bundesländer mit 
Frauenhäusem und Frauennotrufen ist zum Teil sehr un- 
terschiedlich, allerdings lässt sich kein besonderes Ost- 


West-Gefälle feststellen. In Thüringen ist inzwischen die 
Unterhaltung von Frauenhäusem durch Landesgesetz zur 
kommunalen Pfiichtaufgabe gemacht worden. 

12.3 Politik für Jugendliche 

Ein Gemeinwesen funktioniert nur dann, wenn alle Men- 
schen die Möglichkeit zur Teilhabe haben. Soziale Un- 
gleichheiten und mangelnde Integration von Menschen 
mit unterschiedlichem kulturellem Hintergmnd können 
den Zusammenhalt einer Gemeinschaft beeinträchtigen. 
Verlierer solcher Prozesse sind in der Regel diejenigen, 
die ohnehin am Rande der Gesellschaft stehen und weni- 
ger Chancen auf Bildung, Beschäftigung und gesell- 
schaftliche Teilhabe besitzen. 

An dieser Stelle setzt das Bundesmodellprogramm „Lo- 
kales Kapital für soziale Zwecke“ an. Die letzte Förder- 
phase des ESF-Programms (LSF = Europäischer Sozial- 
fonds) wurde im Jahr 2008 erfolgreich abgeschlossen. 
Während der 5-jährigen Laufzeit wurden in 288 Förder- 
gebieten mehr als 15 000 Kleinstprojekte ins Leben gera- 
fen, in denen mehr als 440 000 Menschen qualifiziert, be- 
raten und unterstützt wurden. 

Für die neue Förderperiode wurde das Programm jugend- 
politisch neu ausgerichtet und die Fördemng vor allem in 
den stmkturschwachen ländlichen Regionen der östlichen 
Bundesländern erheblich ausgeweitet. Unter dem Namen 
„STÄRKEN vor Ort“ unterstützt es seit 2009 benachtei- 
ligte Jugendliche und Frauen mit Problemen beim Ein- 
stieg und Wiedereinstieg in das Erwerbsleben. Ziel ist die 
Förderung der sozialen, schulischen und beruflichen Inte- 
gration der Jugendlichen und Frauen. „STÄRKEN vor 
Ort“ will gemeinsam mit den Bewohnerinnen und Be- 
wohnern lokale integrations- und beschäftigungswirk- 
same Potenziale aktivieren. Die Adressaten sollen durch 
kleine Initiativen und Organisationen vor Ort erreicht 
werden. Die Programmumsetzung erfolgt über Lokale 
Aktionspläne, aus denen Mikroprojekte gefördert werden. 
„STÄRKEN vor Ort“ wird zunächst für die Jahre 2009 
bis 2011 mit 99 Mio. Euro aus dem Europäischen Sozial- 
fonds (LSF) gefördert. Ein Schwerpunkt der Förderung 
liegt in den neuen Bundesländern: Rund 52 Prozent des 
Gesamtbudgets (48 Mio. EUR) werden für struktur- 
schwache Städte und Landkreise in den neuen Bundeslän- 
dern eingesetzt. Strukturschwache Landkreise sollen ver- 
stärkt unterstützt werden. 

Nach wie vor stellt die Abwanderung junger Menschen 
für die Entwicklung der neuen Länder eine besondere He- 
rausforderung dar. Viele gut ausgebildete Jugendliche 
und darunter vor allem junge Frauen verlassen die neuen 
Länder. 

Um Bleibeperspektiven aufzuzeigen, wurde am 1. März 
2005 eine länderübergreifend tätige „Koordinierungs- 
stelle Perspektiven für junge Menschen - gemeinsam ge- 
gen Abwanderung“ eingerichfef, die unfer dem Dach der 
Stiftung Demokratische Jugend mit Unterstützung des 
Bundes zunächst bis 2010 tätig sein wird. 
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Zu den Aufgaben der Koordinierungsstelle zählen die 
Thematisierung des Abwanderungsproblems in der Öf- 
fentliehkeit, die Vernetzung von Informationen, Konzep- 
ten und Akteuren in diesem Bereieh sowie die Initiierung 
und Begleitung von Förderprogrammen und Wettbewer- 
ben, die geeignet sind, jungen Mensehen Perspektiven 
zum Bleiben oder Wiederkommen zu eröffnen. Die viel- 
fältigen Aktivitäten in den Handlungsbereiehen der Ko- 
ordinierungsstelle haben im Kern das Ziel, gemeinsam 
mit Partnern aus Verwaltung, Politik, Wirtsehaft und 
Zivilgesellsehaft Jugendliehe zu mehr Eigeninitiative an- 
zuregen, ihre Heimatverbundenheit zu fordern sowie in 
lokalen Nefzwerken und überregionalen Kooperafions- 
gemeinsehaften dafür Unferstüfzungssfrukfuren zu sehaf- 
fen. 

Als zusäfzlieher Sehwerpunkt der Koordinierungssfelle 
„Perspektiven für junge Mensehen“ wurde 2008 das Mo- 
dellprojekt „1. Sehwelle“ aufgelegt, das an 12 Standorten 
in den neuen Ländern arbeitet, um jungen Mensehen, die 
naeh erfolgreiehem Sehulabsehluss keine Lehrstelle ge- 
funden oder keinen Studienplatz erhalten haben, Zukunfls- 
ehaneen dureh Arbeit in einem örtliehen gemeinnützigen 
Projekt zu eröffnen. 

Seit dem Jahr 2000 fördert die Europäisehe Union im 
Rahmen der Jugendprogramme „JUGEND“ und - aktuell 
„JUGEND IN AKTION“ über internationale Jugendbe- 
gegnungen und z. B. den Europäisehen Freiwilligendienst 
(EFD) die nieht-formale und informelle Bildung benaeh- 
teiligter junger Mensehen, die z. B. in ländliehen Räumen 
aufwaehsen. 

Das aktuelle EU- Jugendprogramm riehtet sieh an junge 
Mensehen im Alter von 13 bis 30 Jahren. Es hat wie- 
derum eine Laufzeit von 7 Jahren (2007 bis 2013) und 
wurde für diese Zeit mit einem Budget von 886 Mio. 
Euro ausgestattet. Davon kommen rund 80 Mio. Euro Ju- 
gendliehen aus ganz Deutsehland zu Gute. 

Ca. 1 Mio. Euro pro Jahr aus dem Kinder- und Jugend- 
plan des Bundes verstärken dieses von den EU-Jugendmi- 
nistem und EU-Parlamentariem gemeinsam verabsehie- 
dete Jugendprogramm. Die zahlreiehen Aktivitäten im 
Programm „JUGEND IN AKTION“ zeigen, dass bürger- 
sehaflliehes Engagement aueh im europäisehen Kontext 
möglieh und sinnvoll ist. 

Mit dem Europäisehen Freiwilligendienst können sieh 
junge Leute für 3 Woehen bis 12 Monafen in einem ge- 
meinnützigen Projekt im Ausland engagieren. Der EFD 
vermittelt jungen Mensehen aus Ost- und Westdeutseh- 
land gleiehermaßen Erfahrungen mit „deutseher und euro- 
päiseher Identität“ im Ausland. Jugendliehes Engagement 
wird hier mit verantwortlieher Mitarbeit kombiniert - 
Kreativität und neue Ideen fließen in bestehende Aufga- 
ben mit ein. Außerdem werden das eigene Selbstver- 
trauen und die Fähigkeit zur Teamarbeit gestärkt. Die 
bisherigen Erfahmngen zeigen, dass ein Auslandsaufent- 


halt mit dem EFD jungen Mensehen die Mögliehkeit 
gibt, Eigeninitiative zu entwickeln und eine bessere Aus- 
gangsposition für den Einsfieg ins Bemfsleben zu erwer- 
ben. 

Im Jahr 2008 nahmen ca. 7 500 junge Menschen aus 
Deutschland am Jugendprogramm teil, rund 770 Euro- 
päische Freiwillige wurden im EFD gefördert. 165 Ju- 
gendbegegnungen fanden statt und mehr als 150 Jugend- 
demokratieprojekte und Jugendinitiativen wurden unter- 
stützt. Jugendliche aus ländlichen Räumen erhielten 
Priorität bei der Antragsstellung. 

Insgesamt kamen 2008 ca. 35 Prozent der entsendeten 
Freiwilligen aus den neuen Bundesländern und Berlin. 
Mehr als 45 Prozent der Projekte mit Freiwilligen aus 
dem Ausland fanden hier statt. Ca. 50 Prozent der ande- 
ren Beteiligungs-Projekte fanden in den neuen Bundes- 
ländern und Berlin statt. 

Zivildienst 

Etwa jeder fünfte Zivildienstleistende leistet seinen Zivil- 
dienst in den neuen Bundesländern. Dort stehen insge- 
samt 21 205 anerkannte Zivildienstplätze kommunaler 
oder privater Träger insbesondere aus dem Bereich der 
Freien Wohlfahrtspflege zur Verfügung. Rund ein Sechs- 
fel aller Pläfze bundesweit befindet sich in den neuen 
Bundesländern. Hier stehen die jungen Männer hilfe- 
bedürftigen behinderten oder kranken, älteren wie jün- 
geren Menschen zur Seite, engagieren sich im Umwelt- 
schutz und in der Landschaftspflege. Spitzensportler 
haben im Rahmen des Zivildienstes die Möglichkeit, ihre 
Wehrpflicht zu erfüllen und gleichzeitig sfaatlich ge- 
fördert ihr notwendiges Training nicht zu vernachläs- 
sigen. 

13 Gesundheitsversorgung, Rente und Politik 
für ältere Menschen 

13.1 Gesundheitsversorgung 

Gesundheit hat einen hohen Wert im Bewusstsein des 
Einzelnen und der Öffentlichkeit. Der medizinischen 
Versorgungslage wird im Allgemeinen eine hohe Bedeu- 
tung zugemessen, ln den letzten Jahren hat sich die Ver- 
sorgungslage in den neuen Ländern jener in den alten 
Ländern angeglichen. Die Lebenserwartung in Deutsch- 
land ist insgesamt kontinuierlich gestiegen. Die Lebens- 
erwartung von Männern lag 2007 bei 76,9 Jahren, von 
Frauen bei 82,3 Jahren. Frauen und Männer in Ost- 
deutschland haben bei der Lebenserwartung aufgeholt, 
die Unterschiede sind deutlich geringer geworden. 
Frauen leben in Ost- wie Westdeutschland mittlerweile 
nahezu gleich lang. Bei Männern hat die Lebenserwar- 
tung mit 75,8 Jahren gegenüber 77,15 Jahren das Niveau 
ihrer Geschlechtsgenossen im Westen noch nicht ganz er- 
reicht. 
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Abbildung 12 


Entwicklung der Lebenserwartung bei Geburt seit 1990 



Deutschland Alte Bundesländer Neue Bundesländer 


Sicberstellung der Versorgung im ländlicben Raum 

Alle Bürgerinnen und Bürger Deutschlands müssen sich 
auf eine medizinische Versorgung, die wohnortnah und 
gut erreichbar ist, verlassen können - und das nicht nur in 
einer Notsituation und unabhängig davon, ob sie in der 
Stadt oder auf dem Land wohnen, ln Deutschland besteht 
eine gute und flächendeckende ärztliche Versorgung. Die 
Zahl der Ärzte ist in den letzten 10 Jahren weiter gestie- 
gen - im ambulanten Bereich zwischen 1996 und 2006 
um 13 Prozent und in den Krankenhäusern um 20 Pro- 
zent. 

Trotzdem gibt es in einzelnen ländlichen Regionen Eng- 
pässe. Es gibt Hausarztpraxen oder auch Krankenhausab- 
teilungen auf dem Land mit Nachwuchsproblemen. Die- 
sem Problem hat der Gesetzgeber mit einen ganzen 
Bündel an Maßnahmen entgegengewirkt. Mit dem GKV- 
Modemisierungsgesetz wurde die Gründung von medizi- 
nischen Versorgungszentren, in denen Ärztinnen und 
Ärzte mit anderen Gesundheitsberufen unter einem Dach 
Zusammenarbeiten, zulässig. Der heutige Trend beweist, 
dass sich Versorgungszentren bundesweit durchsetzten. 
So sind seit dem Jahr 2007 je Quartal zwischen 60 und 
80 Neugründungen zu verzeichnen. 

Weitere Maßnahmen, die der Ärzteschaft die Arbeit in 
ländlichen Gebieten erleichtern und zur Stabilisierung der 


Versorgungssituation und Vermeidung drohender Unter- 
versorgung beitragen, sind mit dem Vertragsarztrechtsän- 
derungsgesetz und weiteren Gesetzen in Kraft getreten 
bzw. treten schrittweise in Kraft. Dazu gehören zum Bei- 
spiel: 

- Flexibilisierung der vertragsärztlichen Berufsausü- 
bung (Abschaffung der Altersgrenzen, Verbesserung 
der Anstellungsmöglichkeiten in Arztpraxen etc.), 

- Steuerung des ärztlichen Niederlassungsverhaltens ab 
dem Jahr 2010 über Preisanreize bei der ärztlichen 
Vergütung; Ärztinnen und Ärzte, die in unterversorg- 
ten Gebieten tätig sind, werden dann eine höhere Ver- 
gütung erhalten. Umgekehrt sinkt der Anreiz, sich in 
überversorgten Gebieten niederzulassen, da Ärzte dort 
niedrigere Vergütungen als im Regelfall erhalten. 

- Entlastung des Arztes durch die Möglichkeit, Tätig- 
keiten auf nichtärztliche Berufe zu übertragen (Mo- 
dellvorhaben, Schwester AGnES), 

- Öffnungsmöglichkeiten für Krankenhäuser bei Unter- 
versorgung, 

- Sicherstellung der flächendeckenden stationären 
Krankenhausversorgung durch die Möglichkeit zur 
Zahlung von Sicherstellungszuschlägen. 
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Die Bundesregierung wird - wie im Abschlussbericht der 
vom Bundeskabinett im März 2008 eingesetzten intermi- 
nisteriellen Arbeitsgruppe „Ländliche Räume“ festgehal- 
ten - zu gegebener Zeit prüfen, ob hier eine Nachsteue- 
rung notwendig ist und ob ggfs, weitere Maßnahmen 
zielführend sind. 

Vergütungs- und Honorarreform 

Weitere Verbesserungen für die Ärztinnen und Ärzte und 
die ärztliche Versorgung insbesondere in den neuen Län- 
dern ergeben sich seit 1 . Januar 2009 aus der Reform des 
vertragsärztlichen Vergütungssystems. Die Honorarreform 
sieht eine Honorarangleichung für die Ärzte in den neuen 
Ländern und die Finanzierung größerer Leistungsmengen 
vor. Fast 20 Jahre nach dem friedlichen Prozess der deut- 
schen Wiedervereinigung verdienen Ärzte in den neuen 
Ländern nun so viel wie ihre westdeutschen Kollegen. 
Davon werden auch die Versicherten in den neuen Län- 
dern profitieren, weil dadurch der Anreiz zu Niederlas- 
sungen steigt. 

Mit der Vergütungsreform werden zudem bestimmte 
wünschenswerte Leistungen - wie etwa die geriatrische 
Weiterbildung oder Hausbesuche - besser vergütet. Da- 
von werden auch ländliche Regionen, in denen oft auch 
ein größerer Anteil an älteren und chronisch kranken 
Menschen wohnt als in der Stadt, profitieren. 

GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz und 
Versicberungsscbutz für alle 

Das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) 
sorgt dafür, dass das deutsche Gesundheitssystem auch in 
Zukunft leistungsfähig, solidarisch und finanzierbar 
bleibt. Es bedeutet für die Menschen in Ost und West 
mehr sozialen Schutz, verbesserte Leistungen und mehr 
Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen Tarif- und 
Versorgungsangeboten. Auf allen Ebenen ist das Gesund- 
heitssystem neu strukturiert, wettbewerblicher ausgerich- 
tet und transparenter gestaltet worden. Gleichzeitig sind 
die 2004 eingeleiteten Verbesserungen in der gesundheit- 
lichen Versorgung zur Förderung der Hausarztversor- 
gung, der integrierten Versorgung, der besseren Zusam- 
menarbeit der Leistungserbringer und der Sicherung von 
Qualität und Wirtschaftlichkeit in der Arzneimittelversor- 
gung fortgesetzt worden. 

Das GKV-WSG ermöglicht allen Menschen - auch jenen, 
die bisher nicht versichert waren - den Zugang zu einer 
Absichemng im Krankheitsfall, wenn sie legal in Deutsch- 
land wohnen. Seit Inkrafttreten der Gesundheitsreform am 
1. April 2007 sind bis zum April 2009 fast 162 000 Bür- 
gerinnen und Bürger in die Krankenversicherung zurück- 
gekehrt. Rund 1 3 8 000 ehemals Nicht- Versicherte sind 
jetzt wieder in einer Gesetzlichen Krankenkasse versi- 
chert. Die Privaten Krankenversicherungen haben seit 
Juli 2007 insgesamt rund 24 000 Menschen ohne Versi- 
cherungsschutz aufgenommen. Die rund 5 300 PKV- Ver- 
sicherten, die bis zum Jahresende 2008 den modifizierten 
Standardtarif gewählt hatten, wurden zum 1 . Januar 2009 
in den zum Jahresanfang in Kraft getretenen Basistarif 


überführt. 18 500 ehemals Nicht- Versicherte haben nach 
Auskunft der PKV einen anderen Tarif gewählt. 

Die Einführung einer lückenlosen Krankenversicherungs- 
pflicht war ein zentraler Baustein der Gesundheitsreform 
2007. Sie besteht seit 1. April 2007 in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung und seit dem 1 . Januar 2009 in der 
Privaten Krankenversicherung. 

Gesundheitsfonds und morbiditätsorientierter 
Risikostrukturausgleich 

Der Gesundheitsfonds, als ein Element des GKV-WSG, 
wurde zum 1 . Januar 2009 eingeführt. Er funktioniert rei- 
bungslos und zeigt schon nach wenigen Wochen seine 
Stärke: ln Zeiten der globalen Finanzkrise und schwerster 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen bedeutet der Ge- 
sundheitsfonds für die Krankenkassen und Versicherte 
Kalkulierbarkeit und Sicherheit. Unabhängig von kon- 
junkturellen Schwankungen und der Entwicklung der 
Beitragseinnahmen erhalten die Krankenkassen 2009 
167 Mrd. Euro aus dem Gesundheitsfonds - rd. 11 Mrd. 
Euro mehr als 2008. Mögliche Einnahmeausfälle des 
Fonds, die aus der schwierigen konjunkturellen Entwick- 
lung resultieren, werden einmalig 2009 durch ein über- 
jähriges Liquiditätsdarlehen des Bundes ausgeglichen, 
das bis spätestens Ende 2011 zurückgezahlt werden muss. 
Mit dem Gesundheitsfonds einher geht die Einführung ei- 
nes einheitlichen Beitragssatzes für alle Mifglieder von 
gesefzlichen Krankenkassen. Der parifäfisch finanzierte 
allgemeine Beitragssatz sinkt aufgrund der im Konjunk- 
turpaket 11 beschlossenen Erhöhungen des Bundeszuschus- 
ses Mitte 2009 um 0,6 Prozentpunkte auf 14 Prozent. (Die 
Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung haben 
zusätzlich einen Beitragsanteil von 0,9 Beitragssatzpunk- 
ten zu tragen). Der Beitragssatz wird damit ab 1. Juli 
2009 rund 0,1 Prozentpunkte niedriger liegen als der 
Durchschnittsbeitragssatz Ende 2008. Ohne Gesundheits- 
fonds müssten einige Krankenkassen ihren Beitragssatz 
auf ein deutlich höheres Niveau erhöhen. 

Der Gesundheitsfonds ermöglicht es zudem, eine bessere 
Verteilung der Beitragsmittel an die Krankenkassen zu er- 
reichen. Die Morbidität der Versicherten wird direkter er- 
fasst. 80 ausgewählte Krankheiten finden bei der Mittel- 
zuweisung durch Zu- und Abschläge Berücksichtigung. 
Diese gesonderte Erfassung kostenintensiver chronischer 
Krankheiten und von Krankheiten mit schwerwiegendem 
Verlauf führt dazu, dass den Krankenkassen die Mittel 
aus dem Gesundheitsfonds wesentlich zielgenauer zuge- 
wiesen werden als im alten Risikostrukturausgleich. 

Krankenkassen, die überdurchschnittlich viele chronisch 
kranke Versicherte versorgen und entsprechend hohe finan- 
zielle Belastungen zu tragen haben, werden entlastet und 
die Chancengleichheit im Wettbewerb wird verbessert. 
Gleichzeitig bewirken der einheitliche Beitragsatz und 
die Finanzierung der Krankenkassen aus dem Gesund- 
heitsfonds auch die Abschaffung der bisherigen Unter- 
scheidung von sogenannten Zahler- und Empfängerkas- 
sen. 
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Finanzsituation der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Der Gesetzgeber hat im GKV-WSG geregelt, dass mit 
kassenartenintemen Finanzhilfen und Sanierungspro- 
grammen die Voraussetzung dafür geschaffen wurde, dass 
sämtliche Krankenkassen in West- und Ostdeutschland 
ohne Schulden zum 1. Januar 2009 in den neuen Gesund- 
heitsfonds starten können. Nach den vorläufigen Finanz- 
ergebnissen des Jahres 2008 mit einem erneuten GKV- 
weiten Überschuss ist davon auszugehen, dass die Ent- 
schuldung bei allen Kassen und damit auch bei sämtli- 
chen AOKen in den neuen Ländern erfolgreich abge- 
schlossen werden konnte. Die GKV verfugt damit zur 
Einführung des Gesundheitsfonds wieder über ein solides 
finanzielles Fundamenf. Die Einnahmen und Ausgaben 
sowie die übrigen Sfatisfiken der Krankenkassen werden 
seit 2008 nicht mehr nach Ost und West getrennt erhoben. 
Damit ist auch hier ein stückweit die Einheit vollzogen. 

Neuregelung der Rahmenbedingungen der 
Krankenhausfinanzierung 

Mit dem Krankenhausfinanzierungsreformgesetz (KHRG) 
vom 24. März 2009 wurden die Rahmenbedingungen der 
Krankenhausfinanzierung ab 2009 neu geregelt. Darüber 
hinaus enthält das Gesetz eine Vielzahl von Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Leistungsfähigkeit der Kranken- 
hausversorgung und zur Verbesserung der finanziellen 
Situation der Krankenhäuser. So soll künftig die Investi- 
tionsfinanzierung der Krankenhäuser durch leistungsorien- 
tierte Investitionspauschalen ermöglicht werden. Diese 
werden gemeinsam mit den Ländern entwickelt und sol- 
len für die Akufkrankenhäuser ab dem 1. Januar 2012 und 
für psychiatrische und psychosomatische Einrichtungen 
ab dem 1. Januar 2014 verfügbar sein. Die Länder können 
damit die bisherige antragsbasierte Investitionsfinanzie- 
rung der Krankenhäuser ablösen. Vorteil für die Kranken- 
häuser isf dann mehr Planungssicherheif für Invesfifions- 
enfscheidungen, weil sie über die ihnen zufließenden 
Invesfifionsmiffel im Rahmen der Zweckbindung frei und 
bedarfsgerechf verfügen können. 

Ein weiterer Bestandteil des Gesetzes ist die anteilige Re- 
finanzierung der Tarifiohnerhöhungen. Bei Akutkliniken 
werden die für die Jahre 2008 und 2009 farifverfraglich 
vereinbarten Lohn- und Gehaltssteigerungen ab dem Jahr 
2009 zu 50 Prozent durch die Krankenkassen finanziert, 
sofern diese Tariferhöhungen die Veränderungsrate der 
beitragspflichtigen Einnahmen der Krankenkassen über- 
schreiten. Bei Einrichtungen der Psychiatrie und der Psy- 
chosomatik ist eine fünfzigprozentige Refinanzierung der 
Tarifiohnsteigerungen als Dauerregelung vorgesehen. 
Einsparungsnotwendigkeiten der Krankenhäuser zur Refi- 
nanzierung der Tarifabschlüsse werden dadurch vermindert. 
Das KHRG sieht auch die Einführung eines Förderpro- 
gramms zur Verbesserung der Situation des Pflegeperso- 
nals in Krankenhäusern vor. Damit sollen in den nächsten 
drei Jahren schrittweise rund 1 7 000 zusätzliche Stellen 
im Pfiegedienst zu 90 Prozent durch die Krankenkassen 
finanziert werden. Dadurch wird dem seit Jahren zu beob- 
achtenden Trend entgegengewirkt, dass Krankenhäuser 


häufig zu Lasten des Pfiegebereichs Einsparungen vor- 
nehmen und dementsprechend Pfiegestellen abbauen. Die 
Stabilisierung und Verbesserung der personellen Situation 
im Pfiegedienst der Krankenhäuser kommt in erster Linie 
der pflegerischen Versorgung der Patientinnen und Pati- 
enten zugute, stärkt andererseits aber auch die Berufszu- 
friedenheit der Pflegenden in den Krankenhäusern. 

Des Weiteren sieht das KHRG zum 1. Januar 2009 den 
Wegfall des GKV-Rechnungsabschlags in Höhe von 
0,5 Prozent bei gesetzlich krankenversicherten Patientin- 
nen und Patienten vor. 

Durch diese Maßnahmen erhalten die Krankenhäuser in 
2009 von den Gesetzlichen Krankenkassen insgesamt 
rund 3,5 Mrd. Euro (fast 7 Prozent) mehr Mittel als 2008. 

Konjunkturpaket und Krankenhausinvestitionen 

Der Krankenhausbereich ist in den „Pakt für Beschäfti- 
gung und Stabilität in Deutschland zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze, Stärkung der Wachstumskräfte und Moderni- 
sierung des Landes“ aufgenommen worden. Im Rahmen 
des im Zukunftsinvestitionsgesetz vorgesehenen Investiti- 
onsschwerpunktes „Infrastruktur“ werden 3,5 Mrd. Euro 
für die Modernisierung der kommunalen Infrastruktur, 
insbesondere für Krankenhäuser (frägemeutral), Sfädfe- 
bau, ländliche Infrasfrukfur und die Lärmsanierung an 
kommunalen Sfraßen bereitgesfellt. Damif werden die 
Länder in die Lage versetzt, die Finanzhilfe des Bundes 
auch für Krankenhausinvestifionen einzusefzen. Es liegf 
nun an den Ländern, die sich ihnen bietenden Möglich- 
keiten auch im Hinblick auf ihre „Krankenhausland- 
schaft“ zu nutzen. 

Pflegereform 

Zur Unterstützung der neuen Länder gewährte der Bund 
auch für die Pflegeinfrasfrukfur Finanzhilfen. Diese be- 
frugen nach dem Pflegeversicherungsgesefz von 1995 bis 
2002 rund 3,3 Mrd. Euro. Damif konnten 1 025 neue 
Pflegeeinrichtungen in Betrieb genommen werden. Zu- 
sätzlich wurden im Rahmen des Modellprogramms zur 
Verbesserung der Versorgung Pflegebedürftiger für 102 
Projekfe Bundesmittel in Höhe von rund 80,4 Mio. Euro 
bewilligt. Zugleich führte die Einführung der Pflegever- 
sicherung zu einer Sfabilisierung und zum Ausbau der 
häuslichen Versorgung. Dadurch konnten zum Beispiel 
die Versorgungslage der Pflegebedürftigen in den neuen 
Ländern, die bis Mitte der 90er Jahre noch stark von den 
Strukturen und Verhältnissen der Staats- und Gesell- 
schaftsordnung der ehemaligen DDR mitgeprägt war, die 
Mängel im Bereich der stationären Versorgung aufgrund 
von Bauzustand, technischer Ausrüstung und Ausstattung 
der Feierabend- und Pflegeheime oder der durchschnittli- 
che Standard der Pflegeheime, der weit unter dem lag, der 
in den alten Ländern üblich war, zügig und nachhaltig 
verbessert werden. 

Das Pflege- Weiterentwicklungsgesetz, das am 1. Juli 
2008 in Kraft getreten ist, richtet die Strukturen und Leis- 
tungen der Pflegeversicherung noch besser auf die Be- 
dürfnisse und Wünsche der Pflegebedürftigen sowie ihrer 
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Angehörigen aus. Insbesondere der weitere Auf- und 
Ausbau der häusliehen Versorgung steht dabei im Vorder- 
grund. So werden etwa die Leistungen im Bereieh der 
häusliehen Pflege, aber aueh für Pflegebedürftige in der 
Pflegestufe 111 und für Härtefalle im stationären Bereieh 
in drei Sehritten erhöht und ab 2015 dynamisiert. Erst- 
mals ist ab 2009 ein Ansprueh auf individuelle Pflegebe- 
ratung (Fallmanagement) gegeben. Als zentrale wohnort- 
nahe und leiehter erreiehbare Anlaufstellen für die 
Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen können Pflege- 
stützpunkte naeh einer entspreehenden Länderentseheidung 
eingeriehtet werden. Die Maßnahmen des Pflege-Weiter- 
entwieklungsgesetzes kommen wegen ihrer Ausriehtung 
auf Strukturverbesserungen insbesondere aueh den Men- 
sehen in den neuen Ländern zugute. 

Gesundheitsförderung für ältere Menschen 

Eine große Herausforderung für das Gesundheitssystem 
liegt im Bereieh der zunehmenden Alterung der Men- 
sehen. Dieser insgesamt positive Trend - ein über lange 
Zeit in Gesundheit verbraehtes Leben - bringt es mit sieh, 
dass in Zukunft immer mehr Ältere eine gute Behandlung 
und Pflege benötigen. 

Mit der Initiative „IN FORM, Deutsehlands Initiative für 
gesunde Ernährung und mehr Bewegung“ will die Bun- 
desregierung das Emährungs- und Bewegungsverhalten 
der Mensehen in Deutsehland naehhaltig verbessern. Ge- 
sundes Aufwaehsen und gesundes Leben steigert die Le- 
bensqualität der Mensehen und ihre Aufnahme- und Leis- 
tungsfähigkeit in Bildung, Beruf und in der Freizeit. 
Gerade der Zielgruppe der älteren Mensehen kommt da- 
bei eine besondere Bedeutung zu. Im Rahmen der Initia- 
tive werden Zentren für Bewegungsförderung aueh in den 
neuen Ländern aufgebauf. Diese Zenfren haben die Auf- 
gabe, Allfagsbewegung als Teilbereieh von Gesundheifs- 
fÖrderung mögliehsf breif zu verankern. Sie sollen als 
Anlaufsfelle zur Koordination und Kooperation der Akti- 
vitäten und Akteure im Bereieh der Prävention dienen. 

13.2 Rente 

Die gesetzliehe Rentenversieherung hat sieh als erste 
Säule der Alterssieherung aueh in den neuen Ländern be- 
währt. Seit dem 1. Januar 1992 werden die Renten in 
ganz Deutsehland naeh einheitliehen Grundsätzen be- 
reehnet und entspreehend der jeweiligen Lohnentwiek- 
lung angepasst. 

Ab dem 1. Juli 2009 beträgt der aktuelle Rentenwert in 
den alten Ländern 27,20 Euro und ist damit zwar knapp 
1 3 Prozent höher als der aktuelle Rentenwert (Ost) in den 
neuen Ländern in Höhe von 24,13 Euro’. Der West-Ost- 


^ Zum Erwerb eines Entgeltpunkts West ist jedoch ein um rd. 18 Pro- 
zent höheres beitragspflichtiges Entgelt erforderlich, womit auch rd. 
18 Prozent höhere Beiträge zu zahlen sind, als für den Erwerb eines 
Entgeltpunkts Ost. Von dem verbleibenden Unterschied (rd. 18 Pro- 
zent höhere Beiträge im Westen aber nur knapp 13 Prozent höherer 
Rentenwert) profitieren Versicherte sowie Rentnerinnen und Rentner 
in den neuen Ländern. Im Ergebnis werden bei gleichen Löhnen im 
Osten höhere Rentenanwartschaften erworben als im Westen 


Finanztransfer innerhalb der gesetzliehen Rentenversiehe- 
rung kann seit der Organisationsreform im Jahr 2005 
nieht mehr exakt bestimmt, sondern nur noeh gesehätzt 
werden. Im Jahr 2009 dürfte der Wert bei rd. 14,5 Mrd. 
Euro liegen. 

Die durehsehnittlieh verfügbaren Versiehertenrenten (tat- 
säehliehe Renten naeh SGB VI und naeh Rentenüberlei- 
tungsgesetz (RÜG)) liegen in den neuen Ländern aller- 
dings sowohl bei den Männern mit rd. 1 001 Euro als 
aueh bei den Frauen mit rd. 675 Euro über denjenigen in 
den alten Ländern mit rd. 967 Euro für Männer und rd. 
491 Euro für Frauen (Stand: 1. Juli 2008). 

Diese im Vergleieh zu den verfügbaren Eekrenten güns- 
tigere Ost- West-Relation der durehsehnittliehen Versi- 
ehertenrentenzahlbeträge resultiert vor allem aus den 
gesehlossenen Versieherungsbiografien der heutigen 
Rentnerinnen und Rentner in den neuen Ländern. Diese 
tragen insbesondere bei den Frauen zu höheren dureh- 
sehnittlieh verfügbaren Versiehertenrenten bei. Außer- 
dem sind strukturelle Untersehiede in den Versieherungs- 
biografien der Rentnerinnen und Rentner in den alten und 
neuen Bundesländern zu berüeksiehtigen. So liegt der 
Anteil der Rentnerinnen und Rentner in den alten Län- 
dern, die im Laufe ihrer Erwerbsbiografie selbständig 
tätig oder verbeamtet waren und deshalb nur geringe 
Anwartsehaften als Versieherte in der gesetzliehen Ren- 
tenversieherung aufgebaut haben, höher als in den neuen 
Ländern. Die Zahlbeträge der Renten im Osten enthalten 
aueh Rentenbestandteile im Zusammenhang mit der 
Überführung der Sonder- und Zusatzversorgungssysteme 
der ehemaligen DDR in die gesetzliehe Rentenversiehe- 
rung. Im ostdeutsehen Rentenbestand befinden sieh daher 
aueh Berufsgruppen mit günstiger Einkommenssituation, 
die im Westen berufsständisehen Versorgungswerken 
oder der Beamtenversorgung angehören. 

Bei der Bewertung des Verhältnisses der verfügbaren 
Renten ist weiterhin zu berüeksiehtigen, dass die Renten 
in den neuen Ländern zumeist das einzige Einkommen im 
Alter sind. Ansprüehe aus Lebensversieherungen und an- 
deren privaten Vorsorgemaßnahmen (z. B. Immobiliener- 
werb) oder Ansprüehe auf betriebliehe Altersversorgung, 
wie sie in den alten Ländern verbreitet sind, bestehen bei 
der heutigen Rentnergeneration in den neuen Ländern in 
vergleiehsweise geringerem Umfang. 

Rentenerhöhung in Ost und West 

Basis für die Anpassung der Renten ist die Entwieklung 
der Löhne und Gehälter. Die für die Rentenanpassung 
zum 1. Juli 2009 relevante Lohnentwieklung beträgt in 
den alten Ländern rd. 2,1 Prozent und in den neuen Län- 
dern rd. 3,1 Prozent. 

Mit dem Gesetz zur Rentenanpassung 2008 wurde die 
Wirkung der stufenweise zu berücksiehtigenden Verände- 
rung des Altersvorsorgeanteils in der Rentenanpassungs- 
formel in den Jahren 2008 und 2009 auf die Jahre 2012 
und 2013 verschoben. Aus der Verschiebung resultiert in 
den Jahren 2008 und 2009 eine jeweils um rd. 0,65 Pro- 
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zentpunkte höhere Rentenanpassung sowohl in den alten 
als auch in den neuen Ländern. 

Da die anpassungsrelevante Lohnentwicklung in den 
neuen Ländern höher ausgefallen ist als in den alten Län- 
dern übersteigt der Anpassungssatz des aktuellen Renten- 
werts (Ost) zum 1. Juli 2009 mit 3,38 Prozent den Anpas- 
sungssatz des aktuellen Rentenwerts in Höhe von 
2,41 Prozent. Eine Rentenerhöhung um über 2 Prozent 
hatte es in den alten Ländern nach 1994 nur einmal im 
Jahr 2002 gegeben, ln den neuen Ländern handelt es sich 
um die stärkste Rentenerhöhung seit 1997. Dies führt zu 
einer weiteren Angleichung der aktuellen Rentenwerte 
zwischen Ost und West. 

1 3.3 Politik für ältere Menschen 

Auch der Verbesserung der Wohnverhältnisse älterer 
Menschen kommt angesichts der demografischen Verän- 
derungen große Bedeutung zu. Im Rahmen der Quartiers- 
gestaltung, der Wohnungsanpassung und der Errichtung 
innovativer Wohn- und Pfiegeeinrichtungen gilt es, den 
Bedürfnissen, Wünschen und Erwartungen der wachsen- 
den Zahl älterer Menschen zu entsprechen und ihre 
Selbstständigkeit zu erhalten und zu fordern, ln den 
neuen Bundesländern finden sich dafür mancherorts be- 
sondere Voraussetzungen. So wird im Rahmen des Mo- 
dellprogramms „Neues Wohnen“ und der modellhaften 
BaufÖrderungen im Osten Deutschlands beispielsweise 
die Errichtung von Wohngemeinschaften und sonstiger 
innovativer Wohnkonzepte gefördert. Zukunftsgerichtete, 
durch Teilhabe und Mitwirkung geprägte Projekte an der 
Nahtstelle von Altenhilfe, Handwerk und Wohnungswirt- 
schaft zeigen Wege auf, wie den demografischen Heraus- 
forderungen begegnet werden kann. Hierzu gehören bei- 
spielsweise Ausstellungen zur barrierefreien Gesfaltung der 
Wohnung und neue Formen der Wohnberatung, efwa der 
Kreishandwerkerschafl im brandenburgischen Finsterwalde. 
Das neue Informationsportal www.kompetenznetzwerk- 
wohnen.de hält praktische Tipps und Hinweise rund um 
das Thema gemeinschaftliches und innovatives Wohnen 
bereit. 

Programm „Freiwilligendienste aller Generationen“ 

Am 1 . Januar 2009 starteten die „Freiwilligendienste aller 
Generationen“ unter dem Leitmotiv „Engagement schlägt 
Brücken“. Mit dem Projekt stärkt die Bundesregierung 
ehrenamtliches Engagement. Der Dienst fördert die Kom- 
munikation sowie das Miteinander der Generationen, 
unterstützt den Aufbau einer Engagementkultur und er- 
öffnet neuen Zielgruppen den Zugang zu freiwilligem 
Engagemenf. Insgesamf sfehen für die Jahre 2009 bis 
2011 24,75 Mio. Euro bereit. 

Seit Jahresbeginn sind die Freiwilligen in dem neuen 
Dienst mit neuen Rechten ausgestattet worden. Durch 
eine Ergänzung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB Vll - gesetzliche Unfallversicherung) werden alle 
Freiwilligen der neuen Dienstform in den Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung einbezogen. Die Teil- 


nehmerinnen und Teilnehmer erhalten außerdem Hafl- 
pfiichtversicherungsschutz sowie Weiterbildung und kon- 
tinuierliche Begleitung durch den Träger. Im Gegenzug 
verpflichten sie sich, bei einem öffentlich-rechtlichen, ge- 
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Träger im 
Umfang von mindestens acht Stunden pro Woche und 
über einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten bür- 
gerschaftlich tätig zu werden. 

Herzstück des neuen Dienstes sind die in Abstimmung 
mit den Ländern ausgewählten 46 Leuchtturmprojekte, 
davon 11 in den neuen Bundesländern und 3 in Berlin. 
Gefördert werden Projekte von Gemeinden, Städten oder 
Trägem, die den neuen Freiwilligendienst mit besonderer 
Kreativität in ihrem Ort etablieren. Die Förderungsdauer 
beträgt drei Jahre. Jeder Leuchtturm erhält eine Förde- 
rung in Höhe von 50 000 Euro pro Jahr. 

Ein weiterer Baustein des Freiwilligendienstes aller Ge- 
nerationen ist der Aufbau einer bundesweiten Angebots- 
plattform für bürgerschaffliches Engagemenf. Bundesweif 
werden 2 000 Kommunen mit jeweils 2 000 Euro beim 
Aufbau einer Informations- und Vemetzungsdrehscheibe 
zum Freiwilligendienst aller Generationen gefördert. Ziel 
ist es, Angebot und Nachfrage an Freiwilligenpläfzen 
zusammenzuführen und interessierten Bürgerinnen und 
Bürgern, Kommunen und Trägem eine schnelle orts- und 
themenübergreifende Orientierang anzubieten. 

Mit Unterstützung mobiler Kompetenzteams soll das 
Know-how über das Aktivieren von Ehrenamtlichen und 
der Organisation von Freiwilligendiensten aller Genera- 
tionen in die Fläche getragen werden. Die Organisation 
der Vernetzung und Bündelung aller Formen von Engage- 
ment auf kommunaler Ebene mit Mehrgenerationenhäu- 
sern, Lokalen Bündnissen, kirchlichen Angeboten, Frei- 
willigenagenturen, Seniorenbüros, Vereinsarbeit etc., 
wird als wichtige Gmndlage für den weiteren Ausbau 
von freiwilligem Engagement angestrebt. Alle Informatio- 
nen mnd um die Freiwilligendienste aller Generationen 
können auf der Intemetseite www.Freiwilligendienste- 
aller-Generationen.de stets aktuell abgemfen werden. 

Initiative „Wirtschaftsfaktor Alter“ 

Jeder dritte Euro des privaten Konsums wird von älteren 
Kundinnen und Kunden ausgegeben. Dieser Anteil wird 
bis 2050 auf über 40 Prozent steigen. Trotzdem finden äl- 
tere Menschen mit ihren spezifischen Konsumbedürfnis- 
sen heute in einigen Marktsegmenten oftmals noch kein 
entsprechendes Angebot. Wenn sich Produkte, Techno- 
logien und Dienstleistungen stärker an den konkreten Be- 
dürfnissen und Wünschen der älteren Generation ausrich- 
ten, könnte die Lebensqualität, Selbständigkeit und 
Teilhabe älterer Menschen verbessert werden. 

Programm „Aktiv im Alter“ 

Das Programm „Aktiv im Alter“ ist mit der Erstellung 
des Memorandums „Mitgestalten und Mitentscheiden - 
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ältere Mensehen in Kommunen“ gestartet und formuliert 
folgende Leitlinien und Handlungsperspektiven: 

- Politisehe Partizipation 

- Wohnen/Wohnumfeld 

- Gesundheit/Prävention 

- Naehbarsehaftshilfe/Dienstleistungen 

- Bildung und Kultur 

- Infrastruktur für ein aktives Alter 

Das Programm „Aktiv im Alter“ gibt insgesamt 150 Kom- 
munen in ganz Deutsehland die Mögliehkeit, lokale Bür- 
gerforen unter dem Motto „Wie wollen wir morgen le- 
ben?“ durehzuführen. Auf dem Hintergrund der von den 
Kommunen erhobenen Bedarfslage bezüglieh des Ange- 
bots an freiwilligen kommunalen Daseinsvorsorgeleisfun- 
gen beraten ältere Mensehen in diesen Foren gemeinsam 
mit den örtliehen gesellsehaftliehen Akteuren, welehe 
Themen sie aufgreifen wollen. Hierzu sollen dann Pro- 
jekte aufgebaut werden, in denen ältere Mensehen für das 
Gemeinwesen aktiv werden. Für diesen Prozess erhält 
jede Kommune 10 000 Euro. Die ersten 50 Kommunen, 
davon 14 Standorte in den neuen Bundesländern, haben 
mit dem Programm „Aktiv im Alter am 1 . Oktober 2008 
begonnen; weitere hundert Kommunen werden im Juni 
2009 naeh einer erneuten Aussehreibung folgen. 

ln den partizipatorisehen Prozessen des Modellpro- 
gramms erhalten engagierte ältere Mensehen erweiterte 
Handlungsspielräume und Mögliehkeiten zum Mitgestal- 
ten und Mitentseheiden. Das Programm soll die Voraus- 
setzungen dafür sehaffen, dass eine gesellsehaftlieh ak- 
zeptierte, verantwortliehe Rollenzuordnung für das Alter 
entsteht und die Leitkultur „aktives Alter“ in den Kom- 
munen stärker verankert wird. Dadureh werden der Zu- 
sammenhalt der Gesellsehaft und die Generationensolida- 
rität verbessert. Das Programm fordert die Eigeninitiative 
älterer Bürgerinnen und Bürger und stärkt die Zivilgesell- 
sehaft. 

14 Kunst- und Kulturlandschaft 
Ostdeutschland 

14.1 Aktuelle Programme 

Der kulturelle Reiehtum der neuen Länder ist einzigartig. 
Er bestieht dureh seine ungewöhnlieh Diehte und Vielfäl- 
tigkeit und nieht zuletzt dureh seine weltweite Ausstrah- 
lung. 

Der sieh hieraus ergebenden kulturpolitisehen Verantwor- 
tung hat sieh die Bundesregierung gestellt und für die 
Kultur in den neuen Ländern naeh der Wiedervereinigung 
mit den von ihr initiierten Aufbauprogrammen (z. B. dem 
Aufbauprogramm „Kultur in den neuen Ländern“, seit 
2000: „Programm Kultur in den neuen Ländern“) erhebli- 
ehe Mittel zur Sanierung der maroden kulturellen Infra- 
struktur bereitgestellt. Damit hat sie die Kultureinriehtun- 
gen in Ostdeutsehland dabei unterstützt, einen Rüekstand 
von Jahrzehnten gegenüber vergleiehbaren Institutionen 
in Westdeutsehland aufzuholen. 


Die kulturelle Substanz ist neben den Naturlandsehaften 
ein wiehtiges Zukunfts- und Wirtsehaftspotenzial für die 
Kommunen in den neuen Ländern, daher unterstützt die 
Bundesregierung die neuen Länder aueh weiterhin bei 
den Bau- und Sanierungsmaßnahmen (Programm „Inves- 
titionen für nationale Kultureinriehtungen in Ostdeutseh- 
land“). Besonders hervorzuheben sind die vom Deut- 
sehen Bundestag 2007 zusätzlieh gewährten Finanzmittel 
für die Stiftung Preußiseher Sehlösser und Gärten 
(77,5 Mio. Euro) sowie die Stiftung Weimarer Klassik 
und Kunstsammlungen (45 Mio. Euro). Diese Sonderin- 
vestitionsmittel werden vom Freistaat Thüringen bzw. 
von den Ländern Berlin und Brandenburg in gleieher 
Höhe kofinanziert. 

Am 11. Juli 2008 wurde das OZEANEUM eröffnet, der 
größte Museumsneubau Ostdeutsehlands. Als bundesweit 
einziges naturwissensehaftliehes Museum, das sieh der 
Erforsehung der Meere widmet, ist das Deutsehe Mu- 
seum mit dem OZEANEUM ein kultureller Leuehtturm 
für den gesamten Ostseeraum geworden und ein innovati- 
ves Ausstellungsprojekt mit internationaler Ausstrahlung. 
Seit Eröffnung haben bereits 750 000 Gäste (Zählung bis 
1. Mai 2009) das OZEANEUM besueht. Der Bund hat 
die Hälfte der Kosten von insgesamt rund 60 Mio. Euro 
für den Neubau übernommen. 

Das besondere Anliegen des Beauftragten der Bundes- 
regierung für Kultur und Medien gilt aber vor allem der 
dauerhaften, gezielten Förderung gesamtstaatlieh bedeut- 
samer Kultureinriehtungen (Leuehtturm-Programm). Da- 
neben sind weitere Sehwerpunkte der Kulturpolitik des 
Bundes in den neuen Ländern der Denkmalsehutz und die 
Hauptstadtkulturförderung. Zudem unfersfüfzt der Bund 
die kulturellen Einriehtungen und Projekte nationaler 
Minderheiten, kulturelle Maßnahmen im Rahmen des 
Bundesvertriebenengesetzes sowie Projekte naeh der Ge- 
denkstättenkonzeption. 

Förderung national bedeutsamer Kultur- 
einrichtungen 

Mit insgesamt rund. 28 Mio. Euro unterstützt der Bund 
aueh in diesem Jahr eine Vielzahl überregional bedeut- 
samer Kultureinriehtungen, die sogenannten „kulturellen 
Leuehttürme“. 

Zu ihnen gehören u. a. : 

- die Stiftung Preußisehe Sehlösser und Gärten Berlin- 
Brandenburg 

- die Stiftung Weimarer Klassik und Kunstsammlungen 

- die Stiftung Bauhaus Dessau 

- die Stiftung Baeharehiv Leipzig 

- die Stiftung Luther-Gedenkstätten in Saehsen- Anhalt 

- die Stiftung Deutsehes Meeresmuseum in Stralsund 

- die Franekesehen Stiftungen zu Halle 

- die Kulturstiftung Dessau-Wörlitz 

- die Stiftung Fürst-Püekler-Park Bad Muskau 
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- die Stiftung Fürst-Pückler-Museum Park und Schloss 
Branitz 

- die Wartburg-Stiftung Eisenach. 

Exemplarisch wird die Förderung der Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg und der Stif- 
tung Weimarer Klassik und Kunstsammlungen aufge- 
zeigt. 

Die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin- 
Brandenburg ist ein Ensemble von außergewöhnlicher 
Größe und einmaliger künstlerischer Qualität. Sie zählt 
zu den wichtigsten und größten Schlösser- und Garten- 
anlagen, ist UNESCO Weltkulturerbe und zählt zu den 
beliebtesten touristischen Zielen in Deutschland. 

Der Bund ist mit rund 14 Mio. Euro größter Zuwendungs- 
geber der Stiftung. Obwohl seit Stiftungsgründung im 
Jahre 1995 mehr als 175 Mio. Euro in den Erhalt und die 
Sanierung der Bauten und Gartenanlagen investiert wur- 
den, besteht ein erheblicher Investitionsbedarf, um große 
historische Baukomplexe wie das Schloss Babelsberg, 
das Neue Palais oder das Schloss Charlottenburg dauer- 
haft zu bewahren. Aus einem vom Deutschen Bundestag 

2007 beschlossenen Sonderinvestitionsprogramm stellt 
der Bund der Stiftung zusätzlich 77,5 Mio. Euro für Sa- 
nierungsmaßnahmen bereit. Berlin und Brandenburg leis- 
ten eine Kofinanzierung in gleicher Höhe. 

Diese Mittel sind nicht nur eine unverzichtbare Investi- 
tion in den Erhalt der kulturellen Substanz Deutschlands, 
sie sind mittelbar auch eine Investition in Wirtschaft und 
Tourismus der Region. 

Auch die Stiftung Weimarer Klassik und Kunstsammlun- 
gen verfügt mit ihren 25 Museen und Erinnerungsstätten, 
Schlössern und Parkanlagen sowie mit der Herzogin 
Anna Amalia Bibliothek und dem Goethe- und Schiller- 
Archiv über ein kulturelles Ensemble von internationalem 
Rang. 

Im Jahr 2007 konnte die Herzogin Anna Amalia Biblio- 
thek wiedereröffnet werden. Nach dem Wiederaufbau, für 
den von 2004 bis 2007 Bundesmittel in Höhe von 
8,5 Mio. Euro gewährt wurden, hat sich 2008 das wieder- 
eröffnete historische Gebäude der Herzogin Anna Amalia 
Bibliothek mit 91 500 Besuchern als Besuchermagnet er- 
wiesen. Im Mai 2008 konnte auch das Schiller-Museum 
nach einjähriger Bauzeit wiedereröffnet werden. Für den 
Brandschutz und die moderne Klimatechnik, die unab- 
dingbar waren, um künftig hochkarätige Wechselaus- 
stellungen zeigen zu können, wurden 715 000 Euro Bun- 
desmittel eingesetzt. Außerdem wurden 2008 für andere 
Sanierungsmaßnahmen in den Stiftungsliegenschaften 
-insbesondere zur Verbesserung des Brandschutzes - 
1,4 Mio. Euro bewilligt. Die institutioneile Förderung 
durch den Bund wurde von 2007 (6,7 Mio. Euro) auf 

2008 auf 8 Mio. Euro erhöht und 2009 nochmals auf 
8,3 Mio. Euro. Für 2010 ist eine weitere Steigerung auf 
8,85 Mio. Euro beabsichtigt. Im Juli 2008 wurde der 
Masterplan für den Zehnjahreszeitraum von 2008 bis 
2017 beschlossen, um das anvertraute kulturelle Erbe auf 
Dauer zu erhalten und zeitgemäß vermitteln zu können. 
Für die Umsetzung des Masterplanes haben der Bund und 


der Freistaat Thüringen jeweils 45 Mio. Euro zur Verfü- 
gung gestellt. Davon sind 20 Mio. Euro der Bundesmittel 
und 20 Mio. Euro der Landesmittel für die denkmalge- 
rechfe Herrichtung des Stadtschlosses in Weimar ein- 
schließlich Ersteinrichtung bestimmt. Mit den verbleiben- 
den Mitteln sollen in den kommenden Jahren die 
wertvollen Sammlungsbestände gesichert, die durch den 
Brand in der Herzogin Anna Amalia Bibliothek vernich- 
teten Bücher und Drucke wiederbeschafft, das Gebäude 
des Goethe-Schiller-Archivs saniert und ein Museum für 
die Bauhaussammlung errichtet werden. Die gemeinsame 
Finanzierung der Klassik Stiftung Weimar durch Bund 
und Land ist nicht nur eine Zukunftssicherung für das 
kulturelle Erbe, sondern auch eine wirtschaftliche Investi- 
tion für das Umland. Aus dem im Februar 2009 vorgeleg- 
fen 1. Kulturwirtschaffsbericht Thüringen ergibt sich, 
dass die Klassik Stiftung jährlich rund 44 Mio. Euro in 
die Region zieht und damit die Wirtschaft und den Ar- 
beitsmarkt stärkt. 

Programm „Investitionen für nationale 
Knltnreinrichtnngen in Ostdentschland“ 

Mit dem im Jahr 2004 konzipierten und seither erfolg- 
reich laufenden Programm „Investitionen für nationale 
Kultureinrichtungen in Ostdeutschland“ werden die seit 
1990 unternommenen Anstrengungen des Bundes zum 
Erhalt, zur Wiedergewinnung und Entwicklung der Kul- 
tureinrichtungen in den neuen Ländern fortgeführt und 
verstetigt. Der Bund unterstützt die Länder und Kommu- 
nen in ihrem Bestreben, die gravierenden baulichen Defi- 
zite bei Kultureinrichtungen von nationaler Bedeutung 
und europäischem Rang („Kulturelle Leuchttürme“) ziel- 
gerichtet abzubauen. Dafür sfehen 2009 rund 6 Mio. Euro 
Bundesmittel zur Verfügung. Die Vorschläge für die je- 
weiligen Invesfifionsmaßnahmen, hierzu gehören bauliche 
Maßnahmen und Beschaffungsmaßnahmen, reichen die 
Länder ein, die eine mindesfens fünfzigprozentige Ko- 
finanzierung durch Landes-, Kommunal-, EU- oder Dritt- 
mittel sicherstellen. 2009 profitieren von dieser Förde- 
rung u. a. das Kleist-Museum in Frankfurt/Oder, das 
Staatliche Museum sowie das Schloss in Schwerin, das 
Deutsche Hygiene-Museum in Dresden, die Francke- 
schen Stiftungen in Halle und die Stiftung Thüringen 
Schlösser und Gärten. 

14.2 Kulturstiftung des Bundes 

Im Januar 2002 wurde eines der wichtigsten kulturpoliti- 
schen Ziele der Bundesregierung verwirklicht: die Grün- 
dung der Kulturstiftung des Bundes. Es war der Bundes- 
regierung ein besonderes Anliegen, sie in Halle an der 
Saale anzusiedeln, um damit einmal mehr die besondere 
nationale Verantwortung gegenüber den neuen Bundes- 
ländern zu bestätigen und ein Zeichen im Sinne eines ko- 
operativen Kulturföderalismus zu sefzen. Ein besonderes 
Anliegen der Sfiftung isf die Verfiefung des internationa- 
len Kulturaustausches. 

Die Stiftung erhält einen jährlichen Zuschuss des Bundes, 
ln der Aufbauphase standen im Jahr 2002 rund 13 Mio. 
Euro zur Verfügung. 2009 befrägf die Zuwendung des 
Bundes rund 36 Mio. Euro. 
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14.3 Hauptstadtkulturförderung und Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 

Hauptstadtkulturförderung 

Berlin als Sitz von wichtigen Verfassungsorganen der 
Bundesrepublik Deutschland, von Parteien und Verbän- 
den, aber auch der ausländischen Botschaften, zahlreicher 
Institute und Medien steht im Blickpunkt der nationalen 
und internationalen Öffentlichkeit. Der Bund hat ein vita- 
les Interesse an einer vielseitigen und attraktiven Kultur- 
landschaft in seiner Bundeshauptstadt. Fragen der Reprä- 
sentation und des kulturellen Selbstverständnisses haben 
seit der wiedererlangten staatlichen Einheit an Gewicht 
gewonnen. Der Kulturstaat Deutschland muss gerade an- 
gesichts des föderalen Staatsaufbaus in seiner Hauptstadt 
erkennbar sein und auch international ausstrahlen. 
Ebenso muss die Hauptstadt eine herausgehobene Rolle 
im internationalen Kulturaustausch wahmehmen. Des- 
halb hat die Bundesregierung ihr finanzielles Engagement 
für die Hauptstadtkultur auf unverändert hohem Niveau 
fortgesetzt. 

Die Leistungen des Bundes für kulturelle Einrichtungen 
und Projekte in Berlin summieren sich auch im Jahr 2008 
auf über 430 Mio. Euro. Darin eingeschlossen sind u. a. 
Zuwendungen für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 
das Deutsche Historische Museum, das Jüdische Museum 
Berlin, die Berliner Festspiele, die Internationalen Film- 
festspiele Berlin, das Haus der Kulturen der Welt, die 
Rundfunk Orchester und Chöre GmbH, die Akademie der 
Künste, die Deutsche Kinemathek, die Deutsche Welle 
Berlin sowie nicht zuletzt für Gedenksfätten zur Erinne- 
rung an den Holocausf, an die nationalsozialisfische Dik- 
tatur sowie an SED-Unrecht und Mauerbau. 

Auf der Grundlage des am 1. Januar 2008 in Kraft getre- 
tenen Hauptstadtfinanzierungsvertrages wird die Bundes- 
regierung die bisherige Kulturförderung auf dem derzeiti- 
gen hohen Niveau verlässlich fortführen. Darüber hinaus 
befeiligf sich der Bund an den Gesamfkosfen der 2010 be- 
ginnenden Sanierung der Sfaafsoper Unter den Linden 
mit einem Festbetrag von 200 Mio. Euro. Das Land Ber- 
lin stellt deren Gesamtfinanzierung sicher und garantiert, 
dass der Staatsoper im Rahmen der Zuwendungen des 
Landes an die Stiftung Oper in Berlin ab 2008 jährlich 
41 Mio. Euro zur Verfügung gesfellt werden. 

Der von der Bundesregierung finanzierte Hauptstadtkul- 
turfonds ist für die innovative Kulturszene der Stadt und 
ihre Ausstrahlung weit über Deutschland hinaus nach wie 
vor von hoher Bedeutung. Er hat insbesondere durch 
zahlreiche Kooperationsprojekte mit Veranstaltern im 
Ausland und in den Bundesländern zu einer Vertiefung 
der kulturellen Zusammenarbeit und des Kulturaustau- 
sches geführt. 

Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

Ein besonderes Beispiel der Kulturförderung in Berlin ist 
die Stiftung Preußischer Kulturbesitz. Der Bund beteiligt 
sich nicht nur am Betriebshaushalt mit einem Zuschuss 
von rund 100 Mio. Euro, d. h. 75 Prozent der notwendi- 
gen Zuschüsse. Er hat ab 2002 auch die Gesamtfinanzie- 


rung der Sanierungs- und Wiederaufbaumaßnahmen bei 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz übernommen. 

Der Schwerpunkt der Baumaßnahmen liegt auf der 1999 
in die Liste des UNESCO-Weltkulturerbes aufgenomme- 
nen „Museumsinsel“ im Zentrum der Hauptstadt. Nach 
Sanierung und Wiedereröffnung der Alten Nationalgale- 
rie (2001) und des Bodemuseums (2006) wird im Oktober 
2009 das im 2. Weltkrieg teilzerstörte und nun für das 
Ägyptische Museum und das Museum für Ur- und Früh- 
geschichfe sanierte Neue Museum der Öffentlichkeif fei- 
erlich übergeben. Weiferhin wird mif dem Bau eines 
neuen Eingangsgebäudes eine Infrastrukfur geschaffen, 
die für die Erschließung dieses Museumsensembles von 
Welfrang angemessen und nofwendig isf. Diese Maß- 
nahme beginnt 2009 und soll bis 2013 abgeschlossen 
sein. 

Der derzeit absehbare Gesamtfinanzierungsbedarf für die 
Bauvorhaben auf der Museumsinsel befrägt rund 
1,3 Mrd. Euro. Die zeitlich wie auch kostenmäßig auf- 
wändigste Baumaßnahme auf der Museumsinsel wird die 
Sanierung des Pergamonmuseums sein, die bei laufen- 
dem Betrieb erfolgen soll. Mit ersten Vorarbeiten konnte 
auch hier begonnen werden. 

Das derzeit größte kulturelle Bauvorhaben innerhalb Ber- 
lins, die Generalinstandsetzung und der Neubau des Lese- 
saals der Staatsbibliothek zu Berlin „Unter den Linden“ 
ist planmäßig vorangekommen. Die Fertigstellung und 
Eröffnung des modernen Lesesaals erfolgt 2010, der Ab- 
schluss der Generalinstandsetzung des gesamten histori- 
schen Gebäudekomplexes in Berlin-Mitte ist für 2012 
vorgesehen. Nach jefzigem Sfand werden sich die Neu- 
bau- -und Sanierungskosten auf rund 475 Mio. Euro be- 
laufen. 

Mit dem erfolgreichen Abschluss des Wettbewerbs für 
die Wiedererrichtung des Berliner Schlosses/Humboldt- 
Forum ist 2008 auch eines der bedeutendsten Kulturin- 
vestitionsvorhaben in der Hauptstadt auf einen guten Weg 
gebracht worden. Mit dem Neubau, der künftig die außer- 
europäischen Sammlungen der Staatlichen Museen zu 
Berlin, Teile der wissenschaftsgeschichtlichen Sammlun- 
gen der Humboldt-Universität sowie dazu passende Me- 
dienbestände der Zentral- und Landesbibliothek beher- 
bergen soll, wird nach derzeitigen Planungen 2010 
begonnen. Die vom Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages festgesetzte Kostenobergrenze für die Ge- 
samfkosfen befrägt 552 Mio. Euro, woran sich das Land 
Berlin mit 32 Mio. Euro sowie private Spender beteili- 
gen. 

14.4 Deutsche Nationalbibliothek 

1912 in Leipzig gegründet, ist die Deutsche Nationalbib- 
liothek aus der Vereinigung der Deutschen Bücherei in 
Leipzig mit der Deutschen Bibliothek in Frankfurt am 
Main und dem Deutschen Musikarchiv in Berlin hervor- 
gegangen. Die Bauarbeiten für den vierten Erweiferungs- 
bau des Bibliotheksgebäudes in Leipzig verlaufen plan- 
mäßig; das Richtfest fand im März 2009 statt. Neben 
dringend benötigten zusätzlichen Magazinräumen entste- 
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hen Ausstellungs-, Lesesaal- und Bürofläehen für das zur 
Deutsehen Nationalbibliothek gehörende Deutsehe Bueh- 
und Sehriftmuseum, und die Fassaden der Büehertürme 
werden saniert, ln den Erweiterungsbau wird aueh das ge- 
genwärtig in Berlin unzureiehend untergebraehte Deut- 
sehe Musikarehiv der Deutsehen Nationalbibliothek inte- 
griert. Die Fertigstellung des mit Gesamtkosten von rund 
50 Mio. Euro geplanten Bauprojektes ist für das Jahr 
2010 vorgesehen. 

14.5 Förderung der sorbischen Minderheit 

Dureh Protokollnotiz Nummer 14 zu Artikel 35 des Eini- 
gungsvertrages (EV) ist die Bundesrepublik Deutsehland 
die Verpfliehtung eingegangen, die Bewahrung und Fort- 
entwieklung der sorbisehen Kultur und der sorbisehen 
Traditionen zu gewährleisten, ln diesem Zusammenhang 
beteiligt sieh aueh der BKM an der Förderung der aus- 
sehließlieh in den Ländern Brandenburg und Saehsen an- 
sässigen Sorben. Die Fördermittel des Bundes werden der 
„Stiftung für das sorbisehe Volk“ in Baufzen und den ihr 
angesehlossenen kulturellen Einriehtungen zur Pflege 
und Förderung sorbiseher Spraehe und Kultur zur Verfü- 
gung gestellt. Im Jahr 2009 beträgt die Bundesförderung 
8,2 Mio. Euro. Derzeit sind zwar noeh 600 000 Euro vom 
Haushaltssaussehuss des Deutsehen Bundestages ge- 
sperrt. Die Vorraussetzungen für die Freigabe dieser Mit- 
tel (Anpassung der Finanzierungsanteile der Länder 
Saehsen und Brandenburg entspreehend dem Bundesan- 
teil) sind aber bereits erfüllt. Der Antrag auf Entsperrung 
wird gestellt. 

14.6 Kulturwirtschaft 

Ein bislang kaum beaehteter, jedoeh in den letzten Jahren 
in seiner Bedeutung für Waehstum und Besehäftigung 
stetig gestiegener Sektor ist der der Kulturwirtsehaft in 
den neuen Ländern. Im engeren Sinne werden in Abgren- 
zung zur staatlieh finanzierten Kultur darunter alle Unter- 
nehmen und Selbständigen erfasst, die erwerbsmäßig und 
in einer privaten Reehtsform kulturelle Güter produzie- 
ren, vermarkten und verbreiten. Hier finden sieh zahlrei- 
ehe Selbständige und viele erwerbswirtsehaftlieh tätige 
Klein- und Mittelbetriebe. 

Wirtschaftliche Bedeutung der Kulturwirtschaft 

Die wirtsehaftliehe Bedeutung der Kulturwirtsehaft ist in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten kontinuierlieh in ganz 
Deutsehland gestiegen und weist meist eine höhere 
Waehstumsdynamik als die Gesamtwirtsehaft auf Selbst 
in einem klassisehen Industrieland wie Nordrhein- West- 
falen hat sie einen beträehtliehen Anteil an der gesamten 
Wirtsehaftsleistung. ln Berlin ist ihre Bedeutung erheb- 
lieh größer. Fast 25 000 zumeist kleine und mittelständi- 
sehe Unternehmen der Kulturwirtsehaft erwirtsehafteten 
2006 einen Umsatz von etwa 17,5 Mrd. Euro. Die Kultur- 
wirtsehaft stellt mit über 160 000 Erwerbstätigen einen 
bedeutenden Arbeitsmarktfaktor in Berlin dar. 

Der Kunstmarkt ist ein wiehtiges Standbein der Kultur- 
und Kreativwirtsehaft Berlins. Zahlreiehe Galerien haben 


eröffnet, darunter viele der großen internationalen Gale- 
rien aus New York, London oder Los Angeles. Aueh in 
anderen Regionen der neuen Länder gibt es günstige Vo- 
raussetzungen für ein sfefiges Waehstum der Kulturwirt- 
sehaft, wie z. B. in Leipzig mit seinem traditionellen 
Bueh- und Verlagswesen, in Dresden mit seiner klassiseh 
geprägten Kunstszene oder Weimar als „Wiege der deut- 
sehen klassisehen Literatur“. Neben diesen Zentren der 
Kulturszene und -wirtsehaft bestehen aufgrund zahlrei- 
eher Traditionen Anknüpfungspunkte für eine breite wirt- 
sehaftliehe Betätigung von Selbstständigen, kleinen Un- 
ternehmen und lokalen Initiativen in allen Regionen der 
neuen Länder, ln Potsdam ist um das neu eröffnete Hans- 
Otto-Theater herum mit Hilfe der Stadt ein Bereieh ent- 
standen, der aueh alternativen und experimentellen 
Kunstformen zum Teil in Verbindung mit sozialen Pro- 
jekten der Jugendarbeit Entfaltungsmögliehkeiten gibt. 

Vielerorts hat die Kultur geradezu eine Motorfunktion 
übernommen, um naeh dem Verlust anderer wirtsehaftli- 
eher Grundlagen zu Neugründungen bzw. neuen Nutzun- 
gen der kulturellen Ressoureen zu gelangen. Zudem sind 
nieht nur die UNESCO- Welterbestätten in den neuen 
Ländern wie beispielsweise in Quedlinburg oder Stral- 
sund und Wismar Magneten des Kulturtourismus, son- 
dern aueh viele, zum Teil mit Mitteln des Bundes sanierte, 
wiedererriehtete oder neu gesehaffene Kultureinriehtun- 
gen. 

Stärkung der Kulturwirtschaft 

ln der Kulturwirtsehaft hat sieh ein hoher Grad an kreati- 
vem untemehmeri Sehern Engagement gebildet. Allerdings 
mangelt es vielen Unternehmen an finanziellem Potenzial 
und betriebswirtsehaftliehem Wissen. Hierzu kommt häu- 
fig eine Sehwäehe bei der internationalen Vermarktung. 
Viele mittelständisehe Unternehmen können aus diesen 
Gründen ihre Waehstums- und Intemationalisierung- 
sehaneen nieht ausreiehend nutzen. 

Alle Unternehmen der Kulturwirtsehaft in den neuen 
Ländern haben die Mögliehkeit, auf die allen Branehen 
offen stehenden WirtsehaftsfÖrderungsprogramme der 
Bundesregierung zurüekzugreifen, insbesondere auf die 
Programme zur Existenzgründung, zur Mittelstandsförde- 
rung und zur Förderung neuer Teehnologien. Auf der Ba- 
sis des von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen 
Gufaehtens „Kultur- und Kreativwirtsehaft“ soll der Zu- 
gang insbesondere kleiner und kleinster Unternehmen 
dieser Branehe zu den Förderprogrammen des Bundes 
weiter verbessert werden. Aueh die arbeitsmarktpoliti- 
sehen Maßnahmen des Bundes haben in einzelnen Berei- 
ehen zur Entwieklung kulturwirtsehaftlieher Betriebe bei- 
getragen. Darüber hinaus haben die Beiträge des Bundes 
zur Finanzierung von kulturellen Einriehtungen und Pro- 
jekten in den neuen Ländern mittelbare Auswirkungen 
auf die Entwieklung der Kultur und damit aueh der Kul- 
turwirtsehaft im weiten Sinne gezeigt. 

Im Mai 2008 fand die Auftaktveranstaltung für die „Ini- 
tiative Kultur- und Kreativwirtsehaft“ der Bundesregierung 
statt. Ziel dieser Initiative ist es, die Wettbewerbsfähig- 
keit von Unternehmen der Kulturwirtsehaft in ganz 
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Deutschland zu verbessern und ihr Arbeitsplatzpotenzial 
besser auszuschöpfen. Um den aus Branchensicht beste- 
henden Handlungsbedarf zu identifizieren, werden bis 
zum Sommer 2009 Hearings mit maßgeblichen Vertretern 
aller Teilbranchen der Kultur- und Kreativwirtschaft 
durchgeführt. 

Im Rahmen der kulturwirtschaftlichen Förderung durch 
die Bundesregierung hat insbesondere auch die Filmwirt- 
schafl in den neuen Ländern von dem am 1 . Januar 2007 
als bundesweite Maßnahme aufgelegten Deutschen Film- 
fÖrderfonds (DFFF) profitiert. Der bis zum Jahr 2012 vor- 
gesehene Fonds ist mit jährlich 60 Mio. Euro ausgestattet 
und gewährt Produzenten, die in der Regel mindestens 
25 Prozent der Produktionskosten eines Films in Deutsch- 
land investieren, einen Zuschuss. Auf diese Weise hat der 
DFFF auch finanzkräftige internationale Großproduktio- 
nen an den Filmstandort Deutschland gelockt, wovon ins- 
besondere Antragsteller aus Berlin-Brandenburg profi- 
tiert haben. Insgesamt haben allein die 73 internationalen 
Koproduktionen zwischen Januar 2007 und Anfang 2009 
in Deutschland rand 798 Mio. Euro Herstellungskosten 
investiert. Hiervon profitieren neben den Produzenten 
insbesondere auch weitere filmtechnische Betriebe und in 
der Filmbranche Beschäftigte in den neuen Ländern. Ne- 
ben Berlin-Brandenburg ist auch Mitteldeutschland 
(Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) ein beliebter 
Drehort, wo u. a. die Großprojekte „Das weiße Band“ und 
„Inglorious Basterds“ gedreht wurden. 

15 Sport 
Sportstättenbau 

Den Sportstättenbau fordert die Bundesregierung in zwei 
Bereichen: 

Für Investitionsmaßnahmen im Bereich des Spitzensports 
in den neuen Ländern wurden von 1991 bis 2008 Bundes- 
mittel in Höhe von über 276 Mio. Euro, davon im Jahr 
2008 rd. 8 Mio. Euro, bewilligt. Das entspricht etwa 
56 Prozent der in diesem Zeitraum für das gesamfe Bun- 
desgebief zur Verfügung sfehenden Sporfsfäftenbaumiffel 
des Bundes in Höhe von über 496 Mio. Euro. Mif diesem 
vom Volumen und der Vielfalt der Maßnahmen her be- 
achtlichen Investitionsprogramm hat die Bundesregie- 
rung dazu beigetragen, die Sportstätten für den Spitzen- 
sport in den neuen Ländern zu sanieren und - soweit 
erforderlich - neu zu errichten. Herausragendes Beispiel 
ist der im Jahr 2008 begonnene Bau einer Skilanglauf- 
halle in Oberhof/Thüringen für das ganzjährige Training 
der Athlef innen und Athlefen in den Bereichen Skilang- 
lauf, Biathlon und Nordische Kombination. An dem In- 
vestitionsvolumen von rd. 13,5 Mio. Euro, beteiligt sich 
die Bundesregierung mit 6 Mio. Euro. 

Die Bundesregierung hat im Jahr 1999 das Sportstätten- 
förderprogramm „Goldener Plan Osf“ eingerichtef. Es 
hilft, den Mangel an Sportstätten für den Breifensport in 
den neuen Ländern zu überwinden und eine Angleichung 
der Sporfsfäfteninfrasfrukfur an die der allen Bundeslän- 
der herzusfellen. Bis Ende des Jahres 2008 sind mit dem 


Sonderförderprogramm 510 Maßnahmen mit einem Ge- 
samtvolumen von rund 370 Mio. Euro zur Förderung des 
Breitensports in den östlichen Ländern und im Osten Ber- 
lins umgesetzt worden. Davon wurden 69 Mio. Euro 
Bundesmittel bereitgestellt. Auch für das Jahr 2009 er- 
füllt das Sportstättenförderprogramm seine Aufgabe. 

Institut für Angewandte Trainingswissenschaft (lAT)/ 
Institut für Forschung und Entwicklung von 
Sportgeräten (FES) 

Das Institut für Angewandte Trainingswissenschaft (lAT) 
und das Institut für Forschung und Entwicklung von 
Sportgeräten (FES) werden nach § 39 Abs. 2 Satz 2 des 
Einigungsvertrages fortgeführt. Als zentrale Institute des 
deutschen Sports orientieren sie sich an den wissen- 
schaftsorientierten Bedürfnissen des Spitzen- und Nach- 
wuchssports. Sie stellen dabei eine athletennahe, sport- 
artspezifische, interdisziplinäre und komplexe Trainings- 
und Wettkampfforschung sowie Technologieentwicklung 
in den Mittelpunkt ihrer Tätigkeit. Im Bundeshaushalt 
2009 sind für lAT und FES 11,696 Mio. Euro veran- 
schlagt. 

Olympiastützpunkte 

In den neuen Bundesländern fördert der Bund neben dem 
Olympiastützpunkt Berlin, dessen wesentliche Sportstätten 
im ehemaligen Osten der Stadt liegen, sechs weitere 
Olympiastützpunkte (Brandenburg, Chemnitz/Dresden, 
Leipzig, Magdeburg/Halle, Mecklenburg- Vorpommern 
und Thüringen). 

Den Olympiastützpunkten kommt bei der Sicherstellung 
einer qualitativ hochwertigen sportmedizinischen, physio- 
therapeutischen, trainingswissenschafllichen und sozialen 
Betreuung für die Kaderathletinnen und -athleten der 
Bundessportfachverbände eine hohe Bedeutung zu. Ihrer 
Bedeutung entsprechend erhielten diese Olympiastütz- 
punkte im Jahr 2008 eine Bundesförderung von rd. 
14,7 Mio. Euro. Mit diesen Mitteln erfüllen sie neben den 
ihnen übertragenen o. g. Betreuungsaufgaben in olympi- 
schen und paralympischen Sportarten auch Aufgaben im 
Bereich der Nachwuchsförderung durch die Beschäfti- 
gung von entsprechenden Trainerinnen und Trainern. 
Darüber hinaus ist in dieser Summe eine Bundesbeteili- 
gung für die Förderung der „Häuser der Athlefen“, die ne- 
ben Sportintemafen für Schülerinnen und Schüler auch 
Wohnheime für Athlefen, die dem Schulalfer enfwachsen 
sind, enthalfen. 

Für das Jahr 2009 isf eine Bundeszuwendung in ver- 
gleichbarer Höhe vorgesehen. 

Bundesleistungszentren 

Eins der derzeit geförderten vier Bundesleistungszentren 
liegt in den neuen Bundesländern (Kienbaum). Das Bun- 
desleistungszentrum Kienbaum wurde im Jahr 2008 mit 
rd. 1,2 Mio. Euro gefördert. Im laufenden Jahr ist eine 
Bundeszuwendung in etwa gleicher Höhe geplant. 
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Spitzensportförderung durch die Bundespolizei 

Die Sportförderung der Bundespolizei ist darauf ausge- 
richtet, Spitzensportlerinnen und -Sportler mit Kader- 
zugehörigkeit der Spitzensportverbände in der Ausübung 
des Leistungssports zu unterstützen und gleichzeitig eine 
Ausbildung zum Polizeivollzugsbeamten zu ermöglichen. 
Damit bietet die Bundespolizei jungen Athletinnen und 
Athleten zweierlei: die Konzentration auf die Ausübung 
des Hochleistungssports und eine berufliche Perspektive 
für die Zeit nach Beendigung der sportlichen Karriere. 

Die Bundespolizei fördert seit zehn Jahren Spitzensport- 
lerinnen und -Sportler in ausgewählten Ganzjahres- und 
Sommersportarten im Bundespolizei-Leistungssportpro- 
jekt am Standort Cottbus. Dies betrifft Leichtathletik, 
Judo, Radsport und Rudem/Kanu sowie Sportschießen. 

Derzeit werden 68 Bundespolizei-Angehörige entspre- 
chend gefördert, davon sind 57 Sportler als Bundeskader 
eingestuft. Die Sportlerinnen und Sportler des Leistungs- 
sportprojekts konnten bislang eine Vielzahl nationaler 
und internationaler Erfolge erringen. 

Spitzensportförderung durch die Bundeswehr 

Die Bundeswehr fördert bundeskaderangehörige Spitzen- 
sportlerinnen und Spitzensportler in Sportfördergruppen 
und ist damit ein wesentlicher Träger des Fördersystems 
für den Hochleistungssport in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Von derzeit 15 Sportfördergruppen der Bundeswehr 
liegen mit Frankenberg, Frankfurt (Oder) und Oberhof 
drei in den neuen Bundesländern. Einschließlich der 
Sportfördergruppe in Berlin werden derzeit rund 220 Spit- 
zensportlerirmen und Spitzensportler in diesen Standorten 
gefördert. Das Training findet in fachlicher Zuständigkeit 
der betreffenden Spitzenverbände an den regionalen 
Olympiastützpunkten und Leistungszentren statt, die da- 
für hervorragende Trainingsbedingungen biefen. Für eine 
erfolgreiche Teilnahme an den Olympischen Winferspie- 
len 2010 in Vancouver sind bereifs jefzf alle organisatori- 
schen und personellen Voraussefzungen geschaffen wor- 
den. 

16 Gesellschaftliche Stärkung der deutschen 
Einheit 

16.1 Gesellschaftliches Engagement 

Eine lebendige Bürgergesellschaft wird vor allem durch 
die Bürgerinnen und Bürger in Ost und West selbst gestal- 
tet. Unser Land und unsere Demokratie leben von ihrem 
Engagement. Zivilgesellschaflliches Engagement soll staat- 
liches Handeln und staatliche Fürsorge nicht ersetzen, 
sondern ausgestalten und ergänzen. Die großen gesell- 
schaftlichen Herausforderungen - demografischer Wan- 
del verbunden mit einer dauerhaften Veränderung der Be- 
völkerungsstruktur - sind Herausforderungen an den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, die das bürgerschaftli- 
che Engagement für unser Land mehr denn je unverzicht- 
bar machen. Eine lebendige, aktive und einander zuge- 
wandte Gemeinschaft von Bürgerinnen und Bürgern 
gestaltet die Lebensbedingungen vor Ort tatkräftig mit; 


sie sind bereit, auch außerhalb der eigenen Familie für- 
einander Verantwortung zu übernehmen. 

Deutschland ist ein Land vieler guter Ideen und engagier- 
ter Bürgerinnen und Bürger. 23 Mio. Menschen sind be- 
reits freiwillig aktiv, davon viele in Verbänden, Vereinen, 
Initiativen und Stiftungen, sie investieren viel Kraft, Zeit, 
Geld und Ideen. Auch viele Unternehmen engagieren sich 
zum Wohl der Allgemeinheit. Sie bauen die Corporate 
Citizenship - das bürgerschaftliche Engagement in und 
von Unternehmen - zunehmend zu einem wichtigen Ele- 
ment der Zivilgesellschaft aus. Mit der Initiative ZivilEn- 
gagement „Miteinander - Füreinander“ leistet die Bun- 
desregierung einen wichtigen Beitrag zur Anerkennung, 
Weiterentwicklung und Förderung des bürgerschaftlichen 
Engagements und trägt zugleich zur Stärkung der Zivilge- 
sellschaft bei. Die Initiative greift zentrale Themen zum 
bürgerschaftlichen Engagement auf und bietet mit dem 
Portal www.initiative-zivilengagement.de einen umfas- 
senden Überblick. Hier stehen Unterstützungsangebote 
für Bürgerinnen und Bürger im Vordergrund, die auf einer 
eigenständigen zivilgesellschaftlichen Plattform (www. 
engagiert-in-deutschland.de) zusammengeführt werden. 

Damit die Zivilgesellschaft dauerhaft gestärkt wird, be- 
darf es eines neuen Verständnisses von einer übergreifen- 
den Engagementpolitik. Die Initiative ist der erste Schritt 
dazu. Das beim Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement eingerichtete „Nationale Forum für Engage- 
ment und Partizipation“ wird einen themenbezogenen 
konkreten Diskurs anstoßen. Ziel ist es, eine mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen abgestimmte Engagement- 
strategie zu entwickeln, die konkrete Handlungsoptionen 
einer wirksamen Engagementpolitik herausstellt. 

16.2 Programme gegen Rechtsextremismus 

Der Vielschichtigkeit des Phänomens entsprechend ver- 
folgt die Bundesregierung bei der Auseinandersetzung 
mit und der Bekämpfung von Rechtsextremismus einen 
mehrdimensionalen Handlungsansatz mit präventiven 
und repressiven Elementen. Dem entspricht auch die be- 
reits im Jahre 2002 von der Bundesregierung beschlos- 
sene umfassende 4-Säulen-Strategie gegen Rechtsextre- 
mismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 
Gewalt (vgl. Bericht der Bundesregierung in Bundestags- 
drucksache 14/9519). Diese „Vier-Säulen-Strategie“ ist 
weiterhin gültig und aufgrund eines kontinuierlichen An- 
passungsprozesses auch weiterhin aktuell. 

Sie verfolgt 

- eine beständige Menschenrechtspolitik und Men- 
schenrechtserziehung 

- die Förderung der Integration von Zuwanderem 

- die Stärkung der Zivilgesellschaft und Förderung der 
Zivilcourage 

- Maßnahmen, die auf Täter und ihr Umfeld abzielen. 

Mit dem Bundesprogramm „VIELFALT TUT GUT. Ju- 
gend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ will die 
Bundesregierung die Zivilgesellschaft stärken, Toleranz 
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und Demokratie fördern und die Arbeit mit reehtsextre- 
mistiseh gefährdeten Jugendliehen unterstützen. Für das 
Präventivprogramm stehen jährlieh 19 Mio. Euro zur Ver- 
fügung. Fördersehwerpunkte sind die Entwieklung infe- 
grierfer lokaler Sfrafegien dureh „Lokale Akfionspläne“ 
in kommunaler Veranfworfung und die Förderung von 
themenbezogenen Modellprojekten. Von den 90 geförder- 
ten lokalen Aktionsplänen befinden sieh 60 in den neuen 
Bundesländern. Darüber hinaus unterstützt das Programm 
92 regionale und überregionale Modellprojekte, die sieh 
mit der Auseinandersetzung mit historisehem und aktuel- 
lem Antisemitismus, der Arbeit mit reehtsextremistiseh 
gefährdeten Jugendliehen, Präventions- und Bildungsan- 
gebote für die Einwanderungsgesellsehafl sowie mif früh 
ansefzende Prävenfion besehäftigen. 

Im Programm „kompefenf. für Demokratie - Beratungs- 
netzwerke gegen Reehtsextremismus“ werden Beratungs- 
netzwerke und Kriseninterventionsteams mit 5 Mio. Euro 
pro Jahr gefördert. Der Schwerpunkt liegt hier auf der an- 
lassbezogenen Intervention gegen Rechtsextremismus. 
Alle Bundesländer haben landesweite Beratungsnetz- 
werke eingerichtet, aus denen in akut bedrohlichen Situa- 
tionen mit rechtsextremem, fremdenfeindlichem oder an- 
tisemitischem Hintergrund Mobile Interventionsteams 
gebildet werden. Diese Teams leisten schnelle und pro- 
fessionelle Beratungshilfe. Die Förderang der landeswei- 
ten Beratungsnetzwerke und Mobilen Interventionsteams 
begann in den neuen Bundesländern und Berlin und 
wurde schrittweise auf die alten Bundesländer ausge- 
dehnt. 

Mit dem Bundesprogramm „XENOS - Integration und 
Vielfalt“ unterstützt die Bundesregierung die Stärkung 
von demokratischem Verhalten, zivilem Engagement und 
die Förderung von Toleranz und Weltoffenheit in Verbin- 
dung mit arbeitsmarktbezogenen Maßnahmen. Im Mittel- 
punkt des Programms steht der Präventionsgedanke zur 
Vermeidung von Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. 
Es soll insbesondere benachteiligte Jugendliche und 
junge Erwachsene mit und ohne Migrationshintergrand 
beim Einstieg in den Arbeitsmarkt und bei der Integration 
in die Gesellschaft dauerhaft unterstützen. 

ln einer ersten Förderrande werden bis zum Jahr 2012 
Projekte mit einem Gesamtvolumen von rd. 175 Mio. 
Euro gefördert. Die ersten Projekte sind Ende 2008 ange- 
laufen. Hierfür werden insgesamf rd. 100 Mio. Euro aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds und rd. 18 Mio. 
Euro von der Bundesregierung zur Verfügung gesfellf. 
Rd. 57 Mio. Euro sfammen aus nationaler Kofinanzie- 
rung der einzelnen Vorhaben. Ein Drittel der Projekte 
werden in Ostdeutschland durchgeführt. Ab 2012 ist eine 
zweite Förderrande mit einem ähnlichen Finanzvolumen 
geplant. 

Im Rahmen des XENOS-Sonderprogramms „Ausstieg 
zum Einstieg“ soll der arbeitsmarktliche Aspekt bei der 
Ausstiegsberatung gezielt gefördert werden. Im Fokus 
stehen Aussteigerinitiativen und Aktionen, die vor Ort 
rechtsextremen Tendenzen entgegenwirken und neue 
Ideen entwickeln, um Ausstiegswilligen zu helfen, wieder 
in Gesellschaft, Arbeit und Ausbildung zu gelangen. Zu- 


dem zielt das Programm auf Projekte, die für Aussfiegs- 
willige, meisf Jugendliche und junge Erwachsene, Sfrate- 
gien für einen beruflichen Wechsel in andere Regionen 
enfwickeln. ln diesem Zusammenhang sollen auch Pro- 
jekfe gefördert werden, die den Erfahrungsaustausch zwi- 
schen den Aussteigerinitiativen fördern und transnatio- 
nale Erfahrungen auf dem Gebiet der Aussteigerkonzepte 
in die deutsche Projektlandschaft tragen können. Das 
Sonderprogramm hat ein Gesamtvolumen von rund 
8 Mio. Euro. Dazu werden 5 Mio. Euro aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds und knapp 2 Mio. Euro aus 
Bundesmitteln zur Verfügung gestellt. Hinzu kommen rd. 
1 Mio. Euro aus nationaler Kofinanzierung der einzelnen 
Vorhaben. Ab April 2009 können voraussichtlich 1 8 Aus- 
steigerinitiativen, davon mehr als die Hälfte in Ost- 
deutschland, mit ihrer Arbeit beginnen. 

Das ESF-Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen Unter- 
stützung für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt fördert als Sonderprogramm im 
Rahmen von XENOS im Zeitraum Oktober 2008 bis Ok- 
tober 2010 bundesweit 43 Projektverbünde, davon neun 
in den neuen Ländern. Die Netzwerke bestehen aus Trä- 
gem der Grandsicherang, Migrantenselbstorganisationen, 
Trägem der Flüchtlingshilfe, Bildungsanbietem und Trä- 
gem der Wohlfahrtspflege und unterstützen die Inte- 
gration von Bleibeberechtigten und Flüchtlingen in den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Hierfür sfeht ein Ge- 
samfvolumen von rd. 34 Mio. Euro, davon knapp 19 Mio. 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und rd. 
12 Mio. aus Bundesmitteln zur Verfügung. Hinzu kom- 
men rd. 3 Mio. Euro aus nationaler Kofinenzierung der 
einzelnen Vorhaben. 

Um die demokratischen Kräfte in Kommunen zu stärken 
und in der Öffentlichkeit ein gemeinsames Zeichen für 
Vielfalt, Toleranz und Demokratie gegen Rechtsextremis- 
mus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus zu set- 
zen, hat die Bundesregiemng die Initiative „Orte der Viel- 
falt“ gestartet. Kommunen, die mit Projekten und 
Aktionen gegen Rechtsextremismus und für Vielfalt, To- 
leranz und 'Demokratie aktiv sind und sich auch künftig 
für ein vielfältiges und tolerantes Miteinander einsetzen 
wollen, können sich für die Auszeichnung als „Ort der 
Vielfalt“ bewerben. Sie erhalten dafür ein Schild, das sie 
offiziell als „Ort der Vielfalt“ ausweist, und werden auf 
einer interaktiven Deutschlandkarte auf der Initiativen- 
Webseite www.orte-der-vielfalt.de vorgestellt. 

Bei der Auseinandersetzung mit und der Bekämpfung 
von Rechtsextremismus verfolgt die Bundesregierung 
entsprechend der Vielschichtigkeit des Phänomens einen 
mehrdimensionalen Handlungsansatz mit präventiven 
und repressiven Elementen, wie zum Beispiel durch die 
Durchführung von Vereinsverboten (insg. 29 Verbote 
durch BMI/Länder seit 1992), die Verfolgung rechtsextre- 
mistischer Straftaten im Internet oder die Auflösung und 
Verhinderung rechtsextremistischer Skinheadkonzerte in 
Zusammenarbeit mit den Ländern. 

Mit dem Aussteigerprogramm des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschufz wird angesfrebf, durch das Herauslösen 
von Personen mif dem Angebof „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
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die rechtsextremistische Szene zu schwächen. Seit Be- 
ginn des Aussteigerprogramms im Jahr 2001 sind insge- 
samt mehr als 1 000 Anfragen eingegangen, von denen 
nahezu 120 Personen in das Programm aufgenommen 
werden konnten. 

ln der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) wid- 
met sich ein eigener Fachbereich „Extremismus“ u. a. 
dem Rechtsextremismus, ln ihrer Eigenschaft als Bil- 
dungseinrichtung fasst die bpb den politischen Extremis- 
mus als Bildungsproblem auf Sie fragt in diesem Sinne 
nach den Bildungszusammenhängen beim Entstehen ex- 
tremer Meinungen, Weltbilder und Haltungen; nach prä- 
ventiven Möglichkeiten, diese zu vermeiden; nach Bil- 
dungswegen, um verfestigte extreme Haltungen zu 
verändern und nach Bildungsmöglichkeiten für zivilge- 
sellschaftliche Kräfte, um die Auseinandersetzung mit 
extremen Meinungen konstruktiv und erfolgreich zu be- 
stehen. 

Dementsprechend ist die bpb auf unterschiedlichen Ebe- 
nen aktiv: 

- Arbeit mit Extremisten und in besonders gefährdeten 
Jugendmilieus, 

- Bereitstellung von Informationen und Argumenta- 
tionshilfen insbesondere durch Online-Angebote, 

- Jugend-Kulturarbeit, 

- Stärkung und Vernetzung zivilgesellschaftlicher Orga- 
nisationen gegen Extremismus, 

- Förderung von „Schule ohne Rassismus“ und 

- Intemet-Monitoring im Hinblick auf rechtsextreme In- 
halte durch die Förderung vonjugendschutz.net. 

Ein wichtiges Arbeitsfeld besteht außerdem in der Erpro- 
bung von strategischen Bildungsmaßnahmen in den 
neuen Bundesländern, die sich auf soziale Räume und 
ihre Rückwirkungen auf die Menschen beziehen. Es ist 
das Ziel solcher raumbezogener Projekte, örtliche Ak- 
teure zu ermutigen und dazu zu befähigen, den eigenen 
sozialen Raum auf gewalffÖrdemde Sfrukturen zu unter- 
suchen, ihn aktiv zu verändern und auf diese Weise 
selbstverantwortlich an der Gestaltung des Lebensumfel- 
des mitzuwirken. Diese Projekte werden in enger Abstim- 
mung mit entsprechenden Forschungen und Evaluationen 
durchgeführt und stehen in der Tradition der Gemeinwe- 
senarbeit. Zurzeit findet ein solches Projekt in Anklam 
und eines in der Niederlausitz statt. Weitere Projekte sind 
in Vorbereitung. 

Bündnis für Demokratie nnd Toleranz - gegen 
Extremismns nnd Gewalt 

Das „Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Ex- 
tremismus und Gewalt“ (BfDT) ist der zentrale An- 
sprechpartner für zivilgesellschaftliche Akteure im Be- 
reich der praktischen Demokratieförderung. Es wurde 
2000 mit der Aufgabe gegründet, das Engagement von 
Organisationen und Initiativen für Demokratie und gegen 
jegliche Form von Extremismus zu bündeln, zu vernetzen 
und öffentlich zu machen. Das Bündnis ist somit Service- 


und erste Anlaufstelle für die Bürger und Bürgerinnen 
und Schnittsfelle zwischen Sfaaf und Zivilgesellschaff. 

Das von einem 21-köpfigen Beiraf gesfeuerfe Bündnis 
soll zudem als Impulsgeber gemeinsam mif den Akfeuren 
vor Orf Problemsfellungen identifizieren und möglichst 
konkrete Lösungsstrategien entwickeln. Darüber hinaus 
vermittelt das Bündnis Kontakte zu anderen Projekten 
und hilft beim Aufbau eines Netzwerks. Entscheidend da- 
bei ist der Transfergedanke: Best-Practice-Projekte und 
bewährte Konzepte werden in andere Regionen übertra- 
gen und können oftmals auch für neue Themensfellungen 
unferstüfzend hinzugezogen werden, ln den lefzfen Jahren 
enfwickelfe das Bündnis zudem neue Themenschwer- 
punkte, z. B. in den Bereichen praktische Integrationshil- 
fen und Toleranz im Sport. Auch hier ist der Gedanke, 
verschiedene Akteure zusammen zu bringen, die bislang 
nicht verbunden waren und gemeinsam neue Lösungsan- 
sätze zu entwickeln. 

Neben diesem handlungsorientierten Ansatz veranstaltet 
das Bündnis u. a. einen großen jährlichen Jugendkongress 
und einen Festakt zum Tag des Grundgesetzes, den 
Victor-Klemperer- Wettbewerb und den Best-Practice- 
Wettbewerb „Aktiv für Demokrafie und Toleranz“. Dabei 
such! das Bündnis besfändig nach vorbildlichen Projek- 
fen, die auf der Intemefpräsenz in Form einer Kompe- 
fenzkarte für Deufschland dargesfellt werden. Hier kann 
jeder Inferessierte regional oder themafisch nach poten- 
ziellen Bündnispartnern suchen. 

16.3 Freiheits- und Einheitsdenkmal 

Am 4. Dezember 2008 hat der Deutsche Bundestag den 
grundlegenden Beschluss gefasst, ein „Freiheits- und Ein- 
heitsdenkmal“ zwanzig Jahre nach dem Mauerfall zu ge- 
stalten. ln diesem Beschluss hat er gleichzeitig dazu auf- 
gefordert, gemeinsam mit dem Land Sachsen und der 
Stadt Leipzig den Beitrag der Bürgerinnen und Bürger 
dieser Stadt zur Friedlichen Revolution auf angemessene 
und sichtbare Weise zu würdigen. Der Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages stellte für das „Freiheifs- und 
Einheifsdenkmal“ 15 Mio. Euro zur Verfügung, und am 
19. Dezember 2008 konnfe der Realisierungsweffbewerb 
für dieses Denkmal ausgelobf werden. 

16.4 Rehabilitierung und Entschädigung von 
Opfern der SED-Diktatur 

Mit der Aufarbeitung der DDR- Vergangenheit wird ein 
wesentlicher Beitrag zur weiteren Gestaltung der inneren 
Einheit Deutschlands geleistet. Neben der historischen 
Auseinandersetzung mit der DDR-Geschichte im Allge- 
meinen geht es dabei um die Würdigung, die Rehabilitie- 
rung und die Entschädigung der Opfer der SED-Diktatur. 
Um diesen hohen Anspruch in die Praxis umsetzen zu 
können und damit den berechtigten Erwartungen der Op- 
fer politischer Verfolgung zu entsprechen, wurden auf der 
Grundlage von Artikel 17 des Einigungsvertrages die Re- 
habilitierungsgesetze geschaffen, und zwar das Straf- 
rechtliche, das Verwaltungsrechtliche und das Berufliche 
Rehabilitierungsgesetz. Diese Regelungen eröffnen den 
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Opfern politischer Verfolgung einen Weg, sich vom Ma- 
kel persönlicher Diskriminierung zu befreien („rehabili- 
tiert zu werden“) und Ausgleichsleistungen in Anspruch 
zu nehmen. 

Die Bundesregierung ist darauf bedacht, das System der 
Rehabilitierung und Entschädigung von SED-Unrecht 
laufend zu überprüfen und gegebenenfalls Lücken zu 
schließen. So wurde offenbarem Regelungsbedarf in der 
Vergangenheit mit den erforderlichen Anpassungen 
Rechnung getragen, ln der 14. und 15. Legislaturperiode 
wurden zum Teil erhebliche Leistungsverbesserungen 
vorgenommen und von Bund und Ländern die entspre- 
chenden Mittel aufgestockt. Mit dem Dritten Gesetz zur 
Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für 
Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
konnte in der 16. Legislaturperiode die sogenannte SED- 
Opferrente eingeführt werden, eine jahrelange Forderung 
der Opfer und ihrer Verbände. Seitdem haben rund 
63 700 Personen diese sogenannte SED-Opferrente be- 
antragt. Rund 43 000 Bewilligungsbescheide konnten bis- 
lang erteilt werden (Stand: 31. Dezember 2008). Im Rah- 
men der bisherigen gesetzlichen Regelungen über 
Entschädigungs- und Unterstützungsleistungen (nach 
dem Strafrechtlichen und dem Beruflichen Rehabilitie- 
rungsgesetz) haben Bund und Länder bis einschließlich 
2008 ca. 920 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 

16.5 Neuregelung des Heimkehrer- 
stiftungsaufhebungsgesetzes 

Wesentliche Regelungen des Gesetzes zur Aufhebung der 
Heimkehrerstiftung und zur Finanzierung der Stiftung für 
ehemalige politische Häftlinge (Heimkehrerstiftungsauf- 
hebungsgesetz - HKStAufhG) sind zum einen die Auf- 
stockung der Mittel der Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge auf 3 Mio. Euro, die in größtmöglichem Um- 
fang Zivilintemierten und -deportierten aus den ehemali- 
gen deutschen Ostgebieten jenseits von Oder und Neiße 
zugute kommen. Darüber hinaus erhalten ehemalige 
Kriegsgefangene aus Ostdeutschland eine einmalige Ent- 
schädigung. Anträge für die „Heimkehrerentschädigung 
Ost“ können seit 1 . Juli 2008 gestellt werden. Die Höhe 
der Einmalzahlung bemisst sich nach der Dauer des Ge- 
wahrsams. Des Weiteren wird nach dem vorliegenden 
Gesetz die Heimkehrerstiftung zum 3 1 . Dezember 2007 
aufgelöst; ihre Aufgaben übernimmt künftig das Bundes- 
verwaltungsamt. 

16.6 Wiedergutmachung materieller 
Vermögensschäden 

Fast zwanzig Jahre nach der Maueröffhung sind bei den 
Ämtern und Landesämtem zur Regelung offener Vermö- 
gensfragen sowie dem Bundesamt für zentrale Dienste 
und offene Vermögensfragen (BADV) noch immer über 
1 100 Mitarbeiter mit der Abarbeitung der offenen Ver- 
mögensfragen beschäftigt. 

Bei der Wiedergutmachung von rechtsstaatswidrigen Ver- 
mögensschädigungen sind zum 31. Dezember 2008 über 
99 Prozent der Rückübertragungsanträge (ohne Berück- 


sichtigung der Anträge von NS -Verfolgten) entschieden. 
Von den über 550 000 Ansprüchen nach dem Entschädi- 
gungsgesetz und dem Ausgleichsleistungsgesetz sind 
474 000 entschieden worden (86 Prozent). Die Entschädi- 
gungsleistungen für die Enteignungen seit 1945 erreich- 
ten Ende 2008 den Betrag von 1,19 Mrd. Euro. 

Die Ansprüche der NS- Verfolgten werden seit 2004 im 
BADV bearbeitet, ln diesem Bereich sind bislang 
212 000 Vermögenswerte festgestellt worden, die Gegen- 
stand eines Antrages auf Rückgabe oder Entschädigung 
sind. Vor allem durch die notwendige Konkretisierung 
von untemehmensbezogenen Anträgen wird aber die Zahl 
der betroffenen Vermögenswerte weiter ansteigen. Für 
86 000 Vermögenswerte sind Bescheide ergangen (40,5 Pro- 
zent). An die Opfer und ihre Rechtsnachfolger wurden bis 
Ende 2008 Zahlungen aus dem Entschädigungsfonds in 
Höhe von 1,56 Mrd. Euro geleistet. 

16.7 Bundesstiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur 

Einen wichtigen Beitrag zur historischen Auseinanderset- 
zung mit der deutschen Teilung und ihren Folgen leistet 
der Bund durch die „Stiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur“. Ziel ist es, vor allem junge Menschen, die die 
Teilung und die DDR nicht mehr aus eigenem Erleben 
kennen, für die geschichtlichen Zusammenhänge und ihre 
Implikationen für die heutige Gesellschaft zu sensibilisie- 
ren. ln den vergangenen Jahren hat die Stiftung Aufarbei- 
tung mehr als 1 700 Projekte gefördert und unterstützt, 
die sich mit der deutschen Teilung und der Geschichte der 
SED-Diktatur und ihrer Folgen beschäftigt hat. Insgesamt 
wurden mehr als 28 Mio. Euro zur Verfügung gesfellf. 
Adressat der Angebote und Aktivitäten der „Stiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur“ sind - wie bei allen 
wichtigen Institutionen in diesem Bereich - die Men- 
schen in Ost- und Westdeutschland. Die Auseinanderset- 
zung mit der neuesten deutschen Geschichte ist keine An- 
gelegenheit allein der Ostdeutschen. 

16.8 Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik 
(BStU) 

Die Bundesbeauftragte für die Unferlagen des Sfaafs- 
sicherheifsdiensfes der ehemaligen Deufschen Demokra- 
tischen Republik (BStU) erfasst, erschließt und verwaltet 
auf der Grundlage des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) 
die Akten des ehemaligen Ministeriums für Sfaafssicher- 
heif (MfS) und arbeifef dessen Täfigkeif auf Die BSfU 
haf eine Zentralsfelle in Berlin und Außensfellen in den 
neuen Bundesländern. 

ln Veröffentlichungen, Vorträgen und Veranstaltungen in- 
formiert sie über Strukturen, Methoden und Wirkungs- 
weise des MfS und unterhält zu diesem Zweck auch 
Dokumentations- und Ausstellungszentren. Die BStU 
wird im Jahre 2009 mit rund 90 Mio. Euro aus dem Bun- 
deshaushalt finanziert. 
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Seit Inkrafttreten des Stasi-Unterlagen-Gesetzes wurden 
2,5 Mio. Anträge von Privatpersonen auf Auskunft, Ein- 
sieht und Herausgabe von Stasi-Unterlagen gestellt. Al- 
lein im Jahre 2008 wurden über 87 000 neu eingegangene 
Anträge registriert. 

Aueh naeh der 2006 erfolgten Novellierung des StUG be- 
steht weiterhin die Mögliehkeit, Personen in herausge- 
hobenen Positionen in Politik (z. B. parlamentarisehe 
Mandatsträger), Verwaltung (z. B. Behördenleiter) und in 
den Bereiehen Sicherheits- und Zuverlässigkeitsüberprü- 
fungen sowie in Bezug auf die Klärung von Renten- 
angelegenheiten überprüfen zu lassen. Im Bereieh Über- 
prüfungen waren im Jahre 2008 ca. 22 000 Ersuchen zu 
verzeichnen. 

Die Zahl der Anträge aus Forschung und Medien belief 
sich im Jahre 2008 auf insgesamt 1 418. Seit Bestehen 
der Behörde sind über 21 000 Medien- und Forschungs- 
anträge gestellt worden. 

Zu den Aufgaben der BStU gehört auch die Bearbeitung 
von Ersuchen zwecks Rehabilitierung, Wiedergutma- 
chung und Strafverfolgung. Hierzu gingen bisher mehr 
als 455 000 Ersuchen ein. Nach Inkrafttreten des Dritten 
Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher 
Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der 
ehemaligen DDR im August 2007 erhalten SED-Opfer 
eine zusätzliche monatliche Rente, wenn sie aus politi- 
schen Gründen mindestens 6 Monate in Haft waren. Im 
Rahmen des Bewilligungsverfahrens fragen die zuständi- 
gen Ämter in den Bundesländern auch bei der BStU an, 
ob etwaige Ausschlussgründe vorliegen. In diesem Zu- 
sammenhang sind bisher 28 654 Ersuchen gestellt worden. 

Bei der Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur ge- 
winnt die internationale Zusammenarbeit zunehmend an 
Bedeutung. In der Europäischen Union sind nach dem 
Ende der kommunistischen Diktaturen außer in Deutsch- 
land noch in sechs anderen Ländern staatliche Einrichtun- 
gen gegründet worden, die für die Überlieferungen der 
ehemaligen Geheimpolizeien verantwortlich sind und die 
den Zugang der Öffentlichkeit zu diesen Unterlagen ge- 
währleisten sollen. Auf Initiative der Bundesbeauftragten 
für die Sfasi-Unterlagen wurde im Dezember 2008 in 
Berlin das Gründungspapier für ein Nefzwerk unferzeich- 
net, dem die enfsprechenden Einrichtungen aus den Län- 
dern Polen, Rumänien, Slowakei, Ungarn, Tschechien 
und Bulgarien angehören. Es bildet die Grundlage für die 
weifere Zusammenarbeif der Behörden. 

16.9 Bundeszentrale für politische Bildung 

Die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) stellt 
kontinuierlich Bildungsangebote zum Themenkomplex 
deutsche Geschichte, deutsche Teilung und deutsche Ein- 
heit zur Verfügung und eröffnet interessierten Bürgerin- 
nen und Bürgern die Möglichkeit, sich gezielt zu informie- 
ren und zu bilden. Ein breites Angebot an Publikationen, 
Veranstaltungen und Online-Angeboten setzt sich u. a. 
mit der Geschichte der SBZ/DDR, der deutschen Teilung 
und Wiedervereinigung sowie dem Herrschaftssystem der 
SED auseinander. 


Im Kontext der pluralistischen Bildungs- und For- 
schungslandschaft in Deutschland (Bildungsträger, Ge- 
denkstätten, Forschungsinstitute) sieht die bpb für sich 
drei zentrale Aufgaben in diesem Themenfeld: 

1. Motor dafür zu sein, dass das Thema in der politi- 
schen Jugend- und Erwachsenenbildung auf der 
Agenda bleibt und dazu genutzt wird, die Prinzipien 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung im- 
mer wieder bewusst zu machen und das Grundver- 
ständnis der Mechanismen der Demokratie zu festigen. 

2. Foren für die Diskussion neuer Forschungsergebnisse 
zu bieten, relevante Kontroversen der breiten Öffent- 
lichkeit bekannt zu machen sowie ihren Transfer in 
die praktische politische Bildungsarbeit zu organisieren. 

3. Bildungsangebote zu entwickeln, die von anderen 
Einrichtungen auf Grund ihres Auftrags oder ihrer 
geringen Größe nicht erbracht werden können, sowie 
Kooperationen einzugehen, die die spezifischen 
Kompetenzen unterschiedlicher Einrichtungen zu- 
sammen bringen. 

Ein wichtiger Ansatz, um diese Aufgaben zu erfüllen, be- 
steht in der multimedialen Bereitstellung von Dokumen- 
ten, Fachbeiträgen und Zeitzeugenberichten in Form von 
Printprodukten und DVDs sowie durch die Websites 
www.17juni.de, www.chronik-der-mauer.de, www.jugend 
opposition.de und die einschlägigen Online-Dossiers auf 
www.bpb.de. Auch die Entwicklung altersgerechter For- 
mate unter Einbeziehung von Musik, Film und Ausstel- 
lungen, um insbesondere junge Leute, die die Zeit der 
deutschen Teilung selbst nicht erlebt haben, für das 
Thema zu interessieren, wird kontinuierlich betrieben. 
Durch die Bereitstellung didaktischer Materialien sollen 
außerdem Lehrerinnen und Lehrer motiviert werden, das 
Thema im Unterricht aufzugreifen. 

Die in 2009 anstehenden Geschichtsjubiläen (60 Jahre 
Grundgesetz, 20 Jahre Fall der Mauer) werden zu einer 
gesteigerten öffentlichen Aufmerksamkeit für die deut- 
sche Geschichte führen und viele aktuelle Ansatzpunkte 
bieten, um die Geschichte der DDR, der deutschen Tei- 
lung und der Einheit zu thematisieren. Die bpb hat zu die- 
sem Anlass ein vielfältiges Angebot entwickelt, das un- 
terschiedliche Zugänge zu dieser Thematik erlaubt. 

einheitspreis - Bürgerpreis zur Deutschen Einheit 

Die Gestaltung der inneren Einheit Deutschlands ist auch 
eine zivilgesellschaftliche Aufgabe. Die Politik kann 
zwar Anstöße geben, aber die Verwirklichung der inneren 
Einheit kann nur gelingen, wenn Bürgerinnen und Bürger 
sie zu ihrer eigenen Angelegenheit machen. Deshalb lobt 
die Bundeszentrale für politische Bildung jährlich den mit 
40 000 Euro dotierten „einheitspreis - Bürgerpreis zur 
Deutschen Einheit“ aus. Im Jahre 2008 wurden zum sieb- 
ten Mal Menschen und Projekte ausgezeichnet, die in be- 
sonders kreativer Weise zur Gestaltung der Einheit beige- 
tragen haben. Der einheitspreis will solches beispielhafte 
Engagement der Öffentlichkeit bekannt und Menschen 
Mut machen, mit eigenen Ideen das Zusammenwachsen 
von Ost und West voranzubringen und damit die Zukunft 
mit zu gestalten. 
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Name der Maßnahme Beschreibung Ziel/erwartete Wirkung Status/Zeitplan 

Modellvorhaben „Investitionszuschuss Förderung von investiven Maßnahmen Erhaltung und Verbesserung der innova- Laufzeit: 

technische Infrastruktur“ im Rahmen zur Verbesserung apparativer Ausrüs- tiven Leistungsfähigkeit der Einrichtun- Januar 2009 bis Dezember 2009 

des Förderprogramms INNO-KOM-Ost hingen und technischer Infrastruktur bei gen als Voraussetzung für das Erreichen 

gemeinnützigen externen Industriefor- der Ziele des Förderprogramms 
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1. Regionaldaten 

1.1 Ausgewählte Wirtschaftsdaten zur Lage in den neuen Ländern 



Berlin 

Branden- 

burg 

Meckl.- 

Vorp. 

Sachsen- 

Anhalt 

Sachsen 

Thüringen 

Neue Länder 
ohne Berlin 

Fläche (km^) 

891 

29.480 

23.185 

20.447 

18.418 

16.172 

107.703 

Einwohner (in 1 .000)'* 

3.425 

2.530 

1.673 

2.398 

4.205 

2.278 

13.084 

Anteil der Länder in % 


19,3 

12,8 

18,3 

32,1 

17,4 

100,0 

Bevölkerungsdichte (Personen/km^)'* 

3.844 

86 

72 

117 

228 

141 

121 

Bruttoinlandsprodukt 2008^^ 

preisbereinigt, verkettet {Veränderung ggü. Vorjahr in %) 

1,6 

1,0 

1,2 

1,8 

0,9 

1,0 

1,1 

in Jeweiligen Preisen in Mrd. Euro 

87,5 

54,9 

35,9 

53,8 

95,1 

49,8 

289,6 

/e Einwohner (in jeweiiigen Preisen) in Euro 

25.554 

21.721 

21.439 

22.427 

22.620 

21.875 

22.130 

je Erwerbstätigen (in jeweiligen Preisen) in Euro 

53.418 

52.473 

48.982 

52.790 

48.518 

48.491 

50.040 

BWS im Verarbeitenden Gewerbe 2008^^ 
preisbereinigt, verkettet {Veränderung ggü. Vorjahr in %) 

1,8 

4,4 

5,7 

4,8 

2,7 

3,4 

3,8 

Bruttowertschöpfung 2008 

(in Jeweiiigen Preisen) in Mrd. Euro 

78,5 

49,3 

32,2 

48,2 

85,3 

44,7 

259,7 

- Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

0,1 

0,9 

0,8 

0,9 

0,9 

0,6 

4,1 

- Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 

12,0 

10,1 

4,9 

12,3 

21,0 

12,1 

60,4 

* darunter Verarbeitendes Gewerbe 

9,9 

7,8 

4,2 

10,4 

17,9 

10,6 

50,9 

- Baugewerbe 

2,5 

2,6 

1,7 

2,9 

5,2 

2,7 

15,1 

- Handel, Gastgewerbe und Verkehr 

12,3 

9,3 

6,4 

9,4 

13,2 

6,7 

45,1 

- Finanzierg., Vermietg., Unternehmensdienstleister 

27,0 

13,4 

8,3 

10,1 

23,0 

10,8 

65,6 

- öffentliche und private Dienstleister 

24,5 

12,9 

10,1 

12,7 

22,0 

11,8 

69,4 

Erwerbsquote 2007^^ 

74,3 

79,8 

79,2 

78,0 

78,8 

78,8 

77,9 

Erwerbstätige 2008 am Arbeitsort in Tsd. 

1.637 

1.046 

733 

1.019 

1.963 

1.029 

5.789 

Arbeitslose 

245.250 

178.137 

128.243 

180.914 

302.924 

149.779 

1.185.247 

Arbeitslosenquote 

- Berichtsmonat 

14,5 

13,2 

14,6 

14,5 

14,0 

12,5 

13,9 

- Vorjahresmonat 

14,5 

13,9 

15,0 

14,9 

13,6 

12,0 

13,9 

Kurzarbeiter''^^ 








Stellenangebote 

32.338 

15.641 

14.028 

16.069 

25.129 

14.282 

117.487 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

1.096.000 

720.500 

501.000 

731.600 

1.368.000 



gemeld. Bewerber f. Berufsausbildungsstellen''^^^ 

8.257 

7.183 

5.391 

6.715 

12.402 

7.389 

47.337 

gemeldete Berufsausbildungsstellen 

5.016 

5.680 

5.150 

5.881 

9.085 

6.145 

36.957 

Gewerbeanmeldungen 

637.116 

541.196 

346.317 

486.591 

941.673 

504.880 

3.457.773 

Gewerbeanmeldungen 2008 

41.143 

23.464 

14.588 

16.622 

39.526 

18.007 

153.350 

dar.: Neugründungen 2008 

36.508 

19.060 

12.219 

14.315 

33.398 

14.871 

130.371 

Gewerbeabmeldungen 

472.621 

369.024 

243.059 

351.282 

645.574 

362.286 

2.443.846 

Gewerbeabmeldungen 2008 

31.974 

21.773 

14.091 

16.944 

36.696 

17.635 

139.113 

Förderprogramme 

ERP- 1 EKH - Kredite^' 

- Zusagebetrag (in Mio. Euro) 

2.019 

8.858 

7.973 

8.895 

14.359 

9.941 

52.045 

Regionalförderung"^ (gewerbliche Wirtschaft) 

- Zusagebetrag (in Mio. Euro) 

1.602 

6.892 

3.759 

7.672 

9.988 

5.845 

35.759 


Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; Arbeitskreis "VGR der Länder" (Stand: 30.06.2008, Berlin: Gesamtstadt) 

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; Arbeitskreis "VGR der Länder": Berechnungsstand: Februar 2009. Berlin:=Gesamtstadt; 

Stat. Bundesamt, Mikrozensuserhebung 2007, Anteil der Erwerbspersonen an der Wohnbevölkerung jew. im Alter von 15-65 JahrenNeue Länder einschl. Berlin 
Bundesagentur für Arbeit, Stand April 2009 (Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte: Hochrechnung Febr. 2009; Kurzarbeiter: Dez. 2008; Ausbildungsmarkt: April 2009) 
Neue Bundesländer einschließlich Berlin. Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen. 

Statistisches Bundesamt, Stand Dezember 2008, ab 1 991 , bis 1 995 nur Berlin-Ost, ab 1 996 Angaben für Gesamt-Berlin. 

BMWi, Stand 31.12.2008, ERP- und EKH-Zusagen seit 1990 (Zusagebeträge netto nach Abzug von Verzichten, Kürzungen, Storni), ab 2004 Angaben für Gesamt-Berlin 
Neue Länder einschl. Berlin. Zur Information: ERP-Kredite Neue Länder, einschl. EKH ab 1997: rd. 317.000 Zusagen, Kreditvolumen rd. 39 Mrd€ 

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Zeitraum Januar 1991 bis Dezember 2008 einschl. EFRE-Kofinanzierung (Berlin: Gesamtstadt) 
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55,6 

51,3 

54,0 

57.5 

54,8 

73.5 

81,3 

71,3 

52,0 

82,7 

81,2 

72,3 

82,0 

86.5 

68,7 

80,4 

48,4 


Export- 
quote ®''' 

2008 

in% 

27,0 

25,6 

29,3 

32,7 

37.0 

co 

co 

42,1 

23,9 

44.0 

52,4 

43.3 

49,0 

49.7 

50,0 

49.5 

48,2 

45,9 

39,5 

44,6 
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2008 

je 

Industrie- 

betrieb 

153 

179 

156 

144 

157 

164 

192 

338 

242 

340 
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249 

240 

244 

274 

339 

243 

239 

230 

Industrie- 
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2008 

je 

100.000 
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CO 
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24 
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283,9 

319,5 

26,1 

1.453,7 

27,8 

1.629,3 

Bruttoinlandsprodukt 2008®* 

preis berei- 
nigt, 

verkettet 

2000=100 

109,0 

108,5 

110.5 

113,1 

115,7 

112,1 

105,6 

108,5 

108,9 

112,6 

107,2 

109,0 

108,6 

111,7 

116,0 

113,8 

110,3 

99,8 

110,1 

in jeweil. 
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2.2 Bruttoinlandsprodukt (BIP) - alte und neue Bundesländer - 

2.2.1 Reale Wachstumsraten des BIP gegenüber Vorjahr In % 



Basis: ESVG 1995, preisbereinigt, verkettet. Neue und alte Bundesländer: jeweils ohne Berlin 
Berechnungsstand: August 2008 / Februar 2009 
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder" 


2 . 2.2 Anstieg des realen BIP Je Erwerbstätigen (Produktivität) 

gegenüber dem Vorjahr in Prozent^’ 



1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

alte Länder 

1,0 

1,7 

0,8 

0,4 

1,1 

0,5 

0,2 

0,6 

0,8 

0,8 

2,3 

0,8 

-0,2 

neue Länder 

3,7 

3,2 

0,5 

2,6 

2,4 

2,6 

2,8 

1,9 

1,6 

1,0 

2,6 

0,7 

0,3 


1) Basis: ESVG 1995, preisbereinigt, verkettet. Neue und aite Bundesländer: Jeweils ohne Berlin 
Berechnungsstand: August 2008 / Februar 2009 
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder" 
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2.3 Anteil der Bruttowertschöpfung verschiedener Wirtschaftsbereiche 

an der Bruttowertschöpfung im Jahr 2008 in Prozent^* 

- in jeweiligen Preisen - 



nach ESVG 1995. Berechnungsstand: Februar 2009. Neue und alte Länder jeweils ohne Berlin. 
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder" 


2.4 Wachstumsraten der Bruttowertschöpfung einzelner Wirtschaftsbereiche 

in den neuen Ländern gegenüber dem Vorjahreszeitraum in % 

- preisbereinigt, verkettet - 



1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

Bruttowertschöpfung aller 
wirtschaftsbereiche 

3,2 

2,0 

0,8 

2,7 

1,9 

1,2 

1,4 

0,8 

2,1 

0,3 

3,3 

2,9 

1,2 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

-1,2 

9,2 

-3,3 

13,1 

-7,9 

7,4 

-9,5 

-6,8 

38,7 

-25,7 

-10,0 

18,1 

5,6 

Produzierendes Gewerbe ohne 
Baugewerbe 

8,9 

5,5 

2,0 

5,5 

10,1 

2,8 

2,4 

4,4 

7,3 

6,3 

8,7 

7,8 

3,0 

* dar.: Verarbeitendes Gewerbe 

5,7 

11,2 

4,9 

7,4 

12,8 

4,0 

2,5 

4,7 

8,4 

8,0 

10,4 

9,7 

3,8 

Baugewerbe 

-4,4 

-4,7 

-11,2 

-7,6 

-12,4 

-13,3 

-5,2 

-5,1 

-5,7 

-9,1 

-2,8 

1,8 

0,8 

Flandei, Gastgewerbe und Verkehr 

2,2 

0,1 

3,1 

5,4 

2,4 

2,6 

2,4 

0,4 

2,4 

-2,2 

4,5 

-0,2 

1,7 

Finanzierung, Vermietung u. 
Unternehmensdienstist. 

9,2 

6,2 

7,9 

3,5 

4,2 

6,3 

4,5 

2,1 

0,0 

2,6 

3,3 

3,8 

1,3 

öffentliche und private Dienstleister 

1,7 

1,3 

-0,1 

2,3 

1,1 

-0,6 

0,5 

-0,5 

-0,2 

-0,4 

0,4 

-0,3 

-0,8 


nach ESVG 1 995. Berechnungsstand: August 2008 / Februar 2009. Neue Länder ohne Berlin. 
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschattliche Gesamtrechnung der Länder" 
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2.5 Anteil der Bruttowertschöpfung (BWS) im Verarbeitenden Gewerbe sowie der 
BWS im Baugewerbe der neuen Länder an der BWS der neuen Länder insgesamt^’ 



Nach ESVG 1995. Berechnungsstand August 2008 / Februar 2009. Neue Länder ohne Berlin. 
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesarctrechnungen der Länder" 


2.6 Erwerbstätige im Verarbeitenden Gewerbe und Baugewerbe in den neuen Ländern 



Nach ESVG 1995. Berechnungsstand August 2008 / Februar 2009. Neue Länderohne Berlin. 

Linke Skala: Arbeitnehmer in Tausend. Rechte Skala: Anteil an den E™/erbstätigen insgesamt in % 

Quelle: Arbeitskreise "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder" und " Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder" 
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9 7 \/#»rfiinhar#»<a Finkr»mm#»n nrivatAn l-l»ii«h»lf'P i#» Finwr»hn#»r tin Fiirnl 



Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck, Ausgabenkonzep 


Verfügbares Einkommen je Einwohner (Deutschland = 100) 



alte Länderohne neue Länderohne Berlin Brandenburg Mecklenburg- Sachsen Sachsen-Anhalt Thüringen 

Berlin Berlin Vorp. 



Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder", Berechnungsstand: August 2008 
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2.8 Lohnkosten, Produktivität und Lohnstückkosten im Ost-West-Vergieich 



darunter: Verarbeitendes Gewerbe 


Baugewerbe 




1991 1994 1997 2000 2003 2006 


1991 


Handel, Gastgewerbe und Verkehr 


1994 1997 2000 2003 2006 


Finanzierung, Vermietung, 
Unternehmensdienstleister 




Daten: 1991 bis 2008 

Neue Länder mit Berlin, alte Länder ohne Berlin, 
hier: Bruttowertschöpfung je E™/erbstätigen in jeweiligen Preisen 
= Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer in Relation zur Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in jeweiligen Preisen 


•Lohnstückkosten Ost über West in % 
-Arbeitnehmerentgelt je Beschäftigten in % West 
- Produktivität je Beschäftigten in % West 


Quelle: Arbeitskreis VGR (Berechnungsständ: August 2008 / Februar 2009) 









3. Konjunkturindikatoren 

3.1 Entwicklung der Produktion in den neuen Ländern ( Produktionsindex 2000=100 - Originaiwert -) 
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o 

CT 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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3.2 Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe 
sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 



Quelle: Statistisches Bundesamt (Monatsbericht im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe) 

Neue Länder mit Berlin-Ost, alte Länder: mit Berlin-West; Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten 
Neue Länder mit Berlin, alte Länder: ohne Berlin; Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten 
Neue Länder mit Berlin, alte Länder; ohne Berlin; Betriebe mit mehr als 50 Beschäftigten, 

■*' gern. WZ 2008 
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3.3 Baugenehmigungen und Baufertigstellungen im Wohnungsbau^’ 

in den neuen Ländern und Berlin^’ 



Baugenehmigungen^* 

dar. Neubauten 

Baufertigstellungen^* 

dar. Neubauten 

1991 

5.484 

5.144 

16.670 

16.430 

1992 

26.525 

24.640 

11.477 

11.302 

1993 

82.529 

77.138 

23.598 

21.879 

1994 

126.088 

116.561 

67.704 

62.495 

1995 

180.011 

164.010 

104.214 

95.872 

1996 

186.155 

165.074 

143.366 

130.421 

1997 

155.368 

133.606 

177.829 

160.783 

1998 

113.973 

91.693 

128.447 

110.748 

1999 

91.874 

73.267 

102.865 

82.963 

2000 

66.104 

54.886 

86.284 

70.533 

2001 

50.036 

42.719 

58.254 

48.558 

2002 

42.103 

36.368 

49.007 

41.339 

2003 

44.568 

39.434 

41.836 

36.222 

2004 

38.680 

33.723 

39.718 

35.263 

2005 

33.025 

29.383 

35.544 

31.170 

2006 

35.449 

30.501 

33.695 

29.461 

2007 

27.549 

22.343 

26.931 

23.258 

2008*’ 

31.336 

23.538 




Wohn- u. Nichtwohngebäude. 

Bis Berichtsjahr 2004: Neue Länder und Beriin-Ost 
Einschi. Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden. 
’Voriäufiges Ergebnis. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 

































































































Drucksache 16/13360 


- 118- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


3.4 Exportquote^’ im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe (in %) 



Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz der Betriebe ab 20 Beschäftigten, rechte Grafik: Betriebe mit mehr ais 50 Beschäftigten 
linke Grafik: Ostdeutschland: Neue Länder und Berlin-Ost; Westdeutschland: früheres Bundesgebiet; Vergleichbarkeit zu Zahlen vor 1995 eingeschränkt 


Exportquote (in %, Bundesländer) 



1) von Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes mit mehr ais 50 Beschäftigten 


3.5 Ausfuhr nach Bundesländern (Spezialhandel - in Mrd. €) 



Queiie: Statistisches Bundesamt (Bundesländer ohne Restposten) 
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4. Arbeitsmarktdaten 

4.1 Eckwerte des Arbeitsmarktes für die neuen Länder - Aprii 2009 - 


Merkmal 

2009 

Veränderung gegenüber Vorjahresmonat 

(Arbeitslosenquote Vorjahreswerte) 

April 

März 

Februar 

Januar 

April 

März 

Februar 

absolut 

in % 

in % 

in % 

SozialversicherungspfMchtig Beschäftigte 

- Bestand, geschätzt 



5.133.000 

5.151.000 




0,5 

Arbeitslose 









Bestand 

1.185.247 

1.206.893 

1.203.971 

1.182.337 

-12.652 

-1,1 

-2,4 

-5.2 

dar.: 44,8 % Frauen 

531.479 

533.773 

536.016 

534.510 

-43.410 

-7,6 

-8,7 

-10,2 

55,2 % Männer 

653.768 

673.120 

667.953 

647.826 

30.758 

4,9 

3,3 

-0,8 

10,7 % 15 bis unter 25 Jahre 

126.938 

132.271 

130.113 

123.328 

1.721 

1,4 

-0,3 

-4,3 

(1,4 % dar.: 15 bis unter 20 Jahre) 

16.958 

17.845 

18.080 

17.535 

-1.608 

-8,7 

-10,6 

-13,2 

29,3 % 50 Jahre und älter 

347.070 

350.769 

348.934 

343.598 

8.080 

2,4 

1,6 

-0,7 

(15,6 % 55 Jahre und älter) 

185.124 

185.165 

182.665 

178.874 

26.028 

16,4 

16,7 

14,8 

Arbeitslosenquoten bezogen auf 
- alle zivilen Erwerbspersonen insgesamt 

13,9 

14,2 

14,1 

13,9 

13,9 


14,4 

14,8 

Männer 

14,6 

15,0 

14,9 

14,5 

13,8 

- 

14,4 

14,9 

Frauen 

13,1 

13,2 

13,2 

13,2 

14,1 

- 

14,3 

14,6 

15 bis unter 25 Jahre 

13,0 

13,6 

13,3 

12,6 

12,4 

- 

13,2 

13,5 

15 bis unter 20 Jahre 

6,1 

6.5 

6,6 

6,4 

6,3 

- 

6,7 

7,0 

50 bis unter 65 Jahre 

15,4 

15,5 

15,4 

15,2 

15,3 


15,6 

15,9 

55 bis unter 65 Jahre 

16,1 

16,1 

15,9 

15,6 

14,6 


14,6 

14,6 

- abhängige ziv. Erwerbspersonen insgesamt 

15,5 

15,8 

15,8 

15,5 

15,5 

- 

16,0 

16,5 

Leistungsempfänger 

Arbeitslosengeld 

323.984 

356.057 

359.751 

340.607 

39.910 

14,0 

■ 

4,7 

erwerbsfähige Hilfebedürftige (Alg II) 

1.712.848 

1.696.717 

1.684.375 

1.672.881 

-110.677 

-6,1 


-8,0 

nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld) 

520.529 

517.913 

516.106 

515.751 

-35.251 

-6,3 

-7,0 

-7,2 

Gemeldete Stellen 









- Zugang im Monat 

58.432 

56.269 

52.544 

40.072 

-4.726 

-7,5 

-19,1 

-10,2 

seit Jahresbeginn 

207.317 

148.885 

92.616 

40.072 

-24.866 

-10,7 

-11,9 

-6,9 

- Bestand am Ende des Monats^* 

117.487 

116.285 

111.842 

103.015 

-9.653 

-7,6 

-6,8 

-0.2 

dar.: ungefördert^^ 

52.852 

53.433 

50.755 

45.715 

-5.848 

-10,0 

-7,2 

-6,2 

sofort zu besetzen 

93.009 

87.155 

83.944 

82.966 

-5.596 

-5,7 

-1,5 

4,2 

Teilnehmer an Maßnahmen aktiver 
Arbeitsmarktpolitik^^ 

- Bestand insgesamt 

513.187 

521.132 

525.185 

528.802 

-31.234 

-5,7 

-0,1 

3,8 

dar.: Qualifizierung 

79.594 

83.596 

80.788 

77.215 

1.293 

1.7 

8,4 

14,6 

Berufsberatung und Förderung der Berufsausbildung 

88.790 

90.062 

92.552 

96.750 

-7.461 

-7,8 

-4,1 

-0,8 

Beschäftigungsbegleitende Leistungen 

120.937 

122.190 

124.160 

126.176 

-7.219 

-5,6 

-2,3 

0,5 

Beschäftigung schaffende Maßnahmen 

149.536 

148.331 

152.165 

158.357 

-15.869 

-9,6 

-3,8 

0,8 

Kurzarbeiter 









Saisonbereinigte Entwicklung 

Veränderung gegenüber dem Vormonat 

April 09 

März 09 

Febr. 09 

Jan. 09 

Dez. 08 

Nov. 08 

Okt. 08 

Sept. 08 

- Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 



-1.000 

6.000 

5.000 

-4.000 

2.000 

4.000 

- Arbeitslose 

6.000 

12.000 

9.000 

15.000 

5.000 

-2.000 

-4.000 

-14.000 

- gemeldete Stellen (einschl. geförderte Stellen) 

-1.000 

-4.000 

-2.000 

1.000 

3.000 

1.000 

0 

2.000 

- ungeförderte Stellen 

-1.000 

-1.000 

0 

-2.000 

0 

-1.000 

0 

0 

- Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspers. 

13,3 

13,2 

13,0 

12,9 

12,8 

12,7 

12,7 

12,8 


Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 

Endgültige Werte stehen erst mit einer Wartezeit fest. Am aktuellen Rand können die Daten aufgrund von Erfahrungswerten überwiegend hochgerechnet werden, 
ohne PSA, ABM, BSI und Arbeitsgelegenheiten 

Den Arbeitsagenturen waren im 3. Quartal 2008 It. Umfrage bei Betrieben 58 Prozent des gesamten Stellenangebots gemeldet. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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4.2 Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in den neuen Ländern (ohne zkT)^’ 

-jahresdurchschnittlicher Bestand in Tausend - 



1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

Arbeitslose 

1.375 

1.344 

1.359 

1.374 

1.411 

1.624 

1.599 

1.614 

1.480 

1.291 

1.123 

Direkte Förderung regulärer Beschäftigung 

158 

185 

120 

108 

112 

140 

149 

146 

146 

135 

116 

Lohnkostenzuschüsse 

146 

171 

106 

94 

97 

114 

83 

39 

43 

52 

61 

Eingliederungszuschüsse 

17 

26 

40 

53 

65 

98 

71 

32 

35 

42 

50 

Einstellungszuschüsse bei Neugründungen 

1 

3 

5 

6 

5 

8 

8 

4 

3 

2 

2 

Einstellungszuschüsse bei Vertretung 

- 

- 

- 

- 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

Entgeltsicherung für Ältere nach § 421j SGBIIl 

- 

- 

- 

- 

- 

1 

2 

1 

1 

3 

4 

Arbeitsentgeltzuschuss für Ungelernte 

- 

- 

- 

- 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

Strukturanpassungsmaßnahmen OfW 

115 

131 

51 

23 

13 

3 

- 

- 

- 

- 

- 

Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose 

13 

11 

10 

12 

14 

4 

- 

- 

- 

- 

- 

Einstiegsgeld (Beschäftigung) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1 

3 

4 

4 

Existenzgründungsförderung 

12 

14 

14 

14 

15 

33 

68 

107 

103 

83 

55 

Überbrückungsgeld 

12 

14 

14 

14 

15 

20 

21 

20 

14 

1 

0 

Existenzgründungszuschuss 

- 

- 

- 

- 

- 

13 

47 

85 

80 

51 

17 

Einstiegsgeld für Selbständige 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2 

7 

9 

7 

Gründungszuschuss 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2 

22 

30 

Personal-Service-Agenturen 

- 

- 

- 

- 

- 

4 

9 

6 

2 

1 

1 

Bildungsmaßnahmen 

261 

263 

252 

253 

256 

240 

196 

139 

128 

124 

124 

Berufliche Weiterbildung 

151 

143 

140 

136 

129 

99 

63 

38 

37 

39 

63 

Berufliche Eingliederung Behinderter“'*^’ 

38 

37 

38 

38 

41 

46 

45 

21 

19 

18 

Deutsch-Sprachlehrgänge 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

4 

1 

- 

- 

- 

Berufsvorbereitende Maßnahmen 

20 

21 

24 

26 

29 

33 

26 

23 

20 

19 

16 

Berufsausbildung Benachteiligter 

46 

56 

44 

48 

52 

57 

58 

56 

52 

48 

45 

Beschäftigung schaffende Maßnahmen 

198 

217 

193 

159 

130 

113 

104 

150 

180 

155 

153 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

151 

168 

146 

116 

86 

73 

65 

36 

34 

30 

31 

T raditionelle Strukturanpassungsmaßnahmen 

47 

49 

47 

43 

44 

39 

28 

12 

6 

2 

1 

Beschäftigung schaffende 
Infrastrukturmaßnahmen 

- 

- 

- 

- 

0 

1 

2 

1 

1 

0 

- 

Arbeitsgelegenheiten (insgesamt) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

9 

101 

139 

123 

121 

Eignungsfeststellungs- und 
Trainingsmaßnahmen “'* 

14 

16 

19 

21 

22 

31 

31 

21 

20 

19 

19 

Freie Förderung 

17 

25 

24 

28 

27 

5 

16 

8 

7 

6 

■1 

Jugendsofortprogramm 

- 

34 

35 

45 

46 

46 

36 

2 

- 

- 

- 

Arbeit für Langzeitarbeitslose 

- 

- 

- 

- 

- 

1 

16 

2 

- 

- 

- 

Altersteilzeit (nur BA-Förderfälle) 

2 

5 

8 

11 

13 

15 

16 

17 

18 

17 

17 

Teilnehmer insgesamt 

650 

745 

651 

625 

606 

595 

573 

491 

501 

457 

434 

nachrichtlich: 












Kurzarbeiter 

34 

27 

24 

27 

41 

35 

29 

25 

13 

16 

21 

Nichtarbeitslose Leistungsempfänger 
nach §428 SGBIIl®’ 

96 

94 

88 

94 

111 

136 

131 

72 

80 

65 

36 


Daten der arbeitsmarktpolitischen Instrumente aus den IT-Systemen der BA, ohne Daten der zugelassenen kommunalen Träger 

bis 2002: neue Länder incl. Berlin (Ost), ab 2003: neue Länder incl. Berlin (gesamt) 

^^einschl. EGZ für Jüngere nach § 421p SGBIIl, ohne Eingliederungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen 
Strukturanpassungsmaßnahmen Ost für Wirtschaftsunternehmen 
Daten zur Rehabilitation für das Jahr 2008 derzeit nicht trennscharf berichtsfähig 

Ab 2005 geänderte Erfassung der Maßnahmen; aktuelle Zahlen sind mit denjenigen bis 2004 nicht voll vergleichbar. 

Datenrevisionen rückwirkend ab 2004 berücksichtigt 

2004 mit Jump Plus 

2005 nur Empfänger von Arbeitslosengeld I Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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4.3 Zahlen zur Erwerbsbeteiligung in den alten und den neuen Ländern (Inlandskonzept) 



Neue Länder ohne Berlin; alte Länder einschließlich Berlin 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Statistisches Bundesamt, Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder; 
Berechnungen durch das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (Berechnungsstand: Dezember 2008) 














5. Hauptförderinstrumente 

5.1 Inanspruchnahme ausgewählter Förderinstrumente für die neuen Länder 

Stand: Dezember 2008 



Ergänzungsprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau, aus Haushaltsmitteln des Bundes im Zins verbilligt. 
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt. 
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5.2 Regionale Aufteilung der durch GA-Mittel (gewerbl. Wirtschaft) und ERP-Mittel (einschl. EKH-Mittel) 
geförderten Investitionen in den neuen Ländern 

- 1990 bis Dezember 2008 - 



ERP/EKH^’ 

in Mrd. Euro 

gV> 

in Mrd. Euro 

Einwohner^* 

in Tsd. 

Investitionen/Einwohner 

in Euro 

Brandenburg 

20,8 

30,9 

2.536 

20.400 

Mecklenburg-Vorpommern 

19,0 

15,9 

1.680 

20.800 

Sachsen 

33,4 

55,2 

4.220 

21.000 

Sachsen-Anhalt 

20,9 

36,5 

2.412 

23.800 

Thüringen 

23,5 

27,9 

2.289 

22.400 

Berlin-Ost 

5,1 

9,5 

1.271 

1 1 .500 

Gesamt 

122,7 

176,0 


20.700 


Nur in unter 5 % der Fälle werden Investitionen sowohl mit ERP/EKH-Mitteln als auch mit GA-Mitteln gefördert, 
am 31 .12.2007 (Berlin-Ost am 30.06.2001 ) 


60 


50 


40 


30 


20 M 


10 -H 


□ 

□ 


= ERP/EKH in Mrd. Euro” 


= GA in Mrd. Euro ' 


Brandenburg Mecklenburg- Sachsen Sachsen-Anhalt Thüringen Berlin-Ost 

Vorpommern 


I 1 1= Inv./Einw. in Euro] 



Quellen: BMWi, BAFA 















6. Unternehmensgründungen und -liquidationen in den neuen Ländern seit 1991 


Drucksache 16/13360 


124 - 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


00 

o 

o 

o 

o 


CN 

03 

LO 

CO 

C30 

03 

CD 







o 

o 

r^ 

ID 


p 

CO 

CD 

<30 







CO 

o 

ö 

LD 





























o 

o 


T- 

CO 

C33 

CO 


N. 

N. 


CO 



h*» 

o 

o 


r^ 

CO 

CD 

CO 



03 


<33 



o 

o 

CO 



CO 

CN 

s. 


CN 

N. 



CO 

o 

CD 

CD 












CM 















<D 

o 

CD 


CD 

N. 

03 

CO 





LO 



03 

O 


CO 

CN 

LO 

CD 


o 



CO 


00 

O 

CO 

CD 


r^ 

LO 

LO 

CD 


CO 

CN 




p 

o 

c 6 

LD 


LD 






csi 




CN 

CM 

03 

00 












in 

o 

o 



LO 

CO 

N. 


LO 

LO 


CO 


o 

o 

o 


o 

CO 

<30 

LO 


03 



LO 


o 

o 

r^ 

04 



CO 

CD 

CN 


CO 

LO 




LD 

o 

CD 

CD 




CN 




csi 




CD 

CM 

O 

03 












O 

O 


CD 

CO 

LO 

N. 


o 

CN 


C33 


O 


O 

O 


03 

CO 

N. 




03 


00 


O 

o 

LT) 



CN 

s. 

CN 

CN 


CO 






o 

Cvj 

CD 




CN 




csi 




CD 

CM 

CO 

00 











CO 

o 

O 


LD 

N. 

N. 

CO 


o 





O 

o 

O 


r^ 

CO 


CD 


CO 



C33 


O 

o 

r^ 

P 


p 

CO 

CO 

CO 








o 

ö 





CN 




csi 




CO 

CM 


CO 










CN 

CM 

o 

o 


r^ 

C33 

CO 

CD 



03 


CN 


O 

o 

o 



CO 

N. 




CO 


<33 


O 

o 

CO 

o 


00 

CO 


CO 



LO 




CO 

o 


cvj 


cö 


cd 




csi 




LD 

CM 

00 

CO 












o 

o 


CD 

CO 

CD 

LO 


o 

o 


LO 


o 


o 

o 


O 

LO 

CO 






<33 


o 

o 




p 

CO 

CO 

CO 



CO 




CO 

o 

ö 



CÖ 


cd 




csi 




CD 

CM 

03 

CO 












O 

o 


r^ 

CO 

CO 

03 


N. 

N. 


CO 


o 

o 

o 

o 



CO 

LO 

N. 


CO 

CO 


03 


o 

o 

in 

p 


o 

N. 

CN 

CO 


CO 

o 




o 

o 

tri 



cd 


cd 




csi 




cd 

CM 

03 

CO 











Ci 

O 

o 


r^ 

CO 

CO 

CO 


o 





o 

O 

o 


CD 

CO 

N. 

N. 


CO 

o 




o 

Ci 

CN 

p 


p 

CO 

CD 

CN 


CN 

03 


CN 


p 

Ci 


T— 




cd 








CO 


O 

03 












00 

O 

O 


LD 

Oi 

CN 

LO 


CN 

CO 




o 

O 

O 



CO 

CD 

N. 


CN 

03 


CO 


o 

Ci 


p 


p 

CO 


LO 


CO 



CN 



Ci 

Ö 

T— 


cd 


cd 




csi 




<33 


- 

03 














o 

O 


CD 

CO 

N. 

CN 


CO 





o 

h- 

o 

O 


CN 

C33 

CO 

CO 


CO 




o 

Ci 

LT) 

p 


■p 

o> 


LO 


CO 





p 

Ci 

cö 



cd 


cd 




03 




czJ 


o 

CO 











CN 

<D 

o 

o 


03 

o 

LD 

CD 





CO 


o 

o 

o 



LD 

CO 

00 



CN 


CD 


o 

Ci 

p 

p 



(J3 

P 

p 



P 


T- 


p 

Ci 

CD 





CN 

T— 



T— 




CN 


00 














in 

O 

o 



CD 

CO 

00 





<33 


o 

O 

o 


r^ 

r^ 

<J) 

CO 



CN 


CN 


o 

Ci 

O 

o 


00 


CO 




p 


T- 


o 

Ci 

CD 

03 


LD 

























CN 


o 

O 



o 

r^ 



00 

00 


r^ 


o 


o 

O 




CN 

CD 


CD 

CN 




o 

Ci 

p 

p 


p 

CD 

P 

C73 


CO 

CO 


T— 


p 

Ci 




CO 










ö 















CO 

CO 

o 

O 


r^ 

CO 


CN 


00 



<33 


o 

o 

o 


CN 

CN 

CD 

00 


00 

00 


00 


o 

Ci 

p 

p 


CO 



CD 


T— 





p 

Ci 

03 

T— 


CN 










cd 















CO 

CM 

o 

o 


CN 

CN 

CN 




r^ 


CD 


o 

o 

o 


(J3 

CD 

CN 

O 



CN 


O 


o 

Ci 

p 

p 


P 

CN 

T— 

CO 



CN 


T— 


p 

Ci 

CD 













csi 


03 

CN 












N- 


O 

O 


CN 


r^ 

r^ 


CO 

CO 




o 


O 

O 


(J3 

CO 

CN 

LD 



LD 




o 

Ci 

P 

p 


CO 

T— 







T— 


p 

Ci 

C3 













<33 















CN 

1 

c 

03 

03 

c 

o 

"O 

c 

:0 

CT 

C 

03 

C 

o 

ro 

■a 

'd 

.CT 


c 

03 

N 

C 

03 

> 

O 

CO 

c 

03 

5 

03 

O 

CO 

03 




CT 

c 

D 

ts 

£ 

0 

D3 

C 

03 

CT 


03 

JZ 

.o 

03 

(0 

c 

o 

£ 

£ 

c 

4) 


CO 

70 


‘co 

"O 

03 



:D 

C 



4) 

O) 

1 

c 

03 

£ 

JZ 

03 

c 

c 

03 

£ 

JZ 

03 

c 

B 

c 

c 

03 

£ 

JZ 

03 

c 

c 

‘ö 

2 

§ 

03 

CT 

D 

03 

"O 

c 

c 

D 

03 

C 

O 

£ 

.ü 

JZ 

ü 

D 

W 

w 

c 

03 

03 

W 

c 

*2 

‘ro 

JZ 

ü 

C 

0) 

c 

3 

o 

c 

3 

•ö 

c 

:3 


B 

B 

3 

B 


CO 

03 


CO 


o 

CO 


G) 


c 

c 

CO 

c 

> 

CQ 

I 

> 

z 

Q 

CO 

"C 

(0 

3 

4) 


Z) 

Z) 

■a 

Z) 

' 

' 

' 

' 


' 

' 

5 

<n 

C 


CO 

(D 


03 £ 

2 W 


CÜ 

03 

'<13 ir-, 


£ 

Z) 


O N 


O 

o 

o 

o 


o 

O) 

05 


c: 

03 

.03 

s«. 

•Q 


Quellen: Statistisches Bundesamt (insoivenzen); 





7. FuE-Personal im Wirtschaftssektor 
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^'nach ESVG 1995; in jeweiligen Preisen nach Inlandskonzept 
neue Länder und alte Länder jeweils ohne Berlin; neue Anlagen 

alle Wirtschaftsbereiche, in Preisen von 2000 
definiert als Kapitalstock je Erwerbstätigen 

Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder" {Berechnungsstand: August 2008) 












































































































8.3 Sektorale Entwicklung der Investitionen in den neuen Ländern 




Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder" {Berechnungsstand: August 2008) 





















